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f I. 

Die Gesetzgebung der rQmischen Kaiser über die 
Immunitäten der Kirche und des Klerus nebst den 
und Principien, 

von ütta Granhof, Priester der Diöcrae Hildeaheiin. 
Die Gesetzgebung der röraisehen Kaiser über die 
Immunitäten der Kirche und des Klerus beginnt erst m 
als Constantin der christlichen Keligion Duldung gewähr 
darauf zur Stäatsreligion erhob und die Kirclie als solche 
Dem heidnischen Römerreiclie und seiner Beligion gegeni 
von einer solchen Duldung und Anerkennung keine Rede 
treffen aus dieser Zeit nur solche kaiserliche Verordnung 
auf Unterdrückung und Ausrottung der neuen Religion 
• Zwac gab es im Zeitalter der Verfolgungen auch Momei 
nen die Christen Ruhe »enosaen; indem einige Kaiser, 
Gleichgültigkeit gegen die Regierungsgeschäfte und gegen 
sei es aus Gntmiithigkeit, sei es, dass sie einem Beligioi 
mua huldigten, ihnen freie Ausübung ihrer Religion geati 
Bau Ton Gotteahäusern erlaubten und sie sogar in ihren 
auf Eigenthum begünstigten. So erzählt uns Lampridin 
Vorfall, Die Christen hatten unter der Regierung des 
Severus (222 — 235) sieb in Rom einen Platz angeeignf 
denselben' ein Gotteshaus errichtet. Dagegen trat die 
Garköche mit der, Behauptung anf, der Platz gehöre ihn 
gingen dieserhalb den Kaiser an. Doch entschied sich 
die Christen mit den Worten : >Es ist besser, dass, wei 
was immer für eine Weise auf jenem Platze die Gottb 
als dass er den Garkochen überlassen wird <). — Fernei 
bereits vor Constantin Kaiser Gallienus den Christen i 
freie Ausübung ihrer Religion, sondern gebot auch, ihn 
gräbnissplätze und Grundstücke, welche unter der Deciai 
Valerianischen Verfolgung ihnen entrissen waren, zuräcl 

1) In Älei. Sever, 3. 

2) EusebiuH bist, eccl, VII, c. 13 : . . . „ha\ äUn toS iu 
lieaoB) Biita^is <fif£xai 'ip xfbi hifoui tesxAtou^ KEJtohrrai, ti tiö» xi 



'■, Gesetzgebung der rötn. Kaiser ilHer das Kirchengut. 

lung, durch die er die christliche Genossenschaft, die 
ine gesetzmässig bestehende Corporation auerkannte , ia- 

rötniscfaen Gesetzen nur eine solche ein gemeinsames 

könnte. Es ist nicht unmöglich, dass, wäre aiii Ga- 
)nstaQtin gefolgt, der das angefangene Werk fortsetzte, 
t schon mit Oallienns eine neue Aera in der Eirchen- 
eginnen könnten. 

ens entwickelte sich schon während der ersten drei Jahr- ' 
( ganze kirchliche Leben in seiner vollen Eigenthümlich- 
itanden zam guten Theile^ die Institute, es bildeten sich 
lisse, welche durch die nachmaligen Gesetze der christ- 
r ihre Bestätigung, Fortbildung, Umänderung oder auch 
ing erfuhren. Das gilt besonders von dem Vermögen 
and des Klerus; welches gerade in dieser Periode sich 

wenn vom Staate confiscirt, sich stets wieder erneuerte ; 
)nn auch die anderen Arten von Immunitäten , da sie 

nur von den christlichen Kaisern au;i MnniScens ver- 
in, hier nicht in Betracht kommen, wenigstens von dem 
Gerichtsstände des Elerns, eine Gerichtsbarkeit, die sich 

der Staat in Berührung mit der neuen Hellgion trat, 
:h gestaltet hatte. 

ir uns mit den kaiserlichen Gesetzen über das Vermö- 
che und des Klerus^), die «ir hier tiesprechen wollen, 
ßssen wir zuvor folgende Fragen kurz erledigen : Hat 
ün Recht auf Yermögenshesitz ? Wie ist die Kirche zu 
!e ursprünglich gekommen ? Zu welchem Zwecke ward 
vermögen verwandt? In welchem Verhältnisse stand das 
es Klerus zu dem der Kirche ? 

«cht der Kirche anf Vermögensbesitz ergibt sich zunächst 
ihwendigkeit. So wenig ein Staat existiren und seine 
llen kann, wenn ihm die entsprechenden Mittel zur In- 
', und Erhaltung der Staatsmaschinerie fehlen, so wenig 
Lrche, dieser zweite Staat in der göttlichen Weltordnung 
ecke der zeitlichen Güter entrathen. Sie bedarf, analog 
en Staate, eines steten Fond, aus dem die Kosten zum 

Gegenstand ist theitweiae behandelt von Riffel, geschichtliche 
iea Verhältnisses zw. Kirche und Staat, im I. Theil, Buch 1 nnd 2, 
ferner von Braun, das kirchl. TermSgen von i,ea ältesten Zeiten 
aian, Oieaaen 1860. Endlich vergl. den Aofsati 3 im 2. Hefte 

Qnartabchrift 1845. üeberall kommt nnr eine beschränkte Zahl 
len Qesetaen znr Besprechung. 
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Bau der kirchlichen Gebäude und' Anstalten, zum Unterhalte der 
Beamten, zur Ausübung des Gultus bestritten werden. Die Kirche, 
wenn auch kein Reich von dieser Welt, ist doch ein Reich in dieser 
Welt, und der Stifter dieses kirchlichen Reiches, obschon er selbst die 
Armuth übte und in gewissem Sinne von allen geübt wissen wollte, war 
dennoch so weit entfernt, für seiife Stiftung vollständige Armuth zu for- 
dern, dass er vielmehr selbst den ersten Grund legte zum kirchli- 
chen Vermögen und damit der Kirche die allerhöchste Sanetion zum 
Vermögenserwerbe ertheilte. Wir nehmen mit dem hL Augustinus den 
Geldsäckel, den der Herr bei sich trug, um daraus seine und der 
Seinigen Bedürfnisse zu bestreiten (Joh. 4, 8.), als erste Begrün- 
dung des kirchlichen Vermögens an. »Habebat,« sagt der hl. Au- 
gustinus^) »Dominus loculos et a fidelibus oblata conservans et suo^ 
runi necessitatibus et aliis indigentibus tribuebat. Tunc priimmt 
Ecclesiasticae pecuniae forma est in$tittUa.<ii Nehmen wir. dazu die 
Mahnung Christi an die einzelnen, alles mit den Mitmenschen zu 
theilen, ein Wink, der nicht die Zerstörung des Eigenthums befahl, 
sondern nur den Erwerb und das Eigenthum für die kirchliche Ver- 
bindung andeutete, so seh^n wir damit zugleich die Richtung ange- 
bahnt, in welcher der weitere Erwerb des kirchlichen Gutes vor sich 
ging, und allmählig eine kirchliche Domäne entstand. Es genügt, 
an Ap. 2, 44 f. zu erinnern. — Die Oblationen, die regelmässigen 
und ausserordentlichen CoUecten, die in die aufgestellten Opferkasten 
(von Cyprian, de op* et eleem. c 14. corban, von TerttdUan^ apolog. 
c. 39. arca, in den apostol. Gonstit. II, 36. corboha, in den Goncil- 
acten von Elvira concha genannt) geworfenen Beträge, die ansehnli- 
chen Beiträge, die von reichen erlauchten Familien bei ihrem Ueber- 
tritte zum Ghristenthume gespendet wurden, bildeten manchmal recht 
ergiebige Quellen des kirchlichen Vermögens 2). 

Verwendet wurden die Gaben zunächst zur Beschaffung des zur 
Feier der hl. Geheimnisse Nothwendigen , zum Unterhalte der Kir- 
chendiener und zur Unterstützung der Armen. Erst dann, als das Ein- 
kommen stellenweise reicher wurde und mehr betrug, als die laufen- 
den Bedürfnisse erheischten, dachte man neben der Unterstützung 
der Armen, deren Versorgung den grössten Theil des Vermögens in 
Anspruch nahm, an die Errichtung würdigerer Cultuöstätten. Die 
Christen besassen von Anfang an' gottesdienstliche Locale, aber, wie 
bekannt, mehr unter als über der Ürde, und es muss hier darauf 



1) Tractat. 62. in Joh. cf. c. 17. C. 12. Q. 1. 

2) Thomassinr v. et n. eccl. discipl. UI; lib. 1. c. 2. 8. 12 sqq. 
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hingewiesen werden, dass, im Ganzen und Grossen genommen, die 
Kirche bis zu Constantihs Zeiten verhältnissmässig nur wenige 
Grundstücke und noch woniger auf diesen Grundstücken liegende 
Cultusgebäude *) besass. Die reichen zur Kirclie übertretenden Rö- 
mer, die zu frominen Zwecken grosse Beiträge zu spenden gedach- 
ten, waren durch die in früheren Verfolgungen gemachten Erfah- 
rungen gewitzigt. Sie schenkten der Kirche nicht so sehr Häuser 
und liegende Grundstücke, tils vielmehr baares Geld und Kostbar- 
keiten; sie veräiisserten lieber die Immobilien und gaben den Er- 
trag der Kirche. Die Mobilien konnten dann bei neu ausbrechen- 
dem Sturm der Verfolgung leicht bei Seite geschafft, den Armen 
ausgetheilt^) und vor der Einverleibung in den staatlichen Fiscus 
gerettet werden. 

Jenes Princip nun, welches man bei der ersten und ursprüng- 
lichen Stiftung des kirchlichen Fond im Auge gehabt hatte, das 
Princip , von dem Kirchenvermögen, die Armen und Dürftigen der 
Gemeinde zu unterhalten und so den schreienden Gegensatz zu ver- 
söhnen und den tiefen Riss zu heilen, der zwischen den Vermögen- 
den und dem Proletariate im heidnischen römischen Staate bestand, 
blieb auch in der Folgezeit massgebend. Alle die kirchlichen Ein- 
künfte, dieser fiscus reipublicae Domini , wie ihn Augustinus be- 
zeichnet, dienten vorwiegend dazu, alle Armen, Schwachen, Kranken 
Wittwen, Waisen, kurz alle Hilfsbedürftigen und^ Erwerbsunfähigen 
zu unterstützen 3). Hiermit stossen wir schon auf eine von jenen 
engen Beaiehtmgeti , in welcher die spätere kaiserliche Gesetzgebung 
über das Vermögen der Kirche isu den in den ersten christlichen 
Jahrhunderten in ihr ausgebildeten Verhältnissen steht, indem nicht 
einmal, sondern wiederholt und von verschiedenen Kaisern und zwar 
schon von Constantin betont wird , dass , weil von . dem Vermögen 
der Kirche und des Klerus die Armen und Dürftigen unterstützt 
würden, darum auch die Güter jener zu vermehren und von Lasten 
und Abgaben zu befreien seien ^). 



1) Euseb, h. e. VHI, 1 sqq. erzählt freilich vön der Erbauung mancher 
Kirchen, allein das Eirchenbauen fand hauptsächlich nur statt in den paar ruhi- 
gen Jahren während der Begierungszeit des Gallienus ; Aurelian culturkämpfte 
bekanntlich bereits wieder. 

2) Vergl. die Martyreracten des hl. Laurentius. 

3) Ratzinger, Kirchliche Armenpflege p. 37 ff. 

4) »Pauperes,« sagt Constantin der Grosse, »ecclesiarum divitiis susten- 
tari oportet.« Cod. Theod, XVI, 2, 6. cf. XVI, 2, 10. 14. XHI, 1, 5. Cod. 
Just, I, 2, 12. I, 3, 2\. sqq. 
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Wir haben jetzt, um uns das Verständniss der kaiserlichen Ge- 
setze später wesentlich zu erleichtern , das Yerhältniss zu prfif en , in 
welchem damals das Vermögen des Klerus zum kirchlichen Vermö- 
gen stand. Für die ersten »Kleriker« sorgte, wie wir bereits sahen, 
der Herr selbst durch Führung des Säckels. Als dann der VTelt- 
apostel seine' Mission antrat, konnte er in Rücksicht darauf, dass er 
lind seine Mitarbeiter alle ihre Zeit und ihre Kräfte dem Heile ih- 
rer Mitmenschen opferten, mit Recht sagön : »Der Arbeiter ist sei- 
nes Lohnes werth.« (I Tim. 5, 18.) Dennoch wollte gerade der 
Apostel, welcher für das Recht des Klerus, vom Altare zu leben, mit 
Entschiedenheit eintrat, in seiner grossen üneigennützigkeit von eben 
diesem Rechte keinen Gebrauch machen, und um niemanden zur Last 
zu fallen, verrichtete er in den wenigen Stunden, die ihm bei seinem 
Eifer, das Wort Gottes zu verkünden , übrig blieben , Handarbeit. 
Dieses Beispiel des Apostels bewog auch seine Schüler und fast durch- 
gängig den Clerus in der apostolischen Z^t, nicht auf Kosten der 
Gemeinde, in der sie wirkten, zu leben, sondern durch Handarbeit 
sich den täglichen Unterhalt nebenbei zu erwerben , damit die etwa 
einkommenden Gaben ganz den Armen und Kranken zugewendet 
werden möchten. Immer aber konnten die Kleriker mit Recht auf 
Unterstützung Anspruch erheben, jedoch nur, wofern sie von Haus 
aus nicht begütert waren. Es werden gewisfii einige Kleriker von 
Haus aus so viel Privatvermögen besessen haben, dass sie davo^ 
ihren Unterhalt bestreiten konnten. Alle diese mussten von ihrem 
Patrimonium leben; sie konnten und wollten auch — mit wenigen 
schlechten Ausnahmen , von denen freilich schon der Hirt des Her- 
mas spricht') — von dem Kirchengute nichts profitiren, da das 
gradezu ein Diebstahl am Eigenthume der Armen, Wittwen und 
Waisen gewesen wäre 2). Oft mag freilich der Fall nicht vorgekom- 
men sein, dass begüterte Männer zu Klerikern geweiht wurden ; aus 
dem 38. Briefe <3yprians wenigstens geht hervor, dass gern Arme, 
falls sie sonst die nöthigen Eigenschaften besassen^ zur Bekleidung 
der kirchlichen Aemter genommen wurden. Nun aber war es im 
Zeitalter der Verfolgungen zuweilen schwierig, dass Kleriker und zu- 
mal Bischöfe durch ihrer Hände Arbeit sich ernährten, einmal we- 
gen der. sich täglich anhäufenden geistigen Arbeit, sodann wegen 
der ihnen drohenden Gefahren, die sie zwangen, sich bald in dieses 
bald in jenes Versteck zu flüchten. Darum treten denn zu Zeiten 



1) Lib. m. sim. IX, 26. 

2) Thom. 1. c. m, 3, 4. 
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in die Beihe der aus der kirchlichen Gemeindekasse Unterstützten 
in erster Linie mit die Kleriker. Immer galt das Gesammteinkom- 
men der Kirche als ein Patrimonium pauperum, als ein pauperum 
Stipendium, als eiiie pauperum substantia, pauperum hereditas , . als 
Armengnt , an das auch der Klerus ein Anspruchsrecht hatte , aber 
nur insofern er arm war *). Wie eng das kirchliche Vermögen mit 
dem des Klerus verschmolzen war , geht amt besten daraus hervor, 
dass die Begüterten s bei ihrem Eintritte in den Klerus durchgängig 
ihr Vermögen der Kirche schenkten und in den allgemeinen kirch- 
lichen Fond fliessen Hessen, um dann für sich als Arme nur die 
Portion zu beanspruchen, welche von Haus aus arme Geistliche und 
Laien aus dem Kirchenvermögen erhielten. Sobald indessen ein Cleri-- 
ker im Stande war, sich regelmässig seinen täglichen Unterhalt durch 
Handarbeit oder sonstige ehrbare Geschäfte zu verdienen, war er auf 
sich selbst angewiesen^), und die Unterstützung aus dem Kirchengute 
fiel fort oder blieb höchstens als Ergänzungsraittel für den Fall, dass 
der durch Arbeit oder Geschäfte erzielte Gewinn nicht ganz aus- 
reichte. 

Wir wenden uns nunmehr zunächst zu den kaiserlichen Ge- 
setzen über den Erwerb von Kirchen vermögen und .das Vermögen 
des Klerus. 

Da in der Organisation der Kirche von selbst die Bildung ei- 
nes gemeinsamen Vermögens herbeigeführt wurde, so musste der 
Staat, wenn er die christliche Keligion als Staatsreligion anerkannt 
wissen wollte, auch die Einrichtung des kirchlichen Vermögens als 
nothwendig zum Bestehen der Kirche und zur Einreichung ihres 
Zweckes gelten lassen. Nicht genug ! der Staat musste auch dieser 
berechtigten und privilegirten Kirche und ihren Errichtungen ein 
derartiges Bestehen sichern, wie es für das religiöse Beste seiner 
Bürger sich als erforderlich und zweckmässig erwies, er musste, so- 
weit nicht das allgemeine Staatsleben darunter litt , auf Förderung 
und Vermehrung des Kirchengutes bedacht sein, musste sorgen, dass 
der nur durch Oblationen und Schenkungen von Privaten entstandene 
und unterhaltene, also auf sehr unsichern Füssen ruhende Kirchen- 
fond einen festen Grundstock erhieli Zugleich musste die Staats- 
regieruug auch auf eine sorgenfreie Stellung der Diener dieser Kirche 



1) Thom, 1. c. m, 3, 26. 

2) Conc. Carthag. v. L 398. c. 51. Thom. 1. c. cap. 8. 9. 10. 

Vergl. jedoch auch Can. Apost. 6, wo bereits vor einem ne quid nimis 
gewarnt wird : Episcopus vel presbyter vel diaconus saecuLares curas non sus- 
cipiftt ... 
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Bücksicht nehmen, damit dieselben ungehindert und unbeschwert 
von Nahruqgssorgen sich ihrem pflichtreichen Berufe widmen konnten; 

ff 

1. Die Gesetze Kaiser Constantins. 

In dem bekannten Mailänder Edicte vom Jalire 313 procla- 
mirten die römischen Imperatoren Gonstantin und Licinius die Glau- 
bens- und Gewissensfreiheit und verordneten sie weiter: »Hoc au- 
tem amplius in gratiam Christianorum decernimus, ut loca ipsorum, 
in quibus antehac convenire cohsueverant, . . . . si qui aut a fisco 
nostro aut ab alio quopiam ea emisse visi fuerint, ipsis Christianis 
absque ulla pecunia et sine repetitione ulla superadjecti pretii in- 
cuncianter ac sine ulla ambage restituant, et si qui eadem loca dono 
acceperint, ut ea protinus Ghristianis reddant . . . .Et quoniam 
iidem Christian! non solum ea loca, in quibns convenire solebant, 
sed etiam alia possedisse noscuntar, quae non privatim ad singulos 
ipsorum sed ad jus corporis pertinerent, haec omnia . . . iisdem Chri- 
stianis , hoc est cuilibet corpori et conventiculo ipsorum restitui ju- 
bebis (nämlich der Statthalter der Provinz.) .... Jubemus, ut si 
qüae ex illis, quae ad catholicam Christianorum ecclesiam per sin- 
gulas^ civitates aut in aliis locis petinebant , ea confestim illorum 
ecclesiis restitui facias; operam dabis, ut siVe horti sive aedes seu 
quodcunque aliud ad jus earundem ecclesiarum pertinuerit, cuncta 
illis quantocius restituantur ^).« Die Christen , die christliche Kör- 
perschaft, die Kirche erhielt also alle Güter und Besitzungen, welche 
sie früher inne gehabt aber in der Verfolgung verloren hatte, zu- 
rück , sowohl vom Fiscus als von den Käufern solcher Güter, ohne 
dass die Käufer eine Entschädigung dafür von der Kirche zu fordern 
hätten; diese soll ihnen vielmehr, wie das Gesetz noch hinzufügt, 
aus der Staatskasse werden. 

Vor allem legt sich hier die Frage nahe, ob ein rein politisches 
oder ein religiöses Interesse den Constantin zu seinem Verhalten ge- 
genüber der Kirche bewogen habe. Es ist der psychologische Ent- 
wicklungsgang in Constantin , den wir zu erkennen suchen müssen 
an der Hand der hier orientirenden Quellen 2). Wenn wir bedenken, 
dass schon zur Zeil Diocletians die Zahl der Heiden und Christen 
fast gleich war, und dass dieserhalb jener Kaiser Bedenken trug, 
eine Verfolgung der Christen auszusclireiben , wenn wir sehen, wie 



1) Lactant, de mortib. persecut, c. 48. — Euseb. h. 2. lib. X. c. 5. 

2) Euseb. Vita Const. und Const. orat. ad Sanct. coet. — Theod. h. e. 
Lactant. de m. p. c. 16. 
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Constantins Macht gerade durch den Sieg über die Thronrivalen, die 
besonders dem Heidenthum günstig waren, sich hob und in dem 
Grade wuchs, als er sich offener und entschiedener zu Gunsten der 
christlichen Religion erklärte, so könnten wir versucht sein, zu glau- 
ben, es habe bei ihm ein politisches Interesse vorgewaltet , sich für 
das Ghristenthum zu entscheiden, ohne dass man damit zu läugnen 
brauchte, es habe neben dieser politisch-planmässjgen Entscheidung 
zu Gunsten der christlichen Sache auch sein Herz und Gefühl ein 
Wort mitgesprochen. Jedenfalls hat auf das Gemüth und die reli- 
giöse Denkungsweise Constantins jenes wunderbare Ereigniss vor der 
Schlacht gegen Maxentius eine entscheidende Wirkung ausgeübt^). 
Aber auch schon vorher haben manchfache umstände dazu beige- 
tragen, in dem Herzen Constantins einen Boden zu cultiviren, in dem 
später religiöses Interesse am Christentimm feste Wurzel schlug. 
Mag man auch die Einwirkung der Eltern auf die Gesinnungsent- 
wicklung Constantins noch so gering anschlagen, da sein Vater, Con- 
stantins Chlorns, mehr einem Beligionseclecticismus huldigte, wel- 
cher Christus den römischen Gottheiten zugesellte, und seine Mutter 
Helena nach des Eusebius Mittheilung ^) erst durch ihren Sohn selbst 
zur Annahme der christlichen Eeligion bewogen wurde — Theodo- 
ret^) freilich behauptet das Gegentheil: — so ist doch der Einfluss 
der sehr toleranten und sanften Eltern auf das Gemüth des Sohnes 
nicht ganz wirkungslos geblieben, während andererseits das Verfolg- 
ungsaystem, das er zu Nicomedien am Hofe des Diocletian und Ga- 
lerius angewandt sah , auf sein Herz abschreckend • wirkte 3). Zu- 
dem kam Constantin nicht selten in engere Berührung mit Christen, 
und es lässt sich wohl erwarten , dass diese den Sohn des. Cäsaren 
bei jeder Gelegenheit günstig zu stimmen suchten far ihre Religion, 
und nichts hindert uns, anzunehmen, es habe auch Constantin seiner- 
seits mit einer gewissen Bewunderung und Hochachtung eine Reli- 
gion betrachtet, deren Anhänger Menschen von Character, Männer 
von üeberzeugung, treue Bürger "des Staates und tapfere zuverlässige 
Krieger im Felde waren. 

Alles dies legt die Vermuthung^,nahe, dass bei Constantin mit 
deiQ politischen Interesse ein religiöses zum mindesten Hand in Hand 
ging beim Erlass seines ersten Gesetzes. Dazu korumt nun aber 
noch, dass Constantin sein erstes tidict mit seinem Mitkaiser Lici- 
nius erliess. Hätte emseitiges politisches Interesse, ängstliche poli- 
tische Berechnung Constantin beherrscht, hätte er die Absicht ge- 

i) Euseb: V. C. I, 28 sqq. — 2) V. C. HI, c. 47. — 3) H. e. I, 18. — 
4) Euseb. 1. c. 11, 49. — 
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habt, die. neue Religion für sich in der Art auszubeuten, um durch 
ihre Anhänger sich die Alleinherrschaft zu erriagen, so wäre nichts 
thörichter von ihm gewesen, als das Verdienst, das er durch seine 
Verordnung in den Augen der Christen sich erwarb, mit dem Li- 
cinius zu theilen. Wir dürfen nun aber das religiöse Moment, das 
sich um diese Zeit iln Kaiser zeigt, auch nicht überschätzen ; lieiduische 
und christliche Elemente hielten sich noch geraume Zeit in ihm 
die Wage. Es wäre verkehrt, zu glauben und aus dem obigen er- 
sten Vermögensgesetze schliessen zu wollen, Constantin habe seine 
ganzen und vollen SympathieeU' daw/afe bereits den Christen zuge- 
wendet. Sollten die Christen factisch -die Früchte der Religionsdul- 
dung gemessen , wie sie das erste ^) und zweite Toleranzedict aus- 
sprach, so war es ^nichts als eine Forderung der Gerechtigkeit, dass, 
wie der Kaiser den um ihres Glaubens willen Verbannten gestattete, 
aus dem Exile und aus den Bergwerken zurückzukehren, wie er die 
Kerker öffnete und die um des Glaubens willen Gefangenen freiliess, 
wie er den rechtmässigen Erben der für das Bekenntniss ihrer Reli- 
gion Hingerichteten oder im Exil Verstorbenen das confiscirte Ver- 
mögen ihrer Eltern, herausgab, dass er so auch der christlichen Ge- 
Seilschaft alle ihre dem Fiscus anheimgefallenen Güter zurückstattete. 
Wenn Constantin weiter die zerstörten christlichen Kirchen aus 
Staatsmitteln wieder herzustellen und neue zu erbauen befahl, so 
beweist das auch noch nichts für seine etwaige grosse Vorliebe für 
das Christenthum , da er damals noch ebenso gewissenhaft für die 
Herstellung und Ausschmückung der heidnischen Tempel Sorge trug 
und un heidnischen Opfern selbst sich noch- betheiligte. 

Es ist nun gewiss, dass das vom Jahre 313 dem kirchlichen 
Vermögen in etwa aufhalf. Beträchtlich kann jedoch der Zuwachs 
nicht gewesen sein ; denn was in früheren Zeiten confiscirt war, be- 
stand meist aus Grundstücken, da Kostbarkeiten und baare Geldvor- 
räthe bei eintretenden Verfolgungen von der Kirche sofort, um sie 
dem Staate nicht preiszugeben, an die Gemeindearmen vertheilt wur- 
den. Aber gerade der Grundstücke, Häuser, Gärten, welche von den 
Gläubigen im Zeitalter der Verfolgungen der Kirche zugewiesen waren, 
zählten nur wenige und unbedeutende, eben weil man vor der öffent- 
lichen Confiscation derselben bangte. Das war nun nach Erlass des 
Mailänder Edictes nicht mehr zu besorgen, und darum bot sich jetzt 
dem christlichen Wohlthätigk^itssinne ein weites Feld, der Kirche 

1) Dieses erste Edict ist nicht auf uns gekommen; man kann sich über 
den Inhalt nar ans dem zweiten, welches das erste berichtigen sollte, orientiren. 
S. Lactant. 1. c. c. 48. 
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günstigere Aussicht. Nicht allein, dass jetzt die Collecten reichlicher 
ausfielen, welche der Bischof veranstaltete, dass von den Gläubigen 
werthvoUere Gaben auf den Altar gelegt wurden, jetzt kam die 
Kirche auch häufiger in den Besitz von bedeutenderen Immobilien, 
welche ihr als einer nun staatlich genehmigten Körperschaft ge- 
schenkt wurden. Das erste kaiserliche Edict -hatte also nicht so 
sehr seine Bedeutung darin , dass es in rückwirkender Weise seine 
wohlthätigen Folgen auf- den Vermögensstand der Kirche äusserte, 
sondern dass es für die Zukunft eine Vermehrung des Kirchengutes 
zumal an Liegenschaften gestattete. 

Allein soviel ist klar, so lange die Kirche nicht die Fähigkeit 
hatte , testamentarisch Grundstücke zu ^erben und zu erwerben , so 
lange die Gesetzgebung^) über letztwillige Verfügungen in Kraft 
blieb, konnte auch jetzt der Erwerb von Liegenschaften für die Kirche 
noch nicht bedeutend sein, da doch immer nur einzelne Gläubige in 
ihrer Mildthätigkeit so weit gingen, dass sie bei Lebzeiten schon 
sich ihres, Grundbesitzes zu Gunsten der Kirche begaben. Nur ein 
neues Gesetz^ welches der Kirche ein Privilegium verlieh iind darum 
schon, auf ein höheres Interesse von Seiten des Gesetzgebers schlies- 
sen lässt, konnte der Kirche zu weiterem und reicherem Grunder- 
werb verhelfen. Dies Gesetz erschien bald. 

Es war nämlich nicht gut denkbar , däss Constantin die an- 
fangs eigenommene Mittelstellung zwischen Heidenthum und Chri- 
stenthum auf die Dauer beibehalten 'konnte. Früher oder später 
musste er 'zu der Ueberzeugung kommen, dass beide unmöglich in 
einem Staate^ nebeneinander bestehen konnten; das eine schloss noth- 
wendig das andere aus. Allmählig klärte sich auch das religiöse 
Bewusstsein bei Constantin, und wenn der Zersetzungsprocess zwischen 
den heidnischen und christlichen Elementen auch noch langsam vor 
sich ging , so ist doch schon jetzt zu sehen , wie seine christlichen 
Ideen tiefere Wurzeln schlugen und ihn der Kirche günstiger und 
geneigter stimmten. Dafür zeugt das im Jahre 321 erlassene Ge- 
setz, welches die darin ausgesprochene Vergünstigung nicht etwa auch 
andern ßeligionsgenossenschaften zugestand, sondern nur der katho- 
lischen Kirche. Der Kaiser verordnete von Rom aus: »Es soll ei- 
nem jeden freistehen, der heiligen, katholischen und ehrwürdigen 
Kirche bei seinem Tode von seinen Gütern , was er will, zu hinter- 
lassen, und es soll sein Ausspruch unanfechtbar sein. Denn nichts 



1) Cod. Just VI, tit. 24. lex 1-11; bes. lex 8: >Collegium, si nullo 
speciali privilegio subnixum est, hereditatem capere non posse dubium non est.« 
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ist man den Menschen mehr schuldig, als dass sie bei ihrem letz- 
ten Willen,* nach dem sie ohnedies nichts mehr verfugen können, 
sich frei bewegen dürfen« u. s. w^). 

Jeder also, ohne Unterschied des. Standes, .Ranges und Ge- 
schlechtes, Männer, Frauen, Wittwen, Senatoren, Plebejer, Reiche 
weniger Bemittelte, natürlich die ausgenommen, denen eine Testis- 
freiheit überhaupt nie zustand und zustehen kann, alle können in 
ihrem Testamente der Kirche von ihrem Eigenthume vermachen, der 
Kirche überhaupt, nicht etwa nur der Kirche in Rom, wie man da- 
raus wohl hat schliessen wollen, weil das Gesetz in Rom und an 
das römische Volk erlassen sei, sondern allen Kirchen der Jcaiho-- 
Zischen Religion, der katholischen Körperschaft, dem sanctissimo ac 
venerabili cathölicae concilio, ^aTc aytatg lxxX7]otat(:, catholicis eccle- 
siis et Martyriis, wie die Kirche schon im Mailänder Edicte genannt 
war 2). Ausdrucklich wurden von diesem Begriffe der Kirche je- 
doch die Häretiker und Schismatiker ausgeschlossen; ihnen sollte 
diese Begünstigung nicht zu Theil werden^. — Dieser katholischen 
Kirche nun kann jeder bonorum, quod optavit, testamentarisch hin- 
terlassen. Damit ist genau angegeben,. «(;a5 der Kirche vererbt wer- 
den kann, und dieses Was war von Bedeutung für das kirchliche 
Vermögen. Von jetzt an tritt nämlich die Kirche reiche Erbschaf- 
ten an, nicht nur an Geld , 'Kostbarkeiten und andern beweglichen 
Gütern, sondern an ansehnlichen Liegenschaften, so dass letztere von 
jetzt an den Grundstock des kirchlichen Vermögens bilden. — Auch 
den Zeitpunkt, in welchem zu Gunsten der Kirche verfügt werden 
kann, hat Constantin angegeben. Decedens kann jeder der Kirche, 
quod optavit, relinquere, womit nicht gesagt ist, dass der Testator 
erst im Augenblicke seines Scheidens seinen Wunsch und Willen 
kund thun darf; zu jeder Zeit konnte er diesen Wunsch ausspre- 
chen und niederschreiben. Genug , wenn er bei dem zu was immer 
für einer Zeit gefassten Entschlüsse auch in seiner letzten Stunde 
blieb, der Kirche etwas zuzuwenden, so hatte dieser Wille, dieses 
Testament seine Gültigkeit. ' 

Es ist nicht unwahrscheinlich, dass über diese Verfügung man- 
cher römische Staatsmann bedenklich die Achseln zuckte wegen der 
' Nachtheile, die sowohl den berechtigten Leibeserben , als auch dem 

1) Cod. Theod. XVI, 2, 4: »Habeat tmusquisque licentiam, sanctissimo 
Cathölicae venerabilique conciUo decedens bonorum, quod optayit, relinquere. 
Non sint cassa judicia.« .... 

2) Euseb. h. e. X, 5. 

3) Cod. Thecrd. XVI, 5, 1 u. 2. 
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Staate daraus erwachsen konnte'. Allein Constantin ging von dem 
Gedanken aus, es werde wohl niemand bei seinem Testamente die 
Pflichten und Bücksichten ausser Acht lassen, die er seinen Kindern 
und Augehörigen schuldete^ denen vor allem eine sichere Existent 
bereitet werden musste, damit nicht die ohnedies schon so grosse 
Zahl der Hülfsbedürftigen , die der Staat unterstützen musste , noch 
vergrössert werde. Sodann aber wusste der Kaiser gut genug, dass, 
wenn das Kirchengut, unbeschadet der zunächst berechtigten Erben, 
oder falls es solche nicht gab, vergrössert werde, dadurch dem Staat 
in seiner Sorge für die Armen eine vielprocentige Erleichterung isu 
Theil würde , da das kirchliche Vermögen zuerst und zumeist als 
Armengut angesehen wurde ; erst wenn dieser Pflicht in ausgedehn- 
tester Weise genügt war, verwandte die Kirche die übrigen Mittel 
auf JKirchenbauten, Verschönerung der Paramente u. dergl. So ging 
der Nutzen , den Kirche und Staat aus diesem Gesetze zogen, Hand 
in Hand. Erst später litt wirklich letzterer durch die Schlechtigkeit 
einiger erbschleichender Kleriker Schaden in seinen Armen, wesshalb 
sich einige Kaiser, wie wir unten sehen werden, zur Aufhebung oder 
wenigstens zur Moditicirung dieses Constantinischen Gesetzes veran- 
lasst sahen ^). 

Trotzdem das kirchliche Vermögen durch die bereits gebotenen 
Vergünstigungen mannichfachen Zuwachs erhalten hatte, reichte es 
doch lange nicht hin, um die vielen Bedürfnisse zu decken welche sich 
bei der grossen Anzahl von Armen , Geistlichen wie Laien, heraus- 
stellten, um einigermassen dem Mangel, der den Klerus drückte, 
abzuhelfen, kam zur glücklichen Stunde eine Verordnung Constan- 
tins, in welcher zum erstenmale von Seiten des Staates auf den Un- 
terhalt des Klerus Bücksicht genommen wurde. Constantin schrieb 
nämlich an Cäcilian, Bischof von Carthago: »Quandoquidem placuit 
nobis, ut per omnes provincias Africae, Numidiae-et utriusque Mau- 
retaniae certis quibusdam legitimae'^) et sanctissimae religionis Ca- 
tholicae ministris ad sumptos necessarios aliquid praebäretur, litteras 
dedi ad Ursum . . . eique significavi, ut ter mille foUes tuae Gravi- 
tati numerari curaret^). In den afrikanischen Provinzen scheint die 
Kirche am ärmsten gewesen zu sein; -desshalb sollte, hier nach Con- 
stantins Willen ein bestimmtes Quantum von Naturalien — ter mille 
folles — von dem Statthalter an den Bischof abgeliefert werden, der 
dann die Vertheilung an die bedürftigen Geistlichen vornahm. Die 

1) S. Cod. Theod. XVI, 2, leges 20. 27. 28. 

2) Damals machten sich in Afrika die donatistischen »Altkatholiken« breit. 

3) Euseb. h. e.^X, 6; cf. Theod,, h. e. I, 5. 
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durch obige Verordnung vom Staate geleistete Lieferung an die Geist- 
lichkeit blieb nicht allein zu Constantins Lebzeiten , sondern auch 
unter seinen Söhnen fortbestehen. Erst unter der Kegierung Ju- 
lians werden wir auf ein Gesetz stossen, welches diese Lieferung ein- 
zustellen befahl. .*. 

Viel günstiger gestalteten sich die Aussichten für den Klerus 
durch das ina Jahre 320 zu Rom an das Volk erlassene Gesetz Con- 
stantins de infirmandis poenis coelibatus et orbitatis '). Zum bes- 
sern Verständniss dieses Gesetzes schicken wir folgendes voraus. 
Gegen eine Folge der Sittenlosigkeit , die Abneigung der höhe- 
ren Stände gegen das eheliche Leben, hatte Kaiser Octavian nach 
einem früher misslungenen Versuche das wichtige Julische Gesetz 2) 
gegeben, welches später durch ein Gesetz' unter den Consulen Papius 
und Poppäus^) noch einen Nachtrag erhielt. Hiernach sollte von 
einem gewissen Alter an jeder verheirathet gefunden werden; sonst 
war er weder aus einer Erbeinsetzung noch sonst aus einem Legate 
etwas zu erwerben befähigt, es sei denn, dass er noch binnen hundert. 
Tagen heirathete. Octavian wollte dadurch dem durch ^die vielen 
und schweren Kriege an männlicher Bevölkerung sehr geschwächten 
Staate neue Kräfte für die Zukunft sichern und für die durch die 
Schlachten gerissenen Lücken eine Ergänzung schaffen. Diese durch 
die obigen Gesetze den Unverheiratheten gemachte Unmöglichkeit, 
eine Erbschaft oder ein Legat zu erwerben, diese »legum terrores,« 
hob Gonstantin auf und damit zugleich eine für den Klerus sehr un- 
gerechte und nachtheilige Beschränkung *). Denn gerade der Klerus 
bestand schon in dieser Zeit meistens aus Ehelosen, die ein enthalt- 
sames Leben nur aus höheren Bücksichten, um sich desto ausschliess- 
licher ihren geistlichen Pflichten widmen zu können, gewählt hatten. 
Was wäre aber ungerechter gewesen, als den Priestern einer vom 
Staate anerkannten kirchlichen Gesellschaft ein Becht vorzuenthalten, 
das im heidnischen Bom die vestalischen Jungfrauen in ausgedehn- 

1) Cod. Theod. Vm, 16, 1. Im Öod. Just, VH, 58, 1. wird dies Gesetz 
Constantins Söhnen zugeschrieben. Eine Note im Cod. Theod, edit. Hänel be- 
merkt, vielleicht hätten die Söhne jenes Gesetz des Vaters, wie das zu ge- 
schehen pflege, mit denselhen Worten bestätigt. 

2) Dio Cass, LIV, 16. Hör. Epod. XVIII, 17 sqq. 

3) Dio Cass: LVI, 1 sqq. Tac. Ann. III, 25. 

4) »Qui jure veteri caelihes habebantur, imminentibus legum terroribus 
liberentur, atque ita vivant, ac si numero maritorun^ matrimonii foedere fulci- 
rentur. Sitque Omnibus aequa conditio cappessendi quod quisque merea- 
tur; nee vero quisquam or& i^s habeatur et proposita kuic nomini damna 
non noceant<t . . . u. s. w. Also Constantins Gesetz. 
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testem Masse besessen hatten ? Darum hielt Constantin es auch für 
seine Pflicht, jenes die Priester der katholischen Kirche beeinträch- 
tigende Gesetz zu abrogiren. Nun geschah es besonders in Born, 
wo stets ein religiös freigebiger Sinn herrschte, dass von reichen Fa- 
milien, zumal wenn sie kinderlos waren, an Priester der Kirche reiche 
Schenkungen und Legate vermacht; dass, wenn nicht Pflichten gegen 
nahe Angehörige oder höhere Bücksichten es unmöglich machten, 
oder nachdem diesen Kechnung getragen war, der Klerus in den letzt- 
willigen Verfügungen reichlich bedacht wurde. Davon profitirte na- 
türlich nur wieder die Kirche; denn wenn ein Kleriker auf diese 
., Weise sich plötzlich zum reichen Manne gemacht sah, so war er 
docb, mit geringen Ausnahmen, so weit entfernt, das plötzlich ge- 
wonnene Vermögen als sein Eigenthum zu betrachten , dass er es 
vielmehr als Kirchengut ansah, von dem nur ein Theil, und zwar 
der zum Lebensunterhalte nothwendige ihm zukam. Freilich kamen 
Klagen vor, dass die Geistlichen nicht allein ihr Vermögen, sondern 
auch das der Kirche ^ statt zur Unterstützung der Armen, vielmehr 
zur Bereicherung ihrer Verwandten missbrauchten, dass einzelne Bi- 
schöfe sich der Habsucht und des Nepotismus schuldig machten^), 
so zwar, dass wir schon in den sogenannten apostolischen Constitu- 
tionen eine Regel angegeben finden , in wieweit die Verwandtenun- 
terstützung von Seite des Klerus statthaft sei 2). Aber im allge- 
meinen war es doch die damals herrschende Ansicht, wozu das Bei- 
spiel ausgezeichneter Bischöfe, die für sich die Armutfa wählten und 
alles den Armen gaben, das meiste beitrug, dass es schimpflich sei, 
wenn ein Geistlicher sein Vermögen als sein ausschliessliches und 
nicht vielmehr als Eigenthum der Kirche und der Armen ansah 3). 
Von diesem Gesichtspunkte aus erschien das Gesetz Gonstantins wohl 
geeignet, nicht allein dein Mangel und einer druckenden Beschrän- 
kung des Klerus abzuhelfen, sondern zugleich dem kirchlichen Ver- 
mögen, wenn auch nur indirect, eine neue Quelle zu eröffnen. 

* Bis zum Jahre 323 hatten sich Constantin und Licinius noch 
immer in die Herrschaft des römischen Reiches getheilt. Allerdings 
fand zwischen beiden im Jahre 314 die blutige Schlacht bei Kiba- 
lia in Pannonien statt, in der Constantin siegte, allein es kam zu 
einem Vergleiche, auf den gestützt beide ihr Regiment fortfährten, 
aber in einer so verschiedenen Stellung zum ChristenthumCy dass, da 



1) Sozom. h. e. Vm, 7. 

2) »Ne liceat propriis cognatis, quae Dei sunt, lar^ri; sin antem sunt 
panperes, nl panperibns snppeditet.c c. 37. 

3) Thom, l. c. m, 3, 26. 
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dieses ^bei seiner welthistorischen Bedeutung sich keineswegs über- 
sehen liess, schon dieserhalb eine dauernde friedliche Stellung zwi- 
schen den beiden Keichshällten und ihrer Häupter unmöglich be- 
hauptet werden konnte. Licinius hatte nie mit wahrem Interesse 
sich den Religionsangelegenheiten zugewandt, hatte nie VorMebe für 
das Christenthum geföhlt, hatte nur durch seine Verbindung mit 
Constantin oder auch vielleicht dqrch den Einfluss seiner Gemahlin 
Gonstantia, der Schwester Oonstantins, bewogen, auch seinerseits das 
Mailänder Toleranzedict unterzeichnet; aber durch den im Jahre 
314 erfolgten Bruch mit seinem Mitkaiser war sein Verhältniss zu 
diesem und damit zu den von Constantin begünstigten Christen ein 
anderes geworden, so dass in der einen ßeichshälfte für die Christen 
vrieder Zeiten, wenn auch nicht blutiger Verfolgung, so doch harter 
Zurücksetzung und Bedrängung eintraten ^). War es zu verwundern, 
wenn dieserhalb die unter des Licinius Herrschaft stehenden Chri- 
sten auf Constantin als auf einen rettenden Engel hinsahßn, der in 
seinem Eeiche den Christen so manche Vortheile gewährte, sie und 
ihre Kirche so freigebig unterstützte 2), und wenn anderseits Con- 
stantin den christlichen Unterthanen des Licinius geneigtes Gehör 
schenkte, und dieserhalb ein immer spannenderes Verhältniss zwischen 
beiden Kaisern entstand? Dazu kam aber bei beiden vor allem das 
Streben nach Alleinherrschaft im römischen Reiche, jeder fürchtete 
den ändern, jeder suchte sich des andern zu entledigen. Letzteres 
war der Grund, die Religion bot nur die Veranlassung zu dem nun 
ausbrechenden Kriege, der nicht eigentlich ein Religionskrieg war, 
obschon sich nicht leugnen lässt, dass vom Ausgange dieses Krampfes 
die Herrschaft der christlichen oder heidnischen Religion im Staate 
Rom abhing. Dieser Polgö war man sich auch auf beiden Seiten 
wohl bewusst, und es ist der Ausgang dieses Kampfes für die 
subjective Stellung Constantins zum Christenthum und zur Kirche, 
für seine religiöse Denkungsart und Ueberzeugung von grosser Be- 
deutung gewesen. Licinius, welcher der Hülfe der Götter vertraute, 
wurde geschlagen, Constantin hoffend auf den Christengott blieb Sie- 
ger und ward damit Alleinherrscher im römischen Reiche. Wenn 
bisher Constantin neben den Begünstigungen, die er der christ- 
lichen Religion zu Theil werden liess, auch noch des heidnischen 
Cultus sich annahm'^}, wie das noch aus Gesetzen vom Jahre 321 
hervorgeht, so spricht er nun seit dem Jahre seines Sieges über Lici- 



1) Euseb. v. C. I, 51 ; h. e. X, 8 ; Sorat h. e. 1, 8. ; cf. Sozom. h. e. I, 7. 

2) Socr. 1. c. I, 3. — 3) Co. Theod. XVI, 10, 1. 
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in den an seine neoen ünterthanen erlai99Piie& Prodamationen ^) 
CS umnwiuidai aus, da* ChiisteiigoU aei der alldn wahre, der allem 
IM Terehrende, und desshalb wünsebe er, aUe seine Uoterthanen möch- 
ten don lieidnisehea Irrthame entsageo und Christen werden^). 

Bei dieser nun dnreh and -dordi chrisUichen Gesinnung und 
Spndiey die wir keineswegs als christliche Modes^ache, als absieht- 
lidie, sdbsibewnsste Henchelei ansehen därfen, sondern als ent- 
qHimgea ans wirklich religiöser Uebenengnng, werden wir es er- 
klärlidi finden, wenn wir nun auch sofort nenoi Terordnongen be- 
gegnen, in doien der Kaiser nene Yergänstigangen der Kirche ver- 
Iriht. Dahin gehört znnachst eine Veringong, die uns Ensebios^) 
mittfaeilt, deren arslen Theil wir aber übergehen können, weil das 
hier Gesagte schon im Mailänder Edicte enthalten ist Es heisst 
dann aber sofort weiter: . . *. »Qnodsi hnUos cognatns supersit, 
w«in kein Verwandter, kein berechtigter Leibeseibe derer, die in der 
\edo\gaüg nmgekommen oder ausgewandert sind, da ist, so soll das 
Yennögen aDer dieser der Kirche zufidlen.« Sodann befiehlt Gon- 
stantin nochmal ausdrücklich, es solle der Kirche »omnia quae ad 
eeelerias recte Tisa faerint pertinere, sive domus ac possessio sit, 
nre agri, sive horti seu quaecunque alia, nuUo jure quod ad dominium 
poiinet imminuto, sed salvis omnibus atque integris manentibus€ re- 
stituirt werden*); dessgleichen »loca illa, quae martyrum reliquiis 
h<Miorata sunt et quae gloriosi illorum interitus memoriam servant^.c 

Alle diese y^x>rdnungen waren für die Vennehrung ^des kirch- 
liehen Vermögens um so wirksamer, als mit der nunmehrigen raschen 
Ausdehnung des christlichen Glaubens im ganzen römischen Reiche 
zugleich das Bestreben des Kaisers verbunden war, aus Staatsmitteln 
für Errichtung von prachtigen Gotteshäusern und entsprechende Ein- 
richtung im Innern derselben Sorge zu tragen^), also die Kirche selbst 
&st alle ihr zu Gebote stehende Mittel zur Unterstützung der Armen 
verwenden konnte. 

Es ist nicht zu läugnen, dass Constantin durch die genannten 
Gesetze, sowie durch die reichen Schenkungen aus Staatsmitteln dem 
kirchlichen Vermögen erheblich aufgeholfen ^ und in dieser Beziehung 
seinen Nachfolgern^ ein treffliches Beispiel zur Nachahmung gegeben 
hat. Zu bedauern ist nur, dass er, zumal in den letzten Jahren sei- 
ner Regierung sich unberufen in die innem Angelegenheiten der 
- « ' 

1) Euseb. V. C. n, 48 sqq. — 2) Emeh, L c. II, 56. — 3) V. C. n, 35 u. 36. 
4) Euseh. L c. 11, 39. — 5) 1. c. cap. 40. 

6) K c. n, 45; m, 25. 33. 41. 48. 50. VergL Giampinua, de sacris aedi- 
fidiB a Const. Mag. eistructis. — 7) 1. c. IV, 43—45; 58—60* ' 
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Kirche mischte und in dogmatischen Fragen ein Wort mitsprechen 
zu müssen glaubte. Dieser Gegenstand nahm den Kaiser so in An- 
spruch^ dass ihm nicht Zeit und Interesse genug blieb, wie früher, 
so auch fernerhin bis zum Ende für das äussere, zeitliche Wohl der 
Kirche zu sorgen, und leider lenkte Constantin durch sein Bestre- 
ben, in den Innern Angelegenheiten der Kirclie, in den häretischen 
Streitigkeiten sein kaiserliches Wort zur Oeltung zu bringen, nicht 
allein sich, sondern auch seine Söhne und Nachfolger auf eine ßahn, 
welche schliesslich zum Byzantinismus fahrend den Frieden und das 
Wohlergehen von Kirche und Staat gleichmässig gefährdete. 

3. Die Gesefjse der auf Constantin folgenden Kaiser bis auf 

Justinian. 

Constantin starb im Jahre 337, kurz nachdem er durch die 
Taufe in die Gemeinschaft der Kirche aufgenommen war, und hin- 
terliess das Reich seinen drei Söhnen Constantin , Constantius und 
Constanz. Doch schon im Jahre 353 sah sich Constantius nach dem 
Tode seiner beiden Brüder allein an der Spitze des Reiches. Es 
könnte auffallen, dass wir hier kein einziges Gesetz des Constantius 
zu verzeichnen haben, während wir bei der Frage über die Immuni- 
täten mehrfach interessanten Verordnungen dieses Kaisers begegnen 
werden. Allein wir sehen hier die Richtigkeit der obigen Behaup- 
tung, dass, wenn die Kaiser erst ihre Thätigkeit auf das dogmatische 
Gebiet übertrugen, ihnen nicht viel Interesse mehr blieb für die He- 
bung und Förderung des Cultus und die Vermehrung der kirchlichen 
Mittel. Durch seine Einmischung in die arianischen Streitigkeiten 
fand sich Constantin veranlasst, sich eingehend mit der Freiheit der 
Kirche und des Klerus zu befassen, wie wir seiner Zeit sehen wer- 
den; für Hebung des Vermögens der einen wie des andern konnte 
er bei seiner antikatholischen Gesinnung nicht interessirt sein. Wir 
übergehen also seine Regierungszeit und kommen zu Julian, dem Vor- 
kämpfer für die Wiedererweckung des Heidenthums. Julian suchte 
bekanntlich, durch eine dreihundertjährige geschichtliche. Erfahrung 
über die Nutzlosigkeit belehrt, die Kirche mit Blut und Eisen zu 
vertilgen, auf feinere Weise dem Christenthume beizukommen. Das 
Programm des Professor Friedberg , die katholische* Kirche dadurch 
unschädlich zu machen, dass man ihr die Adern unterbinde und sie 
so langsam und geräuschlos sich selbst verbluten lasse, ist gar nicht 
neu, es war schon das Programm des Kaisers Julian. Duldung nicht 
blos, sondern allseitige Begünstigung der von der katholischen Kirche 
abgefallenen Secten, um die Verwirrung innerhalb der Kirche mög- 
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liehst grosszuziehen , AusschliessuDg der Christen vom Besuch der 
öffentlichen höheren Schulen, um ihnen später den Zugang zu Staats- 
ämtern unmöglich zu machen, und andere culturkämpferische Mittel 
wurden nicht gescheut. Hierher gehören nun auch die kaiserlichen 
Massregeln in Bezug aut das kirchliche Vermögen. Wollte Julian 
das Ghristenthum auf die programmmässige Weise vernichten, dann 
musste er auch eine Quelle verstopfen, aus der immer neuer Lebens- 
stoff der Kirche zuströmte, durch die besonders die Arnien und Be- 
drängten zu ihr hingeführt wurden, weil sie der Gewalt der Liebe 
nicht widerstehen konnten, mit der die Kirche ihre Almosen aus- 
theilte; kurz, Julian musste der Kirche nach und nach ihr Vermö- 
gen zu entziehen suchen. So wenig nun sonst Julian von Natur wie 
aus Politik zu Gewaltmassregeln schritt, so zeigen sich doch einige 
uns überlieferte Fälle , wie er das Kirchengut selbst gewaltsam zu 
mindern und das heidnische Tempelgut sowohl, wie die Kirchen der 
Häretiker auf Kosten des katholischen Kirchenvermögens zu berei- 
chern suchte. So befahl er z. B. der Kirche von Cyzikus und ihrem 
Bischöfe Eleusius, sie sollten aus ihren Mitteln die Kirche der No- 
vatianer binnen zwei Monaten wiederherstellen i). Christen , welche 
sich weigerten, vor dem Peldzuge Julians gegen die Perser am heid- 
nischen Opfer theilzunehmen, wurden ihres Vermögens beraubt, wo- 
durch gewiss den kirchlichen Einnahmen eine beträchtliche Einbusse 
erwuchs^). Im höchsten Grade rücksichtslos verfuhr Julian in Cä- 
sarea. Alle Güter und Schätze der Kirche sowohl in Cäsarea selbst 
als in der Umgegend liess er durch Anwendung der Folter ausfin- 
dig machen und herbeibringen, und 300 Pfund römisch an Gold liess 
er sogleich dem Fiscus verfallen 3). In seinem Hasse gegen das 
Christenthum und besonders gegen die christlichen Priester' hob er 
auch die von Constantin getroffene Verfügung wieder auf*), wonach 
ein bestimmtes Quantum von Naturalien von der weltlichen Behörde 
zum Unterhalte des Klerus an die Bischöfe abgeliefert werden sollte^). 
Julian wollte auf alle Weise die Kirche und ihre Diener arm ma- 
chen und sie so in die Unmöglichkeit versetzen, durch Almosen die 
Dürftigen zu gewinnen , gerade als wenn die Kirche kein anderes 
Mittel als dieses allermateriellste besässe , um die Völker für den 
katholischen Glauben zu gewinnen. Julian schien dies zu glauben, 
denn er sparte in seiner Opposition gegen das Christenthum kein 



1) Socrat, h. e. III, 11; Sozt>m. V, 5. 

2) Socrat 1. c. c. }3 : »Magnam anri viin a Christianis extorqnere con- 
Btituit.« • 

8) Sozom. 1. c. V, 4. 5. — 4) Sozom, ebendas. — 5) Siebe oben. 
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Geld, um Spitäler zu gründen, Armenlegate zu stiften^), kurz eine 
Armenpflege zu organisiren; welche den Beweis liefern sollte, wie 
wenig die Kirche- im Vergleich zum heidnischen Staate Yerständniss 
und Mittel habe, das sociale Elend zu mindern. Aber es fehlte je- 
ner staatlich organisirten Armenpflege das, was das geringe katho- 
lische Kirchencapitel tausendfUltig verzinste, es fehlte ihr die katho- 
lische Liebe, und so sah Julian wie in allen seinen antichristlichen 
Bestrebungen, so auch hier seine Pläne vereitelt. 

Glucklicherweise dauerte diese Sturm- und Drangperiode für die 
Kirche nicht lange; denn als Julian schon im Jahre 363 in einer 
Schlacht gegen die Perser gefallen war , folgte ihm Kaiser Jovian, 
der sofort verordnete, es solle der Kirche alles zurückgegeben wer- 
den, quidquid antea ad utilitatem atque honorem religionis nostrae 
a Constantino donatum sancitumve et postea Juliani temporibus 
ademptum esset ^). Auch die von Julian aufgehobene Lieferung an 
den Klerus führte er sofort wieder ein, wenn auch anfangs nur in 
beschränkter Weise. Denn da in dieser Zeit eine grosse Hungers- 
noth hereinbrach, und die kaiserlichen Präfecten sich nicht im Stande ' 
sahen, der Lieferung im ganzen Umfange nachzukommen, so verord- 
nete Jovian , es solle jetzt nur der dritte Theil , sobald jedoch der 
allgemeinen Hungersnoth gesteuert sei, die ganze Lieferung an die 
Kirche und ihre Diener geleistet werden ^). Socrates stellt überhaupt 
der kirchlichen Gesinnung dieses Kaisers das schönste Zeugniss aus, 
wenn er von ihm sagt: »Bes ecclesiasticae ad summam felicitatem 
perVenturae erant, nisi repentina mors talem virum rei publica^ 
subtraxisset (f. 364)*). 

Aus ganz anderer, Kirche und Klerus weit ungünstigeren Ge- 
sinnung entsprungen scheinen die Gesetze seiner Nachfolger Valen- 
tinian L und Theodosius I., welche Kaiser in den Verdacht kommen 
könnten, als hätten sie die Kirche und deren Diener in dem recht- 
mässigen Erwerbe von Gütern schmälern und beeinträchtigen wollen. 

Der erste Theil des ersten ^) der hierhergehörenden drei Gesetze ber 
trifft das Verbot, dass Kleriker und solche, welche ohne zum Klerus zu 
gehören, Enthaltsamkeit gelobt haben, die Häuser von Wittwen und 
Waisen besuchen, um sich nicht Versuchungen auszusetzen oder 
Grund zu Argwohn und Aergerniss bei andern zu geben. Was für 
ein Aergerniss hier gemeint ist, werden wir sogleich sehen. Solche 



1) Sozom. 1. c. V, 16. — 2) Sozom, h. e. VI, 3. — 3) Theod. h. e. 
IV, 4. - 4) h. e. m, 26. 

5) Cod. Theod, XVI, 2, 20 : »Ecclesiastici« . . . (anno 370). 
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Clerici und Continentes sollen, wie der zweite Theil des Gesetzes 
vorschreibt, von Wittwen und Waisen weder Schenkungen annehmeix 
noch in deren Testamente bedacht werden dürfen ; alle derartigen 
von Wittwen und Waisen geniachten Geschenke und verordneten Le- 
gate sollen ungültig sein und dem Fiscus zufallen. 

Zwei Jahre später wurden sodann zu den im Jirorigen Gesetze 
airgemein angeführten Clericis et Continentibus ausdrücklich noch die 
Bischöfe und gottgeweihten Jungfrauen hinzugefügt^). — In beiden 
Gesetzen waren aber 'immer nur die Kleriker in weiterem Sinne als 
passiv testamentsunEhig erklärt worden , nicht die Kirche , welche 
also nicht direct, sondern nur insofern Nachtheil am Vermögen er- 
litt, als neben unwürdigen auch edelgesinnte Kleriker keine Ge- 
schenke oder Legate annehmen durften, und diese dann vielfach we- 
gen ihrer Dürftigkeit von dem Kirclienvermögen unterhalten werden 
mussten, auf dessen Mitgenuss sie als »Arme« Anspruch erheben 
konnten. Direct gegen die Erwerbsfähigkeit der Kirche schritt 
Theodosius L ein im Jahre 3902). Nachdem der Kaiser zuerst ein- 
geschärft, dass nur Frauen, welche ein Alter von 60 Jahren erreicht 
und Kinder hätten, nach Vorschrift des Apostels Diaconissen werden 
könnten, dass dann diese Diaconissen, wenn nöthig, ihren Kindern 
einen Vormund geben sollten zur Verwaltung des Vermögens, be- 
stimmt er, in wieweit die Diaconissen Eigenthums- und Verwaltungs- 
recht über ihr Vermögen haben. Zu dem Behufe wird unterschie- 
den in Grundstücke, in die Einkünfte von diesen Grun^dstückon und 
in Geschmeide, Gold, Silber und sonstigen Werthsachen. In Be- 
treff der ersteren, der Grundstücke, hat eine Diaconissin kein Ver- 
äusserungs- nicht einmal ein Verwaltungsrecht; beides hat sie aber 
in Betreff der Einkünfte von den Grundstücken ; was die letzteren, 
die Werthgegenstände angeht, so hat sie das Recht der Verwaltung, 
nicht aber das der Veräusserung sub Religmiis defetmone, d. h. sie 
darf weder Kirchen, noch Kleriker damit beschenken, alles soll viel- 
mehr unverkürzt den Kindern resp. den nächsts^ehenden Verwandten 
zu Gute kommen. »Ac si quando,« heisst es dann weiter, »diem 
obierit, nullam ccclesiam, nullum clericum, nullum panperem scribat 
haeredes.« Die Diaconissin darf auf ihrem Sterbebette keine Kirche, 
keinen Kleriker, keinen Armen zu Erben einsetzen ; ist es doch ge- 
schehen, dass die eben Genannten durch einen Brief, ein Codicill, 
eine Schenkung oder ein Testament in den Besitz des Nachlasses 



1) Cod. Theod. XVI, 2, 22: »Forma praecedentis« . . . (anno 372.) 

2) Cod. Theod. XVI, 2, 27. Cfr. Sozom. h. e. VE, 16. 
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einer Diaconissin gekommen sind , sei es in Folge geheimer Ab- 
sprechung oder Anwendung schlechter Mittel, so soll ihnen der Be- 
sitz nicht gelassen werden, sondern es sollen die rechtmässigen Er- 
ben sich derselben erfreuen, oder es soll bei deren Ermangelung der 
Piscus eintreten. 

Diese drei Gesetze in ihrer Characterisirung und in der ihrer 
Verfasser zusammenfassend müssen wir fragen, ob ein Verfahren, 
wodurch die von Constäntiu erlassenen günstigen Gesetze illusorisch 
gemacht wurden , gerechtfertigt sei , ob die Kaiser triftigen Grund 
hatten, an die Stelle jener freisinnig'en Gesetze ein engherziges Ver- 
bot zu setzen, wodurch der Kirche wie dem Klerus eine empfindliche 
Einbusse an Einkommen erwuchs. 

Constantin hatte bei seinen Verordnungen sich von dem Motiv 
leiten lassen, wie wir bereits andeuteten, der öffentlich anerkannten 
Kirche den Portbestand dadurch mit zu sichern, dass er eine allge- 
meine Testirfreiheit zu Gunsten der Kirche und des Klerus gestat- 
tete, und er hatte dabei darauf gerechnet, dass einerseits die Testi- 
renden niemals- höhere Pflichten etwa gegen Kinder oder nahe be- 
dürftige Anverwandte vernachlässigen , und dass anderseits die Die- 
ner der Kirche selbst nie zu dem schändlichen Mittel greifen wür- ! 
den, um in ihrem oder vorgeblich im Interesse der Kirche eine Erb- 
schaft zu erschleichen und die rechtmässigen Erben zu betrügen. 
Anfangs mochte alles gehen, wie Constantin erwartet hatte. Aber J 
wann haben jemals nicht Menschen das in sie gesetzte Vertrauen 
getäuscht, wann ist nicht auf der Welt und unter Menschen der 
edelste Zweck, die beste Absicht verkehrt, missachtet und selbst ins I 
Niederträchtige verwandelt? Es gab damals Menschen, welche unter 
dem geistlichen Kleide eine eines Geistlichen unwürdige Gesinnung 
bargen, welche arglose Wittwen und Waisen, gutmüthige Matronen 1 
und sorglose Kinder zu bestimmen suchten, dass mit Uebergehung 
und zum Schaden der rechtmässigen Erben die Kirche oder derglei- 
chen ehrlose Kleriker selbst mit reichen Schenkungen bedacht oder | 
zu Erben eingesetzt wurden. Solche Erbschleichereien, wodurch ver- 
kommene Subjecte ihr eigenes oder das Kirchenvermögen, wie sie 
vorgaben, zu bereichern strebten, ein Verfahren, wodurch aber dem 
Staatseinkommen ein nicht unbedeutendes Minus erwuchs , da die 
bereits erlassenen Immunitätsgesetze zum Theil das Kirchenvermö- 
gen von Steuerabgaben befreit hatten, machten im Interesse des Staa- 
tes eine Modificirung der früheren Gesetze nothwendig. Die Ab-^ 
Stellung dieser eingeschlichenen Missbräuche, nicht etwa die böse Ab- 
sicht, der Kirche oder dem Klerus am Vermögen zu schaden, bewog 
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die Kaiser zur Abfassung obiger Gesetze. Dass die Kirche in dem 
Verfahren keine Feindseligkeit sah, geht daraus hervor, dass das 
erste jener Gesetze in den Kirchen Roms öffentlich verlesen wurde 
zur grossen Beruhigung der Römer, weil gerade in der Stadt Rom 
laute Klagen über das verabscheuungswürdige Treiben einiger Kleri- 
ker ertönt waren. Der hl. Hieronymus fand es geradezu für nöthig, 
dass eine solche kaiserliche Verordnung erschien, er klagt die Gesetz- 
geber nicht an, er bedauert nur den tiefen Verfall eines Theiles des 
Klerus, der ein solches Verfahren nöthig mache ^). 

Vergleichen wir noch einen Augenblick die drei Gesetze der 
Kaiser mit einander, so finden wir, dass, obschon das Gesetz des 
Theodosius im allgemeinen denselben Character hat, wie das Valen- 
tinian?, dennoch das Theodosianische stellenweise verschärft oder 
modificirt erscheint. Im ValButinians Gesetze werden als activ testa- 
mentsunfähig die Wittweu im allgemeinen , als passiv testfaments- 
unfähig Bischöfe, Kleriker und Continentes angeführt, während in 
der Verordnung des Theodosius einerseits besonders die Diaconissen, 
anderseits nicht blos die Kleriker, sondern auch die Kirchen und die 
Armen eingeschränkt werden. Ferner fiel dort der von den Kleri- 
kern beanspruchte oder schon in Besitz genommene Nachlass einer 
Wittwe sogleich an den Fiscus, hier wird erst den -gerechten An- 
sprüchen rechtmässiger Efben Rechnung getragen , und erst , wenn 
diese fehlen, tritt der Fiscus als erbberechtigt ein. Der Grund zu 
dieser Theodosianischeu Modificirung bezw. Verschärfung der Gesetze 
ist unschwer zu erkennen. Gerade auf die Diaconissen, welche we- 
gen ihres nahen Verhältnisses, in dem sie zur Kirche und zum Klerus 
standen , leicht bewogen werden konnten , diesen durch Schenkungen 
oder Legate mehr oder weniger zuzuwenden, oder die sich ebendess- 
halb vielleicht gar dazu verpflichtet fühlten, hatten es schlechte 
und habsüchtige Geistliche abgesehen. Da es nun im vorigen 
Gesetze den Wittwen verboten war, Kleriker zu Erben einzusetzen, 
so beWogen letztere nur zu oft gutmüthige Matronen, der 'Kirche ihr 
Vermögen zu hinterlassen, mit üebergehung naher Angehöriger oder 
gar der eigenen Kinder, die auf diese Weise um ihr Erbtheil schänd- 
lich betrogen wurden , während die , eigene Mutter , durch falsche 
Vorstellungen berückt 2), glauben mochte, sie thue damit vielleicht 
gar ein verdienstliches Werk. Daher sah sich Theodosius genöthigt, 
unter den als passiv Testamentsunfähigen auch die Kirche anzufüh- 

1) Epist. 2. ad Neppt. 

2) »Callidaarte,« verfuhren solche Kleriker, »in fnmdem venerabilis sanc- 
tionis,« wie Theodosius sich ausdrückt. 
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ren, weil diesen Namen schlechte Kleriker nur unterschoben, um 
dadurch selbst einen Löwenantheil von dem Raube zu bekommen. 
Dass der Kaiser sich damit nicht feindlich der Kirche gegenüber- 
stellen wollte, beweist schon der Umstand, dass nach dem Gesetze 
auch die Armen nicht im Stande waren, eine Erbschaft von einer 
Diaconissin anzutreten, weil auch sie Erbschleicherei getrieben haben 
mochten. Es konnten ja zudem auch andere Wittwen, die Kinder 
hattej) , aber nicht Diaconissen waren , der Kirche vor wie nach 
Schenkungen und Legate zuwenden, da solche Wittwen nicht so 
leicht versucht waren, ihren rechtmässigen Erben ungebührlich et- 
was zu entziehen. Im Gegentheile , für die kirchenfreundliche Ge- 
sinnung des Theodosius bürgt uns ein noch in demselben' Jahre 390 
erlassenes Gesetz, worin er den Diac-onissen wieder gestattete, Scla- 
ven, Hausgeräthe, kurz alle bewegliche Habe sowohl an Kleriker 
wie an Kirchen zu verschenken, aber nur pei Lebzeiten. Damit hob 
Theodosius zum Theil das vorige Gesetz in seiner Strenge auf; das- 
selbe ganz zu abrogiren und zuzulassen, dass auch liegende Gründe tes- 
tamentarisch von dßn Diaconissen an Kirche und Kleriker vermacht 
werden konnten, schien den Interessen des Staates und der erbberech- 
tigten Kinder damals noch zu sehr zuwider. Erst Marcian im Jahre 
455 verstand sich dazu und stellte, wie wir sehen werden, das Ge- 
setz Coustantins in seiner ganzen Ausdehnung her. 

■ Theodosius der Grosse, in dessen Hand die ganze römische 
Monarchie vereinigt gewesen war, theilte bei. seinem Tode das Reich 
unter seine beiden Söhne so, dass Arcadius das Morgenland, Hono- 
rius das Abendland zufiel. Unter ihrer Regierung lag das Heiden- 
thum bereits in den letzten Zügen, wenngleich von Arcadius noch 
wiederholte lErlasse gegen Ausübung des heidnischen Cultus gegeben 
werden mussten i). Allein was wurde nun nach Unterdrückung der 
heidnischen Religion aus den Cultusstätten , den Tempeln, die leer 
und öde und herrenlos dastanden, den Terapelgütern ? Schon Constan- 
tius hatte den Weg gewiesen, der hier einzuschlagen sei, indem er 
bereits zu eigener Bereicherung die Tempel plünderte und deren 
Schätze einzogt). Aehnlich verfuhr nun Arcadius, der die Tempel 
abreisen und deren* Materialien zu Staatsbauten, Brücken, Wasser- 
leitungen u. s. w. verwenden Hess 3). Soweit g;ng Honorius anfangs 
nicht, er liess die Tempel nicht abreissen, sorgte fär Erhaltung der 

1) Cod. Thod. XVI, 10, 15. 23. 25. - 

2) Ueber die Verwendung derselben unter den flF. Kaisern s. Cod. Theod, 
XVI, 10. Paratitl. in fine. 

3) Cod. Theod. XVI, 1, 36, 
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Eunstschätze in denselben und verwandte sie dann zu öffentlichem 
Gebrauche oder eigener Benutzung*). Hier ist es nun für uns von 
Interesse, zu erfahren, dass er bei dieser Verwendung heidnischer 
Tempel und ihrer Güter auch das kirchliche Vermögen bedachte. 
Bei dieser Gelegenheit soll denn auch Gonstantius nachträglich zu 
Ehren kommen, indeni schon er eine in Alexandrien belegene öde 
und verlassene Stätte, auf welcher die Heiden ihre Mysterien zu 
feiern pflegten, der Kirche von Alexandrien schenkte O- Es mag sein, 
dass nach Gonstantius auch andere Kaiser, ja selbst Gonstantin schon, 
einzelne derartige Schenkungen an die Kirche vermachten ; bestimmte 
Gesetee finden wir darüber nicht eher, als unter der Regierung des 
Honorius, der mehrfache Verordnungen der Art zu Gunsten der 
Kirche gegeben hat. Wir erfahren das aus seinem eigenen Munde, 
als er im Jahre 415 ganz allgemein befahl, es solle alles das, was 
durch mehrfache Bestimmungen seinerseits — multiplicibus consti- 
tutis — an heidnischem Tempelgut der Kirche zugewiesen sei, 
von der christlichen Kirche auch mit vollem Rechte in Anspruch 
genommen werden können — Ghristiaua sibi merito religio vindica- 
bit^). — Vielleicht waren die Ansprüche der Kirche daran von ir- 
gend einer Seite bestritten und das der Grund der allgemein gehal- 
tenen kaiserlichen Verfügung. ', 

Häufiger noch würde in dieser Zeit, wenigstens soweit dabei 
das Interesse der Kirche in Betracht kommt, gegen das Gemeinde- 
vermögen der Secten von Seite der Staatsgewalt verfahren. Schon 
Kaiser Gratian hatte das Wohl der Kirche im Auge gehabt, als er 
im Jahre 377 den Donatisten, welche als »Altkatholiken« sich ge- 
waltsam eine Anzahl katholischer Gotteshäuser angeeignet hatten, 
die Herausgabe der widerrechtlich in Besitz genommenen Kirchen 
anbefahl — ... »ut ecclesias,« heisst es im Gesetze, »quas contra 
fidem retinerent, Catholicae (seil Ecclesiae) restituerint*).« — Wei- 
ter ging Honorius , der durch drei Gesetze energisch gegen das 
Sectenwesen einschritt, und das Gemeindevermögen der Häretiker 
durchweg der Kirche als Eigenthum zuwies. In dem ersten Gesetze 
wird dies Verfahren gegen die Donatisten, Manichäer, Priscillianisten 
und gegen die Heiden in Anwendung gebracht, ihre Versammlungs- 
häuser werden der Kirche überwiesen^). Hieran schliessen sich die 
beiden folgenden ausschliesslich gegen die Donatisten gerichteten Ge- 
setze, nach welchen ihre Güter, Kirchen, Versammlungsplätze mit dem 



1) Cod. Theod. XVI, 10. 18. — 2) Socrat h. e. HI, 2. — 3) Cod. Theod. 
XVI, 10, 20. — 4) Cod. Theod. XVI, 6, -2. — 5) Ebend. XVI, 5, 43. (anno 408). 
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Vermögen der katholischen Kirche vereinigt werden sollen i) ». . . . 
Ea loca,« heisst es z. B. lex 54, »in quibus dira superstitio (Dona- 
tistarum) nunc usque servata est, Catholicae venerabili Ecclesiae 
socientur.« Wenn es im Anfange des Gesetzes heisst: »Donatistas 
atque haereticos, so hat dies atque nach Ansicht des Comment. 
Gothofred. hier explicativen Sinn, so dass also zu übersetzen wäre: 
»Die Dionatisten, diese Häretiker.« ^ 

Wie Houofius besonders gegen die Donatisten, so schritt Theo- 
dosius d. J. gegen die Montanisten ein, im Interesse des kirchlichen 
Vermögens. Er setzte die katholische Kirche nämlich in den Besitz 
sowohl der Tempel und Tempelst^^tten, als auch der Einkünfte der- 
selben, also aller beweglichen und unbeweglichen Habe, soweit sie* 
Eigenthum der montanistischen Gemeinde waren 2). In der weiteren 
Folge erklärte dann Theodosius in Verbindung mit Valenünian IIL 
in dem ausführlichsten Gesetze-^), welches gegen die Häretiker zu 
Gunsten des Kirchenvermögens gegeben ist, noch einmal, die Häre- 
tiker sollten alle den Katholiken entrissene Kirchen diesen wieder 
herausgeben, ohne die.Erlaubniss zu bekommen, sich neue bauen zu 
dürfen. Sehr beherzigenswerth sind die dem Gesetze beigegebenen 
Motive, gewissen Staatsregierungen zur Beachtung empfohlen! "Die 
Kaiser, heisst es hier, hielten es für Unrecht, dass die Sectirer über- 
haupt Gotteshäuser besässen, um so mierlaubter aber noch^ dass sie 
Kirchen j welche die Rechtgläubigen erbaut und besessen hätten, 
Kirchen, in denen die wahre Lehre verkündigt wäre, länger im Be- 
sitze hätten, um in ihnen falsche Wahrheiten i3u predigen und das 
Volk zu verführen^). Damit ihnen dieses fernerhin erschwert werde, 
sollte schon jeder Versuch, neue häretische Gotteshäuser zu bauen, 
bestraft werden, indem sofort die katholische Kirche in den Besitz des 
Tempels mit allem Zubehör, allen Schenkungen trat und zwar nicht 
mehr blos, soweit derselbe Eigenthum einer häretischen Körper- 
schaft war, worauf sich das vorige Gesetz beschränkte, sondern auch 
das Eigenthum eines Einzelnen , auf dessen Grund und Boden mit 
Erlaubniss oder Zulassung des Herrn gottesdienstliche häretische 
Handlungen vollzogen waren. 

Auch heidnische Tempel schlug Theodosius d. J. zum katho- 
lischen Kirchenve rmögen. Die in einein Gesetze vom Jahre 426*) 

"' 1) Cod. Theod. leg. 52 u. 54. (a. 412 u. 414)c - 2) Ebend. lex. 57. >Si 
qnae« ... — 3) Ebend. lex 65: >Haereticorum.<{ . . . 

4) Wer denkt hier nicht an Vorgänge in Wiesbaden, Neisse und hundert 
anderen Orten in unsern Tagen! 

5) Cod. Theod, XVI, 10, 25: »Cuncta Paganorum fiina, templa, delu- 
bra u. B. w.<{ 



28 Grashof, Gesetzgebung der vom, Kaiser über das Kirchengut 

anbefohlene Expiation , Reinigung der heidnischen Tempel und Hei- 
ligthümer und die Aufstellung des Kreuzzeichens sollte andeuten, 
dass diese Statten nun dem Christengotte geweiht, dass diese Tem- 
pel jetzt zu christlichen Grotteshäusern umgewandelt werden sollten. 
Das war nichta ungewöhnliches. Schon Theodosius I. hatte den 
Heliopolitanischen Tempel, ein ungeheures und sehr berühmtes Ge- 
bäude in ein christliches Gotteshaus umgewandelt und ebenso, nach 
Ausweis der Alexandriuischen Chronik vom Jahre 379 einen Tempel 
zu Damaskus. Auch Theodoret gibt an, die heidnischen Tempel 
seien entweder zerstört, oder sie selbst oder doch ihr Material zu 
christlichen Kirchen verwandt und zwar expiatione praecedenti, wie 
er beifügt. 

Jetzty nachdem ein Jahrhundert verflossen ist, seitdem die rö- 
mischen Kaiser anfingen, sich um den Bestand des kirchlichen 
Vermögens zu kümmern , ist es der Mühe werth , zu untersuchen, 
bis zu welcher Höhe wohl das Kirchengut angewachsen sein kann. 
Hin und wieder glaubte man, es sei, seitdem auch die Tempel und 
Tempelgüter der Heiden und Häi:ßtiker eine Einnahmequelle für die 
Kirche bildeten, das Vermögen der Kirche ungeheuer gestiegen, nicht 
allein an Capitalien, Werthsachen und sonstigen Mobilien, sondern 
namentlich an Grundbesitz, so dass man wohl wähnte, es betrage 
dasselbe fast den zehnten Theil des gesammten liegenden Grundes 
im römischen Reiche. Wie z. B. Amminamus Marcellijms i) dachte, 
geht aus seinen eigenen Berichten hervor, in welchen er von unge- 
heuren Schätzen spricht, die in den Kirchen aufgehäuft sein müssten. 
Allein es ist klar, dass wir an der Hand eines Ammian keine genaue 
und wahrheitsgetreue Vorstellung von dem kirchlichen Vermögens- 
stande uns machen können; denn einmal ist Amnian Hdde und 
nicht angethan, durch unparteiische Darstellung ein' richtiges Licht 
über die Sache zu verbreiten. Nach seinem Berichte standen die 
Tempel noch in alter Pracht , in all ihfem Reichthume , mit allen 
ihren Kostbarkeiten und Weihegeschenken, als die Habsi^cht der 
christlichen Kaiser sie plünderte . oder der christlichen Religion sie 
überliess. Ferner schloss Ammian aus der Pracht und dem Auf- 
wände, den er einzelne Bischöfe in ihren Pallästen und mit ihrem 
zahlreichen Gesinde entfalten sah^), auf übergrossen Reichthum in 
der Kirche überhaupt 3). Wir haben schon an einer früheren Stelle 

1) Rer. gestarum IIb. XXm, edit. Valesius. — 2) Ebend. c. 3. 

3) Wenigstens in der römischen Kirche; Ammiaraas stellt den Antisti- 
tes qnornndam provincialium auch ein ehrenhaftes Zeugniss aus, lobt an ihnen 
eine tenuitas edendi potandique pacissimmi, vilitas indamentoram etc. 
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bemerkt, wie leider manche Bischöfe und Kleriker ihr' Amt miss- 
braucbten, durch alle möglichen Schliche und Mittel sich Beichthum 
zu erwerben und ein ihrem Stande wenig Ehre machendes Leben 
führten. Das konnte in der That einen Heiden irre fuhren, konnte 
ihn glauben machen, dass, während früher die Christen und ihre 
Priester ein Leben der Armuth führten, sie nun durch den Zusam- 
menfl^ss so mancher Quellen auf Kosten der Heideii und Häretiker 
im Ueberflusse schwelgten. Allein wenn man auch zugeben kann, 
dass durch die bisherigen Gesetze der römischen Kaiser dem Kirchen- 
yermögen beträchtlich aufgeholfen war, so würde eine allzu hohe 
Taxe doch gewagt und oberflächlich erscheinen. Denn was ein- 
mal die heidnischen Tempel und Tempelgüter betrifft, so ist zu 
bedenken, dass die langwierigen Kriege innerhalb der Grenzen des 
römischen Reiches und die Einfälle der Barbaren, die ganze Provin- 
zen in Wüsten umschufen, ihre Spuren auch an den Prachtbauten 
und Tempelfluren und noch mehr an den in den Hallen aufbewahr- 
ten Schätzen und Weihegeschenken zurückgelassen haben werden. 
Und was zur Zeit des Krieges Freund oder Feind nicht genommen 
hatte, verfiel unter den christlichen Kaisern gemeiniglich dem Fis- 
cus ^), floss in die Staatscasse und wurde zu öffentlichen Zwecken ver- 
ausgabt. Ebenso ging es durchgehends mit den Tempeln: theilweise 
Zeristörung^), Verwendung zu gemeinnützigen Zwecken 3), oder zum 
Privatgebrauche der Kaiser*) war meistens ihr Los ; längst nicht der 
grösste Theil erhielt die Bestimmung, wie es Papst Gregor der Grosse 
wünschte ^), ^ass diese Tempel nämlich sämmtlich in christliche Got- 
teshäuser umgewandelt würden. Noch spärlicher floss die Quelle, 
welche dem Kirchengute entsprang aus der theilweisen Ueberlassung 
der Gemeindegüter und Kirchen der Häretiker. Wir sagen, aus der 
theilweisen; denn auch hier nal^m der kaiserliche Fiscus wieder das 
Meiste^, und doch war das Ganze nicht sehr beträchtlich. Denn 
als zuerst der Kaiser Honorius das Kirchengut der Häretiker angriff, 
litten darunter besonders die Donatisten, aber deren ganzes Vermö- 
gen bestand so ziemlich nur aus geraubten und gewaltsam an sich 
gerissenen katholischen Kirchen und Kirchengute. Die übrigen Sec- 
ten, deren Vermögen confiscirt wurde , waten stets zu arm und be- 
drückt gewesen, als dass sich etwas Erkleckliches hätte herausschla- 
gen lassen. 

Es war also trotz der mannichfach begünstigenden kaiserlichen 

1) Cod. Theod. XVI, 10, 4. \% — 2) Ebend. lex 16. — 3) Ebend. XV 
1, 36; XVI, 10, 19. — 4) Ebend. lex 20. — 5) Epist. IX, 11/ 
6) Cod. Theod. XVI, 5, leges 3. 4. 8. 12. 21. 30. 
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Gesetze das Kirchenvennögen nicht so erstaunlich angewachsen, zu- 
mal wenn man die Einnahmen in Verhältniss bringt zu den noth- 
wendig gewordenen Ausgaben. Man denke nur an die Zahl der im 
ungeheuren römischen Reiche lebenden Armen, die zum grössten 
Theile die Mildthätigkeit der Kirche in Anspruch nahmen, man denke 
nur aü die jetzt nöthig geworden^ Zahl der Kleriker , die auch zum 
guten Theile vom Kirchengute unterhalten werden mussten, man be- 
denke, wie die stets zunehmende Zahl der Gläubigen auch neue und 
grössere Kirchenbauten erforderlich machten. Zudem waren die hei- 
ligen Geräthe, die goldenen und silbernen Gefässe in dem Sturme 
der Verfolgung meist verloren gegangen, so dass sie neu ersetzt wer- 
den mussten. üeberhaupt waren die Spuren der dreihundertjährigen 
Verfolgung, was die materiellen Interessen dei:. Kirche betrifft, noch 
lange nicht zu verwischen, so sehr auch manche Kaiser sich bemüh- 
ten, die den Kirchen und Gläubigen an ihrem Eigenthume verur- 
sachten Schäden gutzumachen. 

Bei diesen Umständen begrüssen wir, um zu unserer Gesetz- 
gebung zurückzukehren, es um so mehr als eine erfreuliche Erschei- 
nung, wenn Kaiser Marcian^ der Gemahl der edlen Pulcheria, die 
Beschränkungen^ welche Valentinian und Theodosius der passiven 
Testamentsunfähigkeit der Kirche und ihrer Kleriker, wenngleich aus 
guter Absicht, gezogen hatten, im Jahre 455 wieder aufhob und das 
ehemalige Gesetz Constantins in seiner ganzen Ausdehnung herstellte 
Marcian, der, von seiner edlen und frommen Gemahlin Pulcheria ge- 
leitet , in allem das wahre Wohl der Kirche im Auge hatte , war 
überzeugt, dass im Ganzen und Grossen durch das der Kirche und 
dem IQerus geschenkte oder vererbte Geld und Gut der Menschheit 
Segen erwachse, da es grösstentheils zum Wohlthun und zur Unter- 
stützung Nothleidender verwandt, und damit dem Staate eine bedeu- 
tende Last von * den Schultern genommen werde. Der Nachtheil, der 
dem Staate aus einigen pflichtvergessenen Klerikern erwuchs, däuchte 
dem Kaiser doch zu gering im Vergleich zu dem Segen, den die 
weitaus grösste Mehrzahl der Geistlichen mit ihrem Vermögen an 
die Armen des Staates spendete. Dass den Marcian dieses Motiv bei 
seiner Gesetzgebung leitete, dafar zeugen seine eigenen Worte in ei- 
nem im Jahre 454 erlassenen Gesetze: ». . . Et quia,« sagt der 
Kaiser, >humanitatis nostrae est, egenis prospicere ac dare operam, 
ut pauperibus alimenta non desiut, salaria etiam^ quae sacros. eccle- 
siis in diversis speciebus de publice hactenus ministrata sunt, ju- 
bemus nunc quoque inconcussa et a nullo prorsus imminuta praes- 
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tari, liberalitatique huic promptissimae perpetuam tribuimüs firmi- 
tatem*).« 

Von diesem Gesichtspunkte ausgebend, schritt also nun Mar- 
cian dazu, die Stellung- des Klerus in Betreff des Vermögenserwer- 
- bes zu verbessern. Die nächste Veranlassung, zu der kaiserlichen 
Verfügung gab das Testament einer reichen Frau flypatia, welche 
einen Priester Anätolius zum Erben eingesetzt hatte, obschon es 
nach den bestehenden Gesetzen nicht erlaubt war. Marcian verfugte, 
dass, wenn eine Wittwe, Diaconissin, gottgeweihte Jungfrau u. s. w. 
durch Testament, Schenkung, Codicill, oder irgend ein Schriftstück, 
einer Kirche, einer den Märtyrern geweihten Stätte, dem Klerus oder 
Ordenspersonen, sei es viel oder wenig, vermachen wollten, dieses 
volle und gesetzliche Gültigkeit habe 2). In Folge dieser Verordnung 
werden gewiss wiederum manche Geschenke und Legate von from- 
men Frauen an Kirchen und Kleriker gekommen sein. 

Erst jetzt, nachdem die Kleriker wieder im Stande waren , in 
den Besitz eines grösseren Vermögens durch Erbschaft oder Schen- 
kung zu gelangen, gewann ein schon früher, im Jahre 434 von Theo- 
dosius d. J. erlassenes Gesetz 3) erhöhte Bedeutung. Starben näm- 
lich Personen aus geistlichem oder dem Ordensstande, gleichviel wel- 
chen Geschlechtes, ohne ein Testament hinterlassen zu haben, und 
fanden sich keine rechtmässigen Erben vor , so fiel ihr Vermögen 
an die Kirche oder an das Kloster dem der resp. die Verstorbene 
bei Lebzeiten angehört hatte. Ausgenommen war nur ein solches 
Vermögen , auf welchem irgend welche Lasten hafteten, Eenten ab- 
zutragen, besondere Steuern zu entrichten waren und dergleichen. 

Bleiben wir indessen noch einen Augenblick bei Marcian steheb, 
wir finden noch eine Verordnung von ihm, in welcher er dem kirch- 
lichen Vermögen seine Aufmerksamkeit schenkt aus dem oben ange- 
deuteteten Grunde. Wenn nämlich testamentarisch den Armen im 
allgemeinen etwas vermacht war, so sollte dieses Vermächtniss nicht 
ungültig sein, weil ein bestimmtes Subject fehlte, sondern das Tes- 
tament sollte zum Nutzen der Armen volle Gültigkeit haben *). 

Nehmen wir zu dieser Bestimmung das aus Cod. Just. I, 2, 12. oben 

* 

1) Cod. Just. I, 2, 12, § 2. 

2) Novelle Maxe, de testam. Clericor. HE, 5. — Cod. JuaU I, 2, 13 : 
»Generali lege sancimus.« i . . 

3) Cod. Theod, V, 3. de bonisCleric. Cod,Ju8t I, 3, 20: »Si quis pres- 
byter . . .« 

4) Cod. Justin. I, 3, 24: »Id, qnod panperibns testamento vel codicillis 
relinqnitur , non nt incertis personis relictum, evanescat, sed omnibus modis 
ratum firmnmqne consistat.« 
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angezogene Motiv , so unterliegt es keinem Zweifel, wem nach dem 
Willen des Kaisers zunächst die vererbte Summe zufallen sollte- 
Keinem andern, als der Kirche, eben weil diese gleichsam die Mutter 
und Versorgerin der Armen war. 

Die nun folgenden Kaiser schienkten diesem Punkt besondere 
Auftnerksamkeit, und ihre zahlreichen Gesetze, durch welche sie das 
Vermögen der Kirche und der Jcirchlichen Anstaltm zu haben be- 
müht waren, erklären sich nur aus dem umstände, dass die römi- 
schen Herrscher immer klarer zur Erkenntniss kamen, welche Sorge 
die Kirche durch die Verpflegung der Armen und Nothleidenden dem 
Staate ahnahm. So bestätigten die Kaiser Leo und Anihemius nicht 
allein alle von ihren Vorgängern der Kirche und den aus ihr her- 
vorgegangenen Anstalten — örphanotrophiis sive asceteriis, vel ec- 
clesiis aut ptochotrophiis seu xenedochiis vel monasteriis — ertheil- 
ten Privilegien, omnia privilegia . . . firma illabataque in per- 
petuum custodire decernimus i), sondern sie suchten insbesondere noch 
das Vermögen der Klöster durch die Bestimmung zu heben, es soll- 
ten die Klöster, wenn eines der Mitglieder aus ihnen schiede, in dem 
Besitze der gesammten beweglichen Habe, welche jenes Mitglied zu- 
gebracht hatte, verbleiben, ohne* Unterschied der Grösse des Betra- 
ges, »qui sua monasteria relinquunt, non recipiunt, quas attulerunt 
ad ea res mobiles, cujuscunque quantitatis sint, etiamsi non sint con- 
fecta monumentorum gesta super ipsis, auch wenn kein ProtocoU da- 
rüber aufgenommen ist').« 

Einen bedeutsamen Schritt weiter noch ging Kaiser Zeno in 
der Absicht, das Kirchengut zu heben, indem er «in Gesetz erliess, 
folgenden Inhaltes: »Si quis donaverit aliquam rem mobilem vel 
immobilem vel se moventem aut jus aliquod personae martyris aut 
prophetae aut angeli — einem Hause, einer Kirche, die einem Mär- 
tyrer oder Engel geweiht ist — tanquam ipsi postea Oratorium aedi- 
ficaturus, et donationem insinuaverit apud quos necesse est, cogitur 
opus quamvis nondum inchoatum fuerit, perficere per se vel per hae- 
redesi et perfecto operi dare ea, quae donatione continentur. Idem 
et in Xenedochiis et Nosocomiis et Ptochiis obtinet licentia danda 
episcopis et oeconomis^) convenire ipoos^),^ 

Diese letzten angeführten Gesetze führen uns zu einer ganz 
neuen Art der kaiserlichen Gesetzgebung in Bezug auf das Ver- 
mögen der Kirche und des Klerus, sie bilden gleichsam die Ouver- 

1) Cod. Just I, 3, 35. — 2) Ebend. lex 39. 

3) üeber die Oeconomen wird unten ausführlich gehandelt werden. 

4) Cod. Just I, 2, 15. 
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türe zu einer ganzen Reihe von Gesetzen Kaiser Justinians, zu dem 
wir im Folgenden fibergehen werden. Es bandelt sich hier be- 
sonders um die zwei Fragen: Wie ist es mit den oft ganz allgemein 
gehaltenen Legaten ad pias causas zu halten,, wer ist erbberechtig- 
ter Eigenthümer? und dann: In wie weit ist das Vermögen des 
Klerus Eigenthum der Kirche? 

3, Die Gesetze des Kaisers Justmian. 

Aus der Begierungszeit Justinians stammt eine grosse Zahl 
»kirchenpolitischer« Gesetze. Orientiren wir uns zunächst ein wenig 
über die Persönlichkeit Justinians, dieses fruchtbarsten aller Oesetz- 
geber unter den römischen Imperatoren. Justin I. war kinderlos 
und nahm desshalb seine Schwester Yigilantia nebst deren Sohn 
IJprauda, der dann den Namen Justinian erhielt, an seinen Hof. 
Dieses früher in der Bildung ganz vernachlässigte Kind erhielt jetzt 
die besten und berühmtesten Lehrer, lohnte aber auch durch stau- 
nenswerthe Fortschritte in fast allen Gebieten des Wissens die auf 
ihn verwandte Sorgfalt. Vielleicht ist dieser Umstand , dass Ju- 
stinian erst in Unwissenheit aufgewachsen ist und später noch eine 
ausgezeichnete Bildung erhielt, der Grund, dass über sein Wissen 
und seine Gelehrsamkeit die entgegengesetztesten Urtheile gefällt 
wurden.' Denn während er von der einen Seite ob seiner gedie- 
genen Kenntnisse gefeiert wird , ist er von anderer Seite geradezu 
als ein stupider Mensch hingestellt worden, der nicht im Stande ge- 
wesen sei, zu lesen und zu schreiben. Eine gleich diametral entge- 
gengesetzte Beurtheilung hat sein Character gefunden; den einen gilt 
er als das Muster eines tugendhaften Regenten, andere schildern ihn 
als einen in Lastern verkommenen Fürsten. Mitschuld an diesem 
aiiflfälligen Controversurtheile trägt jedenfalls die Zweizüngigkeit des 
Historiographen Justinians, des Procopius, der über den Kaiser und 
dessen Regierung eine von Lob für den Fürsten überströmende offi- 
cielle Geschichte schrieb. Nun wurde aber im 17. Jahrhundert 
in der vaticanischen Bibliothek eine historia arcana aufgefunden i), 
die eine ganz entgegengesetzte Beurtheilung Justinians bringt, die 
den Kaiser sowohl, wie die Kaiserin Theodora auf das allerschärfste 
mitnimmi. Nun, es sei dem, wie ihm wolle, für unsere Frage ist 
es wichtiger, dass wir uns von vornherein im allgemeinen über die 
Stellung Justinians ziTr Kirche klar werden, da wir dann um so leich- 



1) Im Jahre 1624 zuerst herausgegeben. 
Archiv rar Kirchenreobt. XX&VI. 
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ter die wahren Motive zu erkennen vermögen, aus denen seine »kir- 
chenpolitischen« Gesetze hervorgegangen sind. 

Hier müssen wir nua wohl unterscheiden zwischen der Ein- 
wirkung, die Justinian auf die innere und auf die äussere kirchliche 
Ordnung geübt hat. Was die erstere betrifft, so hatte, wie wir 
schon oben bemerkten, bereits Constantin seinen Nachfolgern ein bö- 
ses Beispiel gegeben , indem er sich gegen Ende seiner Regierungs- 
zeit gern in die dogmatischen Fragen der Kirche mischte und so den 
Grund legte zu jenem Byzantinismus , der seine Fortbildung bereits 
durch Constantius in hohem Grade erhielt. Die nachfolgenden Kaiser^ 
z. B. Zeno mit seinem Henotikon, legten auch eine besondere Vor- 
liebe für die Behandlung und Entscheidung kirchlicher Dogmen an 
den Tag, so dass die Päpste sich oft genug veranlasst sahen, sie auf 
die Grenzen ihrer Macht aufmerksam zu machen. Alle Kaiser aber 
wurden in dieser ihrer Neigung weit übertroffen durch Justinian, den 
sein Eifer für Dogmatik sogar zu so gewaltsamen Schritten fortriss, 
dass Papst Agapet den Ausspruch über ihn that, er, der Papst, habe 
zu einem christlichen Kaiser zu kommen geglaubt, aber er finde 
einen Diocletian. In der That verdient Justinian ein so hartes ür- 
theil wegen seiner zeitweise gewaltthätigen Eingriffe in die innern 
Angelegenheiten der Kirche. <3anz anders muss sich unsere Beur- 
theilung gestalten rücksichtlich der Gesetze, die Justinian in Bezug 
auf das äussere Leben, die äussere Gestaltung und Wohlfahrt der 
Kirche' gegeben hat. _Wir wollen nun kein Gewicht darauf legen, 
wenn der Kaiser sich für den unbedingten Vorzug der kirchlichen 
vor den weltlichen Gesetzen ausspricht ; das ist vielleicht eine seiner 
vielen zierlichen Redensarten, von denen 'seine Gesetze manchmal, 
überfliessen. Aber Thatsache ist es, dass er manche Beschränkungen 
welche einzelne seiner Vorgänger, sowohl was die Vermögensfrage, 
als insonderheit was die Immunitäten betrifft, der Kirche und dem 
Klerus auferlegt hatten, wieder aufhob. Hiermit soll durchaus nicht 
gesagt sein, es habe dies Verfahren Justinians seinen Gund gehabt, 
in einer tief frommen und religiösen Gesinnung ; der Kaiser scheint 
vielmehr hauptsächlich von der Anschauung ausgegangen zu sein, 
es sei die äussere Wohlfahrt der Kirche, ihre und ihrer Diener 
Begünstigung ein Hauptmittel zur Forderung der öffentlichen In- 
teressen überhaupt^ zur Hebung des StaaiswoMes , zur Begründung 
des Glückes der kaiserlichen Unter^hanen. »Omnem semper adhi- 
bentes providentiam circa sanctissimas ecclesias,€ sagt Justinian, 
*per quas et nostrum imperium sustineri et communes res clemen- 
tissimi Bei gratia muniri credidimus, n'ec non et nostras et cetero- 
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nun animas stndentes, salvari et eam ob rem solliciti assidue, ne 
commoda sanctissimarum ecclesiaram, in quacunque civitate sint cou- 
stitutae, aliqna ratione minuantur .... existimavimus \l s. w.^).« 

Nach dieser allgemeinen Gtiaracterisirang Jastiuians und seiner 
Gesetzgebung wenden wir uns den einzelnefi Gesetzen selbst zu, 
die dieser Kaiser über das Vermögen der Kircbe und des Klerus er- 
lassen hat. 

Das erste Gesetz, welches Justinian im Interesse des Kirchen- 
vermögens erlies, im Jahre 528, ist uns zugleich ein trauriger Be- 
weis für das habsüchtige Wesen einzelner Kleriker und Bischöfe in 
dieser Zeit. Was schon Cypriaii ^) beklagt, dass die Güter der Kirche 
einigen Bischöten zur Befriedigung ihrer Prachtliebe dienten, dass 
andere nach Reichthura haschten mit Vernachlässigung ihres erha- 
benen Berufes, ein Umstand, der schon das Concil von Antiochia^) 
nöthigte, eine scharfe Bestimmung zu treffen, derselbe Umstand scheint 
auch Justinian zum Erlassen» eines hier bezüglichen Gesetzes be- 
wogen zu haben. Trotz aller Vorsicht und Sorgfalt der Kirche in 
der Besetzung der bischöflichen Stühle gab es dennoch bischöfliche 
Sitze, deren Inhaber sich der Habsucht und des Nepotismus schul- 
dig machten. Es war Gefahr vorhanden, dass solche schlechte Bi- 
schöfe und Kleriker , sei es aus geringem Interesse au der Kirche, 
und deren Vermögen , sei es , dass* sie von habsüchtigen gierigen 
Verwandten dazu gedrängt wurden, nicht blos gegen - die damals 
herrschende Gewohnheit ihr lVit?a^ermögen , sondern g^gen alles 
Recht auch ihr Benefidah&rmQgen bei ihrem Tode nicht der Kirche, 
sondern Verwandten oder sonst Nahestehenden vererbten. Dadurch 
musste offenbar die Kirche Schaden erleiden, den ^er Staat, welcher 
bei seiner damaligen Stellung 0ur Kirche für das Wohl derselben 
zu sorgen und jede Beeinträchtigung ihrer Interessen zu verhüten 
hatte, nicht dulden konnte. Daher erhob sich mit der Kirche zu- 
gleich die Staatsgewalt zur -Aufrechthaltung kirchlicher Sitte und 
kirchlichen Rechtes , dass wenigstens das Benefictaherniögen beim 
Tode des Beneficianten immer der Kirche zufallen sollte, das iVi- 
ra^vernlögen aber dann , wenn keine rechtmässigen Erben 4a waren. 
Durch die erstere Verfügung sollte den Klerikern jeder Versuch ab- 



Ij Cod. Jitst I, 3, 43. — 2) Ib der Schrift de lapsis und epist. 8. 

3) Bei Hardmn I, p. 603 f.: Die Priester und Diaconen sollen gehaa 
unterrichtet sein von dem, was 'der Kirche gehört; soUte der Bischof das Ter-, 
mögen der Kirche ohne Wissen der Presbyter und Diaconen vertheilen, es so- 
gar seinen Hausgenossen überlassen u. s. w., so soll er vor der Provinzialsjnode 
Rechenschaft ablegen und Straife zu gewärtigen haben. 

3* 
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geschnitten werden, sich oder ihre Verwandten auf unerlaubte Weise 
aus dem Eirchenvermögen zu bereichern; denn dies letztere selbst 
blieb ja immer wieder Erbe. Aber auch auf die andere Weise wurde 
das Eirchengnt durch die Privathinterlassenschaft mancher Kleriken 
denen durch Marcians begünstigendes Gesetz an Geschenken und Le- 
gaten nicht selten unversehens beträchtliche Summen und Grund- 
stücke zufielen, und die dann häufig, ohne rechtmässige Erben isn 
haben, starben, um ein ansehnliches Stück vermehrt. 

War nun bisher die testamenti facultas activa der Eleriker 
staatlich nicht angefochten, war dieselbe vielmehr durch Theodosius 
d. J., Leo und Anthemius^) genehmigt, so hielt es Justinian jetzt, 
wo die Kirche und in der Kirche der Staat 2) durch das Treiben ein- 
zelner Bischöfe und Eleriker benachtheiligt wurde, an der Zeit, ein- 
zuschreiten und zwar gegen die einen wie gegen die anderen. 

Nachdem der Eaiser gemahnt hat, nur solche Bischöfe 3) zu 
wählen, qui purum habeant propositum et pecunias contenmant 
omnemque vitam suam ad clementissimum applicent Deum^), be- 
stimmte er: »Gonvenit igitur, hujusmodi eligi et ordinari sacer- 
dotes, quibus nee liberi sint nee nepotes; etenim^ vix fieri potest, 
ut vacans hujus quotidianae vitae curis, quas liberi creant paren- 
tibus maximas, omne Studium omnemque cogitationem circa divi- 
nam liturgiam et res ecclesiasticas consumat. Nam cum quidam 
.... eis (seil, ecclesiis) omnes suas facultates afferant, et derelin- 
quant, nV in pauperes et egentes et alias pios usus consumantur, in- 
decens est, episcopos in suum illas anfferre lucrum aut in propriam 
sobolem et cognatos impendere . . . Has igitur ob causas prohibe- 
mus habentem naios aut nepotes ordinari episcopum^).^ 

Wenn so die natürlichsten Erben fehlten, so war damit schon 
einigermassen das kirchliche Vermögen gegen Eingriffe einzelner 
Bischöfe, die vom Eirchen- oder was dasselbe ist vom Armengute 
ihre Anverwandten zu bereichem suchten, sichergestellt. Besser noch 
geschah das durch den gleich folgenden §. 2. desselben Gesetzes : 
>De bis vero episcopis, qui nunc sunt vel futuri sunt, sancimus, 
nullo modo eos habere facultatem testandi vel donandi vel per aliam 
quamcunque excogitationem alienandi quid de rebus suis, quas, past^ 

1) Cod. Just. I, 3, 20. 34. 

2) Man erinnere sich der oben angeführten kaiserlichen Worte in Cod. 
Just I, 3, 43. 

3) Justinian gebraucht im Eingange des Gesetzes freilich den äligem. 
Ausdruck sacerdotes, allein die Folge lässt erkennen, dass er hier besonders 
die episcopi im Auge hat. 

4) Cod. Just, I, 3, 42. cf. lex 48. — 5) Ebend. §. 1. 



•^r 



Qrashof, Gesetzgebung der röm, Kaiser Über dem Kirchengut* 37 

quam facti fuerint episcopi^ possiderint et acquisierint vel ex testa- 
mentis . . . etc. exceptis dumtaxat bis, quas ante episcopatum habae- 
runt ex^ quacanque causa vel quas post episcopatum a pareutibus etc. 
ad ipsos pervenerttnt perventüraeque sunt ; qua^unque enim post Or- 
dinationen! qnacunque ex causa extra praefatas personas ad ipsos 
pervenerunt, eajubemus ad sanetissimam eeclesianii cujus episcopatum 
tenuerint , pertinere et ab ea vindicari et evinci , nulla alia persona 
potestatem habente, ex eo proprium quid aufferre lucrum^). Damit 
war für die Gegenwart und Zukunft dafar gesorgt, dass, wenn nun 
doch ein Bischof^ auch ohne liberos ac nepotes zu haben, es versuchen 
sollte, von dem Eircfaengute etwas an sich zu nehmen, dies bei sei- 
nem Tode wieder an die Kirche zurückfiel. 

Das gegen die übrigen Kleriker zu Gunsten des Kirchengutes 
erlassene Gesetz^) motivirt Justinian folgendermassen. Das canonische 
Recht, sagt er , verbietet den Presbytern, Diaconen und Subdiaconen, 
nach ihrer Ordination eine Ehe einzugehen. Die kirchlichen Gesetze 
sollen aber ebensogut beachtet und befolgt werden, als die Staats- 
gesetze — sacros canones non minus, quam leges (d. h. die Staats^ 
gesetze) valere nostrae volunt leges. Da. wir nun sehen müssen, 
wie manche Kleriker das Kirchengebot hintansetzen, Frauen nehmen, 
und Kinder zeugen , so werden wir von Staatswegen dagegen ein- ^ 
schreäen, gleich als wenn die Civilgesetze übertreten waren. — Es war 
aber auch zu fürchten, dass durch Geistliche, welche selbst nach 
ihrer Ordination noch Kinder zeugten, dem kirchlichen Vermögen 
insofern Nachtheil erwuchs, als dieselben ihre unehelichen Kinder, 
als welche sie von Kirche und Staat angesehen wurden, diese »ex in- 
cestis aut nefariis nuptiis natos,« wie sie im Gesetze genannt werden, 
von ihrem Beneficialvermögen, das doch nach kirchlicher Auffassung 
Kircheneigenthum war, bereicherten. Das wollte nun Justinian ver- 
hindern und erklärt desshalb, dass solche Kinder , qui ex hujusmodi 
inordinata constupratione nascuntur . . . neque naturales aut nothl 
seu spurii intelligantur, sed prorsus et undique prohibUi et succes- 
sionis genitorum indigni ac ne donationem oh Ulis capere possunty 
neque hi, neque herum matres uec per interpositas qnidem personas, 
sed Omnibus in hos coUatis a pairibus beneßciis ad sanctam ecde- 
siam, ex qua sunt, qui talia deliquerunt, revertentibus : Quod enim 
sacri canones prohibent, id etiam nos per nostras abolemus leges.«' 
Und um allen etwaigen Schlichen und Kniffen vorzubeugen, befiehlt 
Justinian noch weiter: »Si vero simulata quaedam obligatio sub 

1) Cod. Just. §. 2. cf. Auth. ex Nov. 131 c. 13. - Cod. Just. I, 3, 50. 

2) Cod. Just I, 3, 45. anno 530. 
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specie routui vel alterins contractus instrumenti fiat, quae obligatum 
faciat, eum, qni hujnsmodi constuprationis particeps factas est, hanc 
etiam infirmam esse volnmas, et taliuro rerum donationem non ad 
cam personam, in quam concepta sunt scripta, sed ad sanctissimam 
ecclesiam pervenire.^ Aus diesem Gesetze ersehen wir deutlich, wie 
Jnstinian ein Interesse hatte, dass das materielle Wohl der Kirche 
gefördert werde; sonst würde er gewiss nicht ihr, sondern dem Fis- 
cus Gelegenheit gegeben haben, aus den Pehltritten eines Klerikers 
pecuniären Nutzen zu ziehen. 

Const^ntinopel war damals Weltstadt und wegen seiner poli- 
tischen Bedeutung zum Range eines Patriarchates erhoben. Es ist 
erklärlich, dass bei der grossen Ausdehnung dieses Patriarchates, 
welches eine zahlreiche Menge Bischofsitze in sich begriff, sich oft 
in der Hauptstadt eine Anzahl von Bischöfen zusammenfand, welche 
die mannichfaltigsten Beweggründe hergeführt hatten. Im Laufe der 
Zeit gewann das Zureisen und Aufenthaltnehmen der Bischöfe und 
Geistlichen in der Stadt eine solche Ausdehnung, dass bei jeder Ge- 
legenheit, wo es nothwendig schien, sofort eine sogenannte ouvodog 
Iv8if}|i0iloa abgehalten wer den. konnte; so viele Bischöfe weilten stets 
in Constantinopel. Dass dieses fortwährende Abhalten von endemu- 
sischen Synoden oder doch die vorhandene Möglichkeit, sie abzuhal- 
ten, der katholischen Kirche nicht immer und in jedem Falle iu 
ihrem innerlichen Organismus zum Segen gereichte, darüber sind je- 
denfalls Zweifel erlaubt; man braucht nur daran zu denken, dass 
Constantinopel der Ort dieser Synoden und natürlich der dortige 
Partriarch Vorsitzender war; das erklärt es, wie man in Rom mit 
Recht zuweilen voll Besorgniss auf diese Synoden hinblickte. Wegen 
des Nutzens, den diese Versammlungen indessen auch wiedefum 
schafften, hat die Kirche sich nicht dagegen geäussert. Kaiser Jn- 
stinian fand jedoch, wenn auch durchaus nicht in der Abhaltung je- 
ner Synoden i), so doch in dem fortwährenden Zureisen der Bischöfe 
und Geistlichen nach Constantinopel anderes £u tadeln, so dass er 
sich veranlasst fand, ein förmliches »Reisege^etz« zu geben. Nach- 
dem er versichert, wie er um des Staatswohles und seines und aller 
übrigen Seelenheiles willen die Erhaltung und Vermehrung des Kir- 
chengutea wünsche, spricht er sieb aus drei Gründen gegen die Rei- 
sen des Klerus nach Constantinopel aus: erstens, ne divinae litur- 
giae ex Deo amantissimorum sacerdotum absentia impediantur aut 



1) Mehr wie einmal haben sie nicht blos den schismatischen Gelüsten 
einzelner Patriarchen, sondern auch dem hyzantinisirenden Streben der Kaiser 
Vorschub geleistet. 
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non convenienter curentur — der Gottesdienst in der heimathlichen 
Kirche leidet darunter; zweitens, ne etiam sanctissimarum eccle- 
siarum consumantur res tarn propter itinerum, quam etiam comean- 
tium hac (nämlich in Gonstantinopel) sacerdotum et comitantium 
clericorum impensas, unde saepe et sub foenore accipiendi necessitas 
eraergit^ et ex ea re onus ad ipsas sanctissimas ecclesias venit ~ 
durch die Keisespoesen wird das Conto jder Eirchencasse ungerech- 
ter Weise belastet; endlich drittens, simul etiam ne ecclesiastica- 
rum rerum non convenienter procedat administratio per absentiae 
Deo amantiss. episcaporum tempus — die kirchliche Vermögensver- 
waltung kann dabei nicht glatt von Statten gehen. Aus diesen Grün- 
den nun verfügt der Kaiser in dem an den Patriarchen Epiphanius ge- 
richteten Gesetze 1), es sollten die Bischöfe nicht ohne Erlaubniss 
von oben ihre Residenz verlassen und nach Gonstantinopel kommen ; 
was sie vorzubringen haben oder begehren, sollen sie durch einen 
oder zwei fromme Kleriker ihrer Kirche besorgen lassen oder soll 
erledigt werden durch Vermittlung des Patriarchen selbst. Ist die 
persönliche Gegenwart der Bischöfe nöthig, wird man sie ersuchen 
zu kommen, absque vero tali divina jussione neminjem proficisci con- 
cedimus. üebertretern wird die kaiserliche Ungnade und Kirchen- 
strafe in Aussicht gestellt ; Geldstrafen will der Kaiser nicht ver- 
hängen, ne pecuniaria poena inde (von den Bischöfen) ad sanctiss. 
ecclesias, quod inde evenerit damni, redundet, quarum res ab omni 
deminuiione liberas manere cupimus. 

Die bisherigen kaiserlichen Verordnungen waren eigentlich nur 
Prohibitivgesetze , Gesetze, durch welche verhindert werden sollte, 
dass das Kirchengut durch ungerechte Eingriffe, unnöthige leicht- 
tertige Ausgaben Schaden erleide. Justinian erleichterte aber auch 
durch positive Bestimmungen den Erwerb von Vermögen für die 
Kirche, zunächst durch das Gesetz, dass eine Schenkung an eine 
Kirche, eine kirchliche Anstalt oder zu sonst einem frommen Zwecke, 
wenn sie die Summe oder den Werth von 500 Solidi nicht überstieg, 
ohne einen förmlichen gerichtlichen Act gemacht werden konnte, sie 
brauchte nicht insinuirt, nicht zu gerichtlichem ProtocoU erklärt, 
nicht den actis intimirt zu werden, wie die verschiedenen Ausdrücke 
dafür lauten ; nur wenn eine Schenkung die gedachte Summe über- 
stieg, sollte ein solcher Act nothwendig sein^). Der Kaiser behielt 
sich jedoch wegen seiner Schenkungen volle Freiheit vor. 

1 Cod. Just, I, 3, 43. 

2) Ebcnd. I, 2, 19. (anno 529.) cf. Vin, 54, 34. (a. 529.) Nov. 62, c. 2. 
(a. 537.) 
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Im Anschlüsse an dieses Gesetz sei auch eines Privilegiums 
erwähnt, welches Justinian der Kirche gewährt, ut inter divinum 
publicumque jus et privata commoda competens discretio sit^). Hatte 
die Kirche oder eine kirchliche Anstalt Ansprüche auf Vermächt- 
nisse, Schenkungen, Fideicommisse , Hypotheken u. s. w., so sollten 
dieselben erst nach hundert, Jahren erlöschen. Waren der Kirche 
Grundstücke und Gerechtsame entzogen , in Bezug auf die sie klag- 
bar wurden , so sollte dagegen auch nur eine hundertjährige Ver- 
jährung schützen. Später, um die hier einschlagenden Verordnungen 
gleich zusammenzustellen, wurde die hundertjährige Verjährungs- 
frist freilich auf eine vierzigjährige reducirt ^) , allein der römischen 
Kirche blieb das Vorrecht der hundertjährigen Verjährungsfrist — 
sola Romana ecclesia gaudente centum annorum spatio vel privilegio. 
Bewegliche Sache der Kirche, die Mobilien, konnten indessen in der 
gewöhnlichen Frist von drei Jahren usucapirt werden 3). 
^ Wir lernten schon eine von den Kaisem Leo und Anthemius 
ausgegangene Verfugung kennen, welche festsetzte, wie es mit dem 
Vermögen derer zu halteu sei, die ins Kloster eingetreten, dasselbe 
aber wieder verlassen hatten*). Justinian schenkt diesem Gegen- 
stande im Interesse des kirchlichen Vermögens erhöhte Aufmerksam- 
keit. Zunächst erklärt auch er es als seinen Willen: »Si monachi 
aut clerici monasteria aut ecclesias relinquant atque mundani fiant, 
omne ipsorum jus ad monasterium aut ecclesiam pertinet^).« Eltern 
dürfen ihre Kinder, die sich gegen den elterlichen Willen, dem 
Priester- oder Ordensstande widmen, desshalb nicht enterben, son- 
dern »necesse habento, si testamenfum condant^ quadrantem illis re- 
linquere; sin autem hoc non fecerint, locus sit ab intestato ^).« Soll- 
ten jedoch Eltern testamentarisch ihren geistlich gewordenen Kindern 
mehr zuzuwenden gedenken, heisst es in einem andern, diesen Gegen- 
stand noch ausführlicher behandelnden Gesetze '^) , »sin et amplius 
voluerint eis largiri, hoc eorum voluntati concedimus.« Anders war 
es, wenn die Eltern ihren letzten Willen nicht kund gegeben hatten, 
dann gehörte alles ohne Weiteres dem Intestaterben, üeberhaupt 
aber folgte sonst der Person, die in ein Kloster eintrat, ihr Vermö- 
gen unverzüglich nach, und das Dispositionsrecht über dasselbe ging 
an das Kloster über, gleichviel welchen Geschlechtes jene Person 
war. Doch machte das Gesetz einen Unterschied , ob die Person 
Kinder hatte oder nicht. Im letzteren Falle gehörte ihr Gesammt- 

1) Cod. Just I, 2, 23. — 2) Nov, 131. c. 6. cf. Nov. 111 c. 1. 
3) Anth. Quas actiones ad Cod. Just. I, 2, 23. — 4) s. oben p. 32. — 5) Cod. 
Just. I, 3, 55, §. 1 } 56, §. 2. — 6) Ebend. — 7) Cod. Just I, 3, 56, §. 1. 
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vermdgeo einfach dem Kloster; im ersteren batte sie sowohl vor, 
wie nach ihrem Eintritte ins Kloster das Dispositionsrecht über ihr 
Vermögen ; was von demselben die Kinder nicht erhielten, fiel dem 
Kloster zu, ja einen Theil des Vermögens musste sie zarüekbehal- 
ten, durfte ihn nicht ihren Kipdem geben, sondern mnaste ihn dem 
Kloster zabringen. Starb eine Person im Kloster, bevor sie ihren 
Kindern das, was ihnen zukam, gegeben hatte, so durften diese 
Kinder das ihnen Qebührende beanspruchen und in Besitz nehmen, 
das üebrige verblieb dem Kloster, filii legitimam percipient, reliqua 
substantia monasterio competente i). 

Auch das Vermögen dessen, der beim Baube, bei der Entfüh- 
rung einer gottgeweibten Jungfrau oder Diaconissin mitgewirckt, fiel 
als Eigenthum dem Kloster oder der Kirche zu, welcher die Ent* 
fährte angehört hatte. War die Entfahrte eine Diaconissin irgend 
einer Kirche , ohne dass sie in einem Kloster und dergleichen lebte 
und wohnte , so hatte sie aus dem , dem fiäuber genommenen Ver- 
mögen den lebenslänglichen Niesbrauch, usufructtom, dum snperest, 
die Kirche aber ward Eigenthümerin desselben, ecclesia vero omnem 
proprietatem et- plenam possesionem earundem rerum nostro habeat 
beneficio^). 

Die angezogenen kaiserlichen Gesetze beweisen zur Genüge, 
dass die damalige Staatsregierung in den Klöstern nichts Staats- 
gefährliches, nichts Socialgefährliches erblickte, -wohl aber dass sie 
die Klöster als Institute ansah, die dem Staate und seinen Armen 
und BedrMigten aller Art Hülfe und Trost gewährte, Institute, deren 
Lebensfähigkeit auf jede Weise gehoben und gefordert werden müsse. 
Es seien den Stürmern gegen Klöster und klösterliche Genossenschaf- 
ten diese Justinianischen Gesetze zur angelegentlichen Beachtung 
empfohlen. 

Wir kommen jetzt auf die Gesetze Justinians, in welchen es 
sich um die Testamente und Legate zu frommen Zwecken und deren 
Durchführung handelt. 

Zuerst gibt der Kaiser seinen Willen zu erkennen, in welcher 
Weise gegen die testamentsseitig eingesetzten • Erben , die sich etwa 
•weigern sollten, eine vom Erblasser getroflfene Verfügung zu Gunsten 
eines frommen Zweckes zur Ausführung zu bringen, zu verfahren 
sei^). In diesen Fällen soll sofort der Bischof auftreten, sancimus, 
confestim loci episcopos curiosos esse circa haec et postulare , ut illi 
orania impleant (nämlich die Erben) secundum voluntatem defuncti. 

1) Nov.'*128, c. 38; cf. Nov. 5, 5; 76. praef. und c. 1. 

2) Cod. Just I, 3, 54. — 3) Cod. Just I, 8, 46. 
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Zugleich werden vom Kaiser ganz genau die Zeiträume fixirt, innerhalb 
welcher der vom Erblasser ausgesprochene Wille bezüglich solcher 
milden Stiftungen vollzogen werden muss; beim Bau einer Kirche 
z. B. werden drei Jahre , eines Hospitals wird ein Jahr festgesetzt. 
War nach Ablauf dieser Frist der Erbe seiner Verpflichtung nicht 
nachgekommen, so soll der Bischof dasjenige von ihm einfordern^ 
was der Testator letztwillig zu frommen Zwecken ausgesetzt liatte, 
und der Bischof soll nun seinerseits den Eau der Kirche bezw. des 
Hospitales, Kranken* oder Waisenhauses und dergleichen oder die Aus- 
lösung der Gefangenen in die Hand nehmen. Damit geht aber auch das 
Verwaltungsrecht in Bezug auf die fromme Stiftung an die Bischöfe 
über, die Bischöfe haben die Verwaltungsbeamten der einzelnen Stif- 
tnngsgebäude zu ernennen und sollen die Erben, weil sie don letzten 
Willen nicht ausgefahrt, an der Verwaltung hindern i). Ausserdem 
aber sollen die fructn» et reditus et omnem legitimam accessionem 
von der gaifeen Zeit, in welcher der Erbe seinen Verpflichtungen 
nicht nachgekommen war, und zwar vom Todestage des Erblassers 
an, eingefordert werden 2). Zugleich wurde aber auch der Fall vor- 
gesehen, dass etwa Bischöfe, corrupti a scriptis haeredibus vel lega- 
tariis vel fideicommissariis ^) ihre Pflicht vernachlässigten ; dann sol- 
len die Metropoliten der Provinz oder die Erzbischöfe, denen jene 
' Diöcese untersteht, die Sache in die Hand nehmen, sie sollen inqui- 
rere et.cogere, pium opus aut piam liberalitatem omnino impleri^). 
Sollten sich die bezüglichen Erben aber etwa der Execution von Sei- 
ten des Bischofs widersetzen, dann sollen sie zur Strafe das Dop- 
pelte der ursprünglichen Stiftung zu zahlen gezwungen sein^). Es 
könnte nun auch sein, dass nach der Verfügung des Erblassers die 
zu Gunsten des kirchlichen Vermögens ausgesetzten Legate u. s. w. 
von dem Erben erst bei dessen Tode ausgezahlt zu werden brauchen. 
Dann haben solche Erben die Pflicht, cum morientur ipsi, omnino 
isla implere. Sollten deren Erben die Ausführung irgendwie hindern 
oder verschieben wollen, so treten die genannten Bestimmungen in 
Kraft % — Justinian sorgte auch für die Zukunft vor ; er wollte nicht, 
dass die einer Kirche, einem Kloster, einer kirchlichen Anstalt u. s. w. 
vermachten und jährlich an dieselben zu zahlenden Legate dabin ge- 
ändert würden, dass man 4ie Ablösung dieser jährlichen Rente durch 
ein einmal zu zahlendes Baarcapital vornahm ; war dies geschehen, so 

1) Cod. Just 1. c. §. 1. — 2) Ebend: §. 4. 

3) Auch die beiden letztgenannten, Legatare und Fideicommissare stellt 
der §. 5. unter das Gesetz. 

4) §. 6. - 6) §. 7. - 6) §. 8. 



Graahof, Gesetzgebung der röm. Kaiser über das KirchenguL 43 

sollte der Act ungültig sein, si qua fiat alienatio , et ipsa irrita sit. 
Und dabei sollte das Verjährungsrecht nie in Anwendung kommen, 
nulla temporis praescriptione opponenda. Justinian handelte darin 
sehr klug , er wollte nicht , wie er sagte , dass den augenblicklich 
Lebende» IFeberfluss ^u Theil werde, die später Lebenden aber Mangel 
litten und das Nachsehen hätten, bis quidem, qui aliqua parte 
temporis fuerint, esse pecuniarum copiam, bis autem, qui futuri sunt, 
omnimodam relictorum privationem ^)^ 

Bereits im Jahre 454 hatte Marcian, wie wir gesehen ^j, ein 
Gesetz erlassen des Inhaltes, dass letztwillige Verfügungen in wel- 
chen die Armen im allgemeinen, in corpore zu Erben eiiigesetzt wa* 
ren,. rechtlich gültig sein sollten. Justinian beschäftigt sich mit die* 
sem Gegenstande sehr eingehend und erlässt im Interesse des kirch- 
lichen Vermögens neue begünstigende Verordnungen. »Si quis,« sagt 
ein Justinianisches Gesetz '% >ad declinandam legem Falcidiam, dum 
desiderat, totam suam substantiam pro redemptione captivorum re- 
linquere eos ipsos captivos scripserit heredes , ne videatur, quasi 
incertis persouis hercdibus institutis Judicium suum oppugnandum reli- 
quiiSde, sancimus, ejusmodi et talem institutionem pietatis intuitu va- 
lere et non esse respuendam.« Hier bandelt es sich um Testamente 
zu Gunsten der Auslösung von Gefangenen; sofort wird auch der 
Armen gedacht*): »Sed et si pauperes quidem scripserit beredes, 
et 7ion inveniatur certum ptochotrophium vel certas ecd^iae paupe- 
. res, de quibus testator cogitaverit, sed sub incerio vocabulo pauperes 
fuerint heredes instituti, simili modo et hujusmodi institutionem va- 
lere decerniraus.« Der Bischof und der Oeconomus sollen dann die 
ZU Gunsten der Gefangenen eines Ortes ausgesetzte Erbschaft über- 
nehmen, episcopus et oeconomus hereditates suscipiant, und sollen 
dieselben, sive per annuos redditus si?e per vendifipnera raobiliura 
seu se moventium röruni sit, ganz oranimodo zur Auslösung der Ge- 
fangenen verwenden ^). Das Gesetz gibt dann in §, 3. bis 7. aus- 
führliche Bestimmungen über die Art der Verwaltung wie der Ver- 
Wendung der zu frommen Zwecken gemachten Stiftungen und Testa- 
mente und droht schliesslich mit dem göttlichen Zorne allen denen, 
welche nicht gewissenhaft die betreffenden Gelder verwendeten*). 
Wir werden bei dem Artikel »Verwaltung des kirchlichen Vermö- 
gens« auf dieses Gesetz zurückkommen müssen. Aber eine Bestim- 
paung aus deinselben ist hier noch zu besprechen. Es hiess schon 
Eingangs des Gesetzes: »ad declinandam legem Falcidiam,« und 

1) §. 9. — 2) S. oben p. 27. — 3) Cod. Just. I, 3, 49. -^ 4) Ebend. §. 1. 
5) 8. 2. - 6) §. 8. 
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gerade hinsichtlich des Falcidischen Gesetzes wird von Jnstinian 
dem kirchlichen Vermögen ein wesentliches Privilegiam zu Theil. 

Die lex Falcidia befasste sich znm erstenmale mit den Lega- 
ten i); vorher hatte jeder Testator freie Hand sowohl nach Zahl wie 
nach Grösse d^ Legate. Yermöge^ dieser Freiheit waren nun nicht 
selten Erbschaf ten~ durch Legate derartig vermindert und erschöpft, 
dass die Erben für vortheilhaft hieltmi, die Erbschaft gan« auszu- 
schlagen. Zur Regelung dieser Verhältnisse wurde zuerst die lex 
Furia^) gegeben, worin das Maximum eines Legates fixirt war, so- 
dann, weil der Zweck dieser lex durch viele kleinere Legate leicht 
vereitelt werden konnte, die lex Yoconia, welche bestimmte, es solle 
kein Legatar mehr erhalten dfirfen, als dem Erben verbliebe nach 
Abzug sämmtlicher Legate. Da auch diese Verordnung das Testa- 
mentswesen nicht regelte, so erschien nun das Falcidische Gesetz, 
welches die Freiheit des Testirers dahin beschränkte, dass nach 
Abzug aller Schulden , gerichtlichen Kosten und anderer Ausgaben 
nur drei Viertheile der gesammteu erblichen Masse zu Legaten aus- 
gesetzt werden durften, ein Viertheil musste dem Erben unverkürzt 
und ungeschmälert bleiben, so dass nöthigenfalls der Erbe einem 
jeden Legatar einen verhältnissmässigen Abzug an jedem Legate 
machen konnte 3). »Lex Falcidia jubet, non plus quam dodrantem 
totius patrimonii legari, ut omnimodo quadrans iiiteger apud here- 
dem remaneat^).€ 

Diese Abzüge nun, denen nach Falcidischem Gesetze fast alle 
Legate unterworfen wurden, sollten bei Vermächtnissen an Kirchen, 
an die Armen der Kirchen, an kirchliche Anstalten, zu Gunsten der 
Auslösung von Gefangenen, kurz bei Vermächtnissen ad pias causas 
wegfallen. »Si enim,< sagt der Kaiser, »propter hoc a speciali be- 
rede recessum est, ut non Falcidiae ratio inducatur, quomodo feren- 
dum est hoc, quod in sacrum venerum per Falcidiam vel aliam oc- 
casionem minui^)?< Der Oeconomus der Kirche oder der Bischof 
soll darum auch sine Falcidiae ratione die Erbschaft den Armen u. 
8. w. zuwenden «). . 

Da schon mehrfach von Legaten behuf Auslösung von Gefange- 
nen die Bede war, so möge gleich hier noch eines hierhergehören- 
den Gesetzes 7) erwähnt werden. Justinian wollte, dass, wenn Kin- 



\) a. 714 J. R. — 2) Cicer. in Verr. JI, 1, 1, 43. - 3) Nov. 1, c. 2, 
Cod. JusL VI, 50, 3 sqq. 

4) Gerade so bestimmte die lex Trebelliana hinsichtlich der mit Fidei- 
commissen beschwerten Erbschaft, s. §. 4. Inst. 11, 23. 

5) 1. 49. §. 2. Cod. Just I, 8. — 6) Ebend. §. 6. — 7) Nov. 113, c. 3. 
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der lind Verwandte eines Gefangenen dessen Loskaufiing vernar.hläs- 
sigten, sie von der Erbschaft ausgeschlossen werden sollten,; das ge- 
sammte Vermögen fiel an die Kirche, damit diese es zum Loskauf 
von Gefangenen verwende. »Successio defertur ecclesiae . . . expen- 
denda scilieet in captivorum redemptionemi).€ 

In dem Gesetze »Si quis ad declinandam legem Falcidiam« 
hatte Justinian angegeben , wer erbberechtigtes Subject war in dem 
Falle, dass der Testator die Armen, die Gefangenen u^ s. w. im all- 
gemeinen zu Erben eingesetzt hatte. Erbberechtigt waren dann zu- . 
nächst die Armen, die Gefangenen, die kirchlichen Anstalten des 
Ortes, in welchem der Testator gelebt hatte. Befanden sich an die- 
sem Orte mehrere derartige Anstalten u. s. w., so sollte die Erb- 
schaft derjenigen zukommen , qui paüperior esse dignoscitur« Hier 
war auch die richterliche Entscheidung verhältnissmässig noch leicht ; 
denn der Testirer hatte in seinem letzten Willen wenigstens An- 
deutungen in genere gemacht, ob er entweder die Armen, oder die 
Gefangenen oder die in Kranken-, Waisenhäusern u. s. w. Lebenden be- 
dacbt wissen wollte. Sehr viel unsicherer und schwieriger war der 
Fall, in welchem jemand »unsern Herrn Jesum Christum« zum Er- 
ben einsetzte. Wer war denn da nur eigentlich erbberechtigtes Sub- 
ject ? Die Frage föhrte zu den mannichfachsten Differenzen, so dass 
Justinian durch Gesetz ^) klar zu legen suchte, wer in solchem Falle 
als Eigenthumssubject im Tei^tamente zu betrachten sei. 

»Da wir seben^« fuhrt der Kaiser aus, »dass in manchen jungst 
veriassten Testamenten Erbeinsetzungen stattgefunden haben der Art, 
dass jemand unsern Herrn Jesum Christum als Erben nennt , ohne 
ein heiliges Haus, eine Kirche und dergleichen namhaft zu machen, 
oder dass jemand unsern Herrn Jesum Christum und noch einen 
andern zu gleichen oder ungleichen Hälften erben lassen will, und 
da wir finden , dass in solchen Fällen eine grosse Onsicherheit ent- 
steht zufolge der älteren Gesetze, so wollen wir dieses verbessern 
und folgendes anordnen. Wenn jemand unsern Herrn Jesum Chri- 
stum zum Erben einsetzt, so soll die Kirche jener Stadt, oder jenes 
Dorfes oder jener Gegend, in welcher der Erblasser gestorben war, 
zum Erben eingesetzt sein, und der Oecondmus soll die Erbschaft . 
einfordern. Hinsichtlich der Legate und Fideicommisse gilt dasselbe ; 



1) Die Gefangenen waren in jenen Zeiten, den Zeiten ewiger Kriege ein 
Gegenstand liebevollster Aufmerksamkeit von Seiten der Kirche, s. Ratzinger, 
kirchliche Armenpflege p. 84. 

2) Cod. Just I, 2, 26. cf. Nov. 131, cap. 9( sqq. 




46 Ghrashofj Öesetzgebung der röm. Kaiser über das Kirchtngut 

sie sollen den heiligen Kirchen zu Gute kommen, damit diese von 
denselben die Armen unterstützen. Ist einer von den Erzengeln 
oder Märtyrern als Erbe namhaft gemacht, ohne dass ein heil. Haus 
genannt ist, so soll das in jener Stadt oder deren Nähe zur Ehre 
des Erzengels oder Märtyrers errichtete Haus Erbe sein; befindet 
sich daselbst kein solches Haus , so sind die in der Metropole be- 
findlichen respediven Häuser erbberechtigt, in Ermangelung dieser 
die Kirchen jenes Ortes. Ueberhaupt haben die Kirchen das Vor- 
recht vor den andern heilige Häusern, es müsste denn der Erblas- 
ser ausdrücklich anders bestimmt haben i). Hat der Testirer eine 
bestimmte Stätte nicht namhaft gemacht , und sind viele Tempel 
desselben Namens in jener Stadt oder deren Nähe, so erbt derjenige, 
welchen der Verstorbene häufig besucht und am meisten geliebt hat. 
Lässt sich ein solcher nicht nachweisen, so erbt der ärmste unter 
ihnen 2).« 

Hinsichtlich der an dieses Gesetz sich knüpfenden Controvers- 
frage, wen denn nun eigentlich Justinian als Subject des Erbrech- 
tes hinstelle, schliessen wir uns der Ansicht derer an, die meinen, 
Justinian habe nicht etwa die individuelle Kirchengemeinde, nicht 
die Gorporati(Hi der zu einer bestimmten Kirche gehörenden Gläu- 
bigen, sondern die einzdnen Kirchen und MrcMicken Institute seihst 
als Eigenthumssubject betrachtet. Der Zweck, die pia causa, also 
die Kranken-, die Armen-, die Waisenversorgung u. s. w. machte die- 
selben zu Trägern juristischer Persönlichkeiten, zu piis corporibas, 
und damit fähig, erbberechtigtes Subject zu werden. 

Noch ein Punkt muss hier ins Auge gefasst werden, der Aus- 
druck »secundam veteres leges« im obigen Gesetze. Justinian sagt, 
er sehe eine grosse Unsicherheit enstehen zufolge den alten Gesetzen. 
Wahrscheinlich denkt der Kaiser hier namentlich an das oben 3) be- 
sprochene Gesetz Constantins vom Jahre 321: »Habeat ünusquis- 
que . . .« durch welches die testamenti factio passiva der Kirche 
anerkannt, aber noch nicht das Nähere bestimmt war, wem das Erb- 
obj6ct zufallen solle für den Fall, dass das erbende Su])ject nur im 
allgemeinen, also etwa die Armen, die Kirche u. s. w. namhaft ge- 
macht war. Wurden damals, als die Kirche verhältnissmässig noch 
klein war, nähere testamentliche Bestimmungen nicht so sehr ver- 
misst, so doch jetzt, wo klarere, detaillirtere Weisungen geradezu noth- 
wendig wurden, wie das, meint Justinian, ganz khir hervorgeht aus 
der herrschenden grossen Unsicherheit. 



1) Cod. JuHt 1. 0. §. 1. - 2) Ebend. §. 2. — 3) pag. 12. 
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Jnstinian legte seine Sorgfalt, mit der er für das Eirchengut ein- 
trat noch auf andere Weise an den Tag. Es war nämlich vorge- 
kommen, dass Personen, meist wohl aus edler Absicht, aber auch 
wohl, wie der Kaiser sagt, nominis causa, um sich vor der Welt. ei- 
nen Namen zu machen, aus eigenen Mitteln eine Kirche erbauten, 
diese dann aber nicht init dem zur Unterhaltung des Gebäudes und 
des Gultus noth wendigen Capitale ansstatteten, so dass in Folge des- 
sen das Gebäude später entweder unbenutzt bleiben oder die Kirche 
als solche aus ihren Mitteln das Nöthige auch für dieses neue Ge- 
bäude beschaffen musste. Um nun von vornherein jedem neu zu erbauen- 
den kirchlichen Gebäude die zur Beschaffung der nothwendigen jähr- 
lichen Bedürfnisse erforderliche Summe, einen hinlänglichen Fond, 
ein auskömmliches Kirchencapital zu sichern, und um das allgemeine 
Kirchen vermögen von Belastung möglichst zu befreien, erliess Justi- 
nian ein Gesetz ^) des Inhaltes, dass, wenn jemand eine neue Kirche 
bauen wolle, er vorher mit dem Bischöfe sprechen und die Summe 
bestimmen müsse, welche er für die Lichter, für den heiligen Dienst, 
für Unterhaltung der Gebäude u. s. w. auszusetzen gedenke. »Sancimus, 
non aliter quempiam ecclesiam ex novo aedificare, priusquam loqnatur 
ad Deo amabilera episcopum et definiat mensuram quam deputat et 
ad luminaria et ad sacrum ministerium et ad incorrumpendae domus 
custodiam et observantium alimenta.« Ist der den Bau Beabsichti- 
gende im Besitze des hierzu erforderlichen Vermögens, so soll er 
zuvörderst eine Schenkungsurkunde darüber ausstellen , f aciat prius 
donationem eorum, quae fütura sunt, deputari, dann mag er zum 
Bau der Kirche schreiten. Kann er aber das Erforderliche nicht 
zahlen, so darf er auch ilicht neu bauen ; kann aber immerhin eine 
der vielen baufälligen Kirchen — multae enim et in bac regia civi- 
täte et in provinciis ecclesiae sunt, in quibus competcfnti quidem ad- 
ministratur modo, periculum vero ruinae patiuntur per vetustatem, 
aut etiam parvae constitutae sunt et inordinatae — restauriren las- 
sen und soll ia diesem Falle Erbauer eines Gotteshauses genannt 
werden, sie enim poterit et sacrae domus fabricator vocari. 

In enger Verbindung mit diesem Gesetze steht auch das Ver- 
bot Justinians^), an die Kirche oder kirchliche Anstalten unfrucht- 
baren oder belasteten Besitz zu schenken oder zu verkaufen. >Qui- 
dam minus idonea praedia donaverunt sanctissimis ecclesiis aut ve- 
nerabillbus domibus aut etiam vendiderunt tanquam idonea cum uti- 
que sterilia essent a principio . . . Interdicimus, si foenea quaedam pos- 



1) Novell. 67. c. 2. - - 2) Nov. 7. c. 12. 
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sessio ant damnosa detnr ecelesiis aut nionasteriis aitt xenodochiis aut 
nosocomiis ant aliis venerabilibus collegiisc .... 

« Mit diesen beiden kaiserlichen Verordnungen war die hinläng- 
liche Dotining jedfer einzelnen von Privaten neu erbauten Kirche 
ausser Frage gestellt, die Restauration von altern, zu kleinen oder 
banfällig gewordenen Gotteshäusern angebahnt und der eigentliche 
Besitzstand der Kirche fester und gesicherter geworden. 

Aus den bisher angeführten Gesetzen Jnstinians haben, wir die 
Ueberzeugung gewonnen , dass es diesem Kaiser ernstlich darum zu 
thun war, das kirchliche Vermögen zu heben und zu vermehren und 
etwaige Schädigungen desselben abzuwenden. Aus diesem Grunde 
halten wir aber auch dafür, man müsse den Worten Justinians 
Glauben schenken, mit denen er ein neues Gesetz motivirt, ein Ge- 
setz, das auf den ersten Blick allerdings stark nach Culturkampf 
aussieht und um dessenwillen erlassen erscheint, damit die den Kleri- 
kern bislang gewährten mannichf achen Immunitäten nicht gar zu vielen 
Staatsdoürgem zu Theil würden. Wie gesagt, wir legen dem Kaiser 
nicht ein so engherziges Motiv unter, sondern setzen in die allerhöchst- 
eigene Motivimng zu folgendem Gesetze Glauben und Vertrauen. 
Justinian geht von einer allgemeinen Betrachtung aus: »Paene ni- 
hil immensum bonum est ^), alles üebertreiben ist nachtheilig. So- 
fort kommt er dann auf die ihm am Herzen liegende Sache. »Goni- 
petens est, neque ordinationes, quae super reverendissimis clericis fiunt 
aut super rev^n diac<missis, fieri tantas, td iUorum expensis sancHs- 
aima ecdesia inddat in causam mutorum maximorum et pafMa- 
tim ad nomssimam inopiatn deponaiur.^ Es ist nicht billig, dass 
durch dasErtheilen zu vieler Ordinationen die Kirche, der eventuell 
die Sorge für die Ordinirten obliegt, pecuniären Nachtheil habe. 
Dem Kaiser ist zu Ohren gekommen, dass aus dem genannten Grunde 
z. B. die Hauptkirche Constantinopels stark verschuldet ist, fäciens 
tarn hypothecas quam pignorum dationes in optimis suis praediis 
rusticis et surburbanis. Das hat ihm Veranlassung gegeben , die 
früher bestandenen Verhältnisse einzusehen, und er hat gefunden, dass 
die Erbauer der Kirchen dieselben für Unterhaltung einer besHmnUen 
Anzahl Presbyter, Diaconen, Subdiaconen, Lectoren, Oantoren, Ostia- 
rier n. s. w. auch dotirt haben. Die Bischöfe aber sind auf Bitt- 
gesuche einiger hin zu ausserordentlich vielen Ordinationen geschrit- 
ten, wodurch die Vermögensverhältnisse der Kirche zerrüttet wurden. 
Die Einnahmen der Kirche reichten zum Unterhalte so . vieler Kleri- 



1) Nov. HI. Praef. 
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ker nicht aus, so dass zur Bestreitung der Ausgaben zum Leidwesen 
des Kaisers die besten Grundstücke der Kirche mit Hypotheken fiber- 
lastet, Pfänder bestellt und höchst ungesetzliche Yeräusserungeu von 
Kirchengnt vorgenommen wären. Und selbst diese unglücklichen An- 
leihen setzen die Kirche noch nicht in den Stand, alle ihre Diener 
zu ernähren. Hier muss^ meint Justinian, Abhülfe geschafft werden, 
und darum erfolgt nun eine, gesetzliche Yefbrdnung , die aber keine 
rückwirkende Kraft haben soll; non enim, quod est, minuimus, sed 
de futuro providentes sancimus^).« Furderhin sollen nun an der 
Hauptkirche Constantinopels — es ist die herrliche Sophienkirche 
gemeint — nicht mehr denn -60 Presbyter, 100 Diacouen, diaconos 
masculos, 40 Frauen, quadraginta feminas, nämlich Diaconissen , 90 
Subdiaconen, 110 Lectoren, 25 Cantoren und ausserdem noch 100 
Ostiarier, im ganzen also 525 Kleriker Anstellung finden. Immer- 
hin noch eine respectabele Zahl ! Geber diese Zahl hinaus soll nun 
aber der Bischof keine Ordination vornehmen^). Dieselbe Bestim- 
mungen, über die ursprünglich vom Erbauer festgesetzte Zahl der 
Kleriker hinaus keinen zum Kleriker zu weihen , soll auch für alle 
anderen^ Kirchen gelten, sowohl für diejenigen, welche vor der Haupt- 
kirche expensas et emolumentum habent , als auch für die übrigen. 
Sollte ein Bischof dennoch weitere Ordinationen vornehmen, der 
Oeconomus die so gesetzwidrige Ordination aus dem kirchlichen Ver- 
mögen unterstützen und der Patriarch seine Zustimmung dazu er- 
theilen , so haben sie selbst mit eigenem Vermögen dafür einzu- 
stehen, de sua propria facultate praebeant expensum. Justinian will 
um jeden Preis verhindern, ut sanct. major ecclesia neque debitis 
subjiciatur, neque angustietur, neque perpetuo deficiat, sed semper 
abundet^). 

Zugleich benutzte Justinian die Oelegenheit, aus der Ordina- 
tion der Bischöfe und Kleriker der Kirche eine neue Einnahmequelle 
zu eröffnen. Während er nämlich den Klerikern jeglichen Orades 
verbot, für die empfiangene Ordination dem Ordinans oder irgend ei- 
ner andern Person etwas zu geben ^), wollte er nicht nur nicht hin- 
dern, dass von dem Ordinirten der Kirche oder einer hircUichen 
Anstalt ein Oeschenk gemacht wurde, sondern er ermuntert dazu int 
Interesse des Seelenheiles des Betreffenden, non solura non prohtbe- 



1) Nov. 3, c. 1, — 2) Ebend. J. 1. 

3) Ebend. c. 2. cf. Not. 8, woselbst Justinian sagt : »scimas^ enim, qaan- 
tae 80. ecclesiae propter hanc ordinationem inopes faotae 8int.€ 

4) Nov. 128, c. 16. 
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mtls hoc fieriy sed ißtiam magis inyitamus eos, talia pro salute ani- 
mae suae facere^). 

Sehr angelegentlich sorgte der Kaiser, dass die Biscbofswahlen 
iD geordneter Weise vor sich gingen ^). Handelte der consekrirende 
Bischot gegen das Gesetz, 8o wurde er auf ein Jahr vom Amte dis- 
pensirtf und aü sein Einkommen während dieser Zeit, es mochte er- 
worben sein auf was imiMr für eine Weise, fiel an die Kirche, deren 
Bischof er war. »Jubemns . . . omnem ejus substantium guae quo- 
übet tempore aut modo in ejus (episcopi, qui praesuinpserit ordi- 
näre) dominium deducta est, propter culpam, quam fecit, dominio 
ecclesiae, cujuus episcopus est, yindicari^).€ 

Vor allem aber will Justinian darauf gehalten wissen, dass 
niemand auf einen Bischofestuhl gelange durch Anwendung von Be- 
stechung, ut nullus per snffragium auri aut aliarum rerum episco- 
pus ordinetur. War Derartiges geschehen, so verfielen Geber und 
Nehmer und Vermittler, dantes et accipientes et mediatores eorum, 
in schwere Strafen secundum sacras scripturas et sanctas regulas. 
Das zur Bestechung dienende Geld kam der Kirche zu Gute, in wel-. 
clier jener den Bischofstühle erstrebte, quod pro hac causa datum est, 
ecclesiae illi vindicetur, cajus voluit sacerdotium comparare. Hatte 
ein Laie dieserhalb etwas empfangen oder der Theilnahme sich schul- 
dig gemacht, so hatte er der Kirche das Doppelte des Empfangenen 
zu zahlen. Selbst alle Bürgschaften , die in solchem Falle gestellt 
waren, omnem cautionem pro hoc quolibet modo expositam et pig- 
norutn vel fidejjussorum dationem vel oblationem .... sed etiam 
aliud tantum, quantum professio continet, jede hier stipulirte Summe, 
exigätur, quod debet ecclesiae dari, sie soll eingetrieben und der 
Kirche gegeben werden*). 

Mit diesen Gesetzen, die in sehr mannichfaltiger und verschie- 
dener Weise das Vermögen der Kirche und des Klerus berühren, 
scbUessen wir die Gesetzgebung Justinians und überhaupt die kaiser- 
liche Gesetzgebung über den Erwerb des Kirchenvermögens, sowie 
über das Vermögen des Klerus. Der Verlauf der Darstellung wird 
gesseigt halben t in wie enger Beziehung das Vermögen der Kleriker 
zu dem der Kirche stand, wie also eine zusammengefasste Betrach- 
tung beider Arten zweckmässig sich ergab. Ueberblicken wir nun 
noch einmal kurz die zur Sprache gekommenen Gesetze, so finden wir, 
wie dieselben anfangs aus den in der Kirche bestehenden Verhält- 



1) Nov. 123, 1. c. u. cap. 3, woselbst die Bischöfe dazu ermuntert werden^ 

2) Ebend. c. 1. — 3) Ebend. §. 2. — 3) Ebend. c. 2. §. 1. 
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nissen ganz natürlich sich ergaben , wie dann aber allmählich die 
Kaiser weitergingen und Verordnungen erliessen, die, wenn sie 
auch nicht immer dauernde Gültigkeit erlangten oder theilweise wie- 
der zurückgenommen wurden, doch mit Recht als solche augesehen 
werden .können , welche ans der aufrichtigen und edlen Absicht ge- 
geben wurden, das kirdiliche Vermögen sicher zu stellen und zu 
yermehren. Einzig Julian, der enragirte Culturkämpfer im Interesse 
des Heidenthums, verfolgt das entgegengesetzte System und sucht 
Kirche und Klerikern die Vermögensquellen möglichst zu verstopfen. 
Aus der Begierungszeit aller übrigen Kaiser finden wir gemeiniglich 
nur dann Gesetze, welche dem Erwerbe des Kircheuvermögens oder 
dem des Klerus hinderlich sind, wenn die Kaiser andere gewichtige 
Interessen dadurch gefiLhrdet glauben, nur dann sehen wir dem kirch- 
lichen Wohlthätigkeitssinne der Gläubigen durch die Staatsgewalt 
Einhalt thun, wenn offenbar durch die Schuld einzelnerpfiichtverges- 
sener Kleriker der Staat sich in seinen Interessen zu sehr bedroht 
sah. Sonst hielten die Kaiser — und das ist das 6^et2era2|prtnd|), 
das nicht genug betont werden kann — stets dafür, es sei die For- 
derung des materiellen Wohles der Kirche und des Klerus gleich- 
bedeutend mit der Forderung des Staatswohles, pnt der Hebung des 
socialen Wohlstandes, Was der Kirche durch den Staat zu Gute 
kam, gewann der Staat, indem er sich auf der einen Seite im In- 
teresse der Kirche und deren Diener etwa eines Vortheiles, einer 
Einnahme begab,' auf der andern Seite mehr als doppelt in seinen 
Armen und Dürftigen wieder, da gerade den Legionen der Armen 
und Nothleidenden im römischen Staate von Seiten der Kirche die 
liebevollste Aufmerksamkeit, die sorgfaltigste Pflege^ die reichlichste 
und nachhaltigste Unterstützung erwiesen wurde. 
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II. 

Behandlung des Pfrilndevermögens io Klöstern und Stiftern 

im 14. Jahrhundert, 

« 

vom t Archivdirector Dr. F. J. Mone zu Karlsruhe. 

Dieser Gegenstand gebort zur Pfründeverwaltung^ betrifft aber 
meist die ausserordentlichen Fälle, wofor die gewöhnliche Verwaltung 
niclit ausreichte. Ich stelle daher einige Urkuuden darüber hier zu- 
'saninjOB , theils der Sacbe selbst wegen , theils um ein Seitenstück 
zur Behandlung der Privatvermögen mitzutheilen. Wie diese Ver- 
waltung der Pfründen mit den Klosterregeln und den Stiftsstatuten 
zusammenhängen lässt sich im Allgemeinen nicht sagen. 

i) Aiwrdnupg über die VerMstigung des Abtes und der Mönche 
des Klasters Spanheim. 1313. Juni 24. 

Modernorum gesta necesse estlitteris et testibus roborari, ut 
eo facilius ad futurorum memoriam deducantur. Nos igitur Wilcho 
abbas totusque conventus monasterii in Spanheim, oVd. s. Bened. 
Mogunt. dyoc. presentibus nostris litteris confitemur publice protes- 
tando, (j[uod inspecto «t considerato statu nostri monasterii invenimus 
ipöum monasterium tatibus debitorum honeribus depressum, quod ce- 
ieri remedio indigeret. accedente igitut consilio nobilis viri , domini 
Johannis comitis deSponheim, tutoris nostri monasterrii, aliorumque 
amicorum et fidelium nostrorum consiliis mediantibus statuimus et 
ordinavimus, quod domino abbati, qui pro tempore fiierit, dabuntur 
quinquaginta maldra siliginis mensure Pinguensis et viginti maldra 
avene cümulate tresque carratö viui, pro media parte franci et pro 
media parte hunici, et quatuor plaustra feni dabuntur annis singulis, 
cessante contradictione (juolibet, cum puUis provenientibus in villa 
Rudirsheim, quocumquae nomine cense antur. Ceteris fratribus in sa- 
cris existentibus cuilibet dabuntur sex maldra siliginis predicte men- 
sure et una carrata vini hunici cum dimidia marca denariorum Co- 
loniensium, tribus hallensibus pro denario conputatis, tali forma, quod 
maldra omnia et vina simul ponentur in unam domum et cellarium, 
et dehiis ministrabitur fratribus conmuititer, qui chorum frequentant 
et ofBcia divinorum, si qui autem se ab hiis subtraxerint, eadem pre- 
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benda privabitnrper abbatem secundum monasticam disciplinam. 
Item si de proventibus pullorum predictorum superexistentibus fra- 
tribus contigerit niinistrari, qaantum nni datar, domno abbati debet 
duplicari. Deoernimus preterea, quod prediciis omnibHS distribatis 
si quit de proventibus monasterii in blado, vino, feno et omnibos aliis 
qualitereanqae proTenientibns superfuerit, domnns abbas cam conventu 
et mediante consilio nobilis viri, domini nostri Johannis comitia sa* 
pradicti unnm monacham de conventu et unnm castrensem de castro 
Sponheim eligent, qui ipsos superexistentes proventus eonservabunt 
in usus et utilitatem nostri predicti monasterii eonvertendos. Hoc 
eciam adiecto, quod predictä ordinacio post lapsum duomm annorum 
a feste omnium sanctorum proximo veniente incipiet et inviolabiliter 
observabitur , ut est dictum. Beeognoscimus eeiam , quod sub de- 
bito bone fidei loco iurameqti prestite omnia premissa promittimus 
et promisimus irrevocabiliter observare ad tempöra vite nostre. si 
quis autem nostrum contra predictä omnia vel aliquid premissornm 
unquam presumpserit attemptare, periurus censeri debet et bone fidei 
violator. Super quibus omnibus et singulis premissis presentes sigil- 
lis nostris abbatis et conventus una cum sigiUo nobilis viri, domini 
nostri Johannis' comitis predicti dedimus roboratas. Acta, sunt hoc 
anno dbm. M. CGG. XlII^^. in feste s. Johannis baptiste. 

Original zu Karlsruhe. Siegel 1) parabolisch in braunem Wachs 
sitzendender Abt mit Stab, Buch und Inful. Umschrift: f S. WIL- 
HELMI. DEI. GRATIA. ABBATIS. I. SPONHIM. 2) parabolisch 
in braunem Wachs, ebenfalls sitzender Abt wie im vorigen Siegel. 
Umschrift t S. CONVENTVS. SCI. MARTIN. IN. SPANHEIM. 
3) Reitersiegel mit dem sponheimer Wappen auf dem Schilde und 
den Pferdedecken. Umsclirift theilweis verletzt : . . . ANNI8. 
COMITIS. DE. SPA ... IM. Die Urkunde ist durch einen Riss, 
schadhaft aber noch lesbar, sie steht auch im Sponheimer Cop. Blich 
B. f. 98. Die Abschrift hat Rudeszheim. Es ist Rüdesheim bei | 

Kreuznach. , i 

Trühem. im chron. Sponh. ad ann. 1309 sagt, dass Willicho 
ein Sohn des Grafen von Westerburg ui^d Bruder der Gräfin von 
Sponheim gewesen sei. Das ist unrichtig, denn in einer Ur- 
kunde vom 23, Juni 1324 im SjjJonheimer Cop'. B. F. 224 heisat es 
dass Ritter Wynant, Sohn des Friderich von Asselnheim, all sein 
Gut zu Gemflnden verkauft habe ^myme lieben Bruder Wilchen dem 
apt und dem Convent zu Spanheim.« Er war also ^us dem Ge- 
schlechte von Asselheim bei Gränstadt. . . , 
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/i) Vertrag stwisehen dem Rriar und den Nonnen zu Vallendar 
Ober die VerwdUung der Einkünfte des Klosters. 1821 Jan. 14. 

Nos Fredericus prior in Lonche^), Wemerns s. Gastoris et 
magister Hartwiens s. Florini ecclesiarum in Gonfluentia scolastici 
notum esse volamos, qnod cnm inter Johannem priorem in Valinder 
ex nna parte et magistram et conventum sanctimonialinm ibidem ex 
altera snper qmbasdam rebus esset dissensio aliqnaHs, nos ob bonum 
pacis et concordie apnd ipsnm clanstrum venienteisi composicionem 
de ntriusque partis assensu ordinayimus in hnnc modam: primo 
quod idem prior de cetero snccessiye singulis ebdoniadis unicuique 
moniali dicti monasterii dabit novem hailenses in augmentnm sne 
prebende, et si aliqna pecania obvenierit ipsi monasterio de casn pre- 
bendarum yacantium, illam idem prior recipiet et habebit in subsi- 
diom dandi dictos novem hailenses. et si de casn huiusmodi sibi ni- 
chil obvenerit, nicbilomiuns eosdem hailenses ministrabit. Item cum 
ipse moniales habeant certam pensipnem, scilicet triginta tria mal- 
drornm annone, comparatam in terminis ville JPoilche % cnm iila idem 
prior nichil habebit agere, sed cedet hnismodi pensio ad pigtanciam 
personis monialinm earandem. Item ordinatam est, quod curia sita 
in villa Teile 3) cum suis attinenciis suberit amministracioni dicti 
prioris et ordinabit cum ea et eins fructibus , prout sibi utilitali 
dicti monasterii visum fuerit expedire. Item omnibus conputatis in 
diem presentem idem prior tenetur et recognovit seteneri dictis mo- 
niaUbus in ducentis marcis denariorum, tribus hallensibus pro dena- 
rio quolibet conputatis, quas eis solvere promisit, quam primum ven- 
dita fnerint vina, que iacebant in dicto monasterio; et si aliquid 
ultra precium dicti vini restaret de dicto debito solvendo, illud sol- 
vet invindemiis proxime afiuturis. Preterea ordinatum est, quod pre- 
dicte ducente marce et alia pecunia seu debitum , quam vel quod 
ipse moniales häberent unde cunquecommuni (1. converti?) debebunt 
in annos et redditus (1. annuos redditus), et illi in perpetuum de- 
beut cedere ad pigtanciam ^) monialibus ipsis ut in casu supra dicto, 
ut ob hoc eciam racione pigtanciarum huiusmodi deo fervencius ser- 
yiant pro animabus illorum, a quibus premissa ipsis obvenerunt, deum 
diligencius exorando. In cuius rei testimonium sigilla nostra de ntrius- 
que partis voluntate et rogatu duximus apponenda. Et ego prior 
predictns recognosco, premissa omnia et singnla sie esse et vera, et 

j r i, ■■■■■ _!_!■ 1. ^ 

1) Lonnig im Kreis Mayen. — 2) Polch in demselben Kreis. — 3) Vellen 
im Kreis Ahrweiler. — 4) für pictanciam, Pitanz. Pro consolatione seu pictan- 
cia nostranun praebendamm 13 ob. Böhmer cod. Franoof. 1, 373. S. anch Ot- 
terberger U. C. p. 228. 
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ea taliter esse ordinata, et promitto ea inviolabiliter observare et si- 
gillam meum presentibas duti apponendum in testimoniam eonm- 
dem. Datum in crastino ootavarun) epyphanie domini anno eiusdem 
M^. ccc**. vicesimo primo^ 

Cop. Buch Am Klosters Vallendar bei Coblenz zu Karls- 
ruhe f. 14, 

3) Vorladung zur etwaigen EinspracJie gegen die PräsentcUion Götz- 
mann^ von Montfort zu einem Canonicat in Oberwesel. 29. 

April 1322. • 

Datum per copiam sub sigiUo dorn. Eyerhardi canonici ecclesie 
s. Martini Wesaliensis executoris. 

Deeanus ecclesie s. Martini Wesaliensis discreto viro Everhardo 
suo concanonico salutem in domino. Cum ad vacantem canonicam 
et prebendam ex morte quondam dorn. Winbardi canonici et proben 
darii ecclesie nostre supradicte nobis Gozmannus filius Arnoldi de 
Montfort armigeri clericus^ per dom, Lampertum'de Schoneburg Östren- 
nuum militem et Lampertum eins filium, nepotem quondam doku. 
Merbodonis militis de Scboneburg, armigerorum, veros patronos ip- 
sius ecclesie, ut asserunt, sit legitime presentatus , vobis in virtnte 
sancte obediencie diatricte precipiendo mandamus, quatinus omnes.et 
singulos , qui sua crediderint Interesse , super dictis canonia et pre- 
benda publice et peremptorie citetis ad instanciam dicti Gozmanni, 
ut in ecclesia s. Martini predicta compareant feria sexta proxima 
post dominicam, qua cantatur Cantate domiuo (14. Mai) coram no- 
bis ad procedentum in negocio presentacionis predicte, in quantum 
de jure fuerit procedendum , cum intimacione , qupd sive yenerint 
siye non, nos eorum absenda non.obstante in dicta causa procede- 
mus, in quantum de jure fuerit procedendum. lBi(edd%te) l(iiteram) 
sigill(a^am) . in Signum execucionis facte. Datum , anno dom. M^. 
ccc*^. XXIP. feria quinta post festum 6. Marci ews^ngeliste. 

Orig. im gräiQiich Degenfeld- Schonburgischen Archiy zu Eij- 
bacb. Kleines parabolische3 Siegel in braunem Wachs mit einem 
sitzenden Bischof. Umschrift RECTORI. VICA . . , , AT. D'. 
WESAL. . . 

4) Vertrag des Erzhisehofs Heinrich IIL von Mainz mit der Stifts- 
, und Klostergeistlichkeit in Betreff der von ihr geleisteten Subsidien. 

1341. August 21. 

t 

Heiuricus dei gracia sancte maguntinensis sedis archiepiscopusi 
sacri iniper^j per permäniam archicancellarius, universis preseutes 11- 
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teras inspectnris salutein in domino sempiternam. Quia ecclesiaruni 
et monasteriornm magantinensitim prelati, capitula et conventns con- 
sideratis gravibus et diversis expensis, qnas precipue pro libertatibas, 
juribus et negocijs nostre ecclesie magantinensis et pro communi ci- 
vitatis et djocesis magnntinensis coroodo et honore, necnon gravibus, 
quibus dicta ecclesia nostro involuta, oneribus debitorum pensatisy ex 
mera liberalitate et promptitudine virtuosa, nobis per grate subven- 
cionis snbsidiura succurrere decreverunt, propter quod nos viceversa 
eis condi^nis retribucionibus, quantura possumns respondere, ipsos- 
que paterno affectu et favore, suis exigentibus meritis, graciose pro- 
sequi cnpientes, promisimus et irrefragabiliter promittiinus per hec 
scripta, necnon eciam alias eis promissa et concessa, quibusdam adiec*- 
tis, ut subtangitur, tenore presencium innovandi aninio confirmamus. 

Frimo, quod in nuUum de ipsis clericis, aut ipsas ecclesias seu 
monasteria civitatis predicte suspensionis vel excomrounicationis aut 
interdicti sentencias proferemus, iuris ördine preterroisso, nee eos vel 
eorum aüquem citabimus aut citari mandabimus, nisi ad certum lo- 
cum et tutum , in literis nostre eitacionis determinate expressum. 
Item, quod elecciones, ordinaciones et disposiciones dignitatum, perso- 
natuum et prelaturarum , officiorum , canonicatuum , prebendarum et 
aliorum beneficiorum ecclesiasticorum quorumcumque ad dictos pre- 
latos seu capitula vel conventus communiter vel divisim pertinencifim, 
ad presens vacantium, seu quas aut quos vel que vacare contingerit 
in futurum, nuUum impedimentum per inbibicionem , reservacionem, 
decreti interposicionem vel per quamcumque viam aliam ex quacum- 
que causa prestabimus, quominus in hac parte gaudeant libere iure 
iuris suo, sibique et ecclesijs ac monasterijs de huiusmodi dignitati- 
bus, personatibus, prelaturis, of&ciis, canonicatibus, prebendis et alijs 
beneficijs ecclesiasticis, quocumque nomine censeantur, personis ydo- 
neis, prout eis placuerit et visum fuerit expedire, per formam elec- 
cionis vel alias, quocumque modo prossint, canonice providere. Item, 
quod non compellamus per choercicionem prelatos, canonicos et c<m- 
ventus , per mutacionibus consentire , nisi de consensibus omnium, 
quorum interest, processerint libera voluntate. Item, quod testa- 
menta et ultimas voluntates eorum et ordinaciones bonorum suorum 
vel alicuius ipsorum, si que vel si quas in sanitate vel egritudini 
ipsi vel eorum aliquis , seu alicuius eorum mannfideles electi vel i^ 
posterum eligendi fecerint de bonis ab eis vel aliquo eorumdem 
quocumque modo relictis, ratas et firmas teuere et habere promitti- 
txm M inviolabiKtiBr observare, nee aliquid, quominus sorciatur effec- 
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tum in contrarinm attemptare. Item, qaod nicbil de dignitatibus 
et personatibus et ecclesijs parrochiallbus asque in hodiemum diem 
inoorporatis , in civitate vel extra in dijocesi maguntinensi , racione 
subsidij vel contribucionis cniusGumque nomine requiramus speciali- 
ter vel cum alijs communiter, aut reeipiemns ab ipsis seu reeipi v<>- 
lumas aut requir i , cum per contribucionem sive per aubvencionem 
ecclesiarum maguntinensium epmmunem satis oneratos reputemns eos- 
dem. Item volumus presentinm auctoritate mandare , quod canonici 
et persone ecclesiarum maguntinensicum et monasteriorum sancti Al- 
bani et sancti Jacobi extra mnros maguntinenses de suis negocijs si- 
gillandis sigillo sedis nostre nuUum dent sallarium, nisi velint spou- 
tanca voluntate. Item, quod de bonis ecclesiarum et monasteriorum 
predictorum et de fundis et singulorum canonicorum et clericorum 
predictorum bonis sive pensionibus poventuris, cum bona huiusmodi, 
sive vina fuerint, sive bladum , vel alique res alie quecumqne , per 
alveum Beni descendere vel ascendere contingerit quoquomodo vel 
aliis in locis, ubi jurisdiccionem habemus seu potestatem, nullum 
omnino reeipiemns theolonium, nee reeipi permit^mus, dummodo ne* 
gociandi causa non descendant; nee ipsabona per nos, seu ad cuius- 
cnmque querelam vel procuracionem arrestabimus , vel mandabimus 
arrestari. neque scrotarijs dictis vulgariter winscbrodere , vel aliqni^ 
bus alys personis, que ad bona huiusmodi deducenda utiles vel ne- 
cessarie fuerint, inbibicionem aliquam vel preceptum seu mandatum 
in contrarium faciemus, neque nuUüm impedimentum prestabimus 
quominus huiusmodi bona libere deducantur, nisi censualia forent, 
vel census neglectus fuisset debitus de eisdem. Item, quod in visi- 
tacione ecclesiarum maguntinensium contenti sumus summa pecunie 
ab antiquo procuracionis nomine persolute. Item volumus, ne clerus 
per lajcos in dyocesi nostra pro rebus suis seu ecclesiasticis bonis 
adjudicia secularia protrahantur. Item volumus quod bona ecclesia- 
rum et monasteriorum civitatis maguntinensis , que nunc tenent et 
hactenns tenuerunt, a precarijs seu sturis imponendis per nos seu . « 
officiatos nostros in territorijs nostris sint libera et soluta; set si 
aliqua inposterum acquisierint, talia, si sunt onerata, omni suo onere 
debent transire et de eis secundum consuetudinem terre disponi et 
observari. £t quia propter varias occupaciones , quibus cottidie in- 
volvimur, eciam de hijs, que ipsi gessimus vel, egerimus, nos sepe 
fallit oblivio ; ne igitur p^ aUqua, que forte nos facere vel alijs coft- 
mittere in genere vel in specle in futurum nos contingeret, vel fe- 
cisse seu commisisse hucusque appareret ad alicuius instanciam vel 
motu proprio, videremur in aliquo obviare vel obviasse premissis vel 
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eornm i) . . . . : ex nunc declaramus et omnibus tarn presentibus qaam 
futuris exponimus , hec ex nostra oblivione processisse et procedere ; 
qnare etiam hninsmodi qne sie fieri vel mandari contingeret, vel facta 
sea maudata apparerent et quiequid secutnm extitit vel existit ex 
huiusmodi, nulla decernimns et omni vigore carere, ab omnibus quo- 
qne volumns impnne non parere. Nnlli ergo omnium hominnm li- 
ceat, hanc paginam nostre coneessionis seu gracie infringere vel ei 
qnomodo libet ansn temerario contraire. Si quis aulem hoc attemp- 
tare presnmpserit , nostram indignaoionem se noverii incursurum. 
Datum Eltavil anno domini At"" CCC"'' quadragesimo primo, duode- 
cinio kalendas mensis Septembris. 

Gop. Buch des Stifts St. Peter zu Mainz, f. 53. in gleichzei- 
tiger Abschrift. 

Im Munchener Archiv befindet sich nach Freijberg reg. boic. 
7, 319. diese Urkunde, aber mit dem Datum XII . kal. Octöbris, 
also einen Monat später. Mit obigem Datum ^eht sie bei Würdt" 
fcein subs. nov. 5, 227. Warum ich sie auch mittheile, ergibt sich 
aus folgender Anmerkung. 

Bei solchen Subsidien- oder Steuerforderungen vom Pfründen- 
vermögen der Geistlichkeit sind zwei Dinge zu erforschen, worüber 
freilich selten eine Erläuterung gegeben wird, 1) die Grundsätze der 
Steueranlage, 2) die Wirkung derselben auf die Pfründen. Was den 
ersten Punkt bet)rifft, so sind obige Bestimmungen den umsichtigen 
Vorschriften nachgebildet, welche Papst Gregor IX. am 23. October 
1274 zum Vollzug des GonciUenbeschlusses zu Lyon erliess wodurch 
der Geistlichkeit ein Zehntel ihrer Einkünfte als Steuer auferlegt 
wurde, um die christliche Herrschaft in Palästina zu erhalten. Die' 
Wirkung, welche obige Forderung hatte, lässt sich einigermassen bei 
der Stiftskirche von St. Peter zu Mainz nachweisen, die musste näm- 
lich Schulden machen, um die Subsidien zu bezahlen (von 1337 — 1343). 
Angenonimen, dass alle solche Schuldurkunden in dem Copialbuch 
des Stiftes eingetragen sind (was ich nicht erweisen kann), so steUt 
sich heraus, dass es zuerst 100 Kölner Kechnungsmarken, rückzahl- 
bar auf kurzen zinslosen Termin entlieh. Da es auf diese Art nicht 
fortfahren konnte, so nahm es nach damaligem Brauche seine Zu- 
flucht 2U Leibrenten, zahlte sie aber nicht in Geld, sondern in Frucht, 
weil es keine Baarschaft hatte. So entlieh es in 6 Posten 587V2 
Pfand Heller" (2768 fl. 15 kr.), und gab dafür 106 Malter Korn 
Leibrente, also nach dem Zinsfuss solcher Renten 10 Procent, wo- 
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nach das Malter Korn zu 2 fl. 36 kr. gerechnet wurde, was von dem 
damaligen Mittelpreise zu 2 fl. 33 kr. (Bd. 10, 45) unbedeutend 
abweicht. Zu diesem nachtheiligen Vertrage wurde das Stift nur 
dadurch genOthigt\ weil es nicht im Stande war, aufkundbare 
Eapitalieu zu entleihen, denn in dem Maasse, als die Pfründen zu 
den Subsidien beitrugen, verminderte sich der Geldumlauf und wurde 
es schwimg, Baarschaften zu erhalten. Nach einer Urkunde von 
1282 (Gop. B. f. 65) nahm das Stift von zwei Mansus zu Engel- 
stadt, die auf Lebenszeit verliehen wurden, 24 Malter Korn jährlich 
Zinsfrucht, also ffir den gebauten Morgen V& Malter; erhöhte sich 
auch diese Quote im Jahre 1340 bis auf 1 Malter (Bd. 10, 268), 
so folgt daraus f dass dem Stifte zur Bezahlung der Leibrenten von 
106 Maltern die Einkünfte von 106 Morgen Ackerfeld auf unbestimmte 
Zeit abgingen. Dies war die Wirkung der politischen Parteihändel 
des Erzbischofs Heinrich III. auf das Petersstift zu Mainz, und mehr 
oder weniger litten darunter auch (Jie anderen Stifter und Pfründen 
des Erzbisthums. 

5) Statut des Stifts Wimpfen über die Beitragspflicht seiner Mit- 
glieder zu gemeinsamen Ausgaben. 1366. Juni 15. 

In gotes namen^ amen. Wir der dechan und daz capitel und 
die gesellen gemeinclichen dez styftes ze Wimpfen in dem tale ver- 
iehen offenlichen für uns unde alle unser nachkumen, oder [die] 
ümer nach uns kümen mögen, unde tun künt allen den, die disen 
brief ümer angesehen, lesen oder hörn lesen, daz wir mit wblbedach- 
tem mut unde gudem berat unde auch mit gudem veraintem villen 
unde willeküre durch bessers nüczes unde ewicliches frides willen 
unsers styftes über ain kümen sie unde uns auch verbinden unde 
verbunden haben mit disem briefe für uns unde alle unser nai^hku- 
men ewiclichen stet ze halten ellu ding, die hie nach geschriben 
sten an alle geverde. 

* .1. Zu dem ersten, wer' ez, dass unser geistlicher vater der 
habest oder unser herr der byschof von Wrms ain stüre oder ain 
hilf von unserm stifte isch , die da gemeinlichen alUe pfaff heit an- 
tref' unde auch ander vicarier in den andern styften, oder unser vor- 
genanter herre der byschof süss ein propin isch, die auch gemein- 
lichen alle pfaffheit antref in dem bystum unde auch die vicarier 
gemeiulichen in den andern styften ze Wrms : so sollen wir die icz- 
genanten canoniken unde unser mit phrundener, die da geliehen tail 
mit uns pemen, geben die drin tail unde die vorgenannten gesellen 
und vicarier daz virde tail, an alle gewerde. 
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2. Wer' aber, daz die selbe icz genant sture, hilf oder schenke, 
beid von dem habest unde auch von nnserm herren dem byschofe 
mit antref alle alle pfaflFheit unde die vicarier gemeinlichen in den 
andern egenanten styften, die uns dann geaischet wrde von unserm 
styften, beid von dem bähest unde auch von unserm h^ren dem by- 
schofe, die sollen wir die vorgenannten herren geben genczlichen 
unde gar an allen schaden unde hilfe der vorgenannten vicarier. 

3. Gesche ez auch, daz ain nüwer byschof von Wrms her quem' 
zu sinem ersten male, also daz man in von rechtes wegen anphahen 
solte unde angegen gen mit dem heylgtum und mit einer proces- 
sion, unde besehe dann it koste hin, die sollen wir die vorgenann- 
ten herren bezaln die driü tail unde die vicarier daz virde tail. 
unde söl auch die selbe kost beschehen mit köntlichem wissen unde 
gegenwertikeit der egenanten gesellen, an alle geverde. 

4. Wer' auch, daz ain kaiser oder ain lantfogt, oder sust ain 
herre, er wer' geistlich oder weltlich, mit gewalt her quem' und her- 
burge bi uns hie haben wolte wider unserm willen , oder sust vor 
der stat lege, oder sust misshellungen. oder unfride in dem lande 
wrde oder wer', da got vor sie, wie daz quem, daz wir davon wrden 
haben bezwnijeliche koste, unde die selben kost kümt oder quem 
an alle geverde an zehen phunt heller Winphener werunge unde 
nit dar über quem, die selben kost sollen wir die obgenahnten her- 
ren aygentlichen geben genczlichen und gar an allen schaden und 
hilf der egenannten gesellen an alle geverde. 

5. Wer' ez aber, daz- die selb kost kumt oder quem' ungever- 
lichen über zehen phunt Winphener werunge, so sollen wir die ege- 
nanten herren gelten und bezaln der selben kost die driu tail unde 
die vorgenannten vicarier sollen dann die selben kost mit gelten gencz- 
lichen unde gar daz virde tail. unde sol auch die selbe kost alle- 
zit beschehen, ob ez also kumt oder quem', mit gudem küntlichem 
wissen unde willen der egenanten- gesellen gemeinlichen, au alle 
geverde. 

6. Gesche ez auch, daz der vorgenanten person ain oder me 
in unserm styfte bedrungen wrde mit bezwngelicher koste unzitli- 
chea unde mit überignen gewalt um dann der andern ainer, oder die 
andern, unde die selbe kost auch redelichen wer' unde sie auch künt- 
liehe« unde redelichen gemachen und bewisen m(Vchte,, die sol man 
im widerlegen, alz dann zitlichen ist an alle geverde. 

7. Wer' auch , daz wir die stat it büwen weiten mit graben, 
mit müern oder sust mit buwe oder mit behüten unde mit wachten, 
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wie daz sie oder qnem', waz daz koste, dez sollen wir die dicke ge- 
nannten herren geben die driü tail nnde die vorgenannten gesellen 
daz virde tail , an alle, geverde. und sol auch daz alle zit be- 
schoben mit gutem wissen nnde willen der vorgenannten viearier ge- 
meinlichen. 

8. Auch is ze wissen um die kost, die da jerlidhen bescbiht 
von dez sendes wegen boten ze senden , die sollen wir die obgenan- 
ten herren geben die driu tail unde die gesellen das virde tail. 
unde um die kost der visitacion unde correction ains byschofs , die 
da gemeinliche beschiht hie in dem styfte, die sollen wir auch die 
obgenanten herren geben die driü tail nnde die viearier daz virde 
tail, unde sol die kost auche alle zit beschehen allu mal mit gudem 
wiUen unde wissen der vorgenannten gesellen gemeinlichen. 

9. Gescbe^ aber ez , daz dehein von den canoniken , phrnode-- 
nern oder vicariern nit geh' oder geben wolte, ob ez also quem' uf 
daz ziel , alz dan benant wirt oder wrde sin portion , wie dicke daz 
besehe von der kost wegen aller vorgeschriben artikuln, so sollen die 
oder der semner dez selben geltes vollen gewalt hau, der selben per- 
son presencz ze verbiten an alle Widerrede unde clage flnde frevel- 
keit, so lange unde so vil, biz daz die selbe person ir portion bezalt 
genczlichen und gar an alle geverde. 

10. ünde dez ze merre Sicherheit und ewiger bestetunge aller 
dirre vorgeschriben dinge, so geloben wir der dechan unde daz ca- 
pitel, phründener unde auch die gesellen gemeinlichen dez egenan-* 
ten styftes mit gemeinen mut und gelubde für uns unde alle unser 
nachkumen, oder ümer noch uns kumen mögen, ellü vorgeschriben ^ 
diug ewiclichen istet unde war ze halten, unde daz wir nach debeimer 

unserre nachkumen aller vorgeschrieben artikeln deheinen niemer 
wider rufen sol noch mag, unde auch weder kraft noch macht haben 
sol, sie wider ze rufen von deheiner lei sach wegen, wie sie dann 
genannt sin, an alle geverde. * 

Unde dez ze ainem warn Urkunde und merre Sicherheit aller 
vorgeschriben dinge, daz die stet, vest, war und unvergessen sin, 
so haben wir der dechan unde daz capitel gemeinlichen dez ob- 
genanten styftes durch besser bestetunge unde gezeugniss willen un- 
ser und aller unserre nachkumen unser aygniu insigel unsers herren 1 
dez deehans unde dez capitels an disen brief gehenket. 

Auch haben wir die obgenanten herren und viearier gemein- 
lichen dez egenanten styftes durch merre Sicherheit unde ewiger be- 
stetunge willen unser und aller unserr nachkumen disen brief be- 
sigelt mit dez geistlichen gerichtes insigel ze Winphen in dem tale. j 
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Dez bekennen wir der official in dem talä daz wir durch ge- 
meinen bet willen beider parti der vorgenanten herren und vi- 
carier nnsers gerichtes insigel durch merre Sicherheit unde gezug- 
ni88 unde ewiger bestetunge willen aller vorgeschriben .dinge an 
diesen brief gehenket haben, der geben wart, do man zalt Yon Gris-^ 
tes geburt druzehen hundert unde sehs unde sehsig jar, an sanct 
Vites dag des marteres. 

Gleichzeitige Abschrift im jungern Nekrolog des Stiftes in der 
Hofbibliothek zu Karlsruhe foi. 64. 65. Eine spätere, weniger ge- 
naue, steht in der Stuttgarter Hfbibl. Tbeol. et phil. Nr. 159. f. 
386., der folgendes beigefugt ist: 

Item in visitacione et correctione episcopi Wormaciensis hoc 
semper est in anno bisextili, tunc dabit nostra ecclesia in toto sine 
expensis visitatoris pro cathedratico 15 florenos, de quibus dabunt 
canonici et sex prebendarii tres partes et vicarii quartam partem. 
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IM. 

Aktenstucke Über die La<ie der katholischen Kfaxhe im 

Kanton Genf seit dem Jahr 1873. 

(Fortsetzung, Tgl. Archiv Band 35. S. 246—286). 

2. Berichte betreffend die Genfer Verfassungisgesetze. 
(Aus dem Schweizer Bnndeshlatt. Jahrg. XXV. Band 3. 8. 620 ff.) 

a) Bericht der Minderheit der stäfideräthlichen Commissionj betref- 
fend die dem Verfassungsgesetze des Ka^vions Genf vom 19. Februar 
1873 über den haiholisehen Ctdtus zu ertheilende eidgenössische 

Gewährleistung vom 19, Juli 1873, 

Tit.! 

Die Minderheit Ihrer Commission hat nach Eenntnissnahme 
von dem Ihrerer Batification unterstellten Yerfassungsgesetze sich 
sofort überzeugen müssen, dass dieses Gesetz^ unter dem Verwände» 
den katholischen Gultus im Kanton Genf zu reorganisiren, zum ei- 
gentlichen Zwecke hat, die Ernennung der Seelsorger der Pfarrgemein- 
den der Staatsbehörde in die Hände zu spielen, so dass dieselbe der 
geistlichen Behörde ganz entzogen wird; indem mit einen; Feder- 
zuge der Art. 130 der gegenwärtigen Verfassung ausgemerzt wird, 
der diese Ernennung der gemeinsamen Action dieser beiden Behör- 
den gewährleistet. Im Weitern erblickte sie darin die Errichtung 
eines katholischen Bisthums, dessen Bischof nur diejenigen Befugnisse 
haben wird, die^ ihm vom Staate zuerkannt oder die durch, das bür-* 
gerliche Gesetz definirt sein werden. 

Berufen, Ihnen über die Frage Bericht zu erstatten, ob diese 
neuen Bestimmungen im Einklang mit der Bundesverfassung stehen, 
konnten wir in unserm Gewissen nur eine verneinende' Antwort fin- 
den. Nicht nur sind diese Bestimmungen die offenbarste Ve^lcrtzung 
des Art 44 , welcher die freie Ausübung des Gottesdienstes! der 
christlichen Confessionen gewährleistet , sondern sie . stehen überdies 
in evidentem Widerspruche mit dem Art. 2 des Verfassungsgesetzes 
von Genf voni 28. September 1868, welcher festsetzt: 

»Die Freiheit der Oultä ist im ganzen Umpfange des Kantonsr 
gebiets gewährleistet. 

»Alle Gülte haben Anspruch auf gleichen Schutz von Seite 
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des Staates; sie sind gebalten, die allgemeinen • Gesetze , sowie die 
Polizeiverordnung über die äussere Cultusausübang zu beobacbten.c 

Durcb sie wird von Grund aus eine Situation umgestürzt, 
W'elcbe nicbt nur auf der unverletzlicben Gewäbrleistung der Bun- 
des- und der Eantonsverfassung, sondern zudem auf der Beacbtung 
der yertiHge beitiht, denen der Kanton Genf seine Existenz verdankt. 

um die wabre Tragweite der den Genfer Katboliken zuge- 
sicberten Gewäbrleistung der Ausübung ibres Gultus zu würdigen, 
und um zu ermitteln, ob ein Cultus wie derjenige, um dessen Or- 
ganisirung es sich bandelt, dieser Garantie eutspricbt, sind wir, wie 
aucb der Bundesratb in seiner Botschaft vom 2. December 1868, 
auf welche in derjenigen vom 18. Juni 1873 verwiesen wird, ver- 
anlasst, die Verträge zu prüfen, welche eingegangen wurden, als 
die katholischen Gemeinden von Savoyen losgetrennt und dem Ge- 
biete der Genfer Bepublik einverleibt wurden, Verträge, welche die 
Bechte und die Lasten dieser Einverleibung festsetzen, welche die 
Grundlage der öffentlichen Freiheiten der einverleibten Bevölker- 
ungen bilden, und welche in der Folge, wie wir nachweisen wer- 
den, ein Bestandtheil des constitutionellen Bechts des Kantons Genf 
wurden. . . 

Oeffnen wir das ProtocoU über die nachträglichen Verfügungen 
zum fSnften Artikel der Erklärung des Wiener Gongresses , den 
Kanton Genf betreffend, fom 29. März 1815, so lesen wir darin 
(Art. 3): 

»Weil anderseits Seine Majestät Sich nicht entschliessen kön- 
»nen, zuzugeben, dass ein Theil Ihres Gebietes einem Staate einver- 
»leibt werde , wmn eine andere Beligion herrschend ist , ohne den 
»Einwohnern des voä ihnen abzutretenden Landes Gewissheit zu ver- 
»schaffen, dass ihnen die freie TJebung ihrer Beligion forthin zu 
»Theil werde, dass sie die Fortdauer der bisherigen Mittel far die 
»Bestreitung ihres Gultus werden zu geniessen haben, und dass sie 
»hinwieder auch selbst den vollen Genuss der bürgerlichen Bechte 
»erhalten werden, — so ist verabredet worden, was folgt: 

»1) Die katholische Beligion soll aufreclit erhalten und ge- 
» schützt bldben auf gleiche Weise, wie gegenwärtig in allen Ge- 
»meinden, welche von Sr. Majestät dem König von Sardinien abge- 
»treten und mit dem Kanton Genf vereinigt sind. 

»5) Die Begierung wird far die Kosten des Unterhalts der 
»Geistliehen . und des Gultus das Nämliche beitragen, was die gegen- 
»wärtige Begierung dazu liefert. 

»6) Die wirklich in Genf bestehende katholische Kirche soll 
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»auf Staatskosten, so wie sie gegenwärtig besteht, daselbst beibe- 
»halten werden, in G^mässheit der desshalb bereits auch durch die 
»eyentnellen Gesetze der Verfassung von Genf erlassenen Beschlüsse. 
»Der Seelsorger soll angenaessenen Gebalt und Wohnung erhalten. 

>7) Die katholischen Gemeinden des Kantons, sowie die katho«- 
»lische Tfarre der Stadt Genf, sollen fernerhin dem Diöcesansprengel 
»der Froyinzen Ghablais und Faucigny angehören , dasjenige vorbe- 
»halten, was darüber von dem heiligen Stuhl anders verordnet wer- 
»den möchte. € 

In Folge dieser Bestimmungen wurde unterm 16. März 1816 
zwischen dem König von Sardinien einerseits, und der schweizeri-* 
sehen Eidgenossenschaft und dem Kanton Genf anderseits, ein unter 
dem Namen Turiner Vertrag bekannter Vertrag abgeschlossen. Der* 
selbe bestätigt den Art. 3 des von uns soeben citirten Protocolls vom 
29. März 1815 und fügt bei: 

»Art. 12. Auf alle, jene Gegenstände, worüber durch das 
»Wiener Protocoll vom 29. März 1815 Fürsorge' getroffen ist^ sollen 
»die eventuellen Gesetze der Verfassung von Genf nicht anwendbar 
»sein. 

»Und in Betracht, dass das erwähnte Protocoll im dritten Ar- 
»tikel und dessen ersten Absatz verordnet hat: »es soll die katho- 
»»lische Religion in allen von Sr. Majestät d^n König von Sardinien 
»»abgetretenen und dem Kanton Genf einzuverleibenden Gemeinden 
»»auf gleiche Weise wie bis dahin gebandhabt und geschützt wer- 
»»den,€ — so ist einverstanden, dass die am 29. März 1815 hin- 
»sichtlich der katholischen Religion in allen abgetretenen Landes- 
»theilen in Kraft bestandenen Gesetze und üebungen gehandhabt 
»werden sollen, mit Vorbehalt dessen, was durch die Gewalt des hei- 
»ligen Stuhles darin abgeändert würde.c 

Die Batificationsurkunde vom 15. Juni 1816 ist in Ausdrücken 
abgefasst, welche laut die Gesinnung bezeugen, von welcher dieje- 
nigen beseelt waren, welche für die schweizerische Eidgenossenschaft 
unterzeichneten: 

»Wir Bürgermeister und Bath des Kantons Zürich, Vororts 
der schweizerischen Eidgenossenschaft, thun durch Gegenwärtiges 
kund: Nachdem der am 16. März 1816 zu Turin unterzeichnete 
Vertrag zwischen etc. etc., . . . bekunden wir . . . dass der besagte 
Vertrag .... seinem ganzen Inhalte nach von der Schweiz und 
vom Kanton Genf angenommen worden ist. Wir erklären denselben 
für genehmigt und gutgeheissen, und versprechen, dass er getreu und 
gewissenhaft Jbjeobachtet werden sölL Kraft dessen etc.« 
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Im Jahr 1347 nahm der Kanton Genf eine Revision seiner po- 
litischen Verfassangsbestimmungen vor. Die Stipulationen der Ver- 
träge warden in die neue Charte aufgenommen, um sie unter die 
den Hechten und den Freiheiten der Burger gebührende constitutio- 
nelle Oewährleistuug zu stellen. 

Diese Verfassung enthielt folgende Bestimmungen^ 

»Art. 10. Die Freiheit der Culte ist gewährleistet. Jeder 
derselben hat Anspruch auf den gleichen Schutz von Seite des 
Staates. 

»Durch diese Freiheit darf den Verträgen , sowie den Beding- 
ungen, welche in gegenwärtiger Verfassung die Ausübung der bei- 
den vom Staate anerkannten salarirten Culte regeln , kein Abbruch 
geschehen. Alle Culte sind gehalten , sich nach den allgemeinen 
Gesetzen sowie den Polizeiverordnungen über ihre äussere Ausübung 
zurichten. 

»Art. 129. Die Verfassung gewährleistet den Bürgern des 
Territoriums, welches durch den Pariser Vertrag vom 20. November 
1S15 und durch den Turiner Vertrag vom 16. März 1816 mit dem 
Kanton Genf verbunden wojrden, die Beibehaltung der freien Aus- 
übung und die Unterhaltung des katholischen Cultus. 

»Art. 134. Durch vorstehenden Attikel geschieht den Bestim- 
mungen des Protocolls des Wiener Congresses vom 29. März 1815 
keinerlei Abbruch ; dieselben bleiben vielmehr in ihrem ganzen Um- 
fange in Kraft, wie es im Art. 129 gesagt ist.« 

Bald nachher jedoch suchte man den Katholiken begreiflich 
zu machen, dass es besser wäre, aus der Verfassung jede Gebiets- 
unterscheidung, jede Bechtsungleichheit auszumerzen, welche, sei es 
aus den Verträgen, sei es aus einer Heimatbverschiedenheit zwischen 
den Bürgern eines nämlichen Kantops herfliessen könnten. Man 
überredete sie, dass sie far sich in der allgemeinen Gewährleistung 
der gemeinen Brochte und der freien Institutionen von Genf bessere 
Garantien finden würden, als die aus den Verträgen geschöpften. 

So haben denn die Katholiken, im Vertrauen auf die ihueu in 
dieser Weise kundgegebenen Gesinnungen, und nur ihrer Vaterlands- 
liebe Gehör gebend, keinen Anstand genommen, zu dem VBrfassungs- 
gesetze vom 28. September 1868 die Hand zu bieten, um, wie man 
. damals sagte , zur Annährung von bis dahin durch verschiedene In- 
teressen mehr oder weniger getrennten Bürgern und zur Constitui- 
rung der grossen Genfer Familie mitzuwirken. 

Die Bestimmungen des Art. 10 der Verfassung von 1847 
wurden Beibehalten und im Art. 2 des neuen Gesetzes reproducirt, 
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nur entfernte man ans demselben das auf die Verträge Bezugliche. 
Allein es blieb wohl verstanden, und jeder gab zu, dass den Katho- 
liken in Bezug auf ihren Cultus die Wohlthat der nämlichen Ga- 
rantien verbleibe , dass diese Garantien eher verstärkt als . abge- 
schwächt seien. 

Diese Seite der Frage hatte in der That eine grosse Wichtig- 
keit und lenkte die ganze Aufmerksamkeit des Bundesrathes auf 
sich, welcher erst nach gewonnener voller Ueberzeugung , dass die 
Katholiken unter der Herrschaft des Gesetzes von 28. September 
1868 den nämlichen Schutz erlangen werden, wie unter derjenigen 
der Verträge, sich entschloss, der Bundesversan^mlung dessen Rati- 
fication zu beantragen. 

Gestatten Sie uns, meine Herren, Ihnen hier einige Betrach- 
tungen vorzubringen, an die sich diese hohe Behörde bei Stellung^ 
des genannten Antrages hielt. Sie dürften wohl geeignet sein , Ih- 
nen die zu fassende Schlussnahme an die Hand zu geben. 

Wie um uns begreiflich zu machen, wie viel daran gelegen ist, 
die Aufrechthaltung des Friedens unter den verschiedenen Confessio- 
nen in Genf zu sichern, und dass' nicht dhne Grund die Verträge 
so sorgfältige Vorkehrungen hiefur trafen, macht uns der Bundesrath 
darauf aufmerksam, dass schon im Jahre 1823 der eidgenössische 
Vorort bei der Regierung von Genf, behufs Respectirung der Ver- 
träge , auf eine Reclamation von Sardinien hin intervepiren musste, 
was mit Erfolg geschah. 

Der Bundesrath anerkennt, dass die Actionsfreiheit der Kan- 
tone, selbst in Verfassungssachen,, durch die internationalen Verträge 
beschränkt werden kann. Er anerkennt die Theorie nichts derzu- 
folge diese Verträge von der einen der Vertragsparteien willkülirlich 
abgeändert werden könnten. Wenn fär den Kanton Genf diesfäUige 
Bestrictionen seiner Souveränetätsrechte bestehen, so liegt dies an 
der reichlichen Gompensation , die er durch die so bedeutende Aus- 
dehnung seines Gebiets erlangte. Wenn die katholischen Bevölke- 
rungen sich darein fanden, sich specieller an die in die neue Kan- 
tonsverfassung eingeschriebenen Rechte zu halten , so geschah es, 
um in ihrem Vaterlande, bei ihren eigenen Mitbürgern, in der Fülle 
ihrer politischen und religiösen Freiheiten, denv nämlichen Schutz zu 
haben, wie denjenigen ^ den sie von einem auswärtigen Fürsten em- 
pfingen. 

Noch mehr : Der Bundesrath constatirle, dass der Grosse Bath 
von Geof sehr einsichtig gehandelt habe , indem er den Katholiken 
die Versicherung ertheilte , dass durch dlieses Gesetz in den Bezie- 

5* 
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hungen des Cultus zum Staate nichts geändert werde, da der Staat 
gegenüber den beiden Confessionen die nämlichen Verpflichtungen 
wie früher beibehalte. Damit war der Absicht des Königs von Sar- 
dinien ein volles Genüge gethan, welcher alle mögliche Vorsichts- 
raassregeln getroffen hatte, um seine ehemaligen ünterthanen vor 
allföUigen Vergewaltigungen dos calvinistischen Genf zu schützen. 
So spricht sich die Botschaft vom 2. December 1868 ans. Es war 
also wohl erlaubt, zu behaupten, dass die neue Verfassung des Kan- 
tons Genf dem annexirten Gebiete sogar mehr Garantien gewähre, 
als der König von Sardinien ihm zu sichern gedachte. 

In diesem Sinne, meine Herren, ist die Genehmigung des Ver- 
fassungsgösetzes vom 28. September 1868 der Bundesversammlung 
vorgeschlagen worden und in diesem Sinne ist die Sanotion dessel- 
ben zu verstehen. 

Der Art. 2 dieses Gesetzes, der in seiner vollen Gültigkeit auf- 
rechterhalten ist, kann heute keine andere Tragweite und Bedeutung 
haben, als die im Jahr 1868 ihm zuerkannte. Lassen Sie uns nun 
die Frage an Sie stellen: Hat der Gultus, wie er nach den Ihnen 
soeben verlesenen Vorschriften der Art. 1, 2 und 3 des 'Gesetzes 
vom 19. Februar 1878 organisirt werden wird, poch irgend eine 
Aehnlichkeit mit demjenigen, der heute durch den Art. 2 des Ge- 
setzes vom 28. September 1868 gewährleistet ist? Ist dies nicht 
vielmehr eine Verstümmelung, eine vollständige Desorganisation die- 
ses Cultus? Ist der neue Cultus nicht auf einen ganz entgegenge- 
setzten Grundsatz basirt, geradezu eine Negation des bisherigen? 

An die Stelle einer von der geistlichen Behörde , im Einver- 
nehmen mit der staatlichen, gewählten Geistlichkeit wird ein solche 
treten, an deren .Ernennung die geistliche Behörde keinen Theil 
mehr wird nehmen können, eine Geistlichkeit, welche keine andere 
Mission haben wird, als diejenige, die sie von der Mehrheit der 
Wähler empfangen wird. Statt eines Bisthums, dessen Organisation 
wesentlich dem heil. Stuhle zukommt, wird ein katholisches Bisthum 
errichtet werden, dessen Bischof lediglich von einer protestantischen 
Regierung abhängt, und das seine Machtbefugnisse nicht anders als 
nach dem Gutdünken dieser Begierung delegiren kann; ein katho- 
lisches Bisthüm, dessen Bischof keine andere Befugnisse wird aus- 
üben können^ als diejenigen, welche ihm durch eine protestantische 
Mehrheit übertragen werden. Der Geistliche, der solche Bedingungen 
annehmen könnte, wird niemals etwas Anderes als der deraüthige 
Diener des Staates sein. Es war demnach, wie uns scheint, durch- 
aus unnötbig, im Gesetze noch besonders zu bestimmen, dieser Bi- 
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schof könne nicht auf kantonalem Gebiete residiren. Nein, meine 
Herren, eine so constituirende Kirche wird nie eine katholische 
Kirche sein können. Es ist diess nicht bloss eine Antastung der 
Freiheit des katholischen Cultus, nein: es ist einfach die Unter- 
drückung derselben. 

Um die Anwendung des Gesetzes vom 19. Februar 1873 mög- 
lich zu machen, ohne in Widersprüche zu verfallen, genügte es nicht, 
nur die Art. 130 und 133 der Verfassung von 1847 zu abrogiren; 
man hätte auch noch den Art. 2 des Verfassungsgesetzes vom 28. 
September 1868 ausser Kraft setzen müsgen, ein Artikel, welcher 
äen Culten das Becht gewährleistet, den gleichen Staatsschutz zu 
verlangen, während das Gesetz vom 19. Februar 1873 dem Staate 
ein unbedingtes Becht gibt, sich dem katholischen Cultus, zu impo- 
niren, und der dahin geht, dass die Culte nur zur Nachachtung von 
allgemeinen Gesetzen gehalten seien, wäljrend das Gesetz vom 19. 
Februar 1873 Anspruch macht, den katholischen Cultus Ausnahms- 
gesetzen zu unterwerfen. 

Ohne die Discussion wieder aufnehmen zu, wollen , welche vor 
diesem Bathe über den Becurs der Solothurner Pastoralconferenz 
stattfand, können wir uns doch der Bemerkung nicht enthalten, dass 
man schon damals in Bezug auf die Ernennung der Seelsorger der 
katholischen Pfarrgemeinden nicht hinlänglich unterschieden hat zwi- 
schen dem Wahlrechte, welches die kirchliche Behörde bisweilen der 
bürgerlichen und selbst Privaten einräumt, und dem Bechte der Con- 
secrätion, d. h. dem Bechte, dem Gewählten die Ermächtigung zu 
ertheilen, priesterliche Functionen auszuüben. 

So lange der Staat nur bei der Wahl interveniren wollte, hat 
die Kirche sich stets zu dem herbeigelassen, was Zeit- und Orts- 
umstände zweckmässig erscheinen Hessen. Sobald aber der Staat 
die Macht beansprucht, dem Gewählten von sich aus 'die Weihe zu 
ertheilen, d. h. die Einsegnung, welche die Seelsorge in sich schliesst, 
hat die Kirche widerstehen müssen. In diesem Punkt sind die Au- 
toren über canonisches Becht einstimmig. Die Kirchengeschichte 
beweist diess. . 

Eine Grundregel der katholischen Kirche, eine Glaubens Wahr- 
heit ist, dass sie von ihrem göttlichen Stifter die Macht empfangen 
hat, seine Doctrin zu lehren, seine Sacramente zu ertheilen; dass 
diese Macht nur von dem Geistlichen ausgeübt werden kann, dem 
sie dieselbe verliehen hat und dasy ihr allein diese Verleihung zu- 
kommt. 

Es ist dies übrigens leicht begreiflich, wenn man bedenkt, dass 
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ein zum Wesen der katholischen Kirche gehörendes Unterscheidungs- 
merkmal eben die Einheit im Olauben ist, und dass diese Einheit 
nur möglich ist, wenn man die Lehre aus einer und derselben Quelle 
herfliessen lässt. 

Allein warum die Vorschriften des canonischen Hechts be- 
tonen? Muss der durch Art. 44 der Bundesverfassung sanctionirte 
Grundsatz der Cultusfreiheit nicht alle Bürger gegen die Antastungen 
der Oewissensfreiheit, von welcher Seite sie auch kommen mögen, 
schützen ? 

Es ist evident, dass in bürgerlichen oder politischen Fragen, 
welche alle Bürger gleich interessiren , welche ihnen die nämlichen 
Verpflichtungen auferlegen, welche ihre Freiheit im nämlichen Masse 
beschränken, das Gesetz entsprechend der Mehrheit ausfallen muss. 
In den auf den Grundsatz des allgemeinen Stimmrechts gegründeten 
Staaten kann dies nicht anders sein. Will man aber den näm- 
liehen Grundsatz auf religiöse Fragen anwenden, so darf man nicht 
mehr von Gewissensfreiheit reden. Es wird geschehen, was in Genf 
geschah. Eine Mehrheit von Bürgern wird einer Minderheit Vor- 
schriften dictiren , welche nur diese Minderheit angehen , Vorschrif- 
ten, von denen die Mehrheit oft für sich selbst nichts wollen wird. 

Gestatten ^e mir, meine Herren, anzuführen, was ein aus- 
gezeichneter Publicist im Monat April abhin im Genfer Journal 
schrieb : 

»Es ist möglich , dass in einem Augenblicke der Verblendung 
eine Mehrheit sich hinreissen lässt, die Garantien zu schwächen, die 
z. B. die Gewissensfreiheit umgeben. Thut sie es, so stimmt sie 
damit einfach for ihren Verfall und Buin, denn es besteht zwischen 
den Nationen eine sehr regsame Goncurrenz , welche einer einzelnen 
derselben nicht gestattet, einen einzigen Schritt rückwärts zu thun, 
ohne dass sie sofort ihre Vortheile und ihren Bang verliert. Der 
Sieg, d. h. der Friede, die Ehre und die Wohlfahrt gehören den 
Völkern, welche bei ihnen die grösste Summe geistiger und mate- 
rieller Fortschritte zu verwirklichen wissen, indem sie doch dabei 
allen Formen der individuellen Freiheit die grösste Achtung zu Theil 
werden lassen.« 

Dem nämlichen Gedankengange folgend, haben die Genfer Ka- 
tholiken bei der Votirung des Gesetzes durch den Generalrath sich 
des Stimmens enthalten. Sie erklärten, einer protestantischen Mehr- 
heit nicht das Recht zuerkennen zu können, ein Gesetz für die Ka- 
tholiken, trotz den Katholiken und gegen die Katholiken zu erlassen. 
Sie wollen keinen anderen Gultus anerkennen, als denjenigen, der ih- 
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nen durch den Art. 2 des Gesetzes vom 28. September 1868 gewähr- 
leistet ist, unter dessen Herrschaft sie st^en, und zwar in Gemäss- 
heit der Verträge. Wei^n der Text des Art. 10 der Verfassung ven 
1847 modificirt wurde, so ist, wie wir nicht genug wiederholen kön- 
nen, verstanden worden , dass die Katholiken in dem im genannten 
Artikel formulirten gemeinen Bechte den nämlichen Schutz finden sol- 
len, wie den durch die Verträge ihnen gewährten. 

Die gleichen Motive werden in den vorliegenden Petitionen und 
besonders in der Adresse der Geistlichkeit von Genf angerufen. Die* 
selbe bittet Sie, meine Herren, zum Wohle des Vaterlandes und der 
Freiheit Aller, Einklang herzustellen zwischen dem Gewissen und 
dem Gesetze, durch Verwerfung des verfassungswidrigen Gesetzes 
vom 19. Februar 1873 und Aufrechthaltung der gegenwärtigen Ver- 
fassung. Sie betheuert ihre hingebende Gesinnung und verlangt 
nichts Anderes, als: der Kirche und dem Staate mit der nämlichen 
Loyalität dienen zu können und nicht in die peinliche Nothwendig- 
keit versetzt zu werden, dem Gesetze den Gehorsam zu versagen; 
um Gott zu gehorchen. . 

Wir können, meine Herren, diesen Bericht nicht schliessen, 
ohne Sie noch zu ersuchen, Ihre ganze Aufmerksamkeit den Folgen 
der von Ihnen zu fassenden Schlussnahme zu schenken. Wenn durch 
die Ereignisse, welche in neuerer Zeit Europa umgestaltet haben, das 
Ansehen der Verträge von 1815 bedeutend abgeschwächt worden ist, 
so wäre es gleichwohl nicht ohne Öefahr, wenn Sie Ihrerseits die- 
selben antasten Hessen. In allen Fällen sind wir der Ehre der 
Schweiz, ihrer altbekannten Loyalität schuldig, dass die Hand, die 
sie den nachbarlichen Nationen darbietet, eine Hand sei, welche nie 
die geschworene Treue verletzt hat. Die Lage Genfs ist unverkenn- 
bar voll Schwierigkeiten. Wer kann alle Folgen voraussehen, die 
aus dem Ihnen behufs der Ertheilung der eidgenössischen Gewähr- 
leistung unterbreiteten Gesetze werden abgeleitet werden? Wir un- 
sererseits können uns nicht enthalten, über die Zukunft der Katho- 
liken dieses Kantons die ernstlichsten Befürchtungen zu , hegen. Wir 
können es nicht genug bedauern, dass die behufs einer Vereinbarung 
gemachten Eröffnungen keine günstige Aufnahme gefunden haben; 
dass man, eitlen Empfindlichkeiten nachgebend und unbesiegliche 
Widerreden erhebend, in eine Bahn sich einliess, die nicht diejenige 
der Pacification ist. 

Aus allen diesen Gründen hat die Minderheit Ihrer Commission, 
von der Erwägung ausgehend, dass das Verfassungsgesetz des Kbu- 
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tons Genf vom 19. Februar 1872 mit der Bunclesverfassung im Wi- 
derspruche fifteht, die Ehre, Ihnen zu beantragen, demselben Ihre 
Ratification nicht zu ertheilen. 

Bern, den 19, Juli 1873. 

Der Berichterstatter der Minderheit der ständeräthlichen Commission : 

Menaud. 

b) BericfU der Mehrheit der natimdkäittichen Commission , be- 
treffend eidgenössische Gewährleistung zweier genferischer Verfo^ 

sungsgesetae vom 24. Jidi 1873. 

Tit.! 

Gemäss Art. 6 der Bundesverfassung hat der Staatsrath des 
Kantons G^nf dem Bundesrath zubanden der Bundesversammlung 
unterm 30. April 1873 zwei Gesetze, welche eine theilweise Abän- 
derung der bestehenden Verfassung dieses Kantons enthalten, zur 
Genehmigung eingesandt, nämlich: 

Das Yerfassungsgesetz zur Modification von Gapitel n. des Ti- 
tels X. der Verfassung, betreffend den katholischen Cultus, und 

das Verfassungsgesetz aber die Betheiligung der Schweizerbur- 
ger aus anderen Kantonen bei den Gemeinde wählen. 

Einsprachen gegen diese von der Mehrheit des Genfervolkes 
am 23. März 1873 angenommenen Gesetze sind beim Bundesrath 
nicht erhoben worden. 

Der Bundesrath empfiehlt diese Gesetze 7ur Genehmigung, da. 
sie einerseits Nichts den Vorschriften der Bundesverfassung Zu- 
widerlaufendes enthalten, und anderseits von der Mehrheit des Gen- 
fervolkes angenommen und revidirbar sind. 

Erst der Sundesversammlung wurde mit Umgebung des Bun- 
desrathes^ ein Recurs von einer Anzahl katholischer Genferbürger — 
aut dem Wege gesammelter Unterschriften — eingegeben , mit dem 
Ansuchen , dem ersten dieder beiden Verfassungsgesetze die Geneh- 
migung zu verweigern, weil dasselbe incompatibel sei mit einer Beihe 
von Gesetzen und Verträgen, die Bundesversammlung aber sowohl 
Verträge und individuelle Rechte, als insbesondere die kantonale und 
Bundesverfassung zu schätzen habe. 

Was vorerst in formeller Beziehung die Umgehung des Bun- 
desrathes betrifft, so ist dieselbe auf Pag. 9 des Memoire ä Tappui 
des recours, etc. folgendermassen begründet: »Si nous n'avons pas 
adress^ d'abord ce recours au Gonseil FM^ral, c'est que ce GonseiU 
s'^tänt d^jä constitu^ juge et partie dans la question religieuse sou- 
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lev^e dans le canton de Genvee par Pexpulsion arbitraire de Mgr. 
Mermillod, noiis ne ponvions pas esp^rer qu'ü rexaminät impartia- 
lement etc.« 

Es characterisirt sich also diese Umgebung als Mangel an Ver- 
trauen in die Gerechtigkeit und Einsicht unserer obersten Behörde, 
worüber wir kein Wort zu verlieren brauchen. Höchstens konnte es 
sich fragen, ob wir diesen Fehler gutniachen und den Becurs vor- 
erst dem Bundesrathe zur Vernehmlassung zustellen sollten; allein 
die Gommission glaubte, der h. Bundesrath würde ihr dafür wenig 
Dank wissen, und die Genehmigung der Genfer- Verfassung dadurch 
ohne Noth verschleppt. Im Debrigen hat der h. Bundesrath seine 
Ansicht in dieser Angeletgenheit schon zu wiederholten Malen klar 
und deutlich an den Tag gelegt, vor Allem in seiner Botschaft vom 
2. December 1868 über das Genfer Verfa^sungsgesetjs betreffend Er- 
richtung eines allgemeinen Spitals. 

Mit Bezug auf den materiellen Inhalt der Beschwerde mag 
eis am Platze sein, in einem kurzen historischen üeberblick die 
Entstehungsgeschichte der angefochtenen Verfassungsgesetze zu be- 
leuchten. 

Im Turiner Vertrage vom 16. März 1816 und zwar in Aus- 
führung des nachträglichen Wiener Protocolls vom 29. März 1815 
wurden dem bis dahin wesentlich reformirten Kanton Genf neue ka« 
tholische Kantonstheile durch Lostrennung derselben vom König- 
reiche Sardinien zugefügt, hauptsächlich im Interesse politischer Ar- 
rondirung der Grenzverhältnisse. Diese Lostrennung einzelner Ge- 
meinden von Sardinien und deren Verschmelzung mit Genf wurde 
selbstverständlich an gewisse Bedingungen geknüpft, welche sämmt- 
lich und ausschliesslich den Zweck hatten, die ehemaligen sardini- 
schen ünterthanen vor allfälligen Vergewaltigungen des damals nicht 
gerade durch Toleranz bekannten calvinistischen G^nfs zu schützen 
(wie ähnliche schützende Bestimmungen übrigens auch z. B. in den 
Abtretungsurkunden des ehemaligen Bisthums Basel vorkommen). 
Der katholische Gnltus , resp. dessen finanzielle Ermöglichung , und 
die Bechtsgleichheifr der Bürger sollten also hiedurch deQ N«u-Gen- 
fern kathoUsoher Beligion, vertraglieh gesichert werden. Es ist klar, 
dass in Folge dessen die Bewohner des von Savoyen losgetrennten 
Gebietes theil weise unter andern Gesetzen standen, als die Bewoh- 
ner des übrigen Kantonstheils , ja dass sogar die Bürger derselben 
Gonfession (nämlich der katholischen) in Matrimonialsachen verschie- 
den behandelt wurden. Dass dieser Dualismus eine beständige Quelle 
von Uebelständen und Beibungen aller Art sein musste, liegt auf der 
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Hand. (Im Jahr 1823 fand sogar eine Intervention des Vorortes 
zu Gunsten Sardiniens , behufs Vollziehung dieser Turiner- Verträge 
statt). 

In der neuen Genfer Verfassung vom Jahr 1847 stellte man 
sich noch rückhaltlos auf den Boden dieser Verträge, welche in 
Art. 134 ausdrficklich vorbehalten wurden; suchte aber einen neuen 
Modus vivendi zu finden, indem in Art. 130 Unterhandlungen 
mit der kirchlichen Oberbehörde in Aussicht genommen wurden, 
insbesondere fSr die Wahlen der Pfarrer etc., welche inzwischen vom 
Bischof zu treffen und vom Staatsrath zu genehmigen seien. 

Erst durch das Verfassungsgesetz vom 26. August 1868, be- 
treffend Errichtung eines allgemeinen Spitals wurde die bisherige 
Basis verlassen und ein neuer Zustand geschaffen. Es kann dieser 
Verfassungsbeschluss als eine Art Compromiss bezeichnet werden: 
Die Einen , Eigenthümer von sehr bedeutenden Fonds, zur Unter- 
stützung bloss der Ihrigen bestimmt, verzichten auf ihr ausschliess- 
liches Eigenthumsrecht und übergeben die Fonds der grossen natio- 
nalen Gemeinschaft. Die Andern besitzen Verträge, die ihnen Ga- 
rantien und Frotectionen eines fremden Souverains sichern, und ver- 
zichten darauf, indem sie bei völliger politischer und religiöser Frei- 
heit und Gleichberechtigung ihren Schutz und ihre Garantie im ei- 
genen Lande nunmehr voll und ganz finden. Beide Confessionen 
sollten vollständig gleichberechtigt sein, der katholische Gultus aber 
durch diese Vereinbarung nicht alterirt werden. 

Damit war factisch der Turiner Vertrag desaen Intentionen nur 
in anderer Weise erfüllt wurden, dahingefallen, wie denn apch seit- 
her die andern Stipulationen (betreffend Schullehrer, Tempel etc.) 
nicht mehr beräcksiditigt worden sind. 

Gegen dieses durch Volksabstimmung sanctionirte Verfassungs- 
gesetz wurde weder von den Paciscenten und Interessenten des Tu- 
riner Vertrages, noch von anderer Seite Einsprache erhoben und dem- 
selben durch die Bundesbehörden die Genehmigung ertheilt. 

Die inzwischen immer schroffer werdenden Conflicte mit Rom, 
welche die in der Verfassung v. J. 1847 noch vorgesehene Yer ständig- 
ung mit der kirchlichen Oberbehörde zur factischen Unmöglichkeit 
machten, nöthigten nun den StaaWath von Genf, seinerseits eine 
Lösung zu suchen, und das jetzt Ihrer Genehmigung unterbreitete 
und ebenfalls in aller Form Rechtens vom Volk angenommene Ve r- 
fassungsgesetz vom 23, März 1873 ist das Resultat jener an- 
gestrebten Lösung. 
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Der Inhalt der bisherigen Art. 130 und 133 wird im Wesent- 
lichen durch folgende Bestimmungen ersetzt : 

»Wahl und Abberufung der Pfarrer und Vicare durch die 
stimmberechtigten katholischen Bärger. Staatliche Anerkennung (resp. 
Zurückziehung derselben) des Diöcesanbischofs , dessen Sitz nie in 
Genf sein darf. Eintheilung der Pfarreien , Wahlmodus für die 
Greistlichen, Eidesleistung und übrige Organisation wird dem Oesetze 
vorbehalten. € 

Nachdem das Genfer Volk seinerseits diese Verfassungsgesetze 
angenommen, wäre es auch ohne Becurs Aufgabe der Bundesver- 
sammlung, zu prüfen, ob dieselben den Bedingungen von Art. 6 der 
Bundesverfassung entsprechen. Da nun aber förmliche Einsprache 
gegen die nachgesuchte Genehmigung erhoben wurde, so ist ins- 
besondere noch zu untersuchen, ob die von den Becurrenten ange- 
rufenen Bestimmungen der Bundes-, resp. Genfer Kantonal- Verfassung 
oder die , ähnliche Garantien enthaltenden , Staatsverträge verletzt 
seien oder nicht? 

Beginnen wir mit dem in erster Linie von den Becurrenten 
citirten Wiener Protocoll und Turiner Vertrag. In seiner Botschaft 
voip Jahr 1868 hat sich der Bundesrath rund und voll dahin aus- 
gesprochen, dass Verträge von der obersten schweizerischen Behörde 
niemals einseitig aufgehoben werden. Aber solche Internationale 
staatsrechtliche Verträge müssen in ihrer geschichtlichen Bedeutung 
und mit Bezug auf die ihnen innewohnende Tendenz aufgefasst und 
beurtheilt werden. Vorerst kann die selbstständige staatliche Ent- 
wicklung durch solche Verträge nicht gehemmt werden; es genügt 
diesfalls unsere gegenwärtige Bundesverfassung und die Gestaltung 
Europas mit dem Inhalt der Pariser und Wiener Verträge von 1815 
zu vergleichen. Sodann können solche internationale Verträge iiicht 
nur durch gegenseitige Vereinbarung, sondern auch durch stillschwei- 
genden gegenseitigen Gonsens und nicht weniger durch Wegfall des 
den Inhalt bildenden Gegenstandes obsolet werden. 

Was nun den in Frage liegenden Vertrag betrifft, so ist durch 
das Verfassungsgesetz voip Jahr 1868 die OleiehberecJUigung der 
katholischen Genfer mit den reformirten hergestellt : die katholische 
Religion, ihr Gultus, die finanziellen Cultnsmittel , die Bechtsgleich- 
heit wurden durch die kantonale Verfassung in erster, durch die 
Bundesverfassung in zweiter Linie garantirt, und zwar auf eine 
Weise, welche wohl Vertrauen einflössen durfte; jedenfalls sind die 
katholischen Genfer gegenu^är^i^ besser gestellt, als sie es seiner 
Zeit durch den Turiner Vertrag waren. Wenn daher je ein Vertrag, 
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SO ist dieser Turiner Vertrag gegenstandslos geworden. Darum ha- 
ben auch im Jahr 1868 die Paciscenten und Interessenten nicM re- 
manstrifi ; und erst jetM wo in Folge der kirchlichen Streitigkei- 
ten die Auffassungen über das, was im katholischen CuUus esseniidl 
and was davon unabhängig und mehr formeller Natur sei, ausein- 
andergehen, nimmt man an der gefundenen Lösung Anstand ^nd 
greift auf das vor fünf Jahren Unbeamtandete zurück ! 

Wir haben also auch hier jetzt den überall auftretenden Con- 
flict der katholischen Kirche vor uns, und die Untersuchung, ob Ver- 
fassungen und Verträge verletzt seien, spitzt sich in die Frage: ob 
durdi die getroffene Eegulirung der katholischen Verhältnisse in 
Oenf die katholische Beligion selbst, beziehungsweise ihr Cultus, 
verletzt sei? 

Das für die Beantwortung massgebende Kriterium liegt in der 
Ausscheidung der rein dogmatischen und der organisatorischen oder 
constitutionellen Elemente; die erstem sind der Kirche, die letztern 
dem Staate als Competenz zuzuscheiden. 

Die Mehrheit der Commission hält nun dafür, dass das genfe- 
rische Verfassungsgesetz keinen Eingriff in das Wesen des .katho- 
lischen Cultüs enthält; denn was vorerst die Wahl der Geistlichen 
durch das Volk betrifft, so finden wir dieselben an vielen Orten der 
Schweiz. Im Kanton Appenzell I. Rh. besteht seit alter Zeit nicht 
nur Wählbarkeit, sondern auch TTiedörwählbarkeit der Geistlichen 
durch das Volk. Und wenn behauptet werden wollte, es sei das ein 
specielles Privilegium des hl. Vaters, so ist doch anzunehmen, dass 
ein solches Privilegium nicht ein Eingriff in das Wesen des katho- 
lischen Cultus sein könne. Der Kantonsrath von Wallis wählt so- 
gar den Bischofs .und da wird wohl die Wahl der Pfarrer durch 
das Volk nicht gefährlicher erscheinen! Die Abberufung aber ist nur 
die natürliche Consequenz der WaJü\ wo staatsrechtlich und kir- 
chenrechtlich das Eine möglich ist, kann das Andere nicht unzutäs- 
sig sein. Uebrigens, wie oben angedeutet, ist auch die Bevocabili- 
tät uraltes schweizerisches Recht. Die Wahl und Abberufung der 
Geistlichen alterirt also Aie Glaubens- und Cultusfreiheit nicht ; 'sie 
ist rein constitutioneller, dem Selbstbestimmungsrecht des Volkes und 
Staates anheimfallender Natur. 

Aehnlich verhält es sich mit dem von den Geistlichen verlang- 
ten Eid der Treue fax Staat und Verfassung. Auch dieser Eid 
ist alten Rechtes. Im Mittelalter haben die Bischöfe, ohne niit Rom 
in Gonflict zu kommen dem Staat den Eid der Treue geleistet. Zur 
Stunde geschieht dies noch vom Bischof von Basel. Aber noch 
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mehr: der Eid der Treue gegen den Staat, welcher von den Geist- 
lichen verlangt wird, ist gerade die rechte Schranke für allfällige 
Conflicte zwischen dem Staat und der Kirche. Treue der Kirche in 
reinen Cultus- und Glaubenssachen; Treue dem Staat in organisa^ 
torischcn und constitutiohellen Dingen ! M. a. W. *Dem Kaiser was 
des Kaisers, Gott was Gottes ist.* Will dieser Eid verweigert wer- 
den,* so stellt sich die Kirche von vornherein feindlich zum Staate, 
auf einem Gebiete, das ihr nicht zukömmt, und es ist gerade dann 
diese Schranke um so nöthiger ! 

Dass endlich die Eintheilung der Pfarreien, der WaJdmodus 
u. dgl. rein organisatorisch, dem Staate zukomosende Dinge sind, 
wird wohl nicht bestritten werden, ao wenig als — so viel bekannt 
ist — die finanzielle Unterstützung der Genfer katholischen Kirche 
durch den Staatsrath als ungenügend oder mit Verträgen und Ver- 
fassung im Widerspruch stehend angegriflen wird. 

Aus dem Angeführten ergibt sich, dass die recurrirten Ver- 
fassungsgesetze den katholischen Cultus nicht alteriren und daher auch 
die Glaubens- und Gewissensfreiheit der Genfer Katholiken nicht ge- 
ahrden. Ebensowenig werden die finanziellen und politischen Rechte 
der katholischen Genfer Bürger geschmälert; im Gegentheil sind die- 
selben durch die Genfer Verfassungsgesetze von 1847, 1868 und 1873 
besser gestellt worden, als sie es vorher waren. 

, Wenn hienach weder von Verletzung des Art. 44 der Bundes- 
verfassung noch der oft citirten Verträge (falls dieselben noch als 
zu Recht bestehend betrachtet werden sollten) die Rede sein kann, 
so bleibt nur noch ein Einwand der Beschwerdeführer zu erörtern 
übrig, nämlich die Behauptung, dass, weil die in Art. 130 der Gen- 
fer Verfassung v. J. 1847 vorgesehene Verständigung mit der kirch- 
lichen Oberbehörde betreifend die Wahl der Geistlichen, nicht statt- 
gefunden habe, ^as an die Stelle des Art. 130 tretende neue Ver- 
fassungsgesetz eine Verletzung jener Verfassung enthalte. 

Mit Bezug hierauf ist Folgendes zu erwidern : Es lässt sich 
der Fall denken, dass in einem Veifassungsgesetze Bestimmungen 
aufgenommen werden, welche far die Ausführung einzelner Grund- 
sätze oder für die Vornahme der Revision massgebende und bin- 
dende Vorschriften enthalten. Allein das ist in Art. 180 nicht der 
Fall. Es verweist derselbe (immerhin untw Vorbehalt der Rati- 
tification des Grossen Rathes) den Modus der Pfarfwahl und die 
Genehmigung solcher Wahlen allerdings auf eine gütliche Verstän- 
digung mit der kirchlichen Oberbehörde ; stellt aber für die Zwi- 
schenzeit, rdsp. für den Fall, dass eine solche Verständigung nickt 
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ZU Stande kommen sollte. Kraft des Selbstbestimmnngsrechtes 
des Kantons Genf, einen bestimmten Modus procedendi anf , wäh- 
rend ebensogut ein anderer hätte aufgestellt oder die Lösung der 
Gesetzgebung überwiesen werden können. Es bildet im Ferneren 
dieser Artikel einen abgekränzten Theil des Inhaltes ^er Verfassung, 
welcher nach Art. 6 c. so gut wie der ganzen Verfassung revidirbar 
mn muss. 

Da' nun die damals in Aussicht genommene Verständigung in 
Folge des inzwischen innerhalb der katholischen Kirche, und zwi- 
schen kirchlichen und staatlichen Behörden, entstandenen Gonflictes 
untnöglich geworden ist, hat das Genfer Volk nur von einem ihm 
verfassungsgemäss zustehenden Rechte Gebrauch gemacht, ^dem es 
urUer Vornahme einer Partial'Revision der Verfassung ^ den alten 
Art. 130 durch einen neuen Artikel ersetzte, es darauf ankommen 
lassend, ob das Völh mit dieser Verfassungsrevision einverstanden 
sei oder nicht. Und in der That ist dies der Fall gewesen. Mit 
9081 von 9232 gültigen Stimmen wurde fragliches Verfassungsger 
setz angenommen, und wenn, wie behauptet mrd, ein Theil der Be- 
völkerung sich wirklich der Abstimmung, enthalten haben sollte , so 
ist das ihre Sache und kann hier nicht in Betracht fallen, sondern 
höchstens bedauert werden.' 

üebrigens kann die Enthaltung nicht so gross gewesen sein, 
wenn man bedenkt, dass bei der Abstimmung über das Verfassungs- 
gesetz von 1868, wo doch beide Parteien einverstanden waren, 
sich von 6770 anwßsenden Bürgern 5110 far Annahme aussprachen; 
während dies Mal mehr als 9000 Stimmen abgegeben wurden. 

Es WM also auch dieser Einwurf dahin, und es kann, giastützt 
auf Art. 6 der Bundesverfassung und bei unparteiischer staatsrecht- 
licher Prüfung aller in Frage kommenden Verhältnisse dem vom 
Genfer Volk angenommenen Verfassungsgesetze die Genehmigung 
nicht verweigert werden^ welche Ansicht auch bereits im Ständerath 
mit grosser Mehrheit zur Geltung gekommen ist. 

Wir geben allerdings zu, dass diejenigen unserer katholischen 
Miteidgenossen, welche das Wesen der katholischen Kirche hinsicht- 
lich ihrer dogmatischen Constitution, und damit auch ihr Verhältniss 
zu Bom anders als wir, d. h. die staatliche Competenzen nicht an- 
erkennend, auffassen, in diesen organisatorischen Begulirungen der 
gegenwärtigen Conflicte einen Eingriff in die Gompetenz ihrer Kirche 
und eine Beeinträchtigung ihres Glaubens erblicken ; allein die Mehr- 
heit des Schweizervolkes stellt sich in dieser Streitfrage nicht auf 
diesen Boden, sondern auf denjenigen, auf welchem auch dieser Ent- 
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scheid basirt ist, und welcher sich dadurch charactetisirt, dass Alles 
was rein dogmatischer Natur ist, d. h. was die Glaubens- und 
Grewissensfreibeit betrifft, ausgeschieden und völlig der Kirche übei^« 
lassen, uad dagegen alles Organisatorische und Oonstitutionelle un- 
bedingt der Hoheit des Staates untergeordnet wird , im Bewusst- 
sein, dass nur .eine solche Lösung des Conflictes die Unabhängig- 
keit und die fortschrittliche Entwicklung des Vaterlandes sichert. 

Gestützt hierauf, beantragt die Mehrheit der Commission in 
üebereinstimmung mit dem Ständerathe Abweisung der Beschwerde, 
welche gegen das die katholische Eirchen-Yerbältnisse in Genf regu- 
lirende Yerfassungsgesetz erhoben wurde. 

Mit Bezug auf das zweite, die Betheiligung der Schweizerbür- 
ger aus andern Kantonen bei den Gemeindewahlen in Genf betref- 
fende Verfasungsgesetz, welches nicht beanstandet wird, sieht sich 
die Commission zu keinen Bemerkungen veranlasst und beantragt 
einfach Zustimmung zum Antrage des Bundesrathes. 

Bem, den 24. Juli 1873. 

Namens der Mehrheit der nationalräthlichen Commission, 

Der Berichterstatter: 
Dr. Römer. 

c) Bericht der Minderheit der Commission des NationalrcUhs über 

das Verfassungsgesetz von Oenf vom 19. Febnmr 1873 , betreffend 

den "katholischen Cultus vom 26. Juli 1873. 

Tit.! 

Als Minderheit der Commission haben wir die Ehre in vorlie- 
gendem Berichte die Gründe auseinanderzusetzen, welche uns veran- 
lasst haben, uns von der Mehrheit zu trennen. 

Wir verhehlen uns nicht, Tit., die Schwierigkeit einer solchen 
Aufgabe ; nicht etwa^ weil unsere Sache — sie ist die Sache der Ge- 
wissensfreiheit uiid interessirt in der Schweiz mehr als eine Million 
Katholiken — unstichhaltig wäre, sondern weil sie in die confessib- 
nellen Fragen einschlägt, welche immer brennender ]^atur sind, die 
Leidenschaften der Menschen aufregen und bisweilen ihre Vernunft 
so verdunkeln, dass bei ihnen Willkühr an die Stelle der Gerech- 
ügkeit und Wahrheit tritt. 

Wenn es uns also , Tit., an Talent gebricht, eine so edle Sache 
so zu verfechten , wie sie es verdient , und wiewohl es nicht leicht 
ist, sich von einiger Vehemenz frei zu machen, die sel1)st bis zur 
Indignation sich versteigen kann angesichts der üebertretung der hei- 
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ligsten Freiheiten, nnd der unbestreitbarsten Menschenrechte, so wer- 
den wir nns doch bemühen, zum Leitsterne die Gelassenheit und Un- 
parteilichkeit zu nehmen, welche bei allen Berathungen dieser hohen 
Versammlung walten sollen. 

Das Genfer Verfassungsgesetz vom 19. Februar 1873 verletzt 
in offenbarer Weise die Eantonsverfassung, die Bundesverfassung, die 
internationalen Verträge und die Bechte des Gewissens, wie wir nach- 
zuw^en im Begriffe sind. 

Zunächst also involvirt dieses Gesetz eina Verletzung der Ver- 
fassung des Kantons Genf, welche letztere durch den Art. 5 der 
Bundesverfassung gewährleistet erscheint. 

Der Art. 130 der Genfer Verfassung von 1847 besagt näm- 
lich: »Der Staatsrath ist, unter Vorbehalt der Batification des Gros- 
sen Batbs, beauftragt, mit der geistlichen Oberbeh^rde dasjenige zu 
regeln, was auf die von der Begierung zu ertheilende Genehmig- 
ung der Ernennung der Pfarrer und andern . Pfründinhabem Be- 
zug hat.« 

Sind nun die Vorschriften dieses Artikels erfallt worden? Be- 
folgte man die von ihm auferlegten Formen, mittelst vorausgehender 
Verständigung mit der geistlichen Behörde? Nein! man fand es be- 
quemer, ihnen auszuweichen, indem man die Frage umging und so- 
dann die Aufhebung des Artikels beantragte; allein diese unlo- 
gische Verfahrungsweise ist in den Augen der Unparteiischen nicht 
statthaft. 

. Der Art. 2 des Genferischen Verfassungsgesetzes vom 26. Au- 
gust 1868 setzt fest: Die Gultusfreiheit ist im ganzen. Umpfange 
des Kantonsgebietes gewährleistet. 

^ Nun, meine Herren! Dieses Gesetz vom 19. Februar abhin, 
welches den Gultus einer Religion organisirt, ohne die Zustimmung 
derjenigen, welche dieser Religion angehören; welches diesem Gul- 
tus neue Formen auferlegt, die sie, die Religion', als ihrem Wesen 
und ihren Traditionen zuwiderlaufend verwirft; welches die Pfarrer 
ohne jede Mitwirkung der geistlichen Behörde und vielleicht selbst 
ausser ihrem Schosse wählen lässt ; welches sie dem Bürgereide un- 
terwirft, sie nach Belieben abberuf bar macht; dieses Gesetz, wel- 
ches mit dem. heil. Stuhle bricht und als Bischof nur denjenigen an- 
erkannt, der vom Staate anerkannt wird, und welches — bittere 
Ironie! ^ nach Anerkennung und Acceptirung desselben erklärt, 
dass er nicht im Kanton residiren dürfe; dieses Gesetz, mit einem 
Worte, welches die Organisation eines ganzen Gultus über den Hau- 
fen wirft, welches seine dogmatische Hierarchie zerbricht und ihn bis 
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zur Unkenntlichkeit entstellt; dieses Gesetz, meine Herren, sollte 
(wäre dies wohl möglich ?) die durch die Verfassung von Oenf ge- 
währleistete Gultusfr^heit nicht verletzen? In diesem Falle erlauben 
wir uns die Frage: Was verstehen Sie unier Caltusfreiheit ? 

Der nämliche Art. 2 des Gesetzes von 1868 stellt ferner den 
Grundsatz auf: »Alle Culte sind gehalten, den a%e«ite/nen Gesetzen 
nachzukommen. € Dasjenige aber, das man Ihnen vorschlägt, ist kein 
allgemeines G^etz, sondern ein specielles und ausnahmsweises , das 
,nnr fdr eine EatlBgorie von Bürgern erlassen ist; ein Gesetz, dem 
die Protestanten, welche es votirt haben nicht unterworfen sind 
Dies ist eine weitere Verletzung der Kantonsverfassung. 

Die Unterhaltung des katholischen Cultud ist durch den Art. 3 
des nämlichen Gesetzes von 1868 und durch die Verträge gleich dem 
Cultus selbst gewährleistet. Von dieser Unterhaltung befreit man 
sich nun dadurch, dass die Katholiken, welche dem neuen Gesetze 
nicht beitreten, d. h. also welche nicht Apostate werden wollen, kein 
Anrecht mehr darauf haben sollen. Der officielle und schismatische 
Cultus wird allein die betreffenden Vorrechte geniessen. Es ist dies 
eine dritte Verletzung der Genfer Verfassung. 

Das organische Gesetz, welches kärzlich im Grossen Bathe von 
Genf als Ergänzung des Verfassungsgesetzes, dessen Genehmigung 
man nun bei Ihnen nachsucht,^ erlassen wurde^ schreibt vor : »Wähler 
sind alle katholischen Bürger, welche die organischen Formen des 
Cultus, wie sie durch das Verfassungsgesetz und durch gegenwärti- 
ges Gesetz bestimmt sind, annehmen.! Sie sehen nun, meine Herren 
Abgeordneten: Die unheilvollen Folgen des Ihnen unterbreiteten Ge- 
setzes kommen sogar noch vor der Batification desselben zum Vor- 
schein, denn es erhellt aus dieser Bestimmung klar, dass die Katho- 
liken, welche die von diesen nämlichen Gesetzen auferlegten organi- 
schen Formen nicht annehmen wollen, nicht Wähler sind und nicht 
der katholischen Beligion angehören, wie sie vom Staate, der sich 
zum Beformator aufwirft, anerkannt wird. Und doch, wie wir bereits 
bemerkt haben, können die Katholiken so subversiven Gesetzen nicht 
beitreten, ohne ihrem Glauben zu entsagen. Ist das nicht ein Ver- 
fahren, welches nicht nur ein Schisma schafft und die bestehende Be- 
ligion durch eine Staatsreligion ersetzt, sondern das auch in flagran- 
ter Weise die religiöse Freiheit antastet? Und dieses unerhörte At- 
tentat sollte hoffen dürfen , sich sanctionirt zu sehen durch die eid- 
genössische gesetzgebende Behörde, welche die Wächterin aller indi- 
viduellen Bechte sein soll? 

Das sind, meine Herren, die traurigen Früchte der unzeitigen 
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Qbd unstatthaften Eininischnng der Civilgewalt in das religiöse Ge- 
biet, welches ganz ausserhalb seiner Competenz und seiner Cogni- 
tion liegt. 

Ist es nicht in der Tbat etwas Ausserordentliches, im 1 9. Jahr- 
hundert den Grossen Bath eines der aufgeklärtesten Kantone der 
Schweiz über canonisches Recht, Theologie, Gultnsfk'agen, Sacramente, 
Dogmen discutiren zu hören: zu sehen, wie ersieh zu einem Con- 
cile auf wirft, vielleicht Ansprüche erhebt auf Unfehlbarkeit und 
gewaltige Anstrengungen macht, um eine Doctrin aufzustellen, welche 
niemand befolgen will und die gewiss auch er selbst nicht befblgen 
wird? Es wftre dies komisch, wenn es nicht schmerzlich wäre. 

Wohlan, meine Herren! man erlasse dieses Gesetz, nmn be- 
raube uns unserer Tempel, man übergebe sie einigen Dissidenten, 
welche nichts Katholisches mehr haben als den Namen: und es 
werd^ diese Tempel veröden; die beeidigten Prkster, Apostaten, 
(wenn sich vielleicht solche finden) werden sieh ohne Getreue sehen ; 
die Freiheit wird sich das Gesicht verschleiern, aber der zurückge- 
drängte Glaube wird im Innersten der Herzen Zuflucht nehmen und 
dort fester und unerschütterlicher als je herrschen. Man steige so- 
gar herunter bis zur Verfolgung, um dem Staatscultus Anerkennung 
zu verschaffen, — von dem moralischen Zwange bis zum physischen 
ist nur ein Schritt, — so wird man doch nicht viele Adepten ge- 
winnen. Aber man wird leider eine jener unseligen Epochen eröff- 
nen, wo religiöse Kämpfe den Hass zwischen den Bürgern nähren, 
erbitterte, unversöhnliche und Kämpfe, deren trauriges Morgenroth 
wir bereits über unser geliebtes Vaterland sich erheben sehen ; Kämpfe, 
bei denen diejenigen, welche fallen, sich stärker erheben, und wo die 
Schwächsten niemals besiegt sind. 

Wir sagen zweitens: Das Genfer Gesetz' vom 19. Februar 
1873 ist auch eine Verletzung der Bundesverfassung, welche im 
Art. 44 erklärt, die freie Ausübung des Gottesdienstes der christ- 
lichen Genf essionen sei in der ganzen Eidgenossenschaft gewährleistet. 

Es ist also unbestreitbar, dass kraft dem Bundesvertrage jede 
Genf ession das Recht hat, ihren Gottesdienst allein zu regeln, sich or- 
ganische Gesetze zu geben, wie sie den Grundsätzen ihrer Institu- 
tion entsprechen, und ohne Hilfe Anderer die ihr eigene Lebensweise 
festzusetzen. 

Was macht man nun aber statt dessen P Sie sehen es , meine 
Herren, der Grosse Bath von Genf, die protestantische Mehrheit 
desselben dictirt der katholischen Bevölkerung Gesetze und drängt 
'ihr eine Organisation auf, welche ihrem Glauben und ihren Sitten 
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zuwider ist ; — und man sollte noch behaupten dürfen, die Bundes- 
verfassung sei nicht offenbar übertreten! 

Wenn etwa einem Kanton mit vorwiegend katholischer Bevöl- 
kerung einfiele, den reforniirten Gottesdienst zu erganisiren, ^ wel- 
cher Protestant würde dadurch nicht sein Gewissen empört füh- 
len, wie es nun das unserige ist angesichts dieser oppressiven Prä- 
tensionen? Würde man nicht schreien über Verletzung der Verfas- 
sung und unserer kostbarsten Freiheit , derjenigen nämlich , an das 
zu glauben, was wir als Wahrheit behaupten, und durch äussere 
Acte diesen Glauben nach unserm Belieben kundgeben zu können? 
Sollten wir in diesem Falle beauftragt sein, die Sache des Protestan- 
tismus zu vertheidigen , so würden Wir es nicht mindw eifrig thun, 
denn im Grunde handelt es sich nicht darum, ob mehr diese oder 
jene Religion in Frage sei, sondern es handelt sich einzig um den 
Grundsatz der Unverletzlichkeit des Gewissens und der Cultusfreiheit, 
welche man an der Wurzel untergräbt. 

Wir sagen im Weitem, dass auch die Verträge verletzt sind. 

Als die sardinischen Gemeinden im Jahre 1815 von Savoyen 
losgetrennt wurden, um sie mit der Republik Genf zu vereinigen 
und sie der Ehre theilhaftig werden zulassen, in die schweizerische 
Eidgenossenschaft einzutreten, nahmen die Wiener und Turiner Ver- 
tragsmächte die Bestimmung in das Protocoll auf, dass die in Bezug 
auf die katholische Religion bestehende Gesetze und Gebräuche auf- 
recht erhalten bleiben sollen. Folgendes sind die sachbezüglicben 
Textstellen dieser Verträge. 

Im ProtocoUe des Wiener Congresses vom 29. März 1815 

heisst es: 

I 

»Art. 3. Weil anderseits Se. Majestät Sich nicht enschliessen 
können , zuzugeben , dass ein Theil Ihres Gebiets einem Staate ein- 
verleibt werde, worin eine andere Religion herrschend ist, ohne den 
Einwohnern des von Ihnen abzutretenden Landes Gewissheit zu ver- 
schaffen, dass ihnen die freie Uebung ihrer Religion forthin zu Theil 
werde, dass sie die Fortdauer der bisherigen Mittel für die Bestreitung 
ihres Cultus werden zu geniessen haben, und dass sie hinwieder auch, 
selbst den vollen Genuss der bürgerlichen Rechte erhalten werden, 
— so ist verabredet worden, was folgt : 

1) Die katholische Religion^ soll aufrecht erhalten und geschützt 
bleiben auf gleiche Weise, wie gegenwärtig in allen Gemein- 
. den , welche von Sr. Majestät dem König von Sardinien abge- 
treten und mit dem Kanton Genf vereinigt sind. 

6* 
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6) Die wirklfcfa in Genf bestehende katholische Eirebe soll anf 
Staatskosten, so wie sie gegenwärtig besteht, daselbst beibe- 
halten werden, wie die eventnellen Gesetze der Verfassung von 
Genf es bereits deeretirt hatten. Der Seelsorger soll angemes- 
sen logirt nnd besoldet werden. 

Der zwischen degi König von Sardinien einerseits und der 
schweizerischen Eidgenossenschaft und dem Kanton Genf anderseits 
abgeschlossene Turiner Vertrag vom 16. März 1816 besagt: 

»Art. 12. Auf alle jene Gegenstände, worüber durch das 
Wiener ProtocoU vom 29. März 1815 Fürsorge getroffen ist, sollen 
die eventuellen Gesetze der Verfassung von Genf nicht anwendbar sein. 
Und in Betracht, dass das erwähnte ProtocoU im dritten Ar- 
tikel und dessen ersten Absatz verordnet hat: »es soll die katho- 
lische Religion in allen von Sr. Majestät d^m König von Sardinien 
abgetretenen und dem Kanton Genf einzuverleibenden Gemeinden auf 
gleiche Weise wie bis dahin gehandhabt und geschützt werden,« — 
so ist einverstanden , dass die am 29. März 1815 binsidhtlieh der 
katholischen Beiigion in allen abgetretenen Landestbeilen in Kraft 
bestandenen Gesetze und üebungen gehandhabt werden sollen, mit 
Vorbehalt dessen, was durch die Gewalt des heiligen Stuhles darin 
abgeändert würde.« 

Ist der Text dieser Verträge nicht ein ganz foriffeller? Wie 
man sieht, sind die savoyischen Gemeinden nur unter der ausdrück- 
lichen Bedingung an Genf abgetreten worden , dasß der katholische 
Cultus respectirt und so wie er in jenem Zeitpunkte war, aufrecht 
erbeten werde. Es liegt hier ein synallagmatischer Vertrag vor, 
dessen Uebertretung von Seite einer der vertragschliessenden Par- 
teien schwere Complicationen hervorrufen könnte. 

Die Magistrate von Genf haben bei Besitzergreifung der neuen 
Gemeinden geschworen, die Freiheit der katholischen Religion auf- 
rechtzuhalten und zu beschützen, und sie erklärten es in ihrer Pro- 
clamation an ihre neuen Mitbürger, wir sollten sagen^ Unterthanen,'denn 
heute will man sie bis in das Forum ihres Gewissens hinein unterwerfen. 
Auch später noch, bei einer Berathung , des Staatsrathes , hat 
die Behörde von Genf diese Verträge und diese Veri)flichtungen er- 
wähnt, >als Richtschnur und Grundlage ihrer Pflichten.« 

Gewiss kann man nicht behaupten, diese Verträge seien nicht 
gebrochen , da ja der -Gesetzentwurf lauter. Bestimmungen enthält, 
die mit den Stipulationen der ersten unvereinbar sind , und da er 
die Ausübung des Cultus einer Reform unterwirft, während die Bei- 
behaltung desselben, wie er damals war, ausdrücklich gewährleistet 
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worden ist. üebrigens erklären alle annexirten Gemeinden sich durch 
diesen Entwarf verletzt, indem sie an der Hand dieser Verträge die 
Respectirung ihrer Eechte und eben dieser Verträge anrufen. 

Man hat behauptet, so positive Bestimmungen seien durch 
das Verfassungsgesetz vom 26. August 1868 abrogirt. Allein Ver- 
träge sind zweiseitige Vereinbarungen, und es kommt nicht einer 
der Parteien zu, ohne die Zustimmung der ande]*n davon zurück- 
zutreten. 

Noch mehr: Das Gesetz von 1868, weit entfernt, sie zu abro- 
giren, bekräftigt sie vielmehr, indem es die Rechte der Katholiken 
erweiternd interpretirt, wie dies die sachbezügliche Botschaft des 
Bundesraths vom 2. December 1868 beweist, indem sie sich wie folgt 
ausspricht: 

»Es ist keinem Zweifel unterworfen, dass durch das Wiener 
FrotocoU und den Turiner Vertrag factisch, und wenigstens bis auf 
einen gewissen Funkt auch rechtlich, Beschränkungen der Staats- 
hoheit von Genf herbeigeführt wurden. Diese Beschränkungen be- 
schlagen verschiedene Theile der Gesetzgebung und Verwaltung, und 
haben unter Anderm die Folge, dass die Bewohner des von Savoyen 
losgetrennten Gebietes theil weise unter andern Gesetzen stehen, als 
die Bewohner des übrigen Kantonstheiles, ja, dass sogar die Bürger 
derselben Confessioii, nämlich der katholischen, in Matrimonialsachen 
verschieden behandelt werden. In dieser Ausscheidung eines kleinen 
Kantons gleichsam in zwei Gemeinwesen lag von jeher eiuQ Quelle 
von vielen üebelständen und Reibungen; es erhoben sich Anstände 
zwischen Staat und Kirche, welche sogar dahin führten, dass im 
Jahre 1823 der eidgenössische Vorort auf eine Beschwerde Sardiniens 
seine Verwendung zum Schutz der Verträge bei dei* Regierung v(jn 
Genf mit Erfolg eintreten liess. Einerseits diese Abhängigkeit nach 
Aussen und andererseits die üeberzeugung , dass ein verderblicher 
Fartheigeist seine Nahrung in diesen Zuständen finde ^ haben schon 
längst auf die Wunschbarkeit der Aenderung solcher Zustände hin- 
gewiesen. Allein andererseits stand die Üeberzeugung entgegen, 
dass internationale Verträge nicht durch die Verfassung oder , die 
Gesetze eines Landes einseitig geändert werden können , daher man 
sich selbst veranlasst fand, in der noch bestehenden Verfassung 
von 1847 diese Verträge als normgebend anzuführen, obwohl ihre 
Bestimmungen mit dem Geist und Wesen der Verfassung keines- 
wegs in voller Harmonie stehen. Also nicht nur angenommen, 
sondern selbst zugegeben, was Niemand wird bestreiten wollen, dass 
diese Vertage beschränkende Bestimmungen enthalten, welche mit 
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den Grandsätzen der Bandes- and Kantonsverfassang nicht wohl 
vereinbar sind, so folgt hieraas noch nicht das Recht der einsei- 
tigen Abändemng. Es dürfte wohl kanm einen Staat geben, der 
nicht dnrch internatioaale Verträge in irgend einer Richtang be- 
schränkt wäre. 

»Bei solchen Beschränknngen darf man aber nicht nnr das 
lästige im Aage haben and noch viel weniger den Nebenbegriff des 
Zwanges damit verbinden , denn üio sind dnrch freiwillige Zastim- 
mnng entstanden and gewöhnlich mit einer Compensation verbanden. 
Diese Compensation liegt för Genf and für die Schweiz in der Ge- 
bietsvergrössernng dnrch die ehemals savoyischen Gemeinden, nnd die 
Beschränknngen des Tariner Vertrags sind die Bedingnngen, anter 
denen die Abtretnng des Gebietes stattgefanden, Bedingnngen, welche 
die Schweiz nnd Genf genehmigt haben. 

>Wir haben es in unserer Stellang erachtet, diesfalls klar an- 
sere Anschaaungsweise anszasprechen ; einerseits damit Niemand im 
Zweifel sei, wie der Bandesrath über internationale Verträge denkt, 
aach wenn sie in vielen Bestimmungen nicht gefallen, and anderer- 
Beits, weil in diesen Verträgen ans Zasicherangen gegeben sind, die 
wir nicht preiszngeben gesonnen sind. 

»Es war nach unserer Ansicht vom Grossen Rathe sehr klug, 
dass er im Art. 3 des Gesetzes die Versicherung gab, dass gegen- 
über dem Staate nichts an der Stellung der Culte geändert werde, 
dass in diesem Punkte der gegenwärtige Zustand bleibe, indem der 
Staat seine Verpflichtungen gegenüber beiden Confessionen, wie bis- 
her, beibehalten werde. Mit dieser Bestimmung ist eigentlich den 
Intentionen des Turiner Vertrages ein Genüge geleistet. »Wenn man 
sich in die damaligen Zeitverhältnisse zurückversetzt, so wird man 
leicht begreifen, dass der König von Sardinien seine ehemaligen ka- 
tholischen Unterthanen vor ällßlligen Vergewaltigungen des calvi- 
nistischen Genf schützen wollte. 
•♦••...••.•*...•••••.••• • 

»Der Bundesralh erklärt nun von vornherein, dass er nicht 
der Theorie huldigt, dass völkerrechtliche Verträge durch einsei- 
tige Schlussnahmen einer Vertragspartei willkührlich abgeändert 
werden können, c 

Einer so freimüthigen und klaren Grundsatzerklärung, welche 
gewiss dem damaligen Bundesrathe Ehre macht und die zugleich 
zeigt, wie scrupulös er die Verträge zu beobachten gedachte, wobei 
er die wahre Tragweite derselben, sowie des Gesetzes von 1868 an- 
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deutete^ hätten wir, da diese Erklärung den Anstand siegreich ent- 
scheidet , nichts beizufügen , wenn es nicht in unserer Pflicht läge, 
noch diese Frage zu stellen: Ist der gegenwärtige Bundesrath auch 
gesonnen, die Verträge von Wien und Turin pünktlich zu beobach- 
ten, oder glaubt er, das Recht zu haben, sie mit den Füssen zu tre- 
ten, vor den Augen ganz Europas, das seine Blicke auf uns heftet? 

Bevor wir die Antwort der geehrten Magistrate hören, in welche 
wir alles Vertrauen gesetzt und denen wir die Sorge übertragen 
haben, unsere Rechte und unsere Freiheiten zu schützen, möge diese 
Antwort so oder anders ausfallen r wollen wir die unserige darüber 
abgeben. 

Wenn die Verträge, welche das europäische Staatsrecht bilden, 
ungestraft zerrissen werden können, und leider hat man traurige Bei- 
spieliB dieser Art erlebt, so ist unser nationales Gebäude bis in seine 
Grundfesten erschüttert und unsere Existenz nur eine unsichere mehr, 
entblösst von jeder Gewähr und schutzlos gegen das Recht des Stär- 
kern. Wenn wir dagegen diese Verträge respectiren müssen, welche 
für die Schweiz ein Pfand der Selbständigkeit und des Friedens sind, 
so ist es uns unmöglich, dieses Genfer Gesetz, welches sie ofTen ver- 
letzt, zu genehmigen. 

Bedenken wir also , meine Herren, bevor wir uns aussprechen, 
die gewichtigen Folgen unserer Schlussnahme und die Verpflich- 
tungen, die wir eingingen, als wir Gott und dem Vaterlande den 
Eid leisteten. 

Eudlich behaupten wir, Tit., dass der Gesetzentwurf vom Id. 
Februar im Weitern eine Verletzung der Gewissensfreiheit und des 
Naturrechts involvirt. 

Was gibt es Heiligeres und ünveräusserlicües als das Recht, 
das wir von der Natur haben , überall die Wahrheit zu erforschen 
und ihr in freier Weise durch äussere Handlungen Ausdruck geben 
zu können, wenn wir glauben, sie in die innersten Falten unseres 
durch die Vernunft, die Erfahrung und die Geschichte erleuchteten 
Gewissens gefunden zu haben? Dieses gebieterische Bedürfnisss, dem, 
was wir fühlen, Ausdruck zu geben, ist der Ursprung aller Gülte 
auf der Erde. 

Wer darf also behaupten , ein Civilgesetz , und wäre es das 
beste der Welt und einstimmig erlassen , könne das Gewissen des 
Menschen regieren und dasselbe vor seinen Anforderungen beugen? 
Die rafflnirteste Gewaltthätigkeit vermag nicht bis in dieses innerste 
Heiligthum zu dringen, um Störung und Verwirrung in dasselbe zu 
tragen. Keine Mehrheit wäre demnach im Stande, die Formen eines 
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Gultus vorzascbreiben, um die Beziehung zwischen dem Glauben und 
der Kundgebung desselben zu regeln, und dies noch um so weniger, 
wenn diese Mehrheit nicht den gleichen fieligionsglauben hat, wie 
diejenigen, deren Doctrin sie zu organisiren prätendirt. Die Ge- 
rechtigkeit, der gesunde Verstand, die Schicklichkeit und die Ver^ 
nunft würden dieser Mehrheit die vollständigste Enthaltung vor- 
schreiben. 

. Die Fragen des gemeinen Bechts und des Naturrechts stehen 
über dem allgemeinen Stimmrecht und der Volkssouveränetät. Je«> 
des Mal, wo hieran getastet wird, macht man einen Schritt der 
Anarchie zu. 

Die Geistlichkeit hat einstimmig protestirt und erklärt , dass 
sie das Ihrer Genehmigung unterstellte Gesetz niemals annehmen 
könnte, weil es ein Schisma in der Kirche schafft; die Katholiken 
haben protestirt durch einen Becurs an die Bundesversammlung, 
durch zahlreiche Petitionen, durch die allgemeine Stimmenthaltung , 
die Maires und die Municipalräthe aller Gemeinden haben ebenfalls 
protestirt; alle der katholischen Religion treuen Abgeordneten wer- 
den ihrerseits in dieser Versammlung protestiren. Sind so viele 
Protestationen nicht ein lautes Zeugniss dafür, dass dieses unselige 
Gesetz dem katholischen Gewissen eine tiefe Wunde schlägt und dem 
öffentlichen Frieden von Genf gefährlich wird? 

Was würde, wenn dasselbe unglücklicherweise ratificirt werden 
seilte, daraus werden? Dies ist leicht vorauszusehen. Die Geist- 
lichkeit und Glaubensgetreuen werden^ wie sie es Ihnen erklärt haben, 
sich diesem Gesetze nicht unterwerfen, denn sie könnten es, nicht thun, 
ohne ihren Glauben abzuschwören, und wer sollte es wagen, sie hie- 
zu zu zwingen? Als ganzes Besultat hätten wir alsdann: das Be- 
dauern, unnöthigerweise die Gewissen verletzt, die religiösen Leiden- 
schaften aufgeregt, die Grundgesetze des Vaterlandes überschritten, zwei 
internationale Verträge verletzt und durch diese Verletzung einen 
Vorgang geschaffen zu haben, welcher die Grundlage unserer natio- 
nalen Unabhängigkeit bedroht. 

Wir wissen, meine Herren, dass wir vor einer protestantischen 
Mehrheit sprechen, was uns an die Erfolglosigkeit der von uns ver- 
fochtenen katholischen Grundsätze glauben lassen könnte. Doch 
nein, darin erblicken wir vielmehr ein Pfand des Heils, denn wir 
glauben an die rechtlichen und biedern Gesinnungen dieser Mehr- 
heit. Wir glauben, dieselbe werde sich selbst sagen dass es ihr 
nicht zukomme, einen ihr fremden Gultus zu organisiren, eine Reli- 
gion, die nicht die ihrige ist, zu reglementiren , ihr Gesetze aufzu- 
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erlegen, denen sie sich nicht fögen will; gleichwie unter den näm- 
lichen Umständen auch die Katholiken es halten würden. Nein, 
nein, im Schosse des Rathes der Nation werden nicht diese unwür- 
digen Worte gebraucht werden, die im Grossen Bathe von Genf ge- 
sprochen worden: »Wir haben hier kein 3 Rechtsfrage, sondern eine 
MehrhaHsfrage.« 

Indessen ist es nicht unmöglich , dass wir aufrichtige Katho- 
liken, uns diesfalls einer lUqsion hingeben und dass wir im nächsten 
Augenblicke mit einem bitter enttäuschten Herzen diesen Saal ver- 
lassen werden. Wohlan, meine Herren! Diese Illusion ist uns 
theuer und wird erst vor der Wirklichkeit zerrinnen, denn es ist für 
uns süss, an die Freiheit m. glauben, deren Wiege die Schweiz so 
lange war, an diese Brüderlichkeit, welche unter den Bürgern des 
nämlichen Vaterlandes herrschen soll, welche trotz der Verschieden- 
heit ihrer politischen und religiösen Ansichten alle vor dem Feinde 
gleich sin4. Es ist für uns süss, auch zu glauben an die gute Har- 
monie, welche zwischen den zwei Confessionen , beide Töchter des 
Ghristenihums und auch beide zum nämlichen Schutze und zu den 
nämlichen Freiheiten berechtigt, bestehen soll. 

Desshalb also, Herr Präsident, meine Herren! im Namen der 
Genfer Verfassung und der Bundesverfassung, im Namen der Ver- 
träge , die uns binden , im Namen der Freiheit und des GewissenSi 
haben wir die Ehre, Ihnen s(a hintragen, dem vom Grossen Bathe 
des Kantons Genf am 19. Februar 1873 erlassenen Verfassungsge- 
setze über den katholischen Gultusf die eidgenössische Gewährleistung 
za versagen. 

Bern, im 26. Juli 1873. 

Die Minderheit der Gommission: 
jL. Gross^ Nationalräthi 
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Das Schweizer CMIehe-Gesetz vom 23. Mai 1875, nebst der 
darauf iiezOglicIiefi Botschaft des Bundesrathes vom 2. 

October 1874. 

f 

/■ 

1. Botschaft des Bundesrathes an die hohe Bundesversammlung^ 
betreffend die Erlassung eines Gesetzes über die Feststellung und 
Beurkundung des Civilstatides und die Ehe vom 2. . October 1874. 

(Schweiz, Bundesblatt XXVI. Jahrg. Bd. 3. Nr. 45. vom 17. October 1874.) 
Tit.! 

Der Gesetzentwurf, welchen wir Ihnen vorzulegen die Ehre 
haben , ist auf der einen Seit« weniger ins Einzelne gehend , an- 
derseits umfangreicher als andere Specialgesetze über diesen Gegen- 
stand. 

Der Grund, warum gerade diese Materien, welche der Entwurf 
enthält, in denselben aufgenommen und gerade in diesem Umfang 
behandelt wurden, lii)gt in der Art, wie der Bnndesgesetzgebung ihre 
Aufgabe und Coropetenz durch die neue- Bundesverfassung abge- 
grenzt ist. 

-Diese Aufgabe war in der Hauptsache : die Grundsätze durch- 
zufuhren, welche in verschiedenen Artikeln der Bundesverfassung zur 
Sicherung des Rechtes zur Ehe aufgestellt sind, unter welchen im 
Vordergründe steht die Beseitigung der Beschränkungen bürgerlicher 
Rechte durch kirchliche Vorschriften. 

Gestatten Sie uns, in einem kurzen historischen Rückblik nach- 
zuweisen, wie jene Hauptaufgabe zur Aufstellung der Grundsätze 
gefahrt hat, ivelche in dem vorliegenden Entwurf entwickelt sind. 

Den ersten Anstoss in dieser Frage gaben einige reformirte 
Kirchenbeh(^rden, welche in den Jahren 1858 bis 1862 einen »Ent- 
wurf eines Concordates, betreffend die Verehelichung von Brautleuten 
aus zwei verschiedenen Eantonenc ausarbeiteten und uns behufs wei- 
terer Verfolgung der Sache übergaben. Dieser Entwurf beabsichtigte 
weiter nichts, als die zahllosen Schreibereien, welche bei Heirathen 
von Angehörigen verschiedener Kantone erforderlich sind, auf das 
Nothwendige zurückzufahren und einige Gleichförmigkeit in demsel- 
ben zu erzielen. 
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ÄQcfa die CoDcordatsverhaDdlongen, welche hierauf nnter dem 
Präsidium des eidgenössischen Justizdepartements von den Abgeord- 
neten sftmmtlicher eidgenössischer Stände geführt wurden und am 
21. December 1866 zu einem Goncordatsentwurfe führten, bewegten 
sieh auf diesem Boden. 

Als aber einige Kantonsregierungen und verschiedene Stimmen 
in der Presse darauf aufmerksam machten, dass eine blosse Verein- 
fachung der Formalitäten nicht genüge', und als vollends die eidge- 
nössischen Käthe durch das Postulat vom 10. Juli 1867 den Bun- 
desrath einluden, >ernstlich dahin zu wirken, dass die Frage betref- 
fend die Beseitigung der den Heirathen von Schweizern in ihrem 
Heimathkanton wie im Auslande entgegenstehenden Hindernisse in 
einem ausgedehnten und liberalen Sinne gelöst werde,€ da nahm die 
Sache in der Conferenz eine entschiedenere Wendung, und das um- 
somehr, da man ziemlich allgemein der Ansicht war, dass wegen 
mangelnder Gompetenz des Bundes nur auf dem Wege des Goncor- 
dats geholfen werden könne. Wirklich verständigte sich die Gon- 
ferenz schon im December 1867 über einen neuen Concordatsent- 
wurf, welcher dem Gesetzgebungsrecht der Kantone auch in mate- 
rieller Beziehung wesentliche Goncessionen zumuthete. Es sind dies 
folgende : 

Vor Allem wurde unstatthaft erklärt, das Becht zur Eingehung 
der Ehen vom Nachweis eine^ bestimmten Vermögens oder Einkom- 
mens abhängig zu machen, insofern die Verlobten arbeits- und er- 
werbsfähig sind. 

Ferner wurde das Maximum der von den Brautleuten zu be- 
ziehenden Taxen oder Einkaufsgelder auf die Summe von Fr. 30 re- 
ducirt. 

Die Rückerstattung von Armensteuern, insofern sie den Ver- 
lobten zur Erziehung oder Erlernung eines Berufes oder in Krank- 
heitsfällen verabreicht worden sind, wurde abgeschafft. Eine im Aus- 
lande nach dortiger gesetzlicher Form geschlossene Ehe wurde gül- 
tig erklärt, sofern ihr kein durch die Gesetze des Heimathkantons 
vorgesehenes materielles Ehehinderniss im Wege stand; sie durfte 
daher wegen Ausserachtlassung der in der Heimath des Ehegatten 
gesetzlich vorgeschriebenen Formen (z. B. wegen unterlassener Ver- 
kündigungen, Nichteinholung amtlieber Bewilligung u. s. w.) nicht 
ungültig erklärt werden, sondern war nach Vorweisung des Trauacts 
und Bezahlung der Einzugsgelder in das Givilstandsregister der Hei- 
mathgemeinde einzutragen. 

Durch den Abschluss der Ehe sollte die Frau das Bürgerrecht 
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des Ehemannes 'erhalten ; die Bürgerrechtszusicherungen und Bürger- 
rechtsentlassungen wurden fallen gelassen* 

Vorehelich geborene Kinder erhielten durcJi Verehelichung der 
Eltern die Bechte ehelicher Kinder. 

Dieser Concordatsentwurf wurde einzig von den Behörden des 
Kantons Bern ratificirt« Nicjit, als- ob sich von Seiten der andern 
Kantone besondere Opposition gegen dessen Inhalt geltend gemacht 
hätte; es waren wohl mehr die leidige Erfahrung, dass auf dem 
Goncordatswege nichts für die ganze Schweiz Gültiges zu erreichen 
sei, und die Hoffnungen auf d^e im Jahr 1869 von Neuem in An- 
griff genommene Bundesrevision an dem Scheitern des Goncordates 
Schuld, 

Der Bundesrath, welcher den Entwurf einer neuen Bundesver- 
fassung auszuarbeiten hatte und unterm 17. Juni 1870 auch vor- 
legte, schlug. nun folgenden Eheartikel (Art. 43a) vor: 

»Das Recht zur Ehe wird unter den Schutz des Bundes ge- 
stellt. 

»Dasselbe darf nicht beschränkt werden aus ökonomischen 
Rücksichten oder aus Bücksicht auf das bisherige Verhalten, oder 
aus andern polizeilichen Qrüuden. 

»Die in einem Kantone nach seiner Gesetzgebung abgeschlos- 
sene Ehe soll im Gebiete der ganzen Eidgenossenschaft als Ehe an- 
erkannt werden. 

»Durch den Absehluss der Ehe erwirbt die Frau das Heimath- 
recht des Mannes. 

»Durch die nachfolgende Ehe der Eltern werden vorehelich 
geborene Kinder derselben legitimirt. 

»Jede Erhebung von Brauteinzugsgebühren oder andern ähn- 
lichen Abgaben ist ferner unzulässig.« 

In diesen Anträgen erkennen wir sofort die Trümmer des ge- 
scheiterten Goucordates wieder. Wir sehen aber auch, dass sich 
der Bondesrath mit den Forderungen des Goncordates nicht begnü- 
gen wollte; dieselben erscheinen hier nur als die Gonsequenzen des 
an die Spitze des Eheartikels gestellten allgemeinen Satzes: »Das 
Recht zur Ehe wird unter den Schutz des Bandes gestdlt.« 

Die Vorlage des Bundesrathes enthielt aber noch andere solche 
allgemeine Sätze, welche ebenfallff auf die Ehe Bezug haben : 

Art. 44, 2. Alinea: »Niemand darf in der Ausübung bürger- 
licher oder politischer Rechte um des Glaubensbekenntnisses willen 
beschränkt oder zur Vornahme einer religiösen Handlung verhalten 
werden-.« 
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Art. 53, 2, Alinea: »Auch kann Niemand verhalten werden, 
sich in Ehesachen einer geistlichen Gerichtsbarkeit zu unterwerfen.« 
Mochte auch der Bundesrath in seiner Botschaft erklären, dass 
nach der Annahine dieser Verfassungsartikel der Erlass weiterer Ge- 
setze für den Bund nicht nothwendig sei, sondern das Eherecht der 
kantonalen Gesetzgebung überlassen bleibe: irii Grunde wären jetzt 
alle kantonalen Ehebeschrärikuugeh in Frage gestellt. 

. Kein Wunder, dass bei den Kevisionsvörhändlungen in den Kä- 
then einem Gesetze über die Civilstandsregister , ja von einer Min- 
derheit auch der obligatorischen Civilehe gerufen wurde. 

Die Allträge des Bundesrathes fanden fast unveränderte Auf- 
nahme in dem neuen Verfassungsentwurf vom 5^ Märsj 1872, nur 
das 3. Alinea des Art. 50 (Eheartikel) erhielt folgende Erwei- 
terungt 

»So lange nicht die JSunäesgesetisgebung (Art. 55) über die 
Erfordernisse zur Eingehung der Ehe "besondere Vorschriften auf- 
gestellt hat, soll die in einem Kantone oder im Auslände nach der 
dort geltenden Gesetzgebung abgeschlossene Ehe im Gebiete der Eid- 
genossenschaft als Ehe anerkannt werden.« 

Art. 55 aber machte die Gesetzgebung über das ganze Civil- 
recht zur Bundessache. 

Der Revisionsentwurf vom 5. März 1872 wurde bekanntlich 
von der Mehrheit des Volkes und der Kantone verworfen. 

Gleichwohl reproducirte der Bundesrath in seinen neuen An- 
trägen vom 4. Juli 1873 wörtlich den Eheartikel vom 5. März 1872 
und die Commissionen des Nationalrathes und des Ständerathes 
stimmten ihm bei. Auch der Natjonalrath selbst nahm den Art. 50 
(Eheartikel) unverändert an ; als er aber Art. 55 (Rechtseinheit) be- 
handelte, Hess «r die Unification der Gesammtheit des Civilrechts 
und namentlich des Eherechts fallen , und ebenso der Ständerath, 
was natürlich zur Eolge hatte , dass das dritte Alinia des Art. 60 
(Eheartikel) wieder die frühere Form erhielt: 

»Die in einem Kantone oder im Auslande nach der dort gel- 
tenden Gesetzgebung abgeschlossene Ehe soll im Gebiete der Eid- 
genossenschaft als Ehe anerkannt werden.« 

Trotz dieser Abschwächung des Lemma 3 des Eheartikels be- 
hält der Eingang desselben seine volle Kraft: das Recht zur Ehe 
steht unter dem Schutze des Bandes. 

Ja, es hat die Idee der Bundesgesetzgebung in Ehesachen über- 
dies nach einer andern Richtung bedeutend an Terrain gewonnen. 
Bei Behandlung der kirchenpolitiächen Fragen wutde nicht allein so 
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ZU sagen widerspruchslos der ?oiii Bundesrathe vorgeschlagene Satz 
angenommen: »Die Feststellung und Beurkundung des Civilstandes 
ist Sache der bürgerlichen Behörden ,€ sondern es wurde demselben, 
um deni Bunde die Befugniss zum Erlass von Ausführungsbestim- 
mungen zu wahren, noch der Zusatz beigefügt: >Die Bundesgesetz- 
gebung wird hierüber die nähern Bestimmungen treffen.« (Art 53,) 

Die Trägweite dieses Artikels war Niemanden verbcHrgen. Schon 
in seiner Botschaft Tom 4. Juli 1873 (S. 3) hatte der Bundesrath 
erklärt, dass derselbe über den Entwurf vom 5. März 1872 hinaus- 
gehe. ^Wenn die von uns beantragten Grundsätze angenommen 
werden, so muss die Ehe als bürgerlicher Vertrag von jeder reit- 
giösen Ceremonie unabhängig gemacht werden. Wir hidten dafür, 
dass bei dieser Ordnung alle Bürger gleich behandelt werden müssen. 
Wir könnten nicht zugeben, dass diejenigen, welche eine Civilehe 
eingehen, eine besondere Glasse bilden, und dass die Geremonien, 
zum Zwecke, den Givilvertrag perfect zu machen, je nach den reli- 
giösen üeberzeugungen der Betheiligten verschieden seien. Wir sind 
der Ansicht, dass für Alle dieselbe Begel gelten soll, und wir spre- 
chen uns demzufolge, nach dem Beispiele verschiedener Nachbarstaa- 
ten, far die obligatorische Civilehe aus. Wenn Alles, was auf den 
Givilstand Bezug hat, vom religiösen Gebiet gesondert werden muss, 
so geht es nicht an , dass der Priester einer Religion dem bürger- 
lichen Acte der Verehelichung seine gesetzliche Sanction verleihe. 
Der religiöse Act bleibt frei; derselbe hat aber keine bürgerlichen 
Wirkungen. € 

Die durch die neue Verfassung geschaffene Situation ist also 
folgende: 

Es ist ein Gesetz über die Feststellung und Beurkundung des 
Civilstandes zu erlassen; in demselben ist für die Eheschliessung 
eine far Alle verbindliche gleiche Form : die obligatorische Civilehe, 
aufzustellen. Der Band hat ferner das Becht'zur Eingehung der 
Ehe überhaupt zu sichern, also dafür zu sorgen, dass dasselbe nicht 
durch kantonale Heirathsrequisite geschmälert werde. 

In welcher Form er dieser letztern Forderung nachzukommen 
habe, ist nicht gesagt. Man wird es nicht als absolut nothwendig, 
aber auch nicht als unzulässig erklären können, dass der Bund bei 
dieser Gelegenheit, wo er die Form der Eheschliessung gesetzlich 
normirt, auch die materiellen Heirathsrequisite bezeichnet, welche 
nach der neuen Verfassung noch zulässig sind. 

Welche Stellung kommt aber unserm Gesetze zu gegenüber 
den beiden Ausnahmsgesetzen vom 3. December 1850 und 3. Fe- 
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iHmar 1862, welche die BundesversamiDluDg zu Gansten der gemischt 
ten Ehen erlassen hat ? Dasjenige vom 3. December 1850 betreffend 
die Schliessung der gemischten Ehen wird jedenfalls durch unser 
Gesetz äberflussig; dasjenige vom 3. Februar 1862, welches von der 
Trennung der gemischten Ehen handelt , sollte wohl auch dahinfal- 
len, und es kann dahinfallen, wenn wir auch bezuglich der Schei- 
dung und Nichtigerklärung der Ehe die. in der neuen Bundesverfas- 
sung liegenden Grundsätze consequent durchfähren. Und dass dies 
mittelst . desselben Gesetzes geschehen kann, welches die Schliessung 
der Ehe regelt, ist vom Nationalrathe bereits erklärt worden durch 
die am 24. Juni d. J. erfolgte Annahme der Motion des Herrn Hal- 
ler und Genossen: 

»Der Bundesrath wird eingeladen, einen Gesetzesvorschlag vor- 
zulegen, welcher die Form der Eingehung und der Trennung der 
Ehe festsetzt (Art. 49, 53 und 54 der Bundesverfassung). c 

Nachdem wir hiermit die Materien bezeichnet haben , welche 
wir zu normiren, und zwar, wenn immer möglich, in Einem Gesetze 
zu normiren haben , wendcm wir uns zu den einzelnen Abschnitten 
dieses Gesetzes selbst, um die Erwägungen, welche uns bei der Be- 
daction geleitet haben, in Kurze darzulegen. 

A. Allgemeine Bestwimung&n. Art. 1^12. \1—13 des Oes.] 

Von weltlichen Beamten geführte Givilstandsregister und ob- 
ligatorische Civilehe sind eingeführt, in Frankreich, Belgien, Holland 
den linksrheinischen deutschen Provinzen nebst Frankfurt, England 
(hier nur weltliche Civilstandsbeamten neben kirchlicher Trauung, 
letztere durch erstere controlirt), Italien, Grosshärzogtbum Baden und 
Preussen , in der Schweiz in den Kantonen Genf, Neuenburg, Tessin, 
Basel-Stadt, St. Gallen (weltliche Civilstandsbeamte neben obliga- 
torischer kirchlicher Ehe). Sollte man nicht glauben, es könne nach 
so vielen Vorgängen mit Leichtigkeit ein für die ganze Schweiz gel- 
tendes Gesetz über Givilstandsregister und Civilehe aufgestellt wer- 
den ? Und doch ist dem durchaus nicht also, vielmehr hat die Auf- 
stellung eines solchen Gesetzes für die ganze Schweiz mit Schwierig- 
keiten zu kämpfen, wie in keinem der genannten Staaten und Kan- 
tone. Wir meinen nicht Schwierigkeiten, welche im confessionellen 
oder politischen Parteigeist ihren Ursprung haben , indem wir der 
üeberzeuguDg leben, dass die Anerkennung des mit grosser Majori- 
tät ausgesprochenen Yolkswillens der neuen , Bundesverfassung in 
nicht geringerem Masse werde zu Gute kommen, wie derjenigen von 
1848; wir meinen vielmehr jene Schwierigkeiten, welche nothwen- 
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diger Weise mit dem umstände verbundeB sind, dass neben der eid- 
genössischen Administration noch kantonale BehOrde und zwar sehr 
ungleich organisirte, mit ungleichen Competenzen ausgerfistete kan- 
tonale Behörden bestehen, welche auf diesem Gebiete ebenfalls in 
ihrer Weise mitzuwirken haben. 

Unsere Stellung beim Erlass eines solchen Gesetzes ist daher 
eine wesentlich andere als diejenige äet genannten Länder und Kan- 
tone; am ehesten kann dieselbe verglichen werden mit derjenigen 
des deutschen Reichs, welcher, obgleich er schon am 19. Juni 1372 
den Erlass eines Gesetzes Aber Einführung der obligatorischen Ci- 
yilehe und über Ordnung der Civilstandsregister beschlossen hat, 
dennoch bis heute mit dieser Frage zu keinem Abschluss gelangen 
konnte. 

Obschon die Bundesverfassung nicht allein die unzweifelhafte 
Gompetenz, sondern auch den Auftrag hat, die iragliche Materie ge- 
setzlich zu regeln, so wird es ihr doch in manchem einzelnen Fall schwer 
werden , den in der Verfassung enthaltenen Grundsätzen einen er- 
schöpfenden und genugenden Ausdruck sa geben, ohne dem Givil- 
recht oder dem Processverfahren des einen oder des andern Kantons 
zu nahe zu treten. 

Wir werden daher, eben in Berficksichtigung der Gompetenz« 
frage und im Hinblicke auf die Yielgestaltigkeit unserer staatlichen 
und communalen Verhältnisse in der Schweiz, uns nicht erlauben, 
eingehendere Vorschriften aufzustellen über die Grösse der Civil- 
standsbeamtenkreise und die Art ihrer Abgrenzung, noch auch in 
Bezug auf die Wahl, die Besoldung und die Beaufsichtigung der Gi- 
vilstandsbeamten und der in Abhaltungsfällen nöthigen Stellvertreter 
derselben, noch auch, wenigstens nicht bis in alle Einzelnheiten hin- 
ein, in Beziehung auf die Zahl der für die verschiedeneu Behörden 
der Gemeinden oder des Staates nöthigen Gopien und Auszüge, die 
Beweiskraft dieser Bücher und die Ersetzung der fehlenden Urkun- 
den oder Daten , die Art und Weise , wie nach dem gesetzlichen 
Einschreibungstermin nachträgliche Eintragungen, Ergänzungen und 
Berichtigungen rechtsgültig anzubringen seien, die Zeugenfähigkeit, 
die Aufbewahrung der Acten u. s. w. ' 

Dagegen liegt es ganz entschieden in unserer Aufgabe, vorzu- 
sorgen, dass von dem Inkrafttreten des neuen Gesetzes an durch- 
weg nicht nur alle den Civilstand betreffenden Eintragungen, son- 
dern auch alle Auszüge von den in der Verfassung gewollten Be- 
amten in einer gewissen Vollständigkeit gemacht werden, dass diese 
Beamten der ihnen anvertrauten wichtigen Functionen würdige Man- 
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ner seien, dass sie die Entschädigungen för ihre Bemühungen nicht 
in für das Publicum drückenden Sportein , sondern hauptsächlich in 
einer fixen Besoldung finden sollen. Es musste femer dafür gesorgt 
werden , dass trotz der den Kantonen z^ gestattenden freien Be- 
wegung in der Abgrenzung ihrer Kreise dieselben doch jeweilen den 
Bundesbehörden bekannt seien; es musste die Aufgabe der Civil- 
standsbeamten mit Rücksicht auf unsere schweizerischen Heiraaths- 
verhältnisse , ferner mit Berücksichtigung der dem Bunde obliegen- 
den statistischen Arbeiten festgestellt werden, wodurch nicht ausge- 
schlossen ist, dass auch die Kantone und die Gemeinden, welche für 
die Besolaung aufzukommen haben, für ihre speciellen Zwecke noch 
weitergehende Anforderungen stellen können. 

B, Besondere Vorschriße^i über die Führung der Geburtsregister 

Art. 13—17. [14—19 des Ges.]. 

Bekanntlich kennt die grosse Mehrheit der Kantone bis jetzt 
keine Geburtsangaben und Geburtsregistet, sondern nur Taufangaben 
und Taufregister, welche letztere Einrichtung eine Menge von üebel- 
ständen mit sich führte: sehr oft vorkommende Nichteinschreibung 
von Todtgebornen und ungetauft Verstorbenen, sowie von Kindern 
der Dissidenten, Einschreibungen der aus confessionellen Gründen 
in einer andern Gemeinde als in derjenigen des Geburtsorts Getauf- 
ten in den Registern des Tauforts, unsichere und falsche Geburtsan- 
gabe in Folge des langen Aufschubs der Taute. 

Man darf nun von der neuen, von allem Confessionellen ab- 
sehenden Einrichtung erwarten und fordern , dass sie diese Mängel 
beseitige und über alle in der Gemeinde vorkommende Geburten voll- 
ständig und genau Buch führe. Das ist auch der einzige^ Zweck 
unserer Anträge. 

Dagegen kann es nicht unsere Aufgabe sein, alle diejenigen 
Fragen, welche in den kantonalen Vorschriften über Geburtsanzeigen 
(resp. Taufanzeigen) vorkommen mögen, zu beseitigen und durch ein- 
heitliche Vorschriften zu ersetzen.. Wir können dies schon desshalb 
nicht, weil diese Bestimmungen aufs Engste mit dem kantonalen 
Civilrecht zusammenhängen. Soll z. B. der Vater 'dea unehelichen 
Kindes eingeschrieben und dem Kinde der Familienname und die 
Heimath des Vaters ertheilt werden? Dies ist nach der Gesetzge- 
bung mehrerer Kantone geradezu unmöglich ; nach der Gesetzge- 
bung anderer Kantone ist es möglich , jedoch nur dann, wenn der 
Vater innerhalb eines bestimmten Termins das Kind freiwillig aner- 
kennt; wieder andere Kantone gestatten, die sog. Brautkinder ohne 
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Weiteres als ehelich einzutragen. Die Bundesgesetzgebung hat 
keine Veranlassung, splche Gesetze entweder zu beseitigen oder sie 
auf die ganze Schweiz auszudehnen : sie lässt daher in ihren Vor- 
schriften über die Civilstandsregister die civilrechtlichen Bestimmun- 
gen der Kantone fortbestehen. — Wir haben uns demnach darauf 
beschränkt, die Angaben zu bezeichnen, welche den Oivilstandsbe- 
amten behufs ihrer Eintragung zu machen sind, sowie auch der Per- 
sonen, von welcher , und die Zeit , innerhalb welcher dieses zu ge- 
schehen hat. 

C. Besondere Vorschriften über die Führung der Todtenregister. 

Art 18—22. [20—24 des Ges.^ 

Hier war zunächst festzusetzen, von wem, und innerhalb wel- 
chen Termins, die Todesanzeige zu machen sei. Gerne zwar würden 
wir auch vorschlagen, es solle z. B. in Frankreich und im Gross- 
herzogthum Baden, keine Beerdigung in der Schweiz gestattet wer- 
den ohne vorhergegangene Todtenschau. Noch entschiedener wür- 
den wir es begrüssen , wenn , wio dies bereits in den Kantonen Zü- 
rich , Basel-Stadt , Neuenburg und Genf vorgeschrieben ist , die 
Leichenschau durch eine Medicinalperson vorgenommen werden müsste ; 
doch, wir sind uns der Unmöglichkeit, in unserra oft auf lange 
Strecken von Aerzten entblössten Berglande solche Massregeln durch- 
zuführen, wohl bewusst und enthalten uns eines dahin zielenden Vor- 
schlages. 

Aber die Minimalforderung glauben wir doch machen zu dür- 
fen, dass ohne Genehmigung der Ortspolizeibehörde keine Beerdigung 
vorgenommen werde ohne vorherige vollständige Anzeige des Todes- 
falls beini Civilstandsbeamten und Auswirkung der daherigen Be- 
willigung. Es gilt dies auch für die nach dem sechsten Schwanger- 
schaftsmonat Todtgebornen und für die vor der Geburtsanzeige ge- 
storbenen Lebendgebornen. Es ist wohl selbstverständlich, dass letztere 
sowohl im Geburts- als auch im Todtenregister einzutragen sind; 
es muss einmal deutlich zwischen (Kesen und den Todtgebornen unter- 
schieden werden, damit eine Ausmittlung der Localitäten und Berufe, 
in welchen die Zahl der Todtgeburten eine besonders grosse ist, er- 
möglicht werden kann.' 

In Betreff dessen, was in die Register einzutragen sei, kann 
wohl keine Meinungsverschiedenheit obwalten ^ einen einzigen Punkt 
ausgenommen: die Todesursache, welche bereits in mehreren Kan- 
tonen durchgehend eingetragen wird (Zürich, Schwyz, Solothurn, 
Basel-Stadt, Schaffhausen, Appenzell A. Rh. St. Gallen, Neuenburg). 
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Eine Ausdehnung dieser Massregel auf die ganze Schweiz ■ wäre 
nicht allein für die medicinische Wissenschaft von grossem Nutzen, 
welche ein Interesse hat zu erfahren, wo gewisse, besonders viele 
Opfer verlangende Krankheiten, wie Lungenschwindsucht, Nervenfie- 
ber etc., vorzüglich ihren Sitz haben, wo aber nicht; sondern es 
wird mehr und mehr auch die Bundesadministration selbst sich mit 
diesen Fra^^en befassen müssen. Steht doch nach Art. 69 der neuen 
Bundesverfassung dem Bunde die »Gesetzgebung über die gegen ge- 
meiugefahrliche Epidemien und Viehseuchen zu treffenden gesund- 
heitspolizeilichen Verfügungen« zu. Soll man ihm nicht auch die 
Möglichkeit verschaffen, die durch solche Epidemien in den verschie- 
denen Gegenden der Schweiz dahingerafften Menschenleben zu berech- 
nen, überhaupt den Thatbestand zu constatiren? 

Die'Selbe Verfassung gibt aber in Art. 34 dem Bunde das fer- 
nere Recht, »Vorschriften zum Schutze der Arbeiter gegen einen die 
Gesundheit und Sicherheit gefährdenden Gewerbebetrieb zu erlassen.« 
Wenn diese Vorschrift nicht ein frommer Wunsch bleiben soll , so 
muss auf irgend eine Weise ausgemittelt werden , wie sich die ver- 
schiedenen Gewerbe und Gewerbestätten in Beziehung auf ihre Schäd- 
lichkeit zu einander verhalten, indem eine jede Specialuntersuchung 
gegen diese oder jene Fabrik eine gehässige Ausnahmsmassregel 
wäre , zu welcher man sich nur schwerlich entschliessen würde. 
Welche Aufschlüsse aber allgemeine sanitätsstatistische Nachweise 
über die zahllosen, durch blosse Nachlässigkeit und Schlendrian in 
der öffentlichen Gesundheitspolizei verursachten Verluste der Be- 
völkerung geben, und wie entsprechende gesetzgeberische und ad- 
ministrative Massnahmen diese Verluste und Löiden reduciren können, 
davon hat England in den letzten 26 Jahren ein der Kenntniss und 
Nachahmung würdiges ^Beispiel gegeben. Man erschrecke dabei nur 
nicht wegen statistischer Mehrarbeit: es soll den Kantonen keine 
solche erwachsen; unser Plan ist vielmehr der, de;i Kantonen noch 
eine Erleichterung zu verschaffen, indem wir die nach Art. 5, d, von 
den Civilstandsbeamten gegen Entschädigung zu liefernden statisti- 
schen Auszüge durct) das eidgenössische statistische Bureau bearbei- 
ten zu lassen gedenken. 

D. Besondere Bestimmung über die EhescMiessung und die Führung 

der Heiraihsregister. 
I. Von den zur Eingehung einer Ehe erforderlichen Eigenschaften 
und Bedingungen. Art. 23—26. [25—28 des'Ges.]. 
Wir sind beim Haupt- und Mittelpunkt unseres Gesetzentwur- 
fes angelangt. Denn um den willkührlich aufgestellten Ehehinder- 
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nissen ein Ende zu machen, wurde gleich das erste Mal, als diese 
Frage in der Bundesversammlung zur Sprache kam (Juli 1867), nach der 
eidgenössischen Intervention gerufen; um den Erlass eines Gesetzes 
zu ermöglichen, im December 1869 die Bundesrevision aufs neue an 
die Hand genommen und trotz eines nochmaligen Scheiterns dersel- 
ben schliesslich zum Ziele gefuhrt. Ein Fingerzeig, dass man hier 
nicht auf halbem Wege stehen bleiben darf. 

Wie schon früher angedeutet , halten wir die Frage , ob wir 
uns mit den bezüglichen Bestimmungen der Bundesverfassung be- 
gnügen oder auch durch ein Gesetz die Consequenzen derselben 
ziehen sollen, für eine offene. Das Letztere erscheint aber als das 
Zweckmässigere und dann ist hier der passende Anlass dazu. 

Man wird nämlich mit der Interpretation, welche der Bundes- 
rath hier aufstellt, entweder einverstanden oder nicht einverstanden 
sein. Ist man mit derselben einverstanden, so ist es wohl besser, sie 
zu codificiren, um eine consequente Durchfuhrung ihrer Grundsätze zu 
sichern ; ist man mit derselben nicht einverstanden, so ist es um so 
not h wendiger, eine andere Interpretation, und zwar auf dem Wege 
der Gesetzgebung, aufzustellen, um Confücte- zwischen der Bundesge- 
walt und der kantonalen Gesetzgebung zu vermeiden. Unseres Er- 
achtens lässt sich die Befugniss des Bundes, angesichts der Bestim- 
mungen der Artikel 49, 53 und 54 der Bundesverfassung und na- 
mentlich des ersten Absatzes des letztangeföhrten Artikels 54, nicht 
anzweifeln, denn indem das Becht zur Ehe unter den Schutz des 
Bundes gestellt, die Feststellung und Beurkundung des Givilstandes 
als Sache der bürgerlichen Behörden erklärt und die diesfallige Ge- 
setzgebung dem Bunde vorbehalten wird, muss dem Bunde auch das 
Recht zukommen, über die Bedingungen der Eingehung und Tren- 
nung der Ehe gesetzgeberische Vorschriften zu erlassen. 

Wir gehen zu den Anträgen selbst über. Ihre grösste Bedeu- 
tung liegt nicht in den hier aufgenommenen, sondern in den weg- 
gelassenen, resp. ausgeschlossenen Heirathsrequisiten kirchlicher öco- 
nomischer und polizeilicher Natur. Da diese Requisite durch den 
klaren Wortlaut der Bundesverfassung ausgeschlossen sind, so ist 
hierüber kein ferneres Wori nöthig. Auch damit wird man sich 
leicht einverstanden erklären können, dass eine Ehe* nicht wegen 
einer frühern anderweitigen Verlobung eines der Brautleute gehin- 
dert werden kann, nachdem dieser Standpunkt so allgemein von den 
kantonalen Gesetzgebungen betreten worden ist. 

Auch die Artikel 24—26 unseres Entwurfes reproduciren nur, 
was allgemein als selbstverständlich angesehen wird. 
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Die Discussion wird sich daher hauptsächlich mit den Artikeln 
23 und 24 beschäftigen, in welchen versucht wird, bezüglich des 
Alters der Heirathsfähigkeit und Ehemündigkeit und bezüglich der 
verbotenen Verwandtschaftsgrade etwas Einheitliches aufzustellen, 
nicht um der formellen Einheit willen, sondern um diejenigen Be- 
stimmungen auszuschliessen, welche als Hindernisse einer freien Ein- 
gehung der Ehe angesehen werden dürfen. 

Bezüglich des Minimalalters haben wir uns an die von den 
Gesetzgebungen am meisten aufgestellte Vorschrift gehalten; wir 
geben zu, dass man noch tiefer gehen kann; wenn aber auch nach 
dieser Richtung die freie Entschliessung der Individuen gewahrt wer- 
den soll, so muss wenigstens eine Vorschrifk bestehen^ durch welche 
die Ehe in einem solchen Alter ausgeschlossen wird, in welchem der 
Wille von der Leitung Anderer noch gänzlich abhängig ist. 

Wichtiger ist die Sicherung des freien Willens nach einer an- 
dern Seite hin. Man wird kaum bestreiten, dass das Abhängig- 
machen der Verehelichung von der Zustimmung der Eltern oder 
Grosseltern durch das Gesetz eine Ausdehnung erhalten kann, welche 
dem allerschwersten Ehehinderniss gleichkommt, und wir glauben, 
dass z. B. das geltende französische Civilgesetz in diesem Falle 
sich befindet. Es ist daher nothwendig und geboten, dem Art. 54, 
erstes Alinea der Bundesverfassung nach dieser Sichtung hin eine 
Interpretation zu geben. 

Ebensowenig wird man bestreiten, dass die Aufstellung ver- 
botener Verwandtschaftsgrade nicht allein im canonischen Bechte, 
sondern auch in verschiedenen weltlichen Gesetzgebungen die Grenze 
des Nothwendigen weit überschreitet, und dass daher die Ehehin- 
dernisse dieser Art von Bundes wegen reducirt werden müssen, un- 
gefähr in dem Grad, wie es von uns vorgeschla,gen wird. Man kann 
freilich einwenden, dass sowohl nach dem canonischen £echte , als 
auch den Gesetzen der meisten Eantone Dispensationen in einer 
solchen Ausdehnung möglich sind, dass schliesslich fast bloss noch 
die Ehen zwischen Ascendenten und Descendenten als absolut aus- 
geschlossen erscheinen ; es ist aber klar, dass diese Art von Erleich- 
terung, abgesehen davon, dass sie sich nicht in allen Kantonen vor- 
findet, den Beleben vor dem Armen, wohl auch den der Kirche Er- 
gebenen vor dem Andersdenkenden in ungerechter Weise begüns- 
tigt, somit verwerflich ist. Wir müssen, wenn wir in dieser Sache 
etwas aufstellen wollen, tat Alle dasselbe vorschreiben. Dispensa- 
tionen widerstreiten hier, wie bei der Festsetzung des Heirathsalters, 
der Bechtsgleichheit. 
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Es ist vorauszusehen, dass unsere Vorschläge wegen ihrer Nicht- 
übereinstimmung mit den Vorschriften der verschiedenen Confessio- 
nen Anstoss erregen werden ; man wird aber begreifen^ dass ein Ge- 
setz, welches für Alle, Gläubige und ungläubige, für Katholiken und 
Protestanten da ist, sich nicht mehr den Vorschriften Einer Confes- 
sion unterwerfen kann; das Gesetz verhindert übrigens Niemanden, 
auch denjenigen Vorschriften, welche seinem religiösen Bekenntnisse 
eigen sind, ebenfalls Genüge zu leisten. 

II. Von den auf die Abschliessung der Ehe bezüglichen Förmlich- 
keiten. Art. 28—40. [29—42 des Ges.] 

Diese Förmlichkeitön werden, nunmehr ungemein vereinfacht. 
Die Verlobten , welche eine Verkündung begehren , haben nur noch 
die nöthigen Ausweischriften über ihre Person, namentlich betreffend 
Alter und Civilstand, und, wenn sie das zwanzigste Altersjahr noch 
^nicht zurückgelegt haben, die erforderliche Einwilligung der Eltern 
oder des Vormundes beizubringen. Behufs der Verehelichung aber 
ist in der ganzen Schweiz Seitens schweizerischer Verlobten nichts 
Weiteres mehr nöthig als die Vorweisung der Verkündigungsscheine 
ihrer Wohnorte und ihrer Heimathgemeinden ; die sog. Heirathsbe- 
willigungen und Bürgerrechtszusicherungen, welche bisher von Ge- 
meinden oder Begieiungen ausgestellt wurden, fallen dahin. In Be- 
zug auf die Art und Weise, wie Verkündung^ und Trauung selbst 
vorgenommen werden, schlagen wir Nichts anderes vor, als was an- 
derwärts, wo die Civilehe bereits besteht, sich bewährt hat. 

Man wird uns vielleicht fragen, warum wir auch nach dem 
Beispiel anderer Staaten (und des Kantons Neuenburg, c. c. Art. 
103) nicht nur die Verküadung am Wohnort der Brautleute ver- 
langen, sondern auch die Verkünduilg am Heimathorte? 

Dies geschieht desshalb, weil die Schweiz, im unterschied von 
jenen Staaten (z. B. Frankreich), ein erbliches Bürgerrecht hat, wel- 
ches die Heimathgemeinden verpflichtet, alle Nachkommen eines aus- 
gewanderten Bürgers im Verarmungsfalle wieder aufzunehmen und 
zu unterstützen. Die Heimathgemeinden haben also ein Interesse, 
bei der Verehelichung eines Bürgers mitzuwirken; geradiB diesem 
Interesse verdankt das Concordat vom 4. Juli 1820 (und 13. Juli 
1821) seine Entstehung, in welchem zwanzig Kantone (darunter auch 
Neuenburg) sich gegenseitig die Zusicherung gaben, dass wenn An- 
gehörige desselben Kantons oder verschiedener Kantone sich in ei:; 
.nem andern, als dem eigenen wollen copuliren lassen, sie sowohl 
von dem Wohnort, als von der Heimath einen Verkündschein vorzu- 
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weisen haben. Diese Yerkündung am Heimathorte hat nach An- 
nahme der neaen Bundesverfassung durchaus nichts Bedenkliches für 
die Verlobten, sofern sie ihrem Alter und Civilstande, sowie ihren 
Yerwandtschaftsverhältnissen nach das Becht zur Ehe haben, sie bie- 
tet aber in Beziehung auf diese Funkte Garantien gegen Gesetzwid- 
rigkeiten ; auch ist sie für die Verlobten selbst ein Mittel zur genauen 
Feststellung ihres Bürgerrechts. 

Aus einem ähnlichen Grunde müssen die Verlobte, welche ver- 
schiedenen Ländern angehören oder in verschiedenen Ländern woh- 
nen, auch den Heirathsgesetzen dieser verschiedenen Länder sich un- 
terwerfen. Dies galt bisher selbst für die Angehörigen verschiede- 
ner Kantone ; allein die Forderung wird hier bedeutungslos von dem 
Augenblicke an, wo in sämmtlichen Kantonen dieselben Requisite 
sowohl als Förmlichkeiten vorgeschrieben sind. Für die Bürger und 
Einwohner verschiedener Länder aber wird dieser Grundsatz in Gel- 
tung verbleiben müssen. 

Freilich sagt Art. 54, drittes Alinea der Bundesverfassung: 
>Die in einem Kantone oder im Auslande nach der dort geltenden 
Gesetzgebung abgeschlossene Ehe soll im Gebiete der Eidgenossen- 
schaft als Ehe anerkannt werden.« 

Wir können aber nicht verlangen, dass auch das Ausland eine 
unter Missachtung seiner Gesetze in der Schweiz geschlossene Eh« 
eines Ausländers als solche anerkenne. Wenn wir z. B. zugeben, 
dass ein Franzose von 20 Jahren sich in der Schweiz ohne Einwil- 
ligung seiner Eltern verheirathet (was nach schweizerischem Gesetze 
möglich sein kann), so laufen wir Gefahr, einst in Frankreich diese 
Ehe nicht anerkannt und die schweizerische Mutter nebst Kindern 
nach der Schweiz zurückgewiesen zu sehen. Um Solches zu vermei- 
den, verlangen wir von dem Franzosen nicht nur die Erfüllung seines 
heimathlichen Gesetzes, sondern auch die Bescheinigung seiner Re- 
gierung, dass die von ihm zu schliessende Ehe in der Heimath werde 
anerkannt werden. 

Ein Blick in die Gesetzgebung Frankreichs und der andern uns 
umgebenden Ländern wird uns beweisen, dass wir ob gerne oder un- 
gerne, diesen Standpunkt einnehmen müssen. 

Art. 170 des französischen Civilgesetzbuches sagt: »Eine im 
Auslande zwischen Franzosen und Fremden [z. B. Schweizern] ein- 
gegangene Ehe ist gültig, w«nn sie nach der in dem Lande herge- 
brachten Form abgeschlossen worden ist, vorausgesetzt, dass die in 
dem Art. 63, in dem Titel: von den Civilstandsurkunden , vorge- 
schriebenen Verhünäwngm vorangegangen sind, und dass der Frau- 
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zose den in dem vorhergehenden Kapitel [von den zur Eingehung ei- 
ner Ehe erforderlichen Eigenschaften und Bedingungen] enthaltenen 
Verfügungen nicht zuwidergehandelt hat.c 

Nach Art. 100 des italienischen Civilgesetzbuches »ist die in 
der Fremde geschlossene Ehe zwiscfaei) Italienern, oder zwischen Ita- 
lienern und Fremden (z. B. Schweizerinnen) gültig, wenn sie nach 
den in diesem Lande gebräuchlichen formen geschlossen worden und 
der Bürger nicht den Bestinimungen in der zweiten Abtheilung des 
ersten Kapitels dieses Titels INothwendige Bedingungen zur Ehe- 
schiliessung] zuwider gehandelt hat.« 

Das deutsche Reichsgesetz (vom 4. Mai 1870), betreffend die 
Eheschliessung und die Beurkundung des Personenstandes von Bun- 
desangehörigen im Auslande, sagt: §. 3. »Der Schliessung der Ehe 
muss das Aufgebot vorangehen; Vor Beginn desselben sind den Be- 
amten [diplomatischen Vertretern im Auslande] die zur Eingehung 
einer Ehe nach den Gesetzen der Heimath der Verlobten noihwen- 
digen Erfordernisse als vorhanden nachzuweisen.^ 

§. 10. »Die vorstehenden Bestimmungen über die Eheschlies- 
sung (§. 3—9) finden auch Anwendung, wenn nicht beide Verlobte, 
sondern nur einer derselben ein Bundesangehöriger ist.« 

Ebenso kann aber auch der Schweizer im Auslande nicht mit 
Berufung auf Art. 54, 3. Alinea,, die heimathliche Gesetzgebung 
ignoriren ; er kann dies jedenfalls dann nicht, wenn die ausländische 
Gesetzgebung selbst ihn anweist, auch die Vorschriften des heimath- 
lichen Gesetzes zu befolgen. Und dies thun z. B. die Gesetze un- 
serer Nachbarstaaten ohne Ausnahme. 

Art. 168 des französischen Civilehegesetzes schreibt vor: »Sind 
die Eheschliessenden, oder ist einer derselben in Betreff der Verhei- 
ratfiung unter der Gewalt eines Andern [hierunter sind nach Ministe- 
rialcircular vom 14. März 1831 auch die minderjährigen Fremden 
gemeint, welche bereits über 6 Monate in Frankreich wohnen], so 
müssen die Verkündungen ausserdem bei der Municipalität des 
Wohnortes der Personen geschehen, unter deren Gewalt sie sich be- 
finden.« 

Offenbar, um Eltern oder Vormündern Gelegenheit zu geben, 
das heimathliche Eherecht geltend zu machen. 

Noch bestimmter sagt das italienische Civilehegesetz, Art. 102: 
»Die Fähigkeit des Fremden, zu heirathen, wird bestimmt durch die 
Gesetze des Landes, welchem er angehört.^ 

»Gleichwohl kann der Fremde atwh den Hindernissen in der 
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zweiten Abtheilung des ersten Capitels dieses Titels [den italienischen 
Eheerfordernissen] unterworfen werden.« 

Art. 103 : »Der Fremde, welcher im Königreiche eine Ehe ein- 
gehen will, soll dem Civilstandsbeamten eine Erklärung der compe- 
tenten BeTiörde des Landes, welchem er angehört, vorlegen, welche 
darthut, dass nach den Gesetzen, welchen er unterworfen ist, nichts 
der vorgesetzten Heirath entgegensteht.« 

Nach §. 93 des Gesetzes über die Beurkundung des bürger«- 
lichen Standes und die Förmlichkeiten bei Schliessung der Ehen vom 
21. December 1869 des Grossherzogthums Baden wird, :» die Fähige 
keit des Fremden^ im Inlande eine Ehe zu schliessen; durch die Ge- 
setze seines Heimathlandes bestimmt.« 

Das bayerische Gesetz über Heimath, Verehelichung und Aut- 
enthalt vom 16. April 1868 schreibt in Art. 39 vor; »Ausländer, 
welche auf bayerischem Gebiete, ohne nach Bayern förmlich einge- 
wandert zu sein, eine Ehe schliessen wollen, haben der Districtsver- 
waltung des Ortes, an welchem die Eheschliessung erfolgen soll, 
den Nachweis vorzulegen , dass nach dem im Heimathlande des 
Mannes geltende Gesetze diese Eheschliessung zulässig ist und die- 
selbe Wirkung hat, wie wenn sie im Heimathlande selbst erfolgt 
wäre.« 

E. Besondere Bestimmungen Ober die Scheidung und die Mehlig- 
erJclärung der Ehe. Art. 41—47. [43—57 des Ges.] 

1. Scheidung. 

Das canonische Becht gestattet keine gänzliche 'Scheidung vom 
Ehebande. Es verwirft daher auch die Wiederverehelichung Ge- 
schiedener, so lange der andere Ehegatte lebt und gestattet dem 
Geistlichen keine Mitwirkung bei derselben (dasselbe Verfahren be- 
obachten einzelne protestantische Geistliche). 

Die Bundesgesetzgebung hat vom Standpunkt der Glaubens- 
freiheit aus für den protestantischen Theil einer gemischten Ehe 
das Recht zur Trennung und Wiederverehelichung anerkannt und 
gesichert. Das betreffende Gesetz vom 3. Februar 1862, schon an 
sich ein Aüsnahmsgesetz zu Gunsten einer bestimmten Kategorie von 
Pürgern, wird durch seine Motivirung zu weitern Ausnahmsbestim- 
niungen. geführt, zu einem' ausnahmsweisen Gerichtsstand (Art. 2), 
und zu einer Concession an die kantonale Gesetzgebung, wonach dem 
katholischen Ehegatten die Wiederverehelichung bei Lebzeiten des 
andern Ehegatten untersagt werden kann (Art. 5), eine ganz zweck- 
widrige Concession, welche beweist, zu welchen Widersprüchen 
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das Nebeneinanderbestehen und die Verquikung geistlicher und welt- 
licher Ehegesetzgebung fähren muss. 

Eine rationale Lösung dieser Frage ist nur möglich bei gänz- 
licher Scheidung des Kirchlichen und Bürgerlichen in Ehesachen, 
wie sie unser Gesetz anstrebt. 

Der Kirche muss das volle Becht gewahrt bleiben an dem 
schönen Satze festzuhalten , dass die Ehe ein Bündniss auf Lebens- 
zeit sei und dass niemals durch Trennung und anderweitige Verehe- 
lichung des einen Ehegatten der Weg zur Aussöhnung der entzwei- 
ten Gemüther abgeschnitten werden dürfe, der Staat muss diese Lehre 
nicht nur gewähren lassen, er soll sich sogar Glück wünschen zu 
dem Bundesgenossen, welcher in diesem Geiste für die Heiligkeit des 
Ehebundes einsteht. 

Auf der andern S^ite aber soll er sich erinnern, dass die 
bürgerliche Gesetzgebung, und auch die Ehegesetzgebung gehört hie- 
her , fwc die Anhänger aller Glaubensansichten dieselbe sein muss 
und dass ideale Anforderungen wie die obengenannten in Betreff der 
Ehe nicht durch die weltliche Gewalt, sondern nur in dem Falle 
durchgeführt werden können, wenn die entsprechende religiöse Ue- 
berzeugung, welche er nicht vorschreiben kann , vorhanden ist. Er 
muss daher in seinen Vorschriften über die Ehescheidung, gleich 
wie in derjenigen über . die Eheschliessung , von den Glaubensan- 
sichten der Betreffenden absehen, ihnen es überlassend, ob sie neben 
dpn bürgerlichen Gesetzen auch nocb kirchliche anerkennen wollen. 

Von diesem Standpunkte aus schlagen wir vor, das Ausnahms- 
gesetz vom 3. Februar 1862 in einer allgemein gehaltenen Gesetzes- 
bestimmung aufgehen zu lassen. 

2. Die Nichtigerklärung. 

Derselbe Standpunkt ist auch hier durchzuführen. Die kirch- 
liche und überhaupt alle confessionelle Gesetzgebung muss alle Ehen 
zwischen verbotenen Verwandtschaftsgraden, soweit nicht Dispensa- 
tion erhältlich ist, verpönen; an der weltlichen Gesetzgebung aber 
ist es, die Heiligkeit einer wirklichen Ehe zu wahren. 

Von dem Bestreben geleitet, nicht ohne Noth von Amts wegen 
in die ehelichen Verhältnisse einzugreifen^ und Scandal zu erregen, 
schlagen wir vor , auch noch in Fällen wirklich unberechtigter 
Eheschliessung soweit möglich nicht von Amts wegen einzuschrei- 
ten, mit einziger Ausnahme des Falls wohlbewusster Umgehung des 
Gesetzes. 

Als selbstverständlich dagegen sehen wir es an, dass die be- 
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theiligten Eheleute, denen ja auch das Mittel der Seheidung mög- 
lich ist, da klagend auftreten können, wo ihnen durch Zwang, Be- 
trug oder Irrthum in der Person Unrecht widerfahren ist. 

Die Abschnitte F, G. und H. des Gesetzes scheinen uns so 
noth wendige Consequenzen der vorhergehenden zu sein , das» wir 
weitere Auseinandersetzungen über dieselben nicht f&r nöthig er- 
achten. 

GenehncHgen Sie, Tit., die erheuerte Versicherung unserer voll- 
kommenen Hochachtung. 

Bern^ den 2. October 1874. 

Im Namen des Schweiz. Bundesrathes, 

Der Bundespräsident: 
Schenk. 

Der Kanzler der Eidgenossenschaft: 

Schiess. 

2. Schweizer Bundesgesetz vom 24. Decemher 1874^ resp. 23. Mai 
1875 betreffend Feststellung und Beurkundung des Civilstandes und 

die Ehe. 

1. Feststellung und Beurkundung des Civilstandes und die Ehe. 

Die Bundesversammlung der schweizerischen Eidgenossenschaft, 
in Ausfuhrung der Artikel 53, 54 und 58, Satz 2. der Bundesver- 
fassung ; 
nach Einsicht einer Botschaft des Bundesrathes vom 2. Wein- 
monat 1874, 

ieschliesst: 

A. Allgemeine Bestimmungen. 

Art. 1. Die Feststellung und Beurkundung des Civilstandes 
ist im ganzen Gebiete der Eidgenossenschaft Sache der bürgerlichen 
Behörden. 

Die Civilstandsbeamten müssen weltlichen Standes sein, und 
sind einzig berechtigt, Eintragungen in die Civilstandsregister zu 
machen oder Auszüge aus denselben zu verabfolgen. 

Art. 2. Von jedem Civilstandsbeamten sind drei Standesregister 
unter der Bezeichnung: 

Geburtsregister, 
Todtenregister, 
Eheregister, 
nach gemeinsamen Formularien zu führen, welche vom Bundesrath 
festgestellt werden. 
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Die Anschaffung der nach den daherigen Vorschriften zu hal- 
tenden Begister ist Sache der Kantone. 

Sie sind doppelt und gleichförmig zu führen. Je auf Ende 
des Jahres sind sie abzuschliessen und vom Givilstandsbeamten als 
gleichlautend zu bescheinigen. Die eine Ausfertigung bleibt zur 
Verfügung des Civilstandsbeamten ; die andere ist innerhalb 10 
Tagen nach Jahresschluss der in jedem Kantone zu bezeichnenden 
Amtsstelle einzureichen , um in dereü Archiv niedergelegt und auf- 
bewahrt zu werden. 

Eintragungen welche- nach Einreichung der zweiten Ausfertig- 
ung in der ersten angebracht werden , sind sofort derjenigen Amts- 
stelle, in deren Gewahrsam die zweite Ausfertigung sich befindet, 
in beglaubigter Abschrift mitzutheilen und durch letzterB in der Aus- 
fertigung anzumerken. 

Art. 3. Die Eintheilung der Oivilstandskreise, sowie die Be- 
stimmungen über die Ernennung und Entschädigung der Civilstands- 
beamten bleiben den Kantonen überlassen. 

Die Umschreibung der kantonalen Kreise ist vor dem Vollzug 
gegenwärtigen Gesetzes und hernach bei jeder Aenderung dem Bun- 
desrathe mitzutheilen. 

Art. 4. Jede Geburt, jeder Todesfall, jede Eheschliessung 
ist zunächst einzutragen in dem Kreise, wo sie stattgefunden haben. 

Art. 5. Den Civilstandsbeamten liegt ob: 

a. Die Eintragung aller in ihrem Kreise vorkommenden Gebur- 
ten und Sterbefälle, Verkündungen und Trauungen in die be- 
treffenden Begister, sowie auch die Vornahme der Verkün- 
dungen beziehungsweise der Trauungen. 

^ b. Die amtliche Mittheilung dieser Eintragungen innerhalb 8 
Tagen an' die schweizerischen Civilstandsbeamten des ordent- 
lichen Wohnsitzes, sowie des Heimathortes, wenn diese Ge- 
burten, Sterbfälle und Trauungen Personen betreffen, welche 
in einem andern Civilstandskreise wohnhaft oder heimathbe- 
rechtigt sind. 

c. Die Eintragungen ähnlicher Mittheilungen aus andern Krei- 
sen des In- und Auslandes über Geburten, Sterbefälle und 
Trauungen, sowie die Eintragung der von den Gerichten aus- 
gesprochenen definitiven Scheidung oder Nichtigerklärungen 
von Ehen, sofern dieselben Einwohner oder Heimathberech- 
tigte ihres Kreises angehen, in die betreffenden Abtheilungen 
ihrer Geburts-, Todten- und Eheregister. 



Schweix, dvilehegeaet» v, 23, Mai 1873, 109 

d. Auf das Verlangen von Betheiligten, die Verabfolgung von 
Auszügen aus diesen Registern gegen Entrichtung' der be- 
zügliahen Schreibgebflhr. 

e. Die Anfertigung statistischer Auszüge und Nachweisungen 
zuhanden der Bundesbehörden nach den von letztern aufge- 
stellten Formularien gegen ein durch den Bun^esrath zu be- 
stimmende Entschädigung. 

f. Die Anfertigung weiterer Register , sofern solche durch kan- 
tonale Gesetze und Verordnungen vorgeschrieben werden, so- 
wie die Ablieferung derjenigen Auszüge, welche für die kan- 
tonale und die Gemeindeverwaltung erforderlich sind. 

Art. 6. Die Eintragungen in die Givilstandsregister sollen 
chronologisch, ohne Offenlassung eines Zwischenraumes, mit' fortlau- 
fender, jährlich abzuschliessender Numerirung geschehen. 

Es soll darin nichts mit Abkürzungen geschrieben und kein 
Datum mit Ziffern ausgedrückt werden. Alle Eintragungen, Aus- 
streichungen und Bandbemerkungen müssen von dem Civilstandsbe- 
amten unterzeichnet sein. 

Axt. 7. Es darf in die Givilstandsregister nichts ihrer Bestim- 
mung Fremdes eingeschrieben werden. 

Die Familien- und Personennamen der darin angefahrten Per- 
sonen sind nach Massgabe der den Beamten vorgelegten Geburts- 
scheine und sonstigen Civilstandsacten vorzumerken ; sie können mit 
der Angabe des Berufes der Person , oder des Amtes , das dieselbe 
bekleidet oder bekleidet hat, begleitet werden. 

Art. 8. Der Civilstandsbeamte hat die Eintragung in die Re- 
gister unverzüglich nach Empfang der betreffenden Erklärungen, be- 
ziehungsweise der ihm zugehenden ProtocoUe, Auszüge oder Urtheile 
vorzunehmen. 

Die Eintragungen und die nach Vorschrift gegenwärtigen Ge- 
setzes von Amtes wegen zu machenden Mittheilungen geschehen 
taxfrei. 

Für anderweitige Auszüge und Abschriften sind Schreibge- 
bühren nach einem von den betreffenden Kantonsregierungen aufge- 
stellten und vom Bundesrathe genehmigten Tarife zu entrichten. 

Art. 9. Der Civilstandsbeamte darf an den in die Standes- 
register gemachten Eintragungen weder Aenderungen noch Ergän- 
zungen vornehmen. 

Berichtigungen in den Civilstandsregistern können nur durch 
ürtheil der zuständigen kantonalen Gerichte angeordnet werden. 

Sofern jedoch ein offenbarer Irrthum vt^rliegt, kann die kan- 
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tonale Aufsichtsbehörde dessen Berichtigung im Verwaltungswege 
anordnen. 

Alle, die Berichtigung eines Civilstandsregisters anordnenden 
Entscheide oder ürtheile sind ihrem wesentlichen Inhalte nach bei 
der betreffenden Stelle am Saude vorzumerken. 

Art. 10. Alle Belege, welche den Einschreibungen in die Ge- 
burts-, Todten- und Eheregister zu Grunde liegen, sollen in drei ge- 
sonderten,, der Eintheilung im Art. 2. entsprechenden Abtheilungen, 
nach Jahrgängen numerirt, vom Civilstandsbeamten aufbewahrt werden. 

Art. 11. Die Civilstandsregister und die vom Civilstandsbe- 
amten ausgestellten und als richtig beglaubigten Auszüge gelten als 
öffentliche Urkunden, welchen volle Beweiskraft zukommt, so lange 
nicht der Nachweis der Fälschung oder der Unrichtigkeit der An- 
zeigen und Feststellungen, auf Grund deren die Eintragung stattge^ 
funden hat, erbracht ist. 

Art. 12. Die Civilstandsbeamten sind für ihre Pflichterfüllung 
ihren kantonalen Behörden verantwortlich, welqhe ihnen nach Mass- 
gabe dieses Gesetzes die nöthigen Instructionen ertheilen. Die Kan- 
tonsregierungen sind verpflichtet, über die Amtsführung der Civil- 
standsbeamten alljährliche Inspectionen anzuordnen und über deren 
Ergebnisse dem Bundesrathe Bericht zu erstatten. Derselbe ist be- 
fqgt, da, wo sich Mängel oder Uebelstände erzeigen, nach Erforder- 
niss einzuschreiten und gegebenen Falles auf Kosten des betreffen- 
den Kantons das Nöthige anzuordnen. Der Bundesrath ist ferner 
befugt, besondere Inspectionen vornehmen zu lassen. 

Art. 13. Der Bundesrath kann da, wo er es für angemessen 
erachtet, die diplomatischen und consularischen Vertreter der Eid- 
genossenschaft im Auslande ermächtigen, Geburten und Todesfalle 
schweizerischer Angehöriger zu erwahren, und Ehen zwischen Schwei- 
zern unter sich, sowie Ehen zwischen Schweizern und Ausländern 
abzuschliessen. 

Er wird zu diesem Zweck auf Grundlage dieses Gesetzes die 
nöthigen Reglemente und Verordnungen erlassen. 

J5. Besondere Bestimmungen über die Führung der Geburtsregister, 

Art. 14. Jede Geburt und jede nach dem sechsten Monat der 
Schwangerschaft erfolgte Fehlgeburt muss inner drei Tagen dem Ci- 
vilstandsbeamten des Kreises, in welchem sie stattgefunden hat, münd- 
lich angezeigt werden. 

Die Anzeige von Geburten, welche in öffentlichen Anstalten 
(Entbindungs- , Kranken-, Gefängnissanstalten u. s. w.) stattfin- 
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den, geschieht durch amtliche Zuschrift des betreffenden Anstalts- 
vorstehers. 

Art. 15. Zur Anzeige sind verpflichtet: 

1) der eheliche Vater, beziehungsweise ein dazu gehörig Be- 
vollmächtigter ; 

2) die Hebamme oder der Arzt, welche bei der Niederkunft 
zugegen gewesen sind; 

3) jede andere dabei zugegen gewesene Person; 

4) derjenige, in dessen Wohnung oder Behausung die Nieder- 
kunft erfolgt ist; 

5) die Mutter, sobald sie dazu im Stande ist. 

Die Verpflichtung der in der vorstehenden Eeihenfolge später 
genannten Personen tritt nur dann ein, wenn ein früher genannter 
Verpflichteter nicht vorhanden oder derselbe an der Erstattung der 
Anzeige gehindert ist. 

Art. 16. In das Geburtsregister soll eingetragen werden: 

a. Ort, Jahr, Monat, Tag und Stunde der Geburt; 

Bei Zwillings- oder Mehrgeburten ist die Eintragung für 
jedes fand besonders und mit möglichst genauer Angabe der 
Zeitfolge der Geburt vorzumerken. 

b. Familienname, Personenname und Geschlecht des Eündes; 

Für todtgeborne oder vor dem Zeitpunkt der Anzeige 
verstorbene Kinder ist kein Personenname einzutragen. 

c. Familien- und Personennamen, Beruf, Heimath- und Wohn- 
ort der-Eltern, wenn das Kind ehelich , oder der Mütter al- 
lein, wenn es ausserehelich geboren ist; 

d. Familien- und Personenname, Beruf, Heimath- und Wohnort 
des Anzeigenden. 

Die Eintragung in das Geburtsregister soll sofort nach erhal- 
tener Anzeige geschehen und ist in demselben vom Anzeigenden zu 
unterzeichnen. 

Wenn der Anzeigende nicht unterzeichnen kann, so ist hievon 
im Register besondere Vormerkung zu machen. ' 

Art. 17. Wenn dem Givilstandsbeamten die in der Anzeige 
gemachten Angaben nicht glaubwürdig erscheinen, so wird er die 
nöthigen Erhebungen veranstalten und die Eintragungen- erst vor- 
nehmen, nachdem er sich von der Bichtigkeit der Angaben über- 
zeugt bat. 

Ist der Anzeiger dem Beamten nicht persönlich bekannt, so 
hat letzterer die Identität feststellen zu lassen. 
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Art. 18. Veränderungen in den Standesrechten, welche sich nach 
der Eintragnng in das Geburtsregister ereignen (Feststellung der 
Vaterschaft eines ausserehelichen Kindes durch gerichtliches ürtheil, 
freiwillige Anerkennung , Legitimation , Adoption u. s. w.) sind auf 
Antrag eines der Betheiligten als Band bemerk ung im Geburtsregister 
beizufügen, wenn die Thatsache durch öffentliche Urkunde ausge- 
wiesen ist 

Im Falle gerichtlicher Zuerkennung eines unehelichen Kindes 
ist davon durch die betreffende.Gerichtsbehörde dem zuständigen Ci- 
yilstandsbeamten Anzeige zu machen. 

Die bei Anlass der Geburtsanzeige Seitens des Vaters er- 
folgte Anerkennung eines unehelichen Kindes ist im Register vor- 
zumerken, wenn die betreffende kantonale Gesetzgebung eine solche 
gestattet : 

Art. 19. Für die in der Gemeinde aufgefundenen Findelkinder 
hat die Gemeindepolizeibehörde die Pflicht, binnen der ersten drei 
Tage nach der Auffindung behufs der Eintragung in das Geburts- 
register anzugeben: 

a. Ort, Zeit und Umstände der Auffindung; 

b. das Geschlecht des Kindes, sowie dessen vermuthliches Alter 
körperliche Merkmale und Kennzeichen desselben; 

c. die Beschaffenheit der bei dem Kinde vorgefundenen Kleider 
und Sachen; 

d. die ihm beizulegenden Namen ; 

e. die Person, bei welcher das Kind untergebracht ist. 

C. Besondere Bestimmungen über die Führung der Todienregister. 

Art. 20. Jeder Sterbefall ist längstens innerhalb 48 Stunden 
dem Civilstandsbeamten des Kreises mündlich anzumelden. 

Zu der Anzeige verpflichtet ist das Familienhaupt, beziehungs- 
weise die Wittwe oder die sonstigen nächsten Angehörigen des Ver- 
storbenen, und wenn ein solcher Verpflichteter nicht vorhanden oder 
an der Anzeige gehindert ist, Derjenige, in dessen Wohnung oder 
Behausung der Sterbefall sich ereignet hat, oder die Person, welche 
beim Tode zugegen gewesen sind, endlich in deren Ermangelung die 
Ortspolizei. 

Die Bestimmungen der Artikel 17, 14, Alinea 2, und Art. 
15, letztes Alinea, finden auch in Beziehung auf die Anzeigen der 
Sterbefälle Anwendung. 

Art. 21> Ohne Genehmigung der Ortspolizeibehörde darf keine 
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Beerdigung vor der Eintragung des Todesfalles in das Civilstands- 
register stattfinden. Ist die Beerdigung dieser Vorschrift entgegen 
geschehen, so darf die Eintragung des Todesfalles nur mit Geneh- 
migung der Aufsichtsbehörde nach Ermittelung des Sac])verhalte8 
erfolgen. 

Art. 22. Das Todtenregister soll enthalten : 

a. Jahr, Monat, Tag und Stunde des Todes, sowie den Ort, 
wo derselbe erfolgt ist; 

b. Familien-, Personen- und allfällige Beinamen des Verstor- 
benen und seiner Eltern, seine Heimath, seinen Wohnort 
(in Städten Strasse und Hausnummer), die Gonfession, Beruf 
und Civilstand (ledig, verheirathet, verwittwet oder geschie- 
den), Jahr, Monat und Tag der Geburt ; 

c. Familien- und Personennamen und Beruf des lebenden, ver- 
storbenen oder geschiedenen Ehegatten; 

d. die Todesursache, wenn immer möglich, ärztlich bezeugt. 

Die Eintragung in das Todtenregister soll sofort nach erhal- 
tener Anzeige geschehen und ist in demselben vom Anzeigenden 
zu unterzeichnen. Wenn der Anzeigende nicht unterzeichnen kann, 
so ist hievon im Register besondere Vonnerkuhg zu machen. 

Art. 23. Für alle im Civilstandskreise todt aufgefimdenen un- 
bekannten Personen wird die Todesanzeige durch die Gemeindepolizei 
vollzogen. 

Die Eintragung soll enthalten: 

a. X)rt, Zeit und Umstände der Auffindung der Leiche ; 

b. das Geschlecht und muthmassliche Alter derselben; 

c. die körperlichen Merkmale und besonderen Kennzeichen der- 
selben ; 

d. die Beschaffenheit der bei der Leiche vorgefundenen Kleider 
lind Sachen; 

e. die muthmassliche Todesursache. 

Namen und Heimath des Verstorbenen sind,. wenn sie be- 
kannt werden, einzutragen. 

Art. 24. Als todt . erklärte Verschollene sind in den Todten- 
registern mit der Bemerkung einzutragen, die Eintragung erfolge 
auf Grund einer Todeserklärung der zuständigen Behörde. 

Die Behörde, welche die Todeserklärung ausspricht, hat den 
Civilstandsbeamten des letzten bekannten Wohnsitzes des Betreffenden, 
sowie des Heimathortes davon Mittheilung zu machen. 

Archiv für Kirohenrecbt. XXXVI. 8 
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D. Besondere Bestimmungen über dk Eheschliessung und die Füh- 
rung der Eheregister, 

I. Von den zur Eingehung einer Ehe erforderlichen Eigenschaften 

und Bedingungen. 

Art. 25. Das Kecht zur Ehe steht unter dem Schutze des 
Bundes. 

Dieses Recht darf weder aus kirchlichen oder ökonomischen 
Kücksichten, noch wegen bisherigen Verhaltens oder aus andern po- 
lizeilichen Gründen beschränkt werden. 

Die in einem Kantone oder im Auslande nach der dort gelten- 
den Gesetzgebung abgeschlossene Ehe soll im Gebiete der Eidge- 
nossenschaft als Ehe anerkannt werden. 

Durch den Abschluss der Ehe erwirbt die Frau das Heimath- 
recht des Mannes. 

Durch die nachfolgende Ehe der Eltern werden vorehelich ge- 
borne Kinder derselben legitimirt. 

Jede Erhebung von Brauteinzugsgebühren oder andern ähnlichen 
Abgaben ist unzulässig. (Art. 54 der Bundesverfassung.) 

Art. 26. Zu einer giltigen Ehe gehört die freie Einwilligung 
der Brautleute. Zwang, Betrug oder Irrthum in der Person eines 
der Ehegatten schliesst die Voraussetzung der Einwilligung aus. 

Art. 27. 'Um eine Ehe einzugehen, muss der Bräutigam das 
achtzehnte , die Braut das sechzehnte Altersjahr zurückgelegt haben. 

Personen, welche das zwad^igste Altersjahr noch nicht vollen- 
det haben, bedürfen zu ihrer Verehelichung der Einwilligung des 
Inhabers der elterlichen Gewalt (des Vaters oder der Mutter). Sind 
dieselben gestorben oder sind sie nicht in der Lage, ihren Willen 
zu äussern, so ist die Einwilligung des Vormundes erforderlich. 
Gegen Eheverweigerungen des Vormundes steht den Betreffenden der 
Becurs an die zuständige Vormundschaftsbehörde zu. 

Art. 28. Die Eingehung der Ehe ist untersagt: 

1) Personen, die schon verheirathet sind; 

2) wegen Verwandtschaft und Schwägerschaft: 

a. zwischen Blutsverwandten in allen Graden der auf- und 
absteigenden Linie, zwischen voUbürtigen Geschwistern 
und Halbgeschwistem, zwischen Oheim und Nichte, zwi- 
sehen Tante und Neffe , gleichviel beruhe die Verwandt- 
schaft auf ehelicher odor ausserehelicher Zeugung; 

b. zwischen Schwiegereltern und Schwiegerkindern, Stiefeltern 
und Stiefkindern, Adoptiveltern und Adoptivkindern; 
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3) Geisteskraukeo und Blödsinnigen. 

Wittwen und geschiedene Frauen, dessgleichen Ehefiauen de- 
ren Ehe nichtig erklärt worden ist, dürfen var Ablauf von dreihun- 
dert Tagen nach Auflösung der früheren Ehe keine neue eingehen. 

IL Von den auf die Absehliessung der Ehe bezüglichen Förmlich- 
keiten. 

Art. 29. Jeder im Gebiete der Eidgenossenschaft vorzuneh- 
menden Eheschliessung muss die Yerkündung des Eheversprechens 
vorausgehen. Die Verkündung' hat am Wohnorte, sowie am Hei-, 
mathorte jedes der Brautleute zu erfolgen. Wird im Auslande mit 
Berufung auf bestehende Landesgesetze die Verkündung als über- 
flüssig oder unzulässig abgelehnt, so wird dieselbe durch eine dies- 
fallige Bescheinigung, ersetzt. 

Art. 30. Behufs Vornahme der. Verkündung von Eheversprechen 
sind dem Civilstandsbeamten vorzuweisen: 

a. die Geburtscheine beider Brautleute; 

b. für Personen , welche das 20. Altersjahr noch nicht zurück- 
gelegt haben, die Zustimmungserklärung des Inhabers der 
elterlichen Gewalt oder des Vormundes, beziehungsweise der 
zuständigen Vormundschaftsbehörde; 

c. falls nicht beide Theile persönlich erscheinen, ein von ihnen 
unterzeichnetes und von der zuständigen Amtstelle beglau- 
bigtes Eheversprechen. 

Art. 31. Wenn sich aus den gemachten Angaben und beige-^ 
brachten Belegen ergibt, dass die vorgeschriebenen Bedingungen er- ^ 
füllt sind, so fasst der Civilstandsbeamte den Verkündungsact ab 
und besorgt dessen Veröffentlichung; er übermittelt den Verkün- 
dungsact von Amtes wegen den schweizerischen und ausländischen Ci- 
vilstandsbeamten , in deren Kreisen nach Vorschrift des Art. 29. die 
Verkündung ebenfalls stattfinden soll. 

Alle diese Handlungen erfolgen taxfrei, insoweit sie von scliwei- 
zerischen Civilstandsbeamten vorzunehmen sind. 

Wenn auswärtige Behörden behufs der Verehelichang von 
schweizerischen oder eigenen , in der Schweiz geborenen oder sich 
aufhaltenden Angehörigen dienstliche Verrichtungen schweizerischer 
Civilstandsbeamten in Anspruch nehmen, so sind letztere verpflichtet, 
den daherigen Begehren Folge zu geben. * 

Ist der Bräutigam ein Ausländer, so soll die Verkündung nur 
auf Vorlage einer Erklärung der zuständigen auswärtigen Behörde 

8* 
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erfolgen, worin die Anerkennung der Ehe mit allen ihren Folgen 
ausgesprochen ist. 

Die Kantonsregierung ist ermächtigt, hievon zu dispensiren und 
die mangelnde Bescheinigung durch eine andere passende Anordnung 
zu ersetzen. 

Art. 32. Der Yerkündungsact soll enthalten: 

Die Familien- und Personennamen, den Beruf, Wohn- und 
Heimathort der Brautleute und ihrer Eltern, sowie bei verwittwetcn 
oder geschiedenen Personen die Familien- und Personennamen des 
früheren Ehegatten und die Frist, binnen welcher Einsprachen anzu- 
melden sind. 

Art. 33. Im ganzen Gebiete der Eidgenossenschaft ist der 
Yerkündungsact durch den gesetzlich angewiesenen Civilstandsbe- 
amten, nnd zwar in allen Fällen gleichmässig , mittelst öffentlichen 
Anschlags oder einmaliger Einruckung in das Amtsblatt bekannt zu 
machen. 

Art. 34. Einsprachen gegen den Eheabschluss sind binnen 
zehn Tagen nach stattgehabter Veröffentlichung der Verkündung 
bei einem der Civil^tandsbeamten, welche die letztere besorgt haben, 
anzumelden. Dem Civilstandsbeamten des Wohnorts des Bräuti- 
gams ist innerhalb zweimal 24 Stunden nach Ablauf dieser Frist 
von Seite der andern zur Verkündung verpflichteten Civilstandsbe- 
amten Anzeige zu machen, ob eine Einsprache erhoben sei oder nicht. 

Jede Einsprache, welche sich nicht auf eine der in den Ar- 
tikeln 26, 27 und 28 dieses Gesetzes enthaltenen Vorschriften stützt, 
ist von Amtes wegen zurückzuweisen und in keinerlei Weise zu be- 
rücksichtigen. 

Art. 85. Wenn Einsprachen gegen den Eheabschluss erfolgen, 
so theilt der Civilstandsbeamte des Wohnorts des Bräutigams die- 
selben letzterm mit, und es hat dieser sich sodann binnen einer Frist 
von zehn Tagen zu erklären, ob er die Einsprachen anerkenne oder 
nicht; im letztern Falle ist dem Einsprecher davon Kenntniss zu 
geben, welcher binnen der Frist von weitern zehn Tagen die Klage 
bei dem zuständigen Richter des Wohnorts des Bräutigams, oder 
wenn dieser keinen Wohnsitz in der Schweiz hat, beim zuständigen 
Richter des Wohnortes der Braut anhängig zu machen hat. Ge- 
schieht letzteres nicht, so fällt die Einsprache dahin. 

Art. 36. Nach Ablauf von vierzehn Tagen nach der am Wohn- 
orte des Bräutigams stattgehabten Verkündung ist den Brautleuten 
auf ihr Verlangen von dem dortigen Civilstandsbeamten, sofern inner 
dieser Frist bei demselben keine Eheeinspracbe angemeldet oder 
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wenn eine solche durch die zuständige Behörde abgewiesen worden 
ist, ein Verkündschein auszustellen, in welchem bescheinigt wird, 
dass die Ehe gesetzlich verkündigt worden und geg^ deren Voll- 
zug keine Einsprache bestehe. 

Eine Yerkündung, welcher nicht innerhalb sechs Monaten der 
Abschluss der Ehe folgt, verliert ihre Giltigkeit. 

Art. 37. Auf Vorweis der. Verkundbescheinigung vollzieht der 
Civilstandsbeamt^ die Trauung, welche in der Begel in dem Kreise, 
wo der Bräutigam seinen Wohnsitz hat, stattfinden soll. 

In Fällen von Todesgefahr kann der Givilstandsbeamte mit Zu* 
Stimmung der zuständigen kantonalen Behörde auch ohne vorausge- 
gangene Verkündung die Trauung vornehmen. 

Auf die schriftliche Ermächtigung des Civilstandsbeamten des 
Wohnsitzes des Bräutigams darf die Ehescfaliessung auch von dem 
Civilstandsbeamten eines anderen E^reises in dem Gebiete der Eid- 
genossenschaft vollzogen werden. In diesem Falle hat letzterer un- 
verweilt einen Trauungsschein behufs Eintragung iu die amtlichen 
Register des Wohnortes auszufertigen, 

Ist der Bräutigam Ausländer, so kann die Trauung nur auf 
Vorlage einer Erklärung der zuständigen auswärtigen Behörde er- 
folgen, worin die Anerkennung der Ehe mit allen ihren Folgen aus- 
gesprochen ist, — das Dispensationsrecht der Kantonsregierungen 
nach Art. 31, Schlussalinea, vorbehalten. 

Art. 38. Die Vornahme der Trauungen ist an wenigstens zwei 
Tagen jeder Woche zu ermöglichen. 

Die Trauung findet in einem Amtslocal und öffentlich statt 

Bei ärztlich bezeugter schwerer Erkrankung eines der Ver- 
lobten kann die Trauung auch in einer Frivatwofanung vollzogen 
werden. 

In allen Fällen ist die Gegenwart von zwei volljährigen Zeugen 
nothwendig. 

Art. 39. Die Ehe wird dadurch abgeschlossen, dass der Givü- 
standsbeamte <iie Verlobten einzeln fragt: 

>N. N.. erklart Ihr hiemit, die N. N. zur Ehefrau nehmen zu 
wollen ?c 

»N. N. erklärt Ihr hiemit, den N. N. zum Ehemann nehmen 
zu wollen?« 

»Nachdem Ihr beide erklärt habt, eine Ehe eingehen zii wollen, 
erkläre ich diese im Namen des Gesetzes als geschlossen.« 

unmittelbar nachher findet die Eintragung in das Eheregister 
statt, welche durch die Eheleute und die Zeugen zu unterzeichnen ist. 
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Art. 40. Eine kirchliche Traanngsfeierlichkeit darf erst nach 
Vollziehung der gesetzlichen Trauung durch den bürgerlichen Trau- 
beamten und Vorweisung dejs daberigen Ehescheines stattfinden. 

Art. 41. Sofern voreheliche Kinder durch die nachfolgende !^e 
legitiniirt werden, so haben die Eltern bei der Trauung oder späte- 
stens innerhalb dreissig Tagen nach derselben die Kinder dem Ci- 
vilstandsbeamten ihres Wohnortes anzuzeigen. 

Hat jedoch die Eintragung aus irgend einem Grunde nicht 
stattgefunden, so kann aus dieser Unterlassung den vorehelichen 
Kindern und ihren Nachkommen in ihren Rechten kein Nachtbeil 
erwachsen. 

Art. 42. Das Eheregister soll enthalten: 

a. Familien- und Personennamen, Heimath, Geburts- und Wohn- 
ort, Beruf und Geburtsdatum beider Ehegatten; 

b. Familien- und Personennamen, Beruf und Wohnort ihrer 
Eltern; 

c. Familien- und Personennamen de^ verstorbenen oder ge- 
schiedenen Gatten, wenn eines der Ehegatten bereits verliei- 
rathet war, nebst dem Datum des Todes, beziehungsweise der 
Scheidung ; 

d. das Datum der Verkündungen; 

e. das Datum des Eheabschlasses; 

f. das Verzeichniss der eingelegten Schriften ; 

g. die Namen, Vornamen und den Wohnort der Zeugen ; 

B. Besondere Bestimmungen über, die Scheidung und Nichüger- 
Märung der Ehe, und die daherigen Eintragungen. 

Art. 43. Ehescheidungsklagen und Klagen auf üngiltigkeit 
einer Ehe sind bei dem Gerichte des Wohnsitzes des Ehemannes an- 
zubringen. Vorbehalten bleibt die Weiterziehung an das Bundesge- 
richt nach Art. 29 des Bundesgesetzes über Organisation der Bun- 
desrechtspflege vom 27. Juni 1874. 

Beim Abgange eines Wohnsitzes in der Schweiz kann die Klage 
am Heimath- (Bürger-) Orte oder am letzten schweizerischen Wohn- 
orte des Ehemanns angebracht werden. 

Art. 44. Nach Anhörung der Klage (Art. 43) gestattet der 
Eichter, wenn es verlangt wird, der Ehefrau, gesondert vom Ehe- 
mann zu leben, und trifft überhaupt für die Dauer des Processes in 
Beziehung auf den Unterhalt der Ehefrau und der Kinder die an- 
gemessene Verfügungen. 

Art. 45. Wenn beide Ehegatten die Scheidung verlangen , so 
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wird das Gericht dieselbe aussprechen, sofern sich aus den Verhält- 
nissen ergibt, dass ein ferneres Zusammenleben der Ehegatten mit 
dem Wesen der Ehe unverträglich ist. 

Art. 46. Auf Begehren eines der Ehegatten muss die Ehe ge- 
trennt werden: 

a. wegen Ehebruchs , sofern nicht mehr als sechs Monate ver- 
flossen sind, seitdem der beleidigte Theil davon Eenntniss 
erhielt ; 

b. wegen .Nachstellung nach dem Leben, schwerer Misshand- 
lungen oder tiefen Ehrenkränkungen; . 

c. wegen Verurtheilung zu einer entehrenden Strafe : 

d. wegen böswilliger Verlassung, wenn diese schon zwei Jahre 
angedauert hat und eine richterliche Aufforderung zur Bück- 
kehr binnen sechs Monaten erfolglos geblieben ist; 

e. wegen Geisteskrankheit, wenn diese bereits drei Jahre ange- 
dauert hat und als unheilbar erklärt wird* 

Art. 47. Wenn keiner der genannten Scheidungsgründe vorliegt, 
aber gleichwohl das eheliche Verhältniss als tief zerrüttet erscheint, 
so kann das Gericht auf gänzliche Scheidung oder auf Scheidung von 
Tisch und Bett erkennen. Die letztere darf nicht auf länger als 
zwei Jahre ausgesprochen werden. Findet während dieses Zeitrau- 
mes eine Wiedervereinigung nicht statt, so kann die Klage auf 
gänzliche Ehescheidung erneuert werden, und es erkennt alsdann das 
Gericht nach freiem Ermessen. 

Art. 48. Bei gänzlicher Scheidung wegen eines bestimmten 
Grundes darf der schuldige Ehegatte vor Ablauf eines Jahres nach 
der Scheidung kein neues Ehebündniss eingehen. 

Diese Frist kann durch das richterliche ürtheil selbst bis auf 
drei Jahre erstreckt werden. 

Art. 49. Die weitete' Folgen der Ehescheidung oder der Schei- 
dung von Tisch und Bett in Betreff der persönlichen Rechte der 
Ehegatten, ihrer Vermögensverhältnisse, der Erziehung und des Un- 
terrichtes der Kinder und der dem schuldigen Theile aufzuerlegen- 
den Entschädigungen sind nach der Gesetzgebung des Kantons zu 
regeln, dessen Gerichtsbarkeit der Ehemann unterworfen ist. 

Das Gericht entscheidet über diese Fragen von Amtes wegen 
oder auf Begehren der Parteien zu gleicher Zeit wie über die Schei- 
dungsklage. 

Diejenigen Kantone, welche hierüber keine gesetzlichen Be- 
stimmungen haben, sind gehalten, solche binnen einer vom Bundes- 
rathe festzusetzendeiv Frist zu erlassen. 
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Art. 50, Eine tlhe, welche ohne die freie Einwilligung beider 
oder eines der Ehegatten durch Zwang, Betrug oder durch einen 
Irrthum in der Person zu Stande gekommen ist, kann auf Klage 
des verletzten, Theiles ungiltig erklärt werden. 

Die Nichtigkeitsklage ist jedoch nicht mehr annehmbar, wenn 
seit dem Zeitpunkt, in welchem der betreffende Ehegatte seine völ* 
^ lige Freiheit erlangt' oder den Irrthum erkannt hat , mehr als drei 
Monate verstrichen sind. 

Art. 51. Auf Nichtigkeit der Ehe ist von Amtes wegen zu 
klagen, wenn sie entgegen den Bestimmungen des Art. 28, Ziff. 1, 
2 und 3 abgeschlossen worden ist. 

Art. 52. Eine Ehe, Sie zwischen Brautleuten abgeschlossen 
worden ist, welche beide oder von denen der eine Theil das im Art. 
27 vorgeschriebene Müudigkeitsalter noch nicht erreicht hatten, kann 
auf Klage des Vaters oder der Mutter oder des Vormundes nichtig 
erklärt werden. 

Die Nichtigkeitsklage ist indessen nicht mehr annehmbar: 

a. wenn die Ehegatten das gesetzliche Alter erreicht haben; 

b. wenn die Frau schwanger geworden ist; 

c. wenn der Vater oder die Mutter oder der Vormund ihre Ein- 
willigung für die Heirath gegeben hatten. 

Art. 53. Auf Nichtigkeit einer Ehe, welche ohne Einwillig- 
ung der Eltern oder Vormünder (Art. 27, Alinea 2) und ohne voran- 
gegangene gehörige Verkündung eingegangen worden ist, kann nur 
von denjenigen, deren Einwilligung erforderlich gewesen wäre, und 
nur bis zu dem Zeitpunkte gekkgt werden, in welchem die Eheleute 
das gesetzliche Alter erreicht haben. 

Art. 54. Eine im Ausland unter der dort geltenden Gesetz- 
gebung abgeschlossene Ehe wird nur dann als ungiltig erklärt, wenn 
die dagegen erhobene Nichtigkeitsklage sowohl nach der Gesetzge- 
bung, unter welcher die Ehe abgeschlossen wurde, als nach dem ge- 
genwärtigen Gesetze begründet ist. 

Art. 55. Vi^ird eine Ehe nichtig erklärt, bei der sich bißide 
Ehegatten in gutem Glauben befanden, so begründet dieselbe sowohl 
für die Ehegatten als für die aus der Ehe hervorgegangenen oder 
durch dieselben legitimirten Kinder die bürgerlichen Folgen einer 
giltigen Ehe. 

Befand sich nur einer der Ehegatten im guten Glauben , so 
hat die Ehe nur für diesen und für die Kinder die bürgerlichen Fol- 
gen einer giltigen Ehe. 
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Waren endlich beide Ehegatten in bösem Glauben, so treten 
die bürgerlichen Folgen einer giltigen Ehe nur für die Kinder ein. 

Art. 56. In Bezug auf Ehen zwischen Ausländern darf eine 
Scheidungs- oder Nichtigkeitsklage von den Gerichten nur danu 
angenommen werden , wenn nachgewiesen wird , dass der Staat, 
dem die Eheleute angehören, das zu erlassende ürtheil anerkennt. 

Art. 57. Alle ürtheile betreffend Ehescheidungen oder die 
Nichtigkeit einer Ehe sind von den Gerichten, welche dieselben aus-^ 
gesprochen haben, den Civilstandsbeamten des Wohnortes und der 
Heimathgemeinde sofort mitzutheilen und von diesen am ßande des 
entsprechehden Traueintrags im Eheregister vorzumerken. 

F. Strafbestimmungen. 

Art. 58. Die Civilstandsbeamten haften den Betheiligten für 
allen Schaden, welchen sie ihnen durch Vernachlässigung oder Ver- 
letzung ihrer Pflicht zufügen. ^ 

Art. 59. Von Amtes wegen oder auf Klage hin sind zu be- 
strafen : 

1) Personen, welche den in den Artikeln 14, 15, 20 und 21 
vorgeschriebenen Anzeigepflichten nicht nachkommen, mit 
Geldbusse bis auf 100 Pranken. 

2) Civilstandsbe^mte , welche die ihnen in diesem Gesetze auf- 
erlegten Pflichten verletzen, sowie Geistliche, welche gegen 
den Art. 40 des Gesetzes handeln, mit Geldbusse bis auf 
Fr. 300, im Wiederholungsfall mit Verdoppelung der Busse 
und Amtsentsetzung. 

Die Geistlichen haften den Betheiligten ebenfaUs far die 
oivilrechtlichen Folgen. 
Sämmtlichen interessirten Parteien steht in Beziehung auf die 
Anwendung dieses Artikels gegen ürtheile der kantonalen Gerichte 
der Becurs an das Bundesgericht offen. 

G. Schlussbestimmungen. 

Art. 60. Die kantonalen Vollziehungsverordnungen zum ge- 
genwärtigen Gesetz sind dem Bunfdesrathe zur Genehmigung mit- 
zutheilen. 

Art. 61. Dieses Gesetz tritt unter Vorbehalt von Art. 89 der 
Bundesverfassung und des Bundesgesetzes vom 17. Juni 1874 be- 
treffend Volksabstimmung über Bundesgesetze und Bundesbeschlüsse 
am 1. Januar 1876 in Kraft. 
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Art. 62. Von diesem Zeitpunkt an sind aufgehoben: 

1) Das Bundesgesetz über die gemischten Ehen vom 3. Decem- 
ber 1850 (11, 130); 

2) das Nachtragsgesetz über die gemischten Ehen vom 3. Fe- 
bruar 1862 (Vn, 126); 

3) das Concordat vom 8. Juli 1803^ (und 9. Juli 1818) ; 

4) das Concordat vom 4. Juli 1820; 

5) das Concordat vom 6. Juli 1821 ; 

6) das Concordat vom 14. August 1821; 

7) das Concordat vom 11. Juli 1829; 

8) das Concordat vom 15. Juli 1842; 

' 9) das Concordat vom 1. Februar 1855; 
10) alle mit gegenwärtigem Gesetze im Widerspruch stehenden 
katonalen Gesetze und Verordnungen. 

H. Uebergangshestimmungen. 

Art. 63. Hat vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes eine 
dauernde ,oder zeitliche Scheidung von Tisch und Bett stattgefun- 
den, so kann die gänzliche Scheidung verlangt werden, wenn der 
Grund, gestützt auf welchen die Scheidung von Tisch und Bett 
erfolgte, nach Mitgabe* dieses Gesetzes zur gänzlichen Scheidung be- 
rechtigte. 

Art. 64. Die Kantone haben dafür zu sorgen , dass sämmt- . 
liehe auf den Civilstand bezüglichen Register und Acten oder Copien 
derselben, soweit es zu diesem Zwecke erforderlich ist, in den Be- 
sitz der bürgerlichen Behörden übergehen. Nach dem Inkraftreten 
dieses Gesetzes sind die neuen Civilstandsbeamten allein berechtigt, 
Bescheinigungen und Auszüge aus den Civilstandsregistern auszu- 
fertigen. . \ - 

Art. 65. Wo die bisherigen Personalregister nur der Taufe,, 
nicht aber der Geburt erwähnen, kann der Taufschein an die Stelle 
des im Art. 30, Lit. a. dieses Gesetzes geforderten Geburtscheines 
treten. 

Also beschlossen vom Ständerathe, 

Bern, den 24. Christmonat 1874. 

Der Präsident: KöcMin. 

Der ProtocoUführer : J. L. Lutscher. 

Also beschlossen vom Nationalrathe, 

Bertij den 24. Christmonat 1874. 

Der Präsident: L, Bmhonnet 
Der ProtocoUführer: Schiess. 

Im Schweiz. Bundesblatt veröffentlicht am 30. Januar 1875; 
Einspruchsfrist: 29. April 1875. 

Angenommen durch Volksabstimmung den 23. Mai 1875, 
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V. 
Beschlösse des Osterreichischen Abgeordnetenhauses, 

wodurch mehrere Bestimmungen des allgemeinen bürgerlichen Oe- 
setzlyuches rücJcsichllich des Eherechles abgeändert werden sollen (1876), 

Der Abgeordnete Dr. Kopp stellte mit mehreren Genossen in 
der Sitzung des österreichischen AbgeordniBten-Hauses am 21. Januar 
1874 den Antrag, es möge für alle die Begelang der confessionellen 
Verhältnisse betreffenden Angelegenheiten ein Ausschuss gewählt und 
diesem Ausschüsse der Auftrag ertheilt werden, nebst anderen Ge- 
setzen auch ein Ehegesetz und ein Gesetz über die Führung der 
. Civilstandsregister zu entwerfen und dem Hause vorzulegen. Es 
wurde vom Abgeordnetenhause ein sogenannter confessioneller Aus- 
schuss gewählt. Dieser Ausschuss beschlossin seiner Sitzung vom 
Februar^ 1875, es sei ein das materielle und formelle Eherecht um- 
fassendes Ehegesetz, unabhängig von den verschiedenen ßeligionsbe- 
kenntnissen der Staatsbürger zu verfassen. Zur Würdigung dieses 
Standpunktes, welcher die bürgerliche Anerkennung oder Duldung 
der verschiedenen auch in der Auffassung der Ehe von einander ab- 
weichenden Confessionen negirt und theilweise in innerste Gewissens- 
fragen eingreift, verweisen wir auf die allgemeinen Bemerkungen 
über das Yerhältniss zwischen Staat und Kiröhe in Ansehung der 
Ehesachen vom Standpunkte allgemeiner religiöser Freiheit, die wir 
schon im Jahre 1861 im Bd. 7. S. 35 ff. des Archiv's veröffentlich- 
ten. Der confessionelle Ausschuss des Abgeordneten-Hauses nahm 
auf Grundlage seines" vorerwähnten Beschlusses den inzwischen von 
einem aus seiner Mitte gewählten Comit^ verfassten Entwurf eines 
Givilehegesetzes in Berathung. Dabei traten jedoch, wie wir dem 
unter dem 18. December 1875 erstatteten Berichte des Abgeordne- 
ten Dr. Weeber über den in der Ueberschrift unseres Artikels be- 
zeichneten Gesetzentwurf (Nr. 242 der Beilagen zu den stenogr. 
Protok. des Abgeordneten-Hauses, 8. Session) entnehmen , derartige 
Schwierigkeiten gegen das Zustandekommen und gegen die derzeitige 
Durchführung eines das materielle und formelle Eherecht umfassen- 
den, von den confessionellen Verschiedenheiten der Staatsbürger 
ganz absehenden Ehegesetzes hervor, dass der Ausschuss in der 
Sitzung am 1. December 1875 den Beschluss fasste, ohne Frä- 
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judicirung der vorerwähnten Aufgabe sich derzeit darauf zu be« 
schränken, dem hohen Abgeordneten-Hause einen Gesetzentwurf be- 
treffend die Abänderung mehrerer das materielle Eherecht betreffen- 
den Bestimmungen des allgemeinen bürgerlichen Gesetzbuches, vor- 
zulegen. Das allgemeine bürgerliche Gesetzbuch vom 1. Juni 1811 
betrachtet die Ehe als einen rein bürgerlichen Vertrag, hat aber ei- 
nige aus katholischen Glaubenssätzen und Vorschriften des canoni- 
schen Rechtes hervorgegangene Bestimmungen festgehalten und mit 
Rücksicht auf die überwiegende katholische Bevölkerung auch auf 
nichtkatholische Glaubensgenossen rückwirken lassen. Ein Theil die- 
ser Bestimmungen wurde bereits durch djMi Mtnisteralerlass vom 30. 
Januar 1849 betreffend kirchliche Verhältnisse der Akatboliken aufge- 
hoben (Reichsgesetzblatt 1849 Nr. 107, vergl. Archiv VI. 429; X. 120 ; 
XII. 131; XVIII. 466; XXI. 468), sowie durch dies bürgerliche 
Ehegesetz vom 25. Mai 1868 (Reichsgesetzblatt Nr. 47, Archiv XX. 
157), das Gesetz vom 31. December 1868 betreffend die Eheschlies- 
sung zwischen Angehörigen verschiedener christlicher Confession (Re- 
gierungsblatt 1869 Nr. 4.) und vom 9. April 1870 betreffend die 
Ehen von Personen, die keiner gesetzlich anerkannten Kirche ge- 
hören. Jetzt sollen laut des vom Abgeordneten-Hause in den Sitz- 
ungen vom 1., 4„ 8. und 10. Februar befathenen und beschlossenen 
Gesetzentwurfs auch die Artikel 63. 64. 111.116. 125— 136., 44-122. 
des allgemeinen bürgerlichen Gesetzbuches theils geändert, theils 
aufgehoben werden. 

Die Artikel 63. und 64. des Allgemeinen bgl. Gesetzbuches lau- 
ten: §.63.: »Geistliche, welche schon höhere Weihen empfangen, 
wie auch Ordenspersonen von beiden Geschlechtern, welche feierliche 
Gelübde der Ehelosigkeit abgelegt haben, können keine gütigen Ehe- 
verträge schliessen.« §.64.: »Eheverträge zwischen Christen und Per- 
sonen, welche sich nicht zur christlichen Religion bekennen , können 
nicht giltig eingegangen werden.« 

Der vom Abgeordneten-Hause angenomn^ene Gesetzentwurf be- 
stimmt im Art. l.i »Das im §. 63. des allgemeinen bürgerlichen 
Gesetzbuches enthaltene Ehehinderniss erlischt bei Geistlichen durch 
den Austritt aus der die Verehelichung der Geistlichen nicht gestat- 
tenden Kirche oder Religionsgesellschaft, bei Ordenspersonen durch 
den Austritt aus dem Orden* und im Art. 2.: »Der §. 64. des all- 
gemeinen bürgerlichen Gesetzbuches wird aufgehoben.« 

Abgelehnt wurde vom Abgeordneten-Hause der Antrag von Dr. 
Granitsch, E. Süess, GöUerich, Dr. Heilsberg, Sturm, Dinstl, Russ, 
Dr. Joseph Kopp, welcher dahin ging, an Stelle der vorstehenden 
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Artikel 1. und 2. einfach zu setzen: Art. 1. §§. 63. und 64. des all- 
genaeinen bürgerlichen Gesetzbuches werden aufgehoben. 

Der Art. 3. des vom Abgeordneten-Hause angenommenen Gesetz- 
entwurfes lautet: »Der Schlusssatz des §. 111. des allgemeinen bgl. 
Gesetzbuches des Inhaltes: »»Ebenso unauflöslich ist das Band der 
Ehe, wenn auch nur Ein Theil schon zur Zeit der geschlossenen Ehe 
der katholischen Religion zugethan wäre« und die Hofdecrete vom 
26. August 1814, Nr. 1099 J. G. S., und vom 17. Juli 1835, Nr. 
61. J. G. S., werden aufgehoben. c Nach den beiden genannten Hof- 
decreten darf, wenn Ehen nicht katholischer christlicher Beligions- 
verwandter dem Bande nach getrennt werden, der getrennte Aka- 
tholik sich nur wieder mit einer akatholischen, nicht aber mit einer 
katholischen Person verehelichen und kann ein Katholik daher nie- 
mals einen Akatholiken ehelichen, wenn dieser von seinem früheren 
Gatten getrennt wurde und letzterer noch lebt. 

Um aber das s. g. Ehebinderniss des Eatholicismus ganz auf- 
zuheben, sollen nach den Beschlüssen des Abgeordneten-Hauses 
nicht blos der Schlusssatz des §. 111. des bgl. Gesetzbuches und die 
beiden genannten Hofdecrete aufgehoben, sondern auch der §. 116 
des bgl. Gesetzbuches geändert werden. Der §. 115. des bgl. Gesetz- 
buches gestattet nicht katholischen christlichen Beligionsverwandten 
»nach ihren Beligionsbegriffen aus erheblichen Gründen die Tren- 
nung der Ehe zu fordern,« und zählt sodann die Scheidungsgründe 
auf. Sodann bestimmt, der §. 116. des bgl. Gesetzbuchs : »Das Ge- 
setz gestattet dem nicht katholischen Ehegatten aus den angeführ- 
ten Gründen die Trennung zu verlangen, obschon der andere Theil 
zur katholischen Kirche übergetreten ist.« 

Der Art. 4. des vom Abgeordneten-Hause beschlossenen Gesetz- 
entwurfes lautet nun: »Der §. 116. des allgemeinen bürgerlichen 
Gesetzbuches tritt in seiner bisherigen Fassung ausser Wirksamkeit 
und hat künftig zu lauten: §'. 116. Das Gesetz gestattet dem nicht 
katholischen Ehegatten, ans den angefahrten Gründen die Trennung 
zu verlangen, obschon sich der andere Theil zur katholischen Beli- 
gion bekennt.« 

Ein Antrag des Baron Scharschmid dahin gehend, dass zu Vor- 
stehendem noch der Zusatz gemacht werde: »Auch kann eine ka- 
tholische Person, solange der von ihr getrennte Ehegatte lebt, keine 
giltige Ehe schliessen,« — fand nicht die nöthige Unterstützung. 

Rücksichtlich der Juden enthält das allgemeine bgl. Gesetz- 
buch in den §§. 125. — einschliesslich 136. besondere auf den reli- 
giösen Anschauungen der Juden beruhende . Bestimmungen rücksicht- 
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lieh des Eherechtes, z. B. beschränkt §.125. des bgl. Gesetzbuchs 
bei den Juden das Ehehinderniss der Verwandtschaft in der Seiten- 
linie auf den dritten Grad, während der § . 65. des bgl. Gesetzbuches 
für Christen das Ehehinderniss der Verwandtschaft auch noch iiir 
Geschwisterkinder gelten lässt. In ähnlicher Weise gestattet der 
§. 135. des bgL Gesetzbuches dem jüdischen Ehegatten seine Gattin 
wegen Ehebruchs durch üebergabe des Scheidebriefes zu entlassen, 
während die Gattin wegen gleichen Fehltrittes ihres Gatten kein 
Becht auf die Trennung der Ehe hat. l)a nun nach dem Art. 2. 
des vom Abgeordneten-Hause beschlossenen Gesetzentwurfes künftig 
Ehen zwischen Christen und Nichtchristen zulässig sein sollen, so 
bestinamte der Art. 5. desselben Gesetzentwurfes weiter: »Die Be- 
stimmungen der §. l25. bis einschliesslich 136. des allgemeinen fogl. 
Gesetzbuches finden nur dann Anwendung, wenn sich beide Ehegat- 
ten zur jüdischen Beligion bekennen,« und daran reihte sich die wei- 
tere Bestimmung des Art. 6.: »Bei Ehen zwischen Christen und 
Personen, welche sich nicht zur christlichen Beligion bekennen, wohl, 
aber einer gesetzlich anerkannten Beligionsgesellschaft angehören, 
finden die gesetzlichen Vorschriften der §§. 44. bis einschliesslich 122. 
des allgemeinen bgl. Gesetzbuches, des Gesetzes vom 25. Mai 1868, 
R. G. Bl. Nr. 47. und des Gesetzes vom 31. December 1868 R. G. 
Bl. Nr. 4. sinngemässe Anwendung und es sind unter »»Festtagen«« 
auch der Sabbath, unter »»Seelsorgern«« auch die Rabbiner oder 
sonst zur Ausübung der kirchlichen Functionen berufenen Religions- 
diener und unter »Pfarrbezirken« die Bezirke zu verstehen, für welche 
die vorgenannten Personell in der betreffenden Religionsgenossen- 
schaft bestellt sind.« 

»Hinsichtlich der Trennbarkeit dieser Ehen sind Personen, welche 
sich nicht zur christlichen Religion bekennen, den nicht katholi- 
schen christlichen Religionsverwandten gleichzuhalten.« 

Zur Motivirung dieses Art. 6. heisst es in dem Berichte des 
Abgeordneten Dr. Weebef : Nichtkaiholische Religionsverwandte wer- 
den daher, auch wenn sie .nicht der christlichen Religion angehören, 
die Trennung der Ehe aus den im §. 115. des allgemeinen bgl. Ge- 
setzbuches angeführten Gründen begehren können, indem diese Ehe- 
trennungsgründe staatlicherseits anerkannt sind, und kein Grund vor- 
liegt, dieselben für Bekenner einer nicht christlichen Religioh zu erwei- 
tern oder zu beschränken. Die Beurtheilung der gemischten Ehen nach 
den Bestimmungen des allgemeinen Eherechtes findet auch auf die 
Form der Eheschliessung volle Anwendung; denn solange der Staat 
die Seelsorger und sonstigen Religionsdiener als Standesbeamte für 
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die vom Standpunkte des allgemeinen bürgerlichen Gesetzbuches als 
bürgerlicher Vertrag erklärte Ehe belässt , ist kein Grund vorhan- 
den, bei Ehen zwischen Christen und Nichtchristen diesfalls eine 
Ausnahme zu machen. Da gesetzlich gemäss §. 75« des allgemeine 
bürgerlichen Gesetzbuches und nach dem Gesetze vom 31. December 
1868, R. G. Bl. Nr. 4. auch bei confessionell gemischten Ehen die feier-- 
liche Erklärung der Einwilligung vor dem Seelsorger Eines der Braut- 
leute zu erfolgen hat, so kann es wohl keinem Anstände unterliegen, 
dies auch bei Ehen zwischen Christen und Nichtchristen gelten zu 
lassen und zu gestatten, dass z. B. bei einer Ehe zwischen Christen 
und Juden der jüdische Rabbiner in seiner Eigenschaft als vom 
Staate bestellter Standesbeamte die feierliche-Erklärung der Einwil- 
ligung entgegennimmt.« 

Die beiden letzten Artikel des vom Abgeordneten-Hause be- 
schlossenen Gesetzentwurfes lauten, Art. 7.: »Dieses Gesetz tritt mit 
dem Tage seiner Kundmachung in Wirksamkeit ; dasselbe findet 
auch auf die bereits geschlossenen Ehen Anwendung.« Art. 8. : »Mit 
dem Vollzuge dieses Gesetzes sind die Minister der Justiz, des In- 
nern und des Cultus beauftragt.« 

Wir wollen uns hier nicht auf eine Kritik aller Bestimmungen 

des Gesetzentwurfes einlassen. Wir wollen ijur aus der 180. Sitzung 
des Abgeordneten-Hauses vom 8. Februar aus der Specialberathung 
des . Gesetzentwurfes einige Ausführungen des Berichterstatters Dr. 
Weeber, welche dena Wiener üniversitätsprofessor und Hofcaplan 
Dr. Franz Laurin zu einer eigenen Broschüre ^) Anlass gab, ,durch , 
eine kurze Inhaltsangabe eben dieser treffenden Schrift beleuchten. 

Dr. Weeber stellte in der 180. Sitzung des Abgeordneten-Hau- 
ses unter Anderem die Behauptung auf, dass das im §. 63. des all- 
gemeinen bürgerlichen Getzbuches erwähnte feierliche Gelübde der 
Ehelosigkeit nur solange binde, als jemand Mitglied des betreffenden 
Ordens bleibe ^md dass durch seinen Austritt auch nach dem cano- 
nischen Rechte das Ehehinderniss als erloschen zu betrachten sei. 
Zur Begründung dieser Behauplung berief sich Dr. Weeber auf drei 
Stellen, welche er angeblich einem Decrete Papste Benedict XIV. 
vom 21. März 1747 entnommen haben, wollte. Ein Decret Bene- 



1) Der vollstäudige Titel dieser Schrift lautet : Dr. Weeber und Cano- 
nisches Recht. Kritische Beleuchtung der Ausführungen des Berichterstatters 
Dr. "Weeber über das, feierliche Gelübde der Ehelosigkeit in der 180. Sitzung 
des Abgeordneten-Hauses in Wien am 8. Februar 1876. Von Dr. Franz Lau- 
rin'y k. k. Hofcaplan und Universitätsprofessor in Wien. Wien 1876. A. Hol- 
der, ly und 24 S. 8. 
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dict*8 XIV. vom 21. März 1747 existirt allerdings, (Dr. Weeber b6- 
zeichoet es missverständlich als eine päpstliche Balle), aber die drei 
Stellen, welche Dr. Weeber demselben entnommen haben wollte, fin- 
den sich nicht in demselben, sondern nur in dem bekannten Werke 
Papst Benedicts XIV. De synodo dioecesana lib. Xni c. 11. Nr. 29. 
Dort ist das Decret Benedict XIV. vom 21. März 1747 ^ wodurch 
bloss entschieden wird, dass die von den Laienbrüdern (Conversi) 
des Cistercienser Ordens abgelegte Gelfibde nicht als bloss einfache^ 
was bi3 dahin mehrfach behauptet wurde, sondern als feierliche an- 
zusehen seien, mitgetheilt und in den darauf folgendem Abachnitte 
des Werkes kommen die Stellen vor, auf welche sich Dr. Weeber 
bezog. Die Stellen stammen also aus keinem apostolischen Decrete 
dieses Papstes, sondern aus einem canonischen Werke desselben, das 
er lediglich als Privatgelehrter verfasst hat und das, so vortrefflich es 
in jeder Beziehung ist, dennoch und zwar, wie Benedict XIV*. selbst 
in der Vorrede zur römischen Ausgabe seines Werkes vom Jahre 
1755 ausdrücklich erklärte, einem päpstlichen oder apostolischen De- 
crete durchaus nicht gleichgestellt werden kann. Aber selbst in 
Benedicts Buche De synodo dioecesana finden sich die bezüglichen 
Stellen nur in einem ganz anderen Zusammenhange; Dr. Weeber 
hat Benedicts XIV. Ausführungen, welche ganz verschiedene Dinge 
betreffen, herausgegriffen und in einer ganz widersinnigen Verbindung 
vorgeführt. Dr. Weeber ist, wie Prof. Laurin treffend bemerkt, bei seiner 
Citation in ähnlicher Weise vorgegangen, wie wenn jemand beweisen 
wollte, in der heiligen Schrift w^rde den Gläubigen zur Pflicht ge- 
macht, sich zu erhängen und zu diesem Behuf e sagen würde: Denn 
e» steht dort (Matthäus XXVII, 5): »Er (Judas) ging hin und er- 
henkte sich.« . Und wiederum steht dort (Luc. 10. 37) geschrieben : 
»Geh' hin und thue desgleichen.« 

In ähnlicher Weise hat es in vorliegendem Falle Herr Dr. Wee-' 
her gethan. Die erste der gedachten Stellen, wo es heisst, das mit 
der heiligen Weihe und der Ordensprofess verbundene feierliche Ge- 
lübde der Keuschheit bewirke, dass die von einer durch dasselbe ge- 
bundenen Person eingegangene Ehe ungültig sei, mit anderen Wor- 
ten, das genannte feierliche Gelübde bilde ein trennendes Ehehinder- 
niss (impedimentum matrimonii dirimens), — ^ »Praecipuum hoc est so- 
lennis voti castitatis, quod sacro Ordini vel religiosae professioni est 
anneium, ut irritum reddat matrimonium, quod quisdam (quisquam?) 
audeat exinde contrahere,« — diese erste Stelle ist dem Passus 
entnommen, wo Papst Benedict XIV. von den feierlichen Gelübden 
spricht. Die isweite Stelle hingegen, wo gesagt wird , in den Privi- 
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legien aber, welche anlässlich der Bestätigung des Ordensinstitutes 
erflossen sind, sei die ausdrückliche Erklärung beigesetzt, dass die 
vorgenannten Gelübde den Qelobenden verbinde, solange er ira Or- 
den verbleibe, — »In privilegiis autem pro instituti confirmatione 
emanatis expressa inest declaratio, quod vota praedicta voventem 
obstringunt, quousque idera in religiöne permaneat,« sowie die driite 
Stelle, wo in unmittelbarem Anschluss^an die eben angeführte zweite 
Stelle betont wird, dass er (der Gelobende) aber von deren (der Ge- 
lübde) Verbindlichkeit sogleich frei werde, sobald er von seinen Obe- 
ren aus dem Orden entlassen worden sei, — »eorum autem vinculo 
exsolvatur statim ac a Superioribus e Societate dimissus fuerit,« — 
sind jenem Passus entlehnt, wo Papst Benedict XIV. von den ein- 
fachen Gelübden , namentlich denen des Ordens der Gesellschaft 
Jesu spricht, und wo er von denselben sagt, dass ihnen die den 
feierlichen Gelübden von Rechtswegen zukommende Wirksamkeit, 
namentlich die Eingehung der Ehe ungültig zu machen, vom 
Papste GiTcgor XIII. durch besondere Verleihung ertheilt wor- 
den ist, dass aber diese ihre Wirksamkeit, sowie ihre Verbindlich- 
keit überhaupt, nur so lange währt, als die betreffende Ordensperson 
im Orden Am- Gesellschaft Jesu verbleibt, und sogleich aufhört, so- 
bald diese von den Ordensobern aus dem Orden entlassen wird ; und 
dass somit eine von einer solchen Ordensperson, so lange sie dem 
Orden der Gesellschaft Jesu angehört, geschlossene Ehe ungültig 
hingegen die von ihr erst nachdem sie aus dem Orden rechtmässig 
entlassen ward, eingegangene Ehe rechtmässig und gültig ist. 
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VI. 

Die Auseinandersetzung von Oesterreich und Russland be- 
züglich der Krakauer Bisthumsfonds. 0874). 

(Aus dem Jahresbericht des Oesterr. Cult-Minister. über das Jahr 1874). 

In Folgen der revolutionären. Vorgange in Galizien in den dreis- 
siger Jahren des gegenwärtigen Jahrhunderts wurde der Krakauer 
Bischof Skorkowski von Krakau entfernt und in Troppau internirt. 
Bei den hierauf im Jahre 1835 abgehaltenen Teplitzer Conferenzen 
wurden zwischen der österreichischen und der russischen Regierung 
für den Fall der Nothwendigkeit der Einverleibung des Krakauer 
Gebietes in die österreichische Monarchie die Trennung des öster- 
reichischen und russischen Antheils der Diöcese Krakau verabredet 
und diesbezüglich in Punkt 4 des Protocolls vom 8. October 1835 
Folgendes bestimmt: 

»La diocese de Cracovie continuera ä etre provisoirement ad- 
ministr^e comme il est dang ce moment depuis Töloignement de Teveque 
Skorkowski. Les deux cours imperiales se reservent de s'entendre 
lorsqu' une fois Cracovie aura 6t6 r^unie aux etats autrichiens strr les 
d^marches ä faire aupres du St. Siege pour obtenir la Separation 
definitive des parties de cette diocese situöes sur des territoires 
difiKrents.« 

Nachdem im Jahr 1846 die Einverleibung des Krakauer Ge- 
bietes in die österreichische Monarchie erfolgt war, wurde die Frage 
der Dismembration der Krakauer Diöcese wiederholt angeregt ; es konnte 
jedoch über die näheren Modalitäten keine Einigung erzielt werden, 
bis endlich, die nachfolgende Verfügung des Statthalters im König- 
reiche Polen vom 17. Februar (1. März) 1866 die Saclie in rascheren 
Fluss brachte:- 

1. Bis zur Beendigung der Verhandlungen über die Dismem- 
bration respective über die Vertheilung der zur Krakauer Diöcese zuge- 
hörigen Fonds wurden alle im Königreiche Polen befindlichen Güter 
und Capitalien der Krakauer Geistlichkeit und der Krakauer geist- 
lichen Institute :^imtnobilisirt,a respective deren Erträgnisse seqties- 
trirt tmd den betreffenden Berechtigten vorenthalten. 

2. Im Falle als solche Capitalien wegen erfolgter Zurückzah- 
lung von den Hypotheken gelöscht werden müssten, seien die einge- 
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gegangenen Gapitalbeträge in der polnischen Bank zu deponiren und 
daselbst bis zur schliesslichen gegenseitigen Abrechnung zwischen 
den beiden Regierungen aufzubewahren. 

Die nächste Folge dieses Vorgehens der russischen Regierung 
war, dass eine Anzahl kirchlicher Institute in Erakau in finanzielle 
Bedrängnisse gerieth, und dass, um denselben abzuhelfen, mit Aller- 
höchster EntSchliessung vom 5. Mai 1867 den nothleidenden kirch- 
lichen Instituten ä conto der ihnen vorenthalteneu Revenuen Staats- 
vorschüsse bewilligt wurden , welche alljährlich ungefähr die Höhe 
von 28000 fl. erreichen. 

Die Angelegenheit wurde einer in Warschau niedergesetzten in- 
ternationalen Commission zur'Berathung übergeben. In diesen Con- 
ferenzen war Oestreich zuerst durch den Generalconsul Grafen Ludolf, 
dann durch dessen Nachfolger Baron Brenner und durch den Pinanz- 
rath der Lemberger Finanzprocuratur Dr. Stanislaus Szlachtowski 
vertreten. 

Die Berathung der Conferenzen, welche sich auf das Theilungs- 
object, den Theilungsmassstab und die Art der Abrechnung bezogen, 
zogen sich in die Länge , wurden im Jahre 1873 gänzlich abgebro- 
chen und erst in neuester Zeit wieder aufgenommen. - Sie führten 
endlich zu dem in üebersetzurig nachfolgenden auf Grund der Aller- 
höchsten EntSchliessung vom' 29. April 1874 am 9./21. Juni 1874 
in Warschau unterzeichneten Schluss-ProtocoU. 

Schluss-ProtocolL 

Artikel I. Das -gegenwärtige Schluss-ProtocoU allein wird für 
die beiden hohen contrahirenden Theile verbindliche Kraft haben und 
die vorgängigen ProtocoUe sollen nur als vorbereitende Arbeit ange- 
sehen werden. Artikel IL Die k. und k. Österreich-ungarische Re- 
gierung anerkennt die Rechte der kaiserlich russischen ^Regierung: 
1. Auf die Summe von neunhundert dreissig Tausend, achthundert 
sieben und neunzig Rubel (930,897 Rubel) an Capital und Ein- 
künften vom 1. Jänner 1848 bis 30. Juni 1874 für den der Diöcese 
Erakau zukommenden Antheil am Diöcesanvermögen der bestandenen 
Krakauer Diöcese; 2. auf die Summe von zweihundert fünf und dreis- 
sig bansend achtzehn Rubel (235,018 Rubel) an Capital und Inte- 
ressen vom 1. Jänner 1829 bis 30. Juni 1874, herrührend von den 
Gerichtsdepositen des zuLublin bestandenen Landgerichtes, deren Rück- 
stellung an die kaiserlich russische Regierung im Artikel XIV. der 
Wiener Convention vom 17./29. April 1828 vereinbart wurde. Ar- 
tikel III. Von der k. k. österreichisch-ungarischen Regierung wer- 

9* 
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den, Namens "des Krakauer Jflerus, der kaiserlich russischen Regie- 
rung für die äquiparirende Summe von einer Million hundertein- 
undvierzig Tausend fünfhundert und neunundzwanzig Rubel (1,149,529 
Rubel) alle im Königreiche Polen gelegenen und in der diesem Proto- 
coU beigeschlossenen Liste verzeichneten unbeweglichen Güter des 
genannten Klerus in das volle Eigenthum abgetreten. Die gegen- 
wartige Vereinbarung wird der kaiserlich russischen Regierung be- 
züglich dieser unbeweglichen Güter als Rechtstitel dienen, um ihr 
Eigenthumsrecht in die Hypothekenbücher in Gemässheit der Ge- 
setze des Landes eintragen zu lassen. Artikel' IV. Da die im 
vorstehenden Artikel erwähnten unbeweglichen Güter in ihrer ge- 
genwärtigen Beschaffenheit und ihrem jetzigen Zustande durch ge- 
meinsames Einverständniss der beiden hohen eontrahirenden Theile 
in das Eigenthum der kaiserlich russischen Regierung übergehen, 
wird von denselben in der Folge eine Reclamation in Absicht auf 
die BeschaflFenheit und den Zustand dieser Güter weder gegen die 
k. und k. österreichisch-ungarische Regierung, noch gegen den Klerus 
von Krakau erhoben werden können. Andrerseits erklärt die k. und 
k. österreichisch-ungarische Regierung diese liegenden Güter frei von 
jeder vorherigen Verbindlichkeit von Schulden und andern persön- 
lichen Verpflichtungen, in die der Klerus von Krakau etwa Dritten 
gegenüber eingegangen wäre, und welche in diesem Falle der be- 
sagte Klerus zu tragen hätte, mit Ausnahme jedoch der Rechte und 
jener Erträgnisse die unbeweglichen Gütern entstammen, und weiche 
zwischen dem Klerus von Krakau, deren früherem Eigen thümer, und 
dessen Pächtern rechtsgültig abgeschlossen wurden. Alle diese Veiir 
träge, sowie die von den Pächtern erlegten Cautionen, welche in der an- 
geschlossenen Liste verzeichnet sind, werden von der k. und k. österrei- 
chisch-ungarischen der kaiserlich russischen Regierung innerhalb der 
Frist von sechs Wochen nach der Ratification des gegenwärtigen Proto- 
eolls übergeben werden, und die kaiserlich russische Regierung verpflich- 
tet sich dagegen, die gedachten Verträge in ihrer vollen Integrität 
aufrecht zu erhalten. Artikel V. Alle Urkunden, Pläne oder Rechts- 
titel jeder Art, welche auf die im Artikel UI. erwähnten unbeweg- 
lichen Güter Bezug haben und in den Archiven der k. und k. öster- 
reichisch-ungarischen Regierung oder in jenen des Klerus von Kra- 
kau sich, befinden sollten, werden der kaiserlich russischen Regierung 
übergeben. Artikel VL Nachdem die Erträgnisse der im Artikel III. 
erwähnten Liegenschaften von diesem Zeitpunkte unter die Verwal- 
tung der kaiserlich russischen Regierung gestellt worden sind, kann auf 
Grundlage der Pachtverträge keine auf die Periode der Immobili- 
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siruug Bezug habende Beclamation irgend einer Art von ded Päch- 
tern der betreffenden unbeweglichen Güter weder gegen den Klerus 
von Krakau, noch gegen die k. und k. österreichisch ungarische Her 
gierung und vice-versa erhoben werden. Demgemäss verpflichtet sich 
die kaiserlich russische Begieruug die nothigen Vorkehrungen zu 
treffen, damit bei den Gerichten des Königreiches Polen keiner der- 
artigen Eeclamation Folge gegeben werden könne. Artihd VII. 
Die kaiserlich russische Begierung erkennt als der k. und k. öster- 
reichisch-ungarischen Regierung gebührend: 1. Die Summe von ei- 
ner Million hundert neunundvierzig Tausend fünfhundert neunund- 
zwanzig Rubel (1,149,529 Rubel) als Aequivalent der Gesammtheit 
der an Russland abgetretenen und in der dem Artikel XU. des gegen- 
wärtigen ProtocoUs angeschlossenen Liste specificirten unbeweglichen 
Güter. 2. Die Summe von dreihundert dreiundachtzig Tausend und 
vierundfünfzig Rubel (383,054 Rubel) Capital und Interessen vom 1, 
Jänner 1829 bis zum 30. Juni 1874, welche den von der k. und k. 
österreichisch-ungarischen Regierung kraft des Artikels VII. der 
Wiener Convention am 17./29. April 1828 reklamirten Theil des west- 
galizischen Stiftungsfonds bildet. — Artikel VIII Da die in den 
Artikeln II. und VII. des gegenwärtigen ProtocoUes enthaltenen 
Vereinbarungen anerkennen, dass einerseits Russland zukomme: a)als 
dessen Antheil am Diöcesanvermögen der vormaligen Diöcese von 
Krakau die Summe von neunhundert dreissig Tausendachthundert 
siebenundneunzig Rubel (930,897 Rubel), und b) für die Lubliner 
Gerichtsdepositen die Summe von zweihundert fänfunddreissig Tau- 
send und achtzehn Rubel (235,018 Rubel); und dass andererseits 
Oester reich- Ungarn zukommen: a) das tAequivalent für die im Ar- 
tikel IIL an Russland abgetretenen unbeweglichen Güter im Betrage 
von einer Million hundertneunundvierzig Tausend fünfhundert und 
neunundzwanzig Rubel (1,149,529 Rubel) und b) für den Antheil 
Krakau's am Stiftungsfonde die Summe von dreihundert dreiundacht- 
zig Tausend und vierundfünfzig Rubel (383,054 Rubel), so ergibt sich 
ein Ueberschuss zu Gunsten der k. und k. österreichisch-ungarischen 
Regierung im Betrage von dreihundert und Sechsundsechzig Tausend 
sechshundert und achtundsechzig Rubel (366,668 Rubel). Die kai- 
serlich russische Regierung verpflichtet sich, diesen Ueberschuss der 
k. und k. österreichisch-ungarischen Regierung in Staatscredits-Bil- 
lets innerhalb sechs Wochen nach Ratification des gegenwärtigen 
Schlussprotocolles zu übergeben. Artikel IX, Die kaiserlich rus- 
sische Regierung macht sich ferner verbindlich, der k. und k. öster- 
reichisch-ungarischen Regierungen binnen der im vorhergehenden 
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Artikel festgesetzten Frist zu übergeben: 1. Den Betrag von vier- 
malhundert siebenundzwanzig Tausend vierhundert vierundsechsig 
Bubel 85 Kopeken (427,464 Rubel' 85 Kopeken) in Staatscredit-Bil- 
lets, als Aequivalent für die während der Immobilisirungszeit von 
den laut Artikel III. des gegenwärtigen Protocolles an Russland ab- 
getretenen unbeweglichen Gütern gelaufenen Einkünfte , mit Inbe- 
griflF der Zinsen yon dem, den Eigenthümern dieser Guter in Ge- 
mässheit der Bestimmung der kaiserlichen Ukase vom 19. Fe- 
brnar/2. März 1864 zuerkannten Entschädigungscapitale und 2. den 
Betrag von dreimalhundert vierundzwanzig Tausend neunhundert 
fünfundfünfzig' Rubel 61 Kopeken (324,955 Rubel 61 Kopeken) in 
Liquidationsscheinen sararat deren Coupons, angefangen von jenem, 
welcher am 19. November und 1. December 1874 fällig wird, sowie 
in ßtaatscredit-Billets als Betrag des Capitals der vorerwähnten 
Entschädigung. Letzteres Capital , welches in seinem ganzen Be- 
trage bei der Bank von Polen hinterlegt ist, wird der k. und k. 
österreichisch-ungarischen Regierung in dem Stande zu übergeben 
sein^ in welchem es am Tage der Uebergabe , in den Registern der 
Bank eingetragen sein wird. Hinsichtlich der Einkünfte der unbe- 
weglichen Güter, mit Inbegriff der Zinsen des Entschädigungscapi- 
tals, deren Betrag durch gertieinsames Einverständniss der beiden 
hohen contrahireuden Theile mit der vorbezeichneten Gesammtstfmme 
von viermal hundert sieben und sechzig Tausend vierhundert vierund- 
sechzig Rubeln 85 Kopeken (427,464 Rubeln 85 Kopeken) festge- 
setzt worden ist, versteht es sich^ dass die Zahlung derselben im 
Totalbetrage vorgenommen wird, ohne Rücksicht auf die Höhe der 
Pachtzinsrfickstände , welche am Tage der Zahlung constatirt wer- 
den könnten. Mit Rücksicht auf diese Bestimmung werden von der 
k. und k. österreichisch-ungarischen Regierung Namens des Kra- 
kauer Klerus der kaiserlich russischen Regierung alle Rechte dieses 
letzten auf die Einhebung der in Rede stehenden Rückstände abge- 
treten und macht sich die erstgenannte Regierung verbindlich , in 
Zukunft keinerlei Reclamation aus Anlass der mit den vorbezeich- 
neten Gütern während der Immobilisationszeit vorgenommenen Ge- 
bahrung zu erheben. — Artikel X Da der Antheil Russlands am 
Diöcesan- Vermögen der vormaligen Diöcese Krakau durch die Ar- 
tikel H. und VIII. des gegenwärtigen Schlussprotocolls festgestellt un<i 
liquidirt worden ist, so entsagt die kaiserlich russische Regierung 
allen ihren Rechleu auf den in dem Gebiete Seiner k. und k. Apo- 
stolischen Majestät liegenden Tbeil dieses Vermögens, und verzich- 
tet auf ihren Antheil an den Diöcesancapitalien der besagten Diö- 
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cese, welche im Königreiche hypothecirt, bei der polnischen Bank 
und in den Cassen der kaiserlichen Begierung hinterlegt sind , sowie 
auf ihren Antheil an den Liquidatiöns*Scheinen , welche den, kraft 
Artikel III. des gegenwärtigen ProtocoUes an Bnssland abgetretenen 
Liegenschaften zuerkannt worden sind. Hievon sind jedoch ausge- 
nommen die unbeweglichen Güter und Capitalien des Seminars von 
Eielce, welche in dem, der kaiserlich russischen Begierung zufallen- 
den Antheile am Di5cesanvermögen inbegriffen sind. Artikel XL 
Sogleich nach der Batification des , gegenwärtigen ProtocoUes wird 
die Immobilisation der Einkünfte der liegenden Güter und Capita- 
lien des Elerus der vormaligen Diöcese Krakau aufgehoben und in 
Folge dessen werden alle administrativen und gerichtlichen Verfüg- 
ungen, welche diese Massregel etwa hervorgerufen hat, zurückge- 
zogen werden. Artikel XII. Alle Diöcesan- und sonstigen Capita- 
lien sammt ihren Zinsen , in deren Genuss der Elerus vou Erakau 
während der Imm obilisationszeit sich befand, welche hypothekarisch 
angelegt, in der polnischen Bank und in den Cassen des kaiserlich 
russischen Staatsschatzes deponirt sind, und welche in den nachfol- 
genden Artikeln nicht besonders erwähnt wurden, werden vollstän- 
diges Eigenthum der k. und k. österreichisch-ungarischen Begierung. 
Die kaiserlich russische Begierung wird zur Einbringung der Bück- 
stände, welche von den hypothecirten Capitalien während der Im- 
mobilisation allenfalls abgelaufen sind, ihren Beistand leisten. Ar- 
tikel XIIL Die in der, dem gegenwärtigen ProtocoUe beigeschlos- 
senen Liste specificirten Capitalien werden satnmt den hievon für 
die ganze Dauer der Immobilisation entfallenen Zinsen der k. und 
k. österreichisch-ungarischen Begierung binnen sechs Wochen nach 
der Batification des gegenwärtigen Schluss-ProtocoUes übergeben werden. 
Gleichzeitig wird die polnische Bank ermächtigt werden, binnen sechs 
Monaten nach der Batification dieses Schluss-Protocolls der k. und k. 
österreichisch-ungarischen Begierung alle bei der Bank hinterlegten oben 
im Artikel XII. aufgeführten Capitalien sammt deren Interessen aus- 
zufolgen. Es versteht sich, dass hievon- die Bückstände der bis zum 
Jahre 1867 von den Ca-pitalien des Eleru& erhobenen Steuern werden ab- 
gezogenwerden. Artikel XIV. Nachdem die während der ImmoWlisation 
in der polnischen Bank angesammelten Erträgnisse der Liegenschaften 
und Capitalsinteressen jährlich 3Yo Zinsen getragen haben, so wird die 
Summe dieser letzteren zunächst zur Deckung der Depot- und Com- 
missionsspesen verwendet werden, welche der polnischen Bank zur 
Zeit der Uebergabe der verschiedenen in dieser Bank hinterlegten 
und in den Artikeln X. und XII. des gegenwärtigen ProtocoUes an- 
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geführten Werthe an die k. k. österreichisch-ungarische Begierung 
statu tengenjäss gebühren werden; der Best der in Bede stehenden 
Summe wird inzwischen den beiden hiebei iuteressirten Begiernngen 
getbeilt werden wie folgt: nämlich ^/^ werden der k, k. österrei- 
chisch-ungarischen Eegierung und V4 der kaiserlich* russischen Be- 
gierung zufallen. Artikel XV. Was die Competenzen betrifft, welche 
der* russische Staatschatz dem Klerus von Krakau bis zur Immobili- 
sirung ausgesetzt hatte und welche sich jährlich auf 3,840 Bubel 

9 Kopeken beliefen, so wird die kaiserlich rassische Begierung der 
k. k. österreichisch-ungarischen Begierung in durch Verloosung zu 
amortisirenden Stäatspapieren ein für allemal ein die jährlich<'n In- 
teressen von 2,740 Bubel tragendes Capital übergeben, als den ca- 
pitalisirten Betrag der an das Capitel und das Seminar von Krakau 
geleisteten Competenzen. .Was die künftige Zahlung der sich auf 
1,098 Bubel 51 Kopeken belaufenden, den übrigen religiösen An- 
stalten von Krakau verabfolgten Competenzen anbelangt, so wtrd die 
kaiserlich russische Begierung durch die Zurückstellung des dem Klerus 
von Krakau zukommenden Antheiles von Stiftungsfonds an die öster- 
reichisch-ungarische Begierung von dieser Verpflichtung befreit. Es 
versteht sich übrigens, dass die Bückstände aller Competenzen ohne 
Ausnahmen bis zum 20 Juni/1. Juli 1874 der k. k. österreichisch- 
ungarischen Begierung vollständig übergeben werden. Artikel XVL 
In Gemässheit einer der Immobilisirung der Bevennen des Klerus von 
Krakau vorangegangenen besonderen Verfügung der kaiserlich-rus- 
sischen Begierung hatte dieser Klerus das Becht, eine jährliche 
Beute von 317 Bubel 48 Kopeken gegen dem zu beheben, dass in 
die Cassen des kaiserlichen Schatzes die diesem Klerus gehörenden »do- 
wody likwidacyjue,€ welche an Capital die Summe von 7,934 Bubel 

10 Kopeken entsprechen, hinterlegt wurden. Da diese Beute dem 
Klerus während der Immobilisation nicht ausbezahlt wurde, so 
wird die kaiserlich russische Begierung die nöthigen Verfügungen 
treffen, damit der Bückstand dieser Beute dem besagten Klerus voll- 
ständig ausgezahlt uud letztere ihm künftig regelmässig verabfolgt 
werde. Artikel XVIL Nachdem durch die im gegenwärtigen Pro- 
tocolle voreinbarton Abmachungen, flie aus den wechselseitigen Be- 
clamationen der zwei hohen contrahirenden Theile bezüglich der Lie- 
genschaften und Ciipitalien der früheren Diöcese voii Krakau, des 
westgalizischen Stiftungsfondes und der Osrichtsdepositen des be- 
standenen Landgerichtes von Lublin stammenden Anrechnungen festge- 
stellt und endgiltig liquidirt wurden, so kann kein irgendwie auf die 
vorerwähnten Beclamationen bezüglicher Anspruch gegen einen der 
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hoben eontiahireuden Theile mehr erhoben werden, und würde er vorkom- 
menden Falles als null und nichtig betrachtet werden. Art, XVIIL 
Um die Uebergabe der an die k. k. österreichisch-ungariscle Regie- 
rung kraft der gegenwärtigen internationalen Vereinbarung ihr zu- 
kommenden Beträge und Werthe zu bewerkstelligen, wird die kaiser- 
lich russische Regierung entweder irgend ein Bank- oder sonstiges 
Institut, oder einen mit ihren Vollmachten versehenen Regierungsbe- 
amten bezeichnen. Dem gegenüber und um in ihrem Namen die be- 
sagten Beträge und Werthe in Empfang zu nehmen, wird die k. k. 
österreichisch-ungarische Regierung ihrerseits einen ihrer Beamten, 
welcher mit genügenden Vollmachten versehen sein wird, namhaft 
machen. Die erwähnte Uebergabe der Summe und Werthe an die 
k. k. österreichisch-ungarische Regierung wird in Warschau stattzu- 
finden haben. Artikel XIX. Von den beiden hohen conträbirenden 
Theilcn wird die im Artikel X. des am 21. April/ 3. Mai 1875 
zwischen Sr. Majestät dem Kaiser von Oesterreich und Sr. Majestät 
dem Kaiser aller Reussen abgeschlossenen Vertrages stipulirte Ga- 
rantie als auf die unbeweglichen Kirchengüter von was immer für 
einer Beschaffenheit sich nicht erstreckend angesehen, sie sind daher 
übereingekommen in ihren beiderseitigen Provinzen und Districten, 
welche das ehemalige Königreich Polen bildeten, ein Eigenthum dieser 
Art in der Folge nicht mehr zuzugeben. Artikel XX. Wenn nach 
Ratification des gegenwärtigen Protocolles sich auf dem Gebiete eines 
der beiden ho'hen conträbirenden Theile was immer für ein unbeweg- 
liches Gut fände, welches einem dem andern Theile unterstehenden 
Klerus gehören wurde, und in den durch dieses' ProtocoU festgestell- 
ten Vereinbarungen nicht begriffen wäre, so wird dieses unbeweg- 
liche Gut in einem Zeiträume von drei Jahren, von der gedachten 
Ratification gerechnet, veräussert werden müssen. Tn der gleichen 
Weise wird mit den unbeweglichen Gütern vorgegangen werden, welche 
in der Folge dem fremden Klerus aus was immer für einem Rechts- 
titel zufallen sollte, und der für ihre obligatorische Veräusserung fest- 
gesetzte Termin von drei Jahren wird von dem Zeitpunkte ihrer Er- 
werbung durch den Klerus, oder von dem Tage, an welchem die 
Thatsache ihrer Erwerbung constatirt wird, gerechnet werden. Ar- 
tikel XXI. Binnen sechs Wochen, oder wenn möglich früher, wird 
das gegenwärtige Schlussprotocoll ratificirt und die Auswechselung 
der Ratificationen vorgenommen werden. 
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VIL 
Oesterr. Minister.-Erlasse und gerichtliche Entscheidungen. 

(Wiener Diöcesanblatt 1876 Nr. 6.) 

1, Erlass des Ministers für Kultus und Unterricht vom 12. Februar 
1876y Z. 1541, betreffend die Behandlung der Auslagen für Bauher- 
Stellung hei der anlässlich der Bemessung des Religionsfondsheitrages 
vorzunehmenden Ermittelung der Competene für die grösseren ^ nicht 
zu den Pfarrpfründen zählenden Beneficien, dann für die Stifte 

und Klöster. 

(Aus dem Verordnuügsblatt des Ministeriums für Cultus und Unterricht 1876, 

Stück V, Nr. 6.) 

Aas Anlass der von einem Statthalter gestellten Anfragen über 
die Behandlung der B^uauslagen bei der anlässlich der Bemessung 
des Religionsfondsbeitrages vorzunehmenden Ermittlung der Campe- 
tenz für die grösseren , nicht zu den Pfarrpfruuden zählenden Bene- 
ficien, dann für Stifte und Klöster (§. 4 der Verordnung vom 25. 
März 1875, B.-G.-Bl. Nr. 39) sind die nachfolgenden Weisungen er- 
lassen worden: 

Zunächst muss unterschieden werden , ob es sich um Bauher- 
stellung an den dem Beneficium , Stifte u. s. w. eigenthümlichen 
Gebäuden oder um Bauherstellungen handelt, welche demselben aus 
dem Titel des Patronats oder einem anderen speciellen Bechtsitel 
obliegen. 

Im erstlsren Falle hat wiederum eine verschiedene Behandlung 
einzutreten, je nachdem es sich um Auslagen für die ordentliche In- 
standhaltung der Gebäude (sogenannte sarta tecta) oder um grössere 
Bauherstellung handelt (§. 9 vorletzter und letzter Absatz der citir- 
ten hierortigen Verordnung). Die Auslagen der ersten Art werden 
in der Regel nicht zur Einstellung geeignet seih, da bei Anwendung 
des in §. 8 der Verordnung vom 25. März 1875 bezeichneten MaSs- 
stabes das Beineinkommen von den Gebäuden ermittelt wird, somit 
die Auslagen für Erhaltung der Gebäude bereits berücksichtigt sind. 
Nur in den Fällen, wo das Einkommen von Gebäuden überhaupt 
keinen Gegenstand der Fatirung bildet, also insbesondere in dem 
im §. 5, letztes Alinea bezeichneten Falle wird auch die Einstellung 
eines Pauschalbetrages für die Instandhaltung der Gebäude zuzu- 
lassen sein. 
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üeber die Berechnung dieses Pausclialbetrages kann- eine all- 
gemeine Regel nicht wohl aufgestellt werden, und ist diesfalls ledig- 
lich auf die bisherigen Uebungen Bedacht zu nehmen; in Fällen, wo 
eine solche üebung nicht besteht, ist nach Analogie des §. 6 der 
citirten Verordnung ein Durchschnitt aus den letzten sechs Jahren 
anzusetzen. 

Insofern es sich dagegen um grössere Bauherstellung an den 
dem Beneficium u. s. w. eigenthümlichen Gebäude handelt, ist nach 
Analogie des letzten Alinea des §. 9 der citirten Verordnung nur 
die Aufrechnung des in dem betreflFenden Jahre efifectiv zu bestrei- 
tenden Aufwandes zuzulassen. Eine nach der Beipessung des Bei- 
trages, beziehungsweise nach Richtigstellung des Einkommönbekennt- 
nisses vorfallende Bauauslage dieser Art ist insoweit zu berücksich- 
tigen , als sie auf das Ausmass des Religionsfondsbeitrages Einfluss 
hat; trifft diese Voraussetzung zu, so ist alsdann nach Massgabe 
der §. 33 und 34 der citirten Verordnung entweder von Amtswegen 
oder auf Anzeige des Beitragspflichtigen der Religionsfondsbeitrag 
unter Berücksichtigung der neu hervorgekommenen Auslage richtig 
zu stellen. In analoger Weise ist vorzugehen, wenn die Baulast in 
das Jahr fiel, für welches das Bekenntniss aufgestellt wurde, hier ist 
unter der gleichen Voraussetzung wie oben die Richtigstellung des 
Bekenntnisses zu Gunsten des Religionsfouds vorzunehmen und der 
hiernach entfallende Beitrag neu vorzuschreiben. 

Was den zweiten Eingangs bezeichneten Fall, nämlich die aus 
dem Titel des Patronats oder einem anderen Rechtstitel obliegende 
Baupflicht anbelangt, so ist bei grösseren Bauherstellungen in An- 
wendung des §. 9 letztes Alinea ganz nach den eben angedeuteten 
Bestimmungen vorzugehen. Bei den Herstellungen für blosse In- 
standhaltung der Gebäude ist hingegen, soferne hiebei eines Bau- 
pflicht des Patrones überhaupt eintritt, die Aufrechnung eine ent- 
sprechenden nach §. 6 der Verordnung zu ermittelnden Betrages un- 
bedingt zulässig. 

2, Das Einsammeln von Almosen durch Abgesandte eines Mendi- 
Jcantenordens begründet nicht die üebertretung der Laiidstreicherei, 
Zur Auslegung des §. 1 des Gesetzes v, 10. Mai 1873, Nr, 108 R.-G.^BL 

(Aus der österreichischen Zeitschrift für Verwaltung Nr. 7 vom Jahre 1876.) 

Dem Kapuziner-Convent in Fiume ist auf Grund des Guber- 
nial-Rescriptes Fiume vom 13. März 1784 und des Erlasses des 
k. k. Ministeriurafs für Gultus und Unterricht vom 10. März 1857 
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gestattet, durch seine Conventualcn jährlich Almosen für das Kloster 
eiusammeln zu lassen. Derselbe schickte daher, sowie in jedem Jahre, 
auch im Jahre 1874 den Ordensbruder Daniel Delac mit dem Knechte 
Franz Mandic nach Innerkrain aus, um bei den Gläubigen milde 
Gaben abzuholen. Diese Beiden wurden jedoch am 6. Juli durch 
die Gendarmerie zu dem k. k. Bezirksgerichte Laas gestellt und 
von diesem am 7. Juli nach §, 1 des Gesetzes vom 10. Mai 1873, 
Nr. 108 ß.-G.-Bl. zu je zwölfstündigem Arreste vöi'urtheilt. Der 
Quardian brachte den Vorgang zur Kenntniss des Ministeriums des 
Innern, und in Folge der hierüber gepflogenen Erhebungen fand sich 
die k. k. Generalprocuratur veranlasst, eine Nichtigkeitsbeschwerde 
zur Wahrung des Gesetzes gegen das ürtheil des k. k. Bezirksge- 
richtes Laas einzubringen. 

Bei der öfFentlichen Verhandlung, welche unter dem Vorsitze 
des Senatspräsidenten Freiherrn von Apfaltern bei dem k. k. Cassa- 
tionshofe am 1». September d. J. stattfand, begründete der General- 
procurator-Stellvertreter Dr. von Liszt die Nichtigkeitsbeschwerde im 
wesentlichen wie folgt: »Der Kapuziner-Convent in Fiume besteht 
mit behördlicher Bewilligung und gehört daher im Sinne des bür- 
gerlichen Gesetzbuches zu den erlaubten Gesellschaften , welche im 
Verhältnisse gegen Andere in der Regel gleiche Rechte mit den ein- 
zelnen Personen geniessen. So wenig man nun einzelnen Personen 
im Allgemeinen das Recht absprechen kann, sich au die Mildthätig- 
keit zu wenden, so wenig kann dieses Recht dem Kapuziner-Convente 
in Fiume streitig gemacht oder gar, wenn er dasselbe durch Mit- 
glieder des Conventes ausübt, gegen die Letzteren im strafgerichtlichen 
Wege vorgegangen werden. Der Prater Daniel Delac und der Knecht 
Franz Mandic, welche im Auftrage des Ordens nach der bestehenden 
Uebung die jährlichen Beiträge an Geld und Naturalien von den 
ünterstutzern des Klosters für das.selbe einsammelten, erscheinen 
daher, solange nicht der Thatbestand des §. 517 St.-G. vorliegt, 
keiner im allgemeinen Strafgesetzbuche verpönten Handlung , und 
gewiss auch nicht der im §. 1 des Gesetzes vom 10. Mai 1873, Nr. 
108 R.-G.-Bl. bezeichneten üebertretung schuldig, wegen welcher sie 
Beide von dem Bezirksgerichte Laas mit Urtheil vom 7. Juli 1874, 
Z. 816, zur zwölfstündigen Arreststrafe verurtheilt worden sind. 

Dieses Urtheil enthält eine offenbare Verletzung des Gesetzes. 
Die üebertretung des §. 1 des erwähnten Gesetzes fällt Demjenigen 
zur Last, »der ohne bestimmten Wohnort oder mit Verlassung sei- 
nes Wohnorts^ geschäfts- und arbeitslos umherzieht und sich nicht 
auszuweisen vermag, dass er die Mittel zu seinem Unterhalte besitze 
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oder redlich zu erwerben suche.« Um dieses Gesetz auf eine be- 
stimmte Person anwenden zu können, rauss erwiesen vorliegen: I. dass 
dieselbe keinen bestimmten Wohnort besitzt oder ihn verlassen hat, 
2. dass sie geschäitslos und arbeitslos herumzieht, 3. dass sie nach- 
weislich die Mittel zum Unterhalte nicht besitzt, noch redlich zu 
erwarben sucht. Auf den Frater Daniel Delac und den Knecht Man- 
dic trifft nicht ein einziges dieser drei Merkmale zu. Sie gehörten 
dem Kapuziner-Conveute'in Fiume an und hatten daher ihren be- 
stimmten Wohnort. Ein Verlassen des Wohnortes kann in dem über 
Aufkrag ihres Oberen erfolgten Heraufgehen aus dem Kloster eben- 
sowenig erkannt werden, als man irgend Jemanden, der eine mehr- 
tägige Vergnügungsreise antritt, deswegen zumuthen darf, dass er 
seinen Wohnort aufgegeben habe. — Beide zogen auch nicht be- 
schäftigungslos lierum, sondern sie sammelten, in Gemässheit des er- 
haltenen Auftrages und der bestehenden üebung, die Liebesgaben für 
den Orden ein. Nicht einmal dem Touristen , der zu seinem Ver- 
gnügen Berge besteigt und Wasserfälle aufsucht, oder dem Wall- 
fahrer, der auszieht, um am Fusse eines Gnadenbildes seine Gebete 
zu verrichten, kann Beschäftigungslosigkeit im Sinne des erwähnten 
Gesetzes zur Last gelegt werden. Beide besassen endlich als Ange- 
hörige des Klosters die Mittel zu ihrem Unterhalte, denn es wurde 
von keiner Seite behauptet, dass der Kapuziner-Convent in Fiume 
seiner Verpflichtung, die Mitglieder und Dienstleute des Klosters zu 
erhalten, nicht nachgekommen sei. 

Nach dem Wortlaute des Gesetzes können daher Beide nicht 
als der erwähnten Uebertretung schuldig angesehen werden. Eben- 
sowenig bietet aber die Tendenz des Gesetzes einen Anlass, sie wegen 
der besagten Uebertretung zu strafen. Der Inhalt des Gesetzes und 
die Motive zu demselben zeigen deutlich, dass es die Absicht der 
Gesetzgebung war, der namentlich auf dem Laude durch die Land- 
streicher arg geßlhrdeten öffentlichen Sicherheit einen ausgiebigen 
Schutz zu gewähren» Es dürfte aber Niemanden, und wohl auch 
dem Bezirksgerichte von Laas nicht eingefallen sein, die öffentliche 
Sicherheit durch das Absammeln von Geld und Naturalien von Seite 
des Fraters und seines Begleiters für bedroht zu halten. 

Die Generalprocuratur stellt daher den Antrag, der hohe Cas- 
sationshof wolle erkennen: Es sei durch das Urtheil des Bezirksge- 
richtes Laas das Gesetz verletzt worden, sohin aber dieses Urtheil 
aufzuheben und die beiden Verurtheilten von der ihnen zur Last ge- 
legten Uebertretung freiszuprechen.« 

Der k. k. Cassationshof erkannte mit Plenarentscheidung vom 
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9. September 1875 , Z. 7559 , durch das von dem k. k. Bezirksge- 
richte in Laas gegen Daniel Delac und Franz Mandic geschöpfte 
Urtheil vom 7. Jiili 1874, Z. 816, sei das Gesetz verletzt worden. 
Dieses Urtheil werde sohin aufgehoben und die beiden Abgeurtheil- 
ten von der im §. 1 des Gesetzes vom 10. Mai 1873, Nr. 108 R.- 
/G.-Bl., bezeichneten üebertretung nach §. 295, Z 3 St.-P.-O., frei- 
gesprochen und nach §. 390 St.-P.-0. vom Ersätze der Kosten des 
Strafverfahrens losgezählt. 

Gründe: Der im §. 1 des Gesetzes vom 10. Mai 1873, Z. 108 
E.-G.-B1. besprochenen üebertretung gegen polizeilich strafrechtliche 
Vorkehrungen macht sich nach dem Wortlaute des gedachten Pa- 
ragraphen nur Derjenige schuldig, der ohne bestimmten Wohnort 
oder mit Verla?sung seines Wohnortes geschäfts- und arbeitslos um- 
herzieht und sich nicht auszuweisen vermag, dass er die Mittel zu 
seinem Unterhalte besitze, oder redlich zu erwerben suche. — Diese 
wesentlichen Merkmale aber, welche das Gesetz zum Thatbestande 
der obbezeichneten Üebertretung in ihrer Gesammtheit anfordert, 
sind aus dem gegen den Prater Daniel Delac und den Knecht Franz 
Mandic erhobenen Thatbestande auch vereinzelt nicht vorgelegen. 
Denn es war dem Bezirksgerichte in Laas sicher nicht unbekannt, 
dass die Mendikantenorden zur Deckung der Subsistenz ihrer Gon- 
ventpalen nach den Ordensstatuten auch an die Sammlung milder 
Gaben gewiesen sind, und mit Bezug darauf hat sich der wegen 
Betteins angehaltene Daniel Delac vor Gericht dahin verantwortet, 
dass er dem Kapuziner-Convente in Fiurae als Prater angehöre, vom 
Klosterquardian ^ur Sammlung milder Spenden in den Bezirk Laas 
abgeordnet, und dass ihm zu dem Ende auch der bei dem Convente 
bedienstete Knecht Franz Mandic als Träger beigegeben worden sei ; 
dass er endlich eine schriftliche Legitimation nur aus dem Grunde 
nicht mitgenommen habe, weil er im Bezirke Laas ohnehin bereits 
gut bekannt sei. — Damit im Wesentlichen ganz übereinstimmend 
war auch die damalige Verantwortung des Knechtes Franz Mandic. 
Ueber diese Aussagen der beiden Angeklagten hat das Bezirksge- 
richt in Laas weder durch Vernehmung der Bezirksinsassen die Per- 
sönenidentität erhoben , noch mit einer einfachen Zuschrift an den 
Conventvorsteher die thatsächliche Bestätigung ihrer Angaben ein- 
geholt, im Gegenstande keine weitere Erhebungen veranlasst. Es 
musste' sohin ^ die Glaubwürdigkeit obiger Verantwortung gar nicht 
bezweifelt und letztere als wahrheitsgetreu angesehen haben. — Bei 
dieser Sachlage aber waren die beiden Angeklagten durchaus nicht 
ohne bestimmten Wohnort, sondern hatten ihren bleibenden Aufent- 
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halt in dem Kloster des Kapuzines-Conventes in Fiume; sie haben 
auch im Sinne und Geiste des Gesetzes diesen Wohnort nicht ver- 
lassen, sondern nur auf ganz kurze Zeit — nur bis zur Verrichtung 
des von ihrem Kiosterobern ihnen aufgetrageneu Geschäftes sich aus 
demselben entfernt, und nicht geschäfts- und arbeitslos sind sie um- 
hergezogen, sondern im Vollzuge eines bestimmten Geschäftes, in 
der Vornah)ne der für den Couvent ihnen anbefohlenen Sammlung 
haben sie die Ortschaften des Laaser Bezirkes besucht ; endlich hat- 
ten sie den ihrer Stellung angemessenen Unterhalt vom Kloster-Con- 
vente anzusprechen und daselbst gesichert , daher^ auch die Anfor- 
derung eines Nachweises weiterer Mittel entfiel. In dem wider die 
beiden Angeklagten vorgelegenen Thatbestande fehlen sphin alle 
wesentlichen Merkmale der im §. 1 des Gesetzes vom 10. Mai 1873, 
Nr. 108 Kt-G.-Bl., bezeichneten üebertretung , daher sie nur mit 
einer offenbaren Verletzung des Gesetzes dieser üebertretung schuldig 
erkannt wurden. 

3. Durch die auf Anordnung des Pfarrers vorgenommene Verschie- 
bung des einer Person gehörigen Kirchensitges von dem \bisherigen 
Platte auf einen andern wird eine Besitsstörung nicht begangen. 

{§. 2. poss, summ,) 

(Aus der österreichischen Zeitschrift für Verwaltung.) 

A. benutzte seit Jahren einen von ihm um den Preis von 6 fl. 
von B. erkauften, auf dem Chore der Pfarrkirche befindlichen Bet- 
stuhl während des Gottesdienstes zur Verrichtung seiner Andacht. 
Am 4. October 1874 fand derselbe den Platz auf welchem sonst sein Bet- 
stuhl stand, vergittert, den Betstuhl selbst aber an einem anderen Platz. 
A. hob nun den Betstuhl über das verschlossene Gitter auf den alten Platz 
und benützte ihn noch an diesem Tage. Am 5. October 1874 wurde 
der Betstuhl ohne Einwilligung des A. auf ausdrückliche mündliche 
Anordnung des Pfarrers C. wieder entfernt. A. erblickte in dieser 
Handlungsweise des Pfarrers eine Besitzstörung und belangte den- 
selben bei dem k. k. Bezirksgerichte Kötschach. In der Einrede 
wird vom Geklagten C. darauf hingewiesen , dass es sich im vorlie- 
genden Falle keineswegs um den Betstuhl, sondern vielmehr um den 
Platz handle, auf welchem derselbe stand. Die Plätze in einer .Kirche 
seien aber kein Gegenstand eines privatrechtlichen Verkehres. Durch 
den auf dem Chore befindlicli gewesenen Betstuhl des A. sei der 
Platz für Sänger und Musiker so eingeengt worden, dass sich die 
Entfernung desselben als nothwendig herausstellte. 

Das k. k. Bezirksgericht Kötschach wies den Kläger mit sei- 
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ner Klage und dem darin gestellten Begehren in ^der Erwägung, dass 
nach §• 2 der kaiserlichen Verordnung vom 27. October 1849, 
Z, 12 B.-G.-B1. nur Derjenige zur Besitzstörungsklage legitirairt er- 
scheint, welcher im Besitze einer Sache oder eines Rochtes beein- 
trächtigt oder dieses Rechtes widerredlich ensetzt wird : in der Er- 
wägung, dass der Kläger durch den Ankauf eines auf dem Musik- 
chore der Kirche gestandenen Betstuhles wohl in den Besitz dieses 
Stuhles, nicht aber auch des Platzes^ auf dem sich derselbe befand, 
gekoranien ist, weil der Platz, in einem Gotteshause, welches zum 
öffentlichen und allgemeinen Gebrauche bestimmt ist, nach §. 311 
a. b. G. B. kein Gegenstand des privatrechtlichen Verkehres sein 
kann; in Erwägung, dass dem Geklagten in seiner Eigenschaft als 
Ortspfarrer die Handhabung der kirchen- und gottesdienstlichen Dis- 
ciplin zusteht und seine Anordnung wegen Entfernung des fraglichen 
Betstuhles aus dem für die Musikfreunde gewidmeten Baume daher 
nicht als eine widerrechtliche Störung angesehen werden kann, und 
in endlicher Erwägung, dass der Pfarrer für seine Handlungen in 
kirchlichen Angelegenheiten nicht dem Civilrichter, sondern nur sei- 
nem Vorgesetzten verantwortlicli ist — ab. 

Auf den vom Kläger A. gegen diese Erledigung erhobenen 
Recurs bestätigte das k. k. Oberlandesgericlit Graz die erstrichter- 
liche Entscheidung, und auch der k. k. oberste Gerichtshof verwarf 
unterm 12. October 1875, Z. 10,956 den vom Kläger eingebrachten 
ausserordentlichen Revisionsrecurs mit Bezug auf die Gründe der 
unterm Gerichte und in der Erwägung, dass der Kläger im Besitze 
seines an der rechten Chorseite der Pfarrkirche in Kötschach ge- 
standenen Betstuhles nur dadurch gestört sein will, weil ihm der 
Geklagte diesen Betstuhl an einen anderen Platz des Kirchenchores 
überstellen und dessen früheren Standort vergittern Hess: dann in 
Erwägung, dass in einer dem öffentlichen Gottesdienste gewidmeten 
Kirche die Bestimmung der Plätze, an welchen die einzelnen Bet- 
stühle mit Rücksicht auf den jeweiligen Kirchenbesuch und auf die 
ungestörte Ausübung der gottesdienstlichen Functionen aufgestellt 
werden können und sollen, selbstverständlich nur den zur Aufrecht- 
haltung der kirchlichen Disciplin und Ordnung berufenen Organen 
überlassen und gewahrt bleiben muss ; in Erwägung sonach, dass die 
Besitzer solcher Betstühle auf die hiefür immer nur pro Interim an- 
gewiesenen Aufstellungsplätze einen Besitz gegenüber den gedachten 
Kirchenvorstehern niclit erwerben, daher auch aus einer vom Letz- 
teren getroffenen Aenderung dieser Aufstellungsplätze eine Besit?«- 
störung nicht folgern kdnneu ... 



beaterr, CuiL'Min.'-tenisck. v, ^4. Januar 181 S^ betr, Öpfersantmetn. 145 

4. Die Besorgung des Opfersammeins für die Kirche Seitens der 
Oemeindegenossen ist als ^Leistung für Gidtmzwecke^ im Sinne des 
§. 55. des Gesetzes vom 7, Mai 1874, E.-G.-BL Nr. 50 anzusehen^ 
und es hai daher bei Streitigkeiten darüber nicht die Gemeinde^ son- 
dern die politische BeJiörde m- entscheiden. 

(Ans der Österreichischen Zeitschrift för Yerwaltang Nr. 8 t. Jahre 1876.) 

Laut Ausfzuges aus dem Eirchenbnche der Curatie W. sind 
52 Gutsbesitzer (darunter Johann T. als Besitzer des Voglergutes) 
in demselben verzeichnet, welche seit Jahren in einer bestimmten 
Beihenfolge in der Kirche die Sammlung vornehmen. 

Im Jahre 1864 verlangte Johann T. die Bewilligung zur Auf- 
theilung des Hofes und erklärte er schriftlich, dass er die auf dem 
Yogiergute haftenden Lasten aufrecht erhalten und dass er die Ge- 
meinde jeden allfälligen, aus seiner Gutsertheilung erwachsenden 
Schaden vergüten werde. Dieser Recurs wurde mit dem Verkaufs- 
vertrage im Verfachbuche gerichtlich eingetragen. 

Die Gemeindevorstehung, W. beauftragte am 10. Februar 1875 
den Johann T. unter Hinweisung auf den von ihm ausgestellten Re- 
vers und auf die bisherige Gepflogenheit, die Sammlungen in der 
Kirche für das Jahr 1875 — 1876 als hiezu verpflichtet vorzunehmen 
oder einen Sammler zu stellen. Als T. diesem Auftrage nicht nach- 
kam, eröffnete die Gemeindevorstehung am 2. März 1875 demselben, 
dass sie für ihn nach den §§. 48, 54 und 55 der Gem.-Ordn. für 
Tirol einen Sammler aufgestellt und dass er die betreffenden Kosten 
per 18 fl. einzuzahlen habe. 

Als nun Johann T. auch dieser Weisung nicht nachkam , er- 
liess die Bezirkshauptmannschaft unterm 2. April 1875 über Ein- 
schreiten der Gemeinde den Auftrag an denselben, dass er den Be- 
trag von 18 fl. auf Grund der rechtskräftigen G^meindedecrete bin- 
nen 8 Tagen an die Gemeindevorstehung einzuzahlen habe; widrigen 
Falles werde die executive Einhebung sofort erfolgen. 

Johann T. recurrirte an die Statthalter ei, welche in üeberein- 
stimmung mit der einvernommenen Finanzprocuratur unterm 19. 
November 1875 folgendermassen entschied: »Ob nach Inhalt des 
Kirchenbuches die Hofbesitzer zur Kitchensammlung durch be- 
stimmte Verpflichtungen verbunden seien, lasse sich nicht entneh- 
men, weil das Kirchenbuch nicht vorliege. Es sei anzunehmen, dass 
diese Verpflichtung auf altem Herkommen und in dem allgemeinen 
Grunde der Zugehörigkeit der Hofbesitzer zur kirchlichen Gemeinde 
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in W. beruhe. Desshalb und weil ein besonderer Bechtstitel zur 
gegenständlichen Verpflichtung nicht nachgewiesen erscheint , habe 
über diese Streitigkeit nach §. 55 des Gesetzes vom 7. Mai 1874, 
B.-G.-BL Nr. 50, ausschliesslich die politische Behörde zu entschei- 
den. Nachdem in vorliegender, den Wirkungskreis der Gemeinde 
nicht berfibrender Sache die Gemeinde als Instanz entschieden hat, 
so müsse die Verfugung der Bezirkshauptmannschaft aufgehoben und 
femer erkannt werden, dass der Auftrag der Gemeinde vom 10. 
Februar 1875 ausser Kraft zu treten und keine Wirksamkeit zu 
äussern haic 

Das Ministerium des Innern hat unterm 29. Jänner 1876, Z. 
55. dem Becurse der Gemeinde- und Eirchenvorstehung von W. ge- 
gen die Statthalterei-Entscheidung keine Folge gegeben. 
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VIII. 
Die Bewerbung um Antheilnahme an der s. g. Staatssubven- 
tion und die diese Subvention uhd mittelbar die künftige 
Congruaverhesserung betreffenden Verhandlungen in 

Oesterreich. 

Das Linzer Diöcesanblatt 1876, Stück XI. enthält folgende 
Mittheilung: 

Es scheint der göttlichen Yorsehung zu gefallen , ?on meinem 
nnd tausend treuen Friesterberzen einen Kammer fortzunehmen, der 
uns durch Jahre gedrückt hat : den Kummer wegen der s. g. Staats- 
Subvention. Ich bin, wie schon aus der Rubrik zu, entnehmen ist, 
heute in der Lage ', unbeschadet der strengsten kirchlichen Grund- 
sätze die ärmeren Seelsorgspriester der Diöcese zur Bewerbung um 
Antheilnahme an der s. g. Staatssubvention einzuladenj was ich seit 
der ersten Vertheilung einer solchen Subvention im Jahre 1872 — 
um das Wenigste zu sagen — nicht mehr gethan habe. Diese Wen- 
dung hat eine um so grössere Bedeutung, da zugleich die im Zuge 
befindliche Aufbesserung der Congrua einen, anderen Charakter be- 
kömmt, als sie zu bekommen schien, nämlich einen kirchlich correc- 
ten, dem zufolge sie ohn Verletzung des Gewissens wird angenom- 
men werden können. ... 

1. Unter dem 18. April d. J. Z. 1153 Praes* erliess der Herr 
k. k. Statthalter folgende^ Note an das bischöfliche Ordinariat: 

In Ergänzung des Finanzgesetzes vom 26. December 1875 (Nr. 
159 des B.-G.-BL) ist mit Gesetz vom 18. März d. J. (ß.-G.-Bl. 
Nr. 34) für das Jahr 1876 zu Cap. 9, Minst. für Cultus und Un- 
terricht Titel 9. ausserordentliches^ Erforderniss der Beligionsfonde 
ein Nachtragscredit von 600,000 fl. bewilligt und die Regierung er- 
mächtigt worden, aus diesem Credite jenen katholischen Seelsorge- 
geistlichen, deren Einkommen den Bedürfnissen nicht entspricht, füi: 
das Jahr 1876 und ohne Verbindlichkeit für die Folgezeit eine pro- 
visorische Verbesserung der Bezüge zu gewähren. 

Ich gebe mir die Ehre, das hochwürdige bischöfliche Ordina- 
riat hievon in Folge hohen Erlasses des Herrn Ministers für Cultus 
und Unterricht vom 6. d. Mts. Z. 5530 mit dem Bemerken in die 
Kenntniss zu setzen, dass hinsichtlich der Ausführung dieser gesetz- 
Uehen Bestimmungen die. in dieser Angelegenheit in früheren Jab- 

10* 
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ren . . . . erlassenen Weisungen massgebend sind .... ferner, dass 
bei Erörterung der Frage über die Betheilung oder Nichtbetheilung 
der sich meldenden Gesuchsteller vornehmlich auf das nachweisbare 
Moment der grösseren oder geringeren Bedürftigkeit derselben Rück- 
sicHt zu nehmen und nicht ausser Acht zu lassen sein wird, dass diese 
Betheilung im Wesentlichen nadh denjenigen Grundsätzen zu bean- 
tragen ist, welche seinerzeit bei definitiver Erhöhung der Congrua 
zur Anwendung zu bringen sein werden. 

Im Falle das hoch würdige bischöfliche Ordinariat geneigt ist, 
sich bei der Vertheilung dieser Subvention zu betheiligen, wolle es ge- 
fällig sein, den katholischen Diöcesan-Seelsorge-Klerus hienach zu 
verständigen, damit er sich um. Antheilnahme an derselben in der 
in deu vorausgegangenen Jahren geübten Art zu bewerben in die Lage 
komme, wobei ich bemerke, dass von dem Gesamtntcredite pr. 
600,000 fl. auf Oberösterreich die Quote von 18,000 fl. d. i. Acht- 
zehn Tausend Gulden zur Verwendung kommen kann. 

2. Ich beantwortete am 6. v. Mts. Z. 1906 wie folgt: 

Hochwohlgeborner Herr Statthalter! 

Auf die sehir geschätzte Note vom 18. v. M. Z. 1153 Praes., 
betreffend die Mitwirkung des bischöflichen Ordinariates bei der Ver- 
theilung des durch das Gesetz vom 18. März d. J. (B.-G.-Bl. Nr, 34) 
bewilligten Naohtragscredites unter die ungenügend dotirten Seel- 
sorgsgeistlichen , beehre ich mich Euer Hochwohlgeboren Folgendes 
zu erwiedern. 

Bei der Vertheilung der s. g. Staatssubvention unter die ge- 
dachten Seelsorgsgeistlichen habe ich die Mitwirkung von dem Au- 
genblicke an verweigert, als es sich herausstellte, dass diese Sub- 
vention, wenigstens in Oberösterreich, zum guten Tbeile als Mittel 
zur Förderung des gegenwärtigen Regierungssystems in kirchlichen 
Angelegenheiten benützt werden wolle. Die Gesetze vom 25. Mai 
1868 und die seither auf dieselben gegründeten oder sonst in ihrem 
Geiste gegebenen Gesetze sind in vielen Punkten im Widerspruche 
mit dem Gesetze Gottes und mit dem — vor dem Forum des Ge- 
wissens nach wie vor geltenden — Concordate, vom Jahre 1855, und 
ich kann daher, oh^e Verrath an meinem heiligen Amte zu üben, 
ein auf diese Gesetze gegründetes System nicht unterstfitzen. 

Ich begrüsse die Mittheilung Euer Hochwohlgeboren. mit Freu- 
den , dass 1)ei der nunmehrigen Vertheilung vornehmlich auf das 
nachweisbare Moment der grösseren oder geringeren Bedürftigkeit 
der Gesuchsteller Bücksicht zu nehmen sei, wie ich denn auch bis- 
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her auf massgebende Beachtung dieses Momentes mit dem Beisatze 
gedrungen habe, dass ich absehen wolle ¥on dem Grade der kirch- 
lichen Gesinnung bei den Petenten, wenn von Seite der weltlichen 
Gewalt abgesehen werde von dem Grade der staatsbürgerlichen. Im 
Einklänge mit diesem (jrundsatze und mit meiner mehrfach gestell- 
ten Forderung ist die weitere Eröffnung, dass die Betheilung im 
Wesentlichen nach denjenigen Grundsätzen zu beantragen sei, welche 
seinerzeit bei deänitiver Erhöhung der Congrua zur Anwendung 
kommen mässen. 

Wenn indesseh die Bedenken gegen eine Mitwirkung bei der 
in Bede stehenden Vertheilung in Betrjeff der Auswahl der zu be- 
theilenden Personen nunmehr glücklich beseitigt sind, so walten doch 
noch solche ob in Betreff des zu vertheilenden Geldes^ und zwar um 
so mehr, als sich obiger Andeutung zufolge hiebei mittelbar über 
die definitive Erhöhung der Congrua, somit über einen bleibenden 
Zustand ausgesprochen werden soll. 

Das Geld , das zur Vertheilung kommen , und später s^nr Er- 
höhung der Congrua dienen soll, hat seinen Ursprung im Gesetze 
vom 7. Mai 1874, betreffend die Beiträge zum Beligionsfonde. Die 
Zttlässigkeit einer Theilnahme an diesem Gelde, daher auch an der 
Vertheilung desselben, ist desswegen bedingt durch die Gerechtig- 
keit des Gesetzes selbst 

Dass aber diieses Gesetz ein gerechtes sei , kann leider nicht 
behauptet werden. Ich beehre mich das Stück X. meines Diöcesan- 
blattes vom Jahre 1874 hier beizulegen, in welchem die Erklärungen 
des heil. Vaters und des österreichischen Episcopates über jene Be- 
gierungsvorlagen enthalten sind, die, mit mehreren, aber für 4ie 
Kirche beinahe durchgängig nur ungünstigen Abänderungen, unter 
dem 7. Mai 1874 Gesetze wurden. Aus der Encyclika des heil. Va- 
ters gehört hieher vornehmlich folgender Passus: TemporaUum de- 
nique bonorum jactura, quae. imminet , ^tanta est, ut a manifesta 
publicatione et dir^tione vix differat. Ea bona siquidem post in- 
fensas leges probatas, civile gubernium in potestatem suam erit re- 
dactnrum, sibique jus et fas esse ducet ea dividerej conferre et vee- 
tigalibus imposUis sie extenuare^ ut misera, quae dabitur, possesio 
et usus non ad Ecclesiae decus, sed ad ejus Indibrium^ et ad vela- 
mentnm injnstitiae relicta band immerito eiistimetur.t 

Aus der Erklärung des österreichischen Episcopates gehören 
hieher vorzüglich folgende Stellen: 

„Das Eirchengut soU nach den Kirchengesetzen verwaltet wer- 
den. So will es die Gerechtigkeit, so will es die mit dem heiligen 
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Stuhle geschlossene Vereinharung, so will es die der Kirche zuge- 
sicherte Selbstständigkeit in der Verwaltung ihrer inneren Ange- 
legenheiten." 

„So lange der Beligionsfond als das was er ist, nämlich als 
Eirchengut anerkannt bleibt, erachten die Bischöfe ihre Geistlich- 
keit und sich selbst verpflichtet, zu demselben Beiträge zu geben. 
Diese sind zwar von der Gewalt, die . den Religionsfond aus einge- 
zogenem Kirchenvermögen schuf, eigenmächtig festgesetzt worden; 
doch in Anbetracht der kirchlichen Eigenschaft des Fondes sehen 
sie in demselben eine verjährte Leistung ifur kirchliche Zwecke. 
Nach dem Ansätze, in welchem die Verjährung für sie streitet, ist 
sie sehr massig, und die Bischöfe würden zu einer angemessenen 
Erhöhung derselben bereitwillig die Hand geboten haben. Die Un- 
terzeichneten haben die Verantwortlichkeit, welche der Besitz ' geist- 
licher Güter mit sich bringt, stets vor Augen, und kein Opfer wird 
ihnen zu gross sein, um über den pflichtmässigen Gebrauch des 
Anvertrauten sich vor Gottes Richterstuhl ausweisen zu können. 
Allein sie vermögen nicht, ahzusehen, mit welchem Hechte die Staats- 
gewaU über das Einkommen der Geistlichkeit eine einseitige Ver^ 
fügwng trifft^ und zwar eine Verfügung, welche für jedes Jahrzehent 
•bis I2V3 Percent" (das Gesetz änderte den Antrag in 10) „von dem 
Stammvermögen fordert. Der geistliche Besitz zahlt dieselben Ab- 
gaben wie der weltliche : überdies entrichtet auch jenes Kirchengut, 
welches ganz die Natur eines Fideicommisses hat, das Veränder- 
ungs-Gebührenäquivalent, dem die weltlichen Fideicommisse nicht 
unterliegen. Wenn nun die Staatsgewalt sich noch das Recht bei- 
legt, die kirchlichen Einkünfte nach eigenem Ermessen .zu besteuern 
und damit kirchliche Zweclce nach eigener Wahl zu betheilen, wie 
kann denn noch von einer Anerkeiinung des kirchlichen Eigewthums- 
rechtes äie Rede sein? Wir kommen dann mitten in die Zeit zu- 
rück, wo Joseph II. fortgerissen von einer Strömung, über deren 
Ziele man durch die Erfahrung noch nicht belehrt war, den Landes- 
fürsten für berechtigt hielt, über die kirchliclien Anstalten und Güter 
nach Gutdünken zu verfügen. Dennoch spricht der Motivenbericht 
von der Autonomie ddr Kirche.** 

Da nun einerseits die Betheiligung dürftiger Priester, resp. die 
Congrua-Erhöhuqg gering dotirter Seelsorgsposten, sehr erwünscht, 
anderseits die Mitwirkung des Ordinariates biebei ohne competente Er- 
mächtigung unzulässig ist, so wende ich michunterßinem um solche 
Ermächtigung, beziehungsweise um die nöthigen Verfugungen an 
den heil. Vater. Der heil. Vater ist kraft göttlicher Anordnung der 
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oberste Vorsteher der Kirche, daher auch der oberste Verwalter des 
gesammten Kirchenvermögens. Wenn er, wie ich hoffe, Verfügungen 
trifft, die mir eine Mitwirkung bei der Betbeilung zulässig machen, 
werde ich gern mitwirken, während ich mich im entgegengesetzten 
Falle selbstverständlich von jeder Mitwirkung enthalten mnss. Ich 
werde den heil. Vater auch bitten, dass er mir seine Entschliessnng 
ehemöglich bekannt gebe, und sofort Euer Hochwoblgeboren das 
Weitere mittheilen. Genehmigep etc. 

3. Der Inhält des in diesem Schreiben erwähnten Gesuches 
an den heil. Vater von demselben Datum ist nachstehender : 

Sanctissime Pater! ^ 

In arduo et gravis momenti negotio ad Sapientiam et Aposto- 
licam Auctoritatem , Sanctitatis Vestrae hisce recurto. Agitur de 
quaestione, an et quaetenus sacerdotes salva conscientia participare 
possint de pecuniis ex lege austriaca dd. 7. Maji 1874 oriundis, et 
si aliter non possint, an Sanctitas Vestra suprema Sna potestate effi- 
cere velit, ut possint. 

Lex ista Sanctitati Vestrae nota praescribit contributiones Be- 
neficiatörüm et Communitatum regularium ad fundum religiönis cum 
in finem praestandad, ut cultui divino provideatur, et praecipue do- 
tatio normalis sacerdotum in cura animarum laborantium augeatun 

£o tempore, quo disceptabatur in coniitiis publicis de legibus, 
quae dende die 7. Maji 1874 in lucem prodieruht, die nimirum 7. 
Martii 1874, Sanctitas Vestra in i^pistola Encyclica ad Antistites 
Austriaci Imperii inter alia scripsit : >Temporalium denique bonorum 
jactura, quae imminct, tanta est, ut a manifesta publicatione et di- 
reptione vix differat. Ea bona siquidem post infensas leges probatas 
civile gttbernium in suam potestatem erit redacturum, sibique jus 
et fas esse ducet ea dividere, conferre et vecUgalibus imposüis sie 
extenuare, ut misera quae dabitur possessio et usus non ad Ecclesiae 
decus, sed ad ejus ludibrinm et ad velamentum injustitiae relicta 
haud immerito existimetur.c His verbis Sanctitas Vestra plures 
dispositiones legis de exterioribus juris Ecclesiae rationibus, sed haud 
dubie etiam legem de istis contributionibus notavii 

Antistites vero Austriae in sua >Declaratiooe« dd. 20. Mart. 
1874, quam Gardinales hujus Imperii die 26. ejusdem mensis et 
anni Sanctitati Vestrae substraverunt, de hac lege ita locuti sunt: 

»Quamdiu fundus religiönis agnoscitur tanquam id, quod est, 
nempe peculium Ecclesiae, Episcopi suum suique Gleri officium esse 
existimant ad eum praestare contributiones. H^e quidem a potestate, 
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quae fundum religionis ex publicatis bonis ecclesiasticis creavit, pro- 
prio Marte sunt definitae; ast ratione natarae ecclesiasticae fundi 
eas praestationes ad usas ecciesiasticos per praescriptionem sancitas 
babeot. Hae praestationes iu ea mensura, in qua praescriptio pro 
eis stati sunt valde modicae et Episcopi parati fuissent eas compe- 
tenter augere ... ast sion possunt perspicere, quo jure potestas 
civilis per se sola dispositionem facere possit de reditibns cleri, et 
quidem dispositionem, qua singulis decenniis I2V2 centesimae usque 
partes« (in ipsa lege numerus iste ad 10 diminutus est) »bonorum 
tundamentalium exiguntur . . . Si potestas pivilis sibi jus vindicat, 
reditus «ecciesiasticos pro suo arbitrio onerandi impositis contributio- 
nibus, et has ad usus ecciesiasticos ipsi placitos distribuendi, quo- 
modo tum adbuc sermo esse potest de agnitioue juris proprietatis 
Ecclesiae ? . • Nibilominus Expositio Moti verum loquitur de autono- 
mia Ecclesiae.« 

Antistites igitur Austriaci legem jstam aperte declararunt 
injustam. 

Si vero lex, quae a Beneficiatis et a*familiis religioMs contri- 
butiones extorquet, non est justa, salva conscientia sacerdotes de 
ipsis contributionibus participare ^on posse videntur, nisi iste defec- 
tus competente potestate sanetur. Haec vero potestas non est nisi 
penes Bomanum Pontificem, qui sicut in omnibus rebus ecclesiasticis 
jure divino est supremus Bector, ita et speciatim in temporalibus 
Ecclesiae bonis: etiam hie quodcunque ligaverit et jsolverit super 
terram, ligatum et solutuin erit in coelis ; id quod praxis etiam 
Sedis apostolicae confirmat. 

Poterit igitur ^anctitas Yestra statuere, ut sacerdotes in cura 
animarum laborantes nimis tenuiter dotati juxta tenorem legis dd. 
7. Maji 1874, licet non propter legem, sed vi dispensationis et ordina- 
tionis apostolicae, rite participare possint de istis contributionibus, 
quamdiu lex ipsa duraverit. 

Decernat, quaeso, Sanctitas Yestra, super hac quaestione, quid- 
quid voluerit; id quod deoreverit, certe optimum erit. 

Si mihi licet sententiam meam proferre, non dubito decli^rare, 
consultum mihi yideri, ut Sanctitas Vestra hujusmodi dispensationem 
et ordinationem edat. Etenim 

a) certum est, permultos sacerdotes in cura animarum consti- 
tutos post relutas decimas et alias cum exoneratione fundorum in- 
ductas mutätiones, post multiplicationem ingentem tributorum publi- 
corum, ac crescente in dies pretio rerum ad vitam necessariarum 
summopere indigere dotationis augmento. 



'Kirchl'polit Ausgh, hetr, SiaaUsubvent d* Klerm in Oe^ierrekh. t5S 

b) Certum porro est, me, quamdia non l^abeo admioistratiottem 
fttodi religionis et stadioram, et qnamdiu iDsaper.longe majori parte 
dotationis episcopalis mihi debitae privatus existo, non posse Ulico 
hiR iodigentiis oecurrere, li6et jam ab initio muneris mei fundnm 
auxiliarert) dix>eee8anaffl, et nuper fundum specialem pro juvandis 
sacerdotibtts, non sine saccessn, creare coeperim, sed et aliis subsi- 
diis opus esse ad hunc fiiiem asseqnendum. 

e) Certaqi etiam est, gravem conflictam inter me et Gaber- 
niam esse exorituram, si in ista dotationis melioratione Cooperation 
oem detrecWerOi vel omnino sacerdotibns ejus acceptationem pro« 
biboero. 

d) Paupertas meretrix. In casn talis detrectationiis vel omnino 
piohibitionis in Clero dioecesano, utut generatim optimo, aliqui, fors 
non adeo pauci ernnt, qni tarnen participent. Sic onitas inter Epis- 
copum et istos Sacerdotes, et unitas inter Sacerdotes dioeceseos dis- 
solvetur, et inimicis Ecclesiae facile erit hac discordia in rem snam 
pessime abnti. Gausam timeadi eo magis habeo, q^iä tristia expe- 
rientia me terret; etenim cum Gubernium inde ab aliquot annis ex 
aerario pnblico (ad onus tamen fnndi religionis) pauperibus anima-^ 
rum curatoribus aliquam subventionem ministraret , non pauci, inter 
eos etiam bonae existjmationis viri, banc subventionem acceptarunt, 
licet sdrent, Gubernium hac largitione . . . • (hier erwähnte ich den 
nach meiner im angeführten Schreiben an den Herrn Statthalter 
vom 6. V. Mts. ausgesprochenen Meinung mit der Subvention ver- 
bundenen politischen Zweck) et licet scirent, haue acceptationem 
mihi valde displicere. Quando dotationes ipsae fuerint auctae, boc 
periculum discordiae et simul corruptionis Gleri feliciter cessabit, 
quia officia, et non qualitates personarum in bis officiis constituta- 
rum respicientur. 

Melioratio dotationum ex contributionibus praedictis anno pro- 
xime sequente locum habebit ; anno currente ideo fieri non potest, 
quia earum mensura adhuc in multis casibus controversiis subjacet. 
Hoc praesente anno distributio istarudi pecuniarum adhuc fit res- 
pectu personarum, non respectu locorum seu officiorum ; promisit ta- 
men Gubernium, se in hac distributione acturum secundum principia 
pro augmento dotationum ipsarum stabilita, et propterea quam maxime 
paupertatis sacerdotum rationem habiturum. Declaravi, me sub hac 
conditione cooperaturum in ista distributione, dummodo quoad acqui^ 
sitionem pecuniarum di^tribuendarum Auctoritas Sedis Apostolicae. 
suffragetur. 

Gub^nium urget, ut isthaec distributio mox instituatur, et 
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verosimiliter, si cooperari non possam, mox etiam sioe me in ea 
procedet. Hinc huroillime rogo^ ut Sanctitas Vestra super hac mea 
supplicatione quantocyus decernere dignetur. 

Superest, ut exponam , cur, cum causa communis omnium 
Episcoporum Austriae sit, non communis supplicatio ad pedes Sanc- 
titatis Vestrae deponatur. Ratio est, quia conventus Episcoporum 
nunc non habetur, in praeteritis conventibns haec materia non trac- 
iabatur, et res adeo urgens est, ut sine periculo magni detrimenti 
differri non possit* 

lUud adbuc commemoro, quod considerari possit, an partici- 
pantes de istis contributionibus ab Auctoritate ecclesiastica non pos- 
sint obligäri, ut partem aliquam subsidioirum acceptorum resaTciant 
iis, qui injuste contribuere coguntur, praesertim si hi ipsi per has 
contributiones nimis afflicti fuerint. 

Provolutus ad pedes Sanctitatis Vestrae mihi gregique mihi 
concredito Apostolicam Benedictionem exoro. 

4. Meine Zuschrift vom 6. Mai d. Js. Z. 1609 beantwortete 
der Herr Statthalter unter dem 20. v. Mts. Z. 1413 Praes. mit 
Folgendem : 

Hoch würdigster Herr Bischof i 

Indem ich die mit der geschätzten Zuschrift vom 6. Mai 1876 
Z, 1906 ausgesprochene, eventuelle Mitwirkung^ bei der Yertheilung 
der pro 1876 bewilligten Staatssubvention für die bedürftige katho- 
lische Seelsorgegeistlichkeit vorerst zur Wissenschaft nehme, fühle 
ich mich jedoch zugleich verpflichtet, die den»diessfälligen früheren 
Vertheilungen unterschobene Absicht, dass diese Subvention wenig- 
stens in Oberösterreich zum guten Theile als Mittel zur Förderung 
des gegenwärtigen Regierungssystems in kirchlichen Angelegenheiten 
benützt werden wolle, oder gar benützt wurde, als den hohen Wei- 
sungen und den thatsächlichen Verhältnissen widersprechend, auf 
das Entschiedenste zurückzuweisen. 

Wenn es Euer bischöflichen Gnaden im weiteren in sachlicher 
Beziehung noch fttr nothwendig erachteten, sich diessfalls um die 
Ermächtigung, beziehungsweise um die nöthigeu Verfügungen an 
den heiligen Vater zu wenden,« so entzieht sich diess vollständig 
meiner Beurtheilung und meinem Einflüsse, so wie ich auch keinen 
Anlass finde, im Grunde der bestehenden Gesetze in die hierbei vom 
kirchlichen Standpunkte aus entwickelten Ansichten und Folgerungen 
meritorisch einzugehen. 

Um jedoch andererseits den mir zur Vorlage der Bethoilungs- 
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Uebersicht hohen Orts gegebenen Termin genau einhalten zu können, 
sehe ich mich zugleich genöthigt, Euer bischöflichen Gnaden darauf 
aufmerksam zu machen, dass die Ausschreibung zur Bewerbung so 
bald als thunlich und jedenfalls derartig erfolgen müsste, dass das 
bezügliche dortige Verzeichniss längstens am 1. Juli L J. hier 
einlange. 

5. Der heil. Vater erledigte mein Gesuch mit folgendem 
Schreiben vom 29. Mai 1876: 

JHus F. P. IX. • 

YeneräbiKs Frater, Salutem et Apostolicam Benedictionem. 
Qui jam ab ineunte Martio anni 1874 injustitiam reprobavimüs 
editae postea mense Maio legis, ausumque taxavimus laicae potes- 
tatis in ecclesiastica bona; deplorare nunc cogimur, praeter cetera 
detrimenta, quae jam tunc secutnra praediximus, injuriam per illius 
legis exequutionem illatam Clericis ecclesiastico proventu gaudentibus, 
et objectam inde difficultatenr inopibns, quibus per eorumdem pro-, 
yentuum resectionem consuli vellet. Equidem Dominus ordmavit 
iis^ qui evangelium annuntiant^ de evangelio vivere ; et aequissinium 
est omuino, ut qui in mcrario operantur^ quofi de saerario sunt 
edanly et ^i altari deserviunt^ cUm ältari participent: Id tarnen, 
ut rite peFficiatür, opus est ecclesiastica auctoritate, et in casu, de 
quo agitur, Romani Pontificis, qui non solum beneficia conferre, sed 
etiam, uti generalis sacrorum bonorum administrator , beneficiis iis- 
dem et religiosis domibus onera imponere potest in pauperioris Cleri 
sustentationem. At ubi a laica potestate omni juri destituta, legi*- 
timi ecclesiasticorum proventuum possesores immanibus gravantur 
tributis , si lex praeterea e reditunm reliquiis subsidia decernat in 
pauperes eroganda Clericos, cum alinea ecclesiastica bona sie pro lu- 
bitu, transferantnr in alios, patet, hujusmodi suppeditationes percipere 
non licere. Verum cum angustiae cleri ad inopiam redacti.sit om- 
nie prospiciendum , et res, quatenus extrinseco laborat illegitimae 
potestatis vitio, licita fieri j^ossit Auctoritate Nostra; merito sane, 
Venerabilis Frater, negocium 4stud ad haue Apostolicam Sedem de- 
tulisti, eins imploraturüs opemr quod sane et a Goepiscopis tuis, 
qui in eodem casu versentur , factum iri non ambigimus. Itaqcie, 
consideratis adjunctis rerum et temporum, potestatem tibi facimus 
indnlgendi Clericis, quibus subsidia decernentur, veniam ea percipi- 
endi libere et licite. Ne tamen quis arbitretui^ illa sibi obvenire e 
saeculari auctoritate, neve, quod ad tempus conceditur in cohsuetu- 
dinem transire valeat et quamdam, velnti praescriptionem, inducere ; 
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tanin erit dericis ita adjutis praempere, at qaotannis, vel quolibet 
biennio, eamdem a te Yeniam .post^nt, ac praeterea iisdem , atque 
etiam Gobernio significare, prndentiore qua censebis ratione, haec 
admitti sabsidia, noD ex lege sed ex auctoritatia ecciesiasticae benigna 
coDcessione. Id vero fieri ad grayiora tantnm mala vitanda, ätqne nt 
eorum conscientiae consnlatar, qai jam sabsidia istaec a Gabernio 
ittdicta percipiant. Cam aatem prodenter aBimadverteris, fieri posse, 
ut qai jam ingentibas graTantair tribatis, non modo fractaosoram bo- 
norum nomine, sed etiam carentium plane fenore, imo et samptn 
indigentiam, opprimsCntar praeterea irrogatiöne sabsidii : . poteris certe 
Clericis, qailms illa aliqaanto largias decernentar, partem aliqnam ac* 
ceptae peconiae repetere, apad te deponendam, ut, ratione habita il- 
lati singidis detrimenti, valeat a te, joxta aequitatis leges contri- 
bnentibos reddi. Ceteram, cum in valescente qaotidie rernm diffi- 
caltate cM^iosiore ,4#Bifer egeamus divino lamine sapemaqoe vir- 
tote, baec tibi «Ifatim adprecamor; caelertisqne favoris aaspicem 
esse cnpimos Apostolicam Benedictionem , quam tibi, Venerabilis 
Frater, aniversaeqae Dioecesi tnae praecipuae Nostrae benevolentiae 
pi^nos peramantet impertimos. 

6. Aaf den Eingang der Znschrift des Herrn Statthalters 
vom 20. V. Mts. Z. 1413 antwortete ich am 5. d. Mts. Z. 2446 
wie folgt: 

HocbwdhlgebfHrner Herr Statthalter ! 

In der verehrten Zuschrift vom 20. v. Mts. Z. 1413 Praes. 
weisen Eure Hochwohlgeboren vorerst die den frühern Vertheilnngen 
der Staatssubvention unterschobene Absicht, dass diese Subvention 
wenigstens in Oberösterreich zum guten Theile als Mittel zur För- 
derung des gegenwärtigen Begierungssystems in kirchlichen Ange- 
legenheiten benutzt werden wolle oder gar benfltzt wurde, als den 
hohen Weisungen und den thatsächlichen Verhältnissen wiederspre- 
chend auf das Entschiedenste zurück. 

Wie sehr ich von der Wahrheit meiner diessflUligen Behaup- 
tung im Schreiben an Hochdieselben vom 6. Mai d. J. Z. 1906 
überjBeugt war, mögen Hochdieselben bei meinem gewiss nicht zwei- 
felhaften Wunsche, die Lage der arn^en Seelsorgspriester zu "verbes- 
sern, aus dem Umstände schliessen, dass ich von dem Tage an, als 
mir die Art und Weise der ersten Yertheilung solcher Subventionen 
im Jahre 1872 bekannt wurde, jegliche Mitwirkang bei der Yer- 
theilung derselben in den späteren Jahren verweigerte. 
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Ob diese üeberzeugung eine gerechtfertigte war , wollen Bner 
Hochwohlgeboren unter Andern ans folgenden Momenten benrtbeilen« 

£s ist nicht nothwendig, die Begrftndnng meiner Üeberzeugung 
hier wörtlich anzuführen ; ich wies hin auf meine im Didc.-Bl. pro 
1873 S. 80 enthaltene Zoscbrift an den Herrn Minister fQr Galtus 
und Unterricht vom 29. März 1873 Z. 1433 und auf meine eben 
dort S. 82 angeführte Zusehrift an den Herrn Statthalter Baron 
Conrad vom 18. Juni 1872 Z. 2136 , wo ^ie gleiche Ansieht Aber 
den Mitzweck der Subvention ausgesprocbei) wurde, ohne dass diese 
Behauptung irgend eine Zurückweisung erfuhr; dann auf die, im 
Diöcesanblatt ; pro 1875 St V. mitgetbeilte Verhandlung wegen der 
s. g. Staatssubvention, der zufolge der Herr Mini^^r in meinem An- 
trag, dass ich bei den zu Betheilenden ni<3ht auf den Grad der kirch- 
lichen Gesinnung sehen wolle, und von Seite der Staatsregierung 
nicht auf jenen der staatsburgerlichj^n gesehen werden möge, sondern 
ledigUch die Bedürftigkeit den Ausschlag geben soll , nicht einge- 
gangen ist ; endlidi auf die Yerhandlongen im Abgeordnetenhause 
am 1. März d. J., wo der Herr Abgeordnete Dechant v. Pfl&gl jand 
noch ein anderer Abgeordneter die gleiche Anschauung zum Aus- 
druck brachten, ohne dass von Seite der hohen Begierung den Bed- 
nern hierin entgegengetreten wurde. 

7. Den Hauptinhalt der gedachten Zuschrift endlich beant- 
wortete ich/ am heutigen Tage Z. 1619 in nachfolgender Weise: 

Hochwohlgebomer Herr Statthalter! 

Ich beehre mich Euere Hochwohlgeboren die in meinem Schrei- 
ben vom 5. d. Mts. Z. 2446 versprochene weitere Mittheilung über 
Hochdero sehr geschätzte Zuschrift vom 20. v. Mts. Z. 1413 Praes. 
und beziehungsweise jene vom 18. April d. J. Z. 1153 Praes. zu 
machen. 

Der heil. Vater hat mir. auf das in meiner Zuschrift vom 6, 
V. Mts. Z. 1906 erwähnte Schreiben unter dem 29. desselben Mo- 
nats eine Antwort gegeben, welche mir die Mitwirkung bei der Ver- 
tbeilung der diesjährigen Staatssubvention und in Zukunft bei der 
beschlossenen Congruaverbesserung zu meinem grossen Tröste mög- 
lich macht, indem er für diese Massregeln eine kirchliche Basis ge- 
schaffen bat. 

Im Eingänge seiner Antwort fuhrt er aus den Gründen, die ich 
für die Bedenklichkeit der Vertheilnngfs- beziehungsweise pongrua- 
erhöhungsmasse im Schreiben vom 6. Mai d. J. Z. 1906 geltend ge- 
macht habe , den Satz aus, dass an und fftr sich eine AntÜeilnahme^ 
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an dieser Masse nicht erlaubt sei. Er sagt: »Qni jam ab ineunte 
Martio anni 1874 n. s. w. — ich führte da die Worte des päpst- 
lichen Schreibens, wie sie oben aufscheinen an bis: percipere non 
licere.c 

Dann sagte* ich weiter : »Sofort macht er aber durch den Ein- 
satz seiner rechtmässigen Autorität erlaubt, was an und für sich nicht 
erlaubt war; er sagt: »Verum cum angustiae u. s. w. und fährte 
die Worte des heil. Vaters an bis: libere et licite.« 

Dann fuhr ich fort: »Alsdann ordnet er Vorsichten an, damit 
durch die Annahme der Unterstützung aus der besagten Masse die 
ächtep timndsätze nicht geschädigt werden. Er sagt: Ne tamen 
etc. und ich citirte das päpstliche Schreiben bis: indicta perci- 
piunt.« 

Weiter sagte ich: »Endlich gibt mir der heU. Vater die Fa- 
cultät , von den mit Subvention oder mit Congruaverbefioeiung nam- 
haft bedachten Priestern einen Theil dieser Bezüge zu dem Ende im 
Namen der kirchlichen Autorität abzufordern, um die durch die 
Beligionsfondsbeiträge übermässig in Anspruch genommenen Gontri- 
buenten zu unterstützen. Es wird sich bald zeigen, wie nothwen- 
dig diese Massregel ist, da, wenn auch meines Wissens die Kecurse 
dieser Gontribuenten in Oberösterreich im Allgemeinen mit dankens- 
werther Bücksicht behandelt wurden, deiinoch zu fürdhten ist , dass 
einzelne Pfründen oder Eldster durch die neue Steuer überaus hart 
getroffen, oder sogar in ihrer Existenz gefährdet werden. Der heil. 
Vater sagt : Gum autem prudenter animadverteris ,< und ich fahrte 
die Worte des heil. Vaters an bis : reddi. 

Dann scbloss ich wie folgt: »Indem sonach eine gerechte, 
kirchliche Basis für die Subvention, beziehungsweise Gongruaverbes- 
serung aus den Beligionsfondsbeiträgeh gefunden ist, kann ich in er- 
wünschter Weise zur Ausführung dieser beiden Massregeln mitwir- 
ken, und ich erlasse desswegen unter Einem das Nöthige an den 
Diöcesanklerus , um die betreffenden Mitglieder desselben vor der 
Hand zur Bewerbung um die Subvention pro 1876 einzuladen; das 
Verzeichniss der Bewerber werde ich sofort ehethunlich Euren Hoch- 
wohlgeboren vorlegen. 

Da übrigens der heil. Vater mir aufgegeben hat, der hohen 
Begierung den Standpunkt zu bezeichnen, von welchen aus er die 
Antheilnabme an dem durch die im Gesetze vom 7. Mai 1874 nor- 
mirten Behgionsfondsbeiträge aufgebrachten Gelde erlaubt nennet, 
80 ersuche ich Eure Hochwoblgeboren , diese meine Zuschrift oder 
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doch den einschlägigen Theil derseilben dem Herrn Minister tur Cul" 
tus und Unterricht gefälligst zur Kenntniss zu bringen. 

Genehmigen etc. 

8. Auf Grund dieser Eröffnungen lade ich also die in der äc- 
tiven Seelsorge stehenden Priester, deren Einkomm^ dem Bedurft 
nisse nicht entspricht , hiemit ein , ein Bittgesuch um Betheiliguog 
ans der sogenannten Staatssubyention an das bischöfliche Ordinariat, 
und zwar didhunlicJist (auf einen 50 kr. Stempel) längstens bis zum 
25. d. Mts., einzureichen. Wie diese Gesuche einzurichten seien, 
wolle aus dem Diöcesan-BIatte pro 1872 Stück IX. entnommen 
werden. 

Der oben angefahrten Weisung des heil. Vaters gemäss setze 
ich übrigens fest, dass die Priester welche an der Congruaverbesser- 
ung, und bis zu der — etwa noch länger ausstehenden r- Durch- 
fuhrung derselben an der s. g. Staatssubrention Theil nehmen wol- 
len, jedes Jahr bis Mitte Jänner die Bewilligung des Ordinariates 
hiezu einholen sollen. 

Wie es eine Forderung der Billigkeit nicht nur, sondern auch 
der Gerechtigkeit sei, dass diejenigen Fnester, die aus der in Bede 
stehenden Massa eine redchlichere Betheilung erhalten, davon etwas 
zurückgeben, wenn die Beitragenden zu sehr in Anspruch genommen 
werden, bedarf einer Erörterung nicht. Es passt hieher die Mah- 
nung, die der Apostel den Christen in Gorinth (Ü. Cor. 8) gibt, da 
er sie zum Almosen für die Christen in Palästina auffordert : »Denn 
nicht so, dass Andere Erleichterung, ihr aber Trübsal haben sollet; 
sondern dass Gleichheit sei. In der gegenwärtigen Zeit soll euer 
Ueberfluss ihremi Mangel abhelfen : damit auch ihr Ueberfluss eurem 
Mangel abhelfe, auf dass Gleichheit sei, wie geschrieben steht : Wer 
Vieles (sammelte) ^ hatte nicht Ueberflus», wer wenig hatte nicht 
Maugel.« > 

Das Mass der zurückzugebenden Beträge und die Modalitäten 
der Gebarung mit denselben können dermalen noch nicht festgesetzt 
werden, und wird erst eine Verfügung erfolgen, wenn nach weiterer 
Entwicklung der Sache zu einer solchen die nöthigen Grundlagen ge- 
geben sind. 

lAm, den 7. Juni 1876. 

H-afiig Joseph m. p.. Bischof.. 
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IX. 

Neuere kirchlich-politische Entscheidungen des preussischen 

Obertribunals 0- 

L Ueber CcUeetenwesen. 

Die Yorschriften fiber das CoUectenwesen sind in der letzten 
Zeit TieUach Gegenstand der Anftnerksamkeit der VerwaltungSf-Be- 
hörden, sowie der Entscheidung der Gerichte gewesen. Besondere 
Wichtigkeit haben die Anweisungen der Minister des Innern nnd 
der geistlichen Angelegenheiten aa die Oberpräsidenten d. d. Berlin, 
17. Jnli 1875, worin unter Anschluss an den Gircular-Erlass v. 25. 
September 1874 betreffend das Coltectfren geistlicher Genossenschaf-, 
ten, und unter namentlicher Hervorhebung der Eirchen-CoUecten, so- 
wie der von Haus zu Haus bewirkten Einsammlung des Peterspfennigs 
die Poli^ei-BehOrden zur »gleichmässigem und strengeren Handha- 
bung der bestehenden Bestimmungenc aufgefordert werden. Die 
Beschwerden, welche dieser Erlass hervorgerufen hat, sind die Ver- 
anlassung zu einer von denselben Ministem in jüngster Zeit gege- 
benen nähern Erklärung desselben geworden. Auch hat di^ könig- 
liche Begierung zu Köln unterm 24. Februar d. J. eine neue, das 
CoUecteftwesen betretende Polizei-Verordnung unter Aufhebung der 
früheren vom 26. August 1853 erlassen. 

Die Gerichte haben wiederholt Gelegenheit gehabt, die vor ihr 
Forum gebrachten Beschuldigungen des unbefugten CpUectirens zu 
verhandeln und darüber zu erkennen. In den meisten Fällen be- 
trafen dieselben die Unterstützung von katholischen Geistlichen. Die 
ergangenen ürtheile der Polizei- und Zuchtpdlizeigerichte sind ver- 
schieden ausgefallen nnd weichen sehr von einander ab. Es wird 
daher von Interesse sein, drei Entscheidungen, welche das OSertri- 
bundl in jüngster Zeit über diese principiell wichtige Frage erlassen 
hat, kennen zu lernen. 

1. Am 18. Jnli 1875 machte der katholische Pfarrer zu Denk- 
lingen während der Frühmesse in der Kirche daselbst öfientlich be- 
kannt, dass er in Folge des Gesetzes vom 22. April ej., betreffend 
die Einstellung der Leistungen aus Staatsmitteln für die römisch- 
katholischen Bischöfe und Geistlichen, eine Entschädigung für das 
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dungen entncisunen aus : Oppenhof, Die Recbtsprechnng des k. Obertribunals 
in Strafsachen. 
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Lesen der Früliniesse nicht mehr erhalte, and diese Messe, welche 
zu lesen er nicht verpflichtet sei, weiterhin nicht lesen werde, wenn 
er nicht von den Kirchenbesuchem dareh freiwillige Gaben entschä* 
digt- werde; er werde fernerhin während jeder sonntäglichen Früh- 
messe einen Teller heimtragen lassen , um die Beiträge einzasam-^ 
mein. la Folge dieser Erklärung ist dann der Küster am 18. und 
25. Juli 1875 während der Frühmesse init einem Teller bei den Kir- 
chenbesuchern umhergegangen, und hat die Beiträge für den ange- 
gebenen Zweck eingesammelt , ohne dass hierzu eine Genehmig- 
ung eingeholt worden wäre. 

Der Pfarrer, sowie der Küster wurden desshalb unter der Be- 
schuldigung, ohne Genehmigung der zuständigen Behörde zu milden.. 
Gaben öffentlich aufgefordert, beziehungsweise solche gesammelt zu 
haben, vor das Polizeigericht zu Eckenhagen gestellt. Dasselbe ver- 
urtheilte unterm 23. Septembei: 1875 auf Grund der Bezirks-Polizei- 
Verordnung vom 26. August 1853 einen jeden der beiden Beschul- 
digten , welche das vorerwähnte Factum einräumten , in eine Geld- 
strafe von sechs Mark. - 

Auf die Berufung der Beschuldigten sprach das Zuchtpolizeigericht 
zu Bonn durch Urtheil vom 18. November 1875 dieselben unter Be- 
formation des polizeilichen Erkenntnisses von Strafe und Kosten frei. 
Gegen dieses freisprechende Urtheil legte der Oberprocurittor zu Bonn 
den Cassations-Recurs ein, worauf das Qbertribiinal ^zu Berlin un- 
term 10. Februar 1?676 seine Entscheidung erlassen hat. Durch die- 
selbe wird das freisprechende Urtheil des Zuchtpolizeigeribhtes cas^ 
sirt und das verartheilende Erkenntniss des Polizeirichters. bestö^i^^. 
(Das polizeiliche sowohl wie das zuchtpolizeiliche Urtheil ist seinem 
ganzen Inhalte nach in der »Köln. Volksztg.« von 1875 Nr. 3^7 
1. Bl. mitgetheilt worden.) Die Erwägungsgründe des Obertribtt^iils^ 
welche im Wesentlichen mit denen des Polizeirichters übereinstim- 
men, sind hauptsächlich folgende: 

»In Erwägung, dass die Polizei- Verordnung vom 26. August 
1853 für alle Collecten, mit einziger Ausnahme der in Privati^reis^n 
abgehaltenen, ferner für jede öffentliche Aufforderung zu milden, so- 
wie für das Einsaranieln dieser Beiträge durch Verbreitung von Un- 
terzeich nungslisteh oder durch persöiüiches CoUectiren die Geneh- 
migung der zuständigen Behörde erforderlich erklärt, und im §. 4. 
demjenigen, der ohne solche Genehmigung Collecten veranstaltet od^r 
abhält, zu milden Beiträgen öffentlich auffordert, solche Aufforde- 
rungen öffentlich verbreitet oder sich mit dem Einsammeln von Bei- 
trägen befasst, Strafe androht ^ 

Arcliiv rUr Kirchenrecbt XXXVI. H 
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»das8 die Polizei-Yerordnung sich auf alle öffentlichen Col* 
lecten und namentlich auch auf Kirchen-Collecten bezieht, welche 
letztere iii den einleitenden Motiven derselben ausdrücklich hervor- 
gehoben sind; 

»dass es sich daher, ob die Zuchtpolizeikamroer mit Recht-den 
Bestimmungen der Verordnung die Auwendung auf den vorliegenden 
Fall versagt hat; 

»dass zunächst davon auszugehen ist, dass die Erklärung des 
Pfarrers eine Aufforderung zu milden Beijlrägen im Sinne der be- 
zogenen Polizei- Verordnung enthielt, da die Kirchenbesucher zu Lei- 
stungen für den angegebenen Zweck rechtlicli nicht verpflichtet wa- 
ren, und sowohl das Geben überhaupt als namentlich die Höhe der 
Gabe auf der freien Liberalität des Einzelnen beruhte, — in dieser 
Beziehung auch darauf nichts ankomml, dass die Geber, wie das 
zuchtpolizeiliche Urtiieil annimmt, an dem Fortbestehen der Früh- 
messe ein Interesse hatten, und dem Pfarrer eine Wohlthat zu er- 
weisen nicht beabsichtigten ; 

»dass insbesondere nicht mit der Zuchtpolizeikammer in 'der 
erwähnten Erklärung die Forderung eines Honorars für die bestimmte 
Leistung gefunden werden kann , indem dieselbe weder auf ein be- 
stimmtes Aequivalent, noch an bestimmte (verflichtete oder 7.u ver- 
pflichtende) Personen gericlitet war ,' vielmehr ganz allgeiiiein den 
Kirchenbesucher zu freiwilligen Beiträgen für den fraglichen Zweck 
aufforderte, deren Ergebniss ohne kücksicht auf den höheren oder 
niedern Betrag derselben dem Auffordernden ganz zukommen sollte; 

»dass sodann auch die Annahme einem begründeten Zweifel 
nicht unterliegt , dass das auf Veranlassung des Pfarrers von dem 
Küster während des öffentlichen Gottesdienstes durch umhergehen 
von Person zu Person bewirkte Einsammeln von Beiträgen unter die 
bezogenen Bestimmungen der Polizei-Ordnung fällt; 

»dass es für die Anwendbarkeit der letztern auf den Zweck der 
einzelnen Gollecten nicht ankommt; 

»dass nach dem Vorstehenden die Zuchtpolizeikammer, wenn 
sie die Polizei- Verordnung vom 26. August 1853 für den vorliegen- 
den Fall nicht massgebend eraclitete, diese Verordnung durch Nicht- 
anwendung verletzt hat, das Urtueil derselben daher der Cassation 
unterliegt ; 

»In Erwägung zur Sache, dass nach der thatsäehlichen Fest- 
stellung des ersten Erkenntnisses, die von dem zweiten Richter nicht- 
reprobirt ist, die Cassations- Verklagten eine Genehmigung zu der in 
Rede stehenden Aufforderung resp. Sammlung nicht nachgesucht 
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haben, gegen dieselben somit Strafbestimmung des §. 4 der b^öger 
nen Polizei* Verordnung Anwendung findet, und daher ihre Benifiiag 
gegen das erstgenannte vorurtheilende Erkenntniss zu verwerfen ist; 

»Aus diesen Gründen cassirt das Obertribunal, Senat, für Straf- 
sachen, zweite Abtheilung, das Urtheil der Zuchtpolizeikaramer des 
königlichen Landgerichtes zu Bonn vom 18. November 1875 etc.; 

»verwirft sodann, in 3er Sache selbst erkennend, die von den 
Cassations- Verklagten gegen das Urtheil des königlichen Polizeige- 
richtes zu Eckenhagen vom 23. September 1875 eingelegte Beru- 
fungetc.« (Köln. V.-Z. 1876 Nr. 136. II. Bl.; Opp. Bd. 17 S. 105 ft) 

2. Der zweite Fall, welcher besonderes Interesse für die rechts- 
rheinischen bergischen Gegenden hat, wo vielfach in den katholi- 
schen Kirchen das sogenannte Bannopfer üblich ist, kam eben- 
falls zunächst vor dem Polizeigericht zu Eckenhagen zur Verhandlung. 

In der dortigen Pfarrkirche wird seit langen Jahren an sieben 
hohen Festtagen im Jahre jenes Opfer theils durch Herumtragen ei- 
nes Tellers bei den einzelnen Kirchenbesuchem , theils durch Bund- 
gang um den Altar abgehalten. An dem vorhergehenden Sonntag 
wird die Sammlung von dem Pfarrer jedes Mal bekannt gemacht. 
Das öffentliche Ministerium nahm hieraus Veranlassung, 1. den Pfar- 
rer und 2. den Küster vor das Polizeigericht vorladen zu lassen we- 
gen der Beschuldigung, ohne höhere Genehmigung ad 1 zu milden 
Gaben öffentlich aufgefordert, ad 2 solche gesammelt zu haben. In 
der Sitzung vom 9. December 1875 sprach der Friedensrichter unter 
besonderer Berücksichtigung des Umstandes, dass das Bannopfer seit 
langen Jahren stets in derselben Weise an sieben hohen Festtagen im 
Jahre abgehalten worden, und hierin bis in die allerjüngste Zeit 
keine Veränderung eingetreten sei, beide Beschuldigte von Strafe und 
Kosten frei. Gegen dieses Erkenntniss legte der Polizei-Anwalt 
Cassations-Becurs ein. Am 16. März 1876 erliess das Obertribunal 
zu Berlin sein Urtheil , wodurch der angemeldete Recurs verworfen. 
und das freisprechende Urtheil des Polizeigerichtes aufrecht erhalten 
wird; das Obertribunal erwägt: 

»dass die Freisprechung des beschuldigten Pfarrers aus dem 
Grunde gerechtfertigt erscheint, weil, wie der Polizeirichter that- 
sächlich festgestellt hat, das fragliche Bannopfer seit langen Zeiten 
stets in derselben Weise an sieben Festtagen im Jahre abgehalten 
worden, und, hierin bis in die allerjüngste Zeit keine Veränderung 
eingetreten ist; 

»dass nämlich nach §. 3 der Regierungsverordnung vom 26. 
August. 1853 Personen, Vereine und Corporationen, welchen die Be* 
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fagDisd, zo collectireo sowie zu Beiträgen aufzufordern, zusteht, für 
die einzelnen und wiederkehrenden Sammlungen einer besondern Ge- 
nehmigung nicht bedürfen, nun aber zu den erwähnten Personen ins- 
besondere^auch Qeistliche zu zählen sind, welche nach altem Her- 
kommen zu bestimmten Zeiten in der Kirche, sei es für kirchliche 
Zwecke im eigentlichen Siime , sei es für sich selbst , sogen. Opfer 
einsammeln oder einsammeln lassen, indem anzunehmen ist, dass ih- 
nen hierzu zur Zeit des Erlasses der gedachten Verordnung die Be- 
fugnis& z.ugestanden habe; 

»duss es für die Frage dieser Befugniss des Beschuldigten auch 
rechtlich unerheblich «r^cheint, ob derselbe in einer von ihm im 
Jahre 1874 aufgestellten Berechnung des Pfarreinkommens den Er- 
trag dieser Collecte als einen Theil des Gehaltes nicht aufgestellt hat: 

»In Erwägung endlich, dass aus dem gleichen Grunde auch der 
gegen die Freisprechung des beschuldigten Küsters gerichtete Cas- 
sattons-Becurs sich als unbegründet darstellt; 

»Aus diesen Gründen verwirft das königlich^ Obertribunal, Se- 
nat für Strafsachen, zweite Abtheilupg,/ den Cassatlons-Recurs des 
Polizei- Anwalt^ wider das Urtheil des königlichen Polizeigerichtes 
zu Ecken hagefl'Vorii 9. December 1875.« (Köln. V.-Z. ebend.) 

3. Wenn für einen kirchlichen Beamten eine demselben bei 
seiner Ansrtellung zugesagte Leistung bei den Gemeindeangehörigen 
einzusammeln ist, so fällt dieses nicht nntor/ien Begriif einer Colr 
lecte und unterliegt dessbalb nicht den für das Collectiren von der 
zuständigen Staatsbehörde bestimmten Besckränknngai. 

Erkenntniss de« rhänischen Senats des Ob. Trib. r. li. Itfai 1876. 

Der Küster Soddenberg wurde im Octob^ 1^873 von dem 
Kirchenvorstande zu^Frenz als Küster engagirt und ihm in dem Be- 
rufsbriefe für das tägliche Läuten, Sturmläuten etc. eine Natural- 
leistung von bestimmter Höhe; sog. Klepphro^i s^gesagt, welche er 
regelmässig von den Gemeindeangehörigen ein^igmagEKieln habe. Der 
Küster gab demzufolge der Wittwe S. regelmässig 4en Auftrag, das 
Kleppbrod einzusammeln, und die GemeindeangehörJgen gaben ihr 
auch regelmässig ihre Beiträge für den Küster. Gegen Ende des 
Jahres 1875 sammelte Frau S. im Auftrage des Küsters wiederum 
das Kleppbrod ein, und in Folge einer De/iünciatioji wurde sowohl 
der Küster als auch die S. unter der Besehuldigung des ti^ibefugien 
CollecHrms vor das Polizeigericht zu Düren gestellt. Der Polizei- 
richter sprach jedoch die Beschuldigte frei. Gegen dieses ürtheil 
meldete der FoUz^ianwalt den Gassationsrecurs an, in dem er auf 
eine Verfügung der Aaebaner Regierung hinwies, worin unter An- 
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Anderem g«sa^ wird: »Collecten, welche von Haus zu Hans statt- 
finden, bedürfen stets und ganz ausnaJintslos »soweit dieselben nicht 
nachweisbar auf ausdrücklicher landesherrlicher Bewilligung beruhen, 
der vorgänßigen nur von dem Herrn Oberpräsideuten zu ertheilen- 
den Genehmigung!« Das Obertribunal veniv^arf jedoch. den eingeleg- 
ten Cassationsrecurs , indem es in seinem Erkenntnisse ausführte: 
>Zum Begriffe einer CoUecte gehört, dass Beiträge zu irgend einem 
bestimmten Zwecke von solchen Personen eingesammelt werden, 
welche, zu deren Gewährung keinerlei Vh*pflichtung haben, bei wel- 
chen es sich also lediglich um freiwillige Gaben handeln kann, . . 
Es bedarf der Erörterung nicht, ob eine von dem Kirchenvorstande 
dem Küster in dem Berufsbriefe zugesagte Naturalleistung der Pfarr- 
eingesessenen den Character einer prdnungsmässigen Umlage auf den 
Verpflichteten hat , da die auf Orund des Berufebriefes erfolgende 
Gewährung einer solchen Naturalleistung seitens der Pfarreingesesse- 
senen sich jedenfalls nicht als eine freiwillige Gabe im obigen Sinne 
darstellt und daher auch die Erhebung derselben seitens des dazu 
für berechtigt Erklärten, auch wenn sie durch Einsammeln von Haus 
zu Haus geschieht, als ein Collectiren im obigen Sinne nicht ange- 
sehen werden kann.« (Germania 1876 Nr. 131). 

11^ Die sogenannte altkaihoUsche Gesellschaß betreffend. 

Die Gemeinschaft der Altkatholiken fällt vom staatlichen Stand- 
punkt aus unter den Begriff der katholischen ! also einer christlichen 
Kirche im Sinne des St.-G.-B. §. 166. (Vgl'. Opp. Bd. 14. S. 399; 
Bd. 15.. S. 687). Archiv m.M S. 330 ff. Vcring, Lehrbuch des Kir- 
chenrechts S. 435 ff. Note). 

*rk. (Z. IL) V. 12. Juli 1875 c. Wissmann (Opp. Bd. 16. S. 537). 

III, Ueber den sog. Kanzelparagraph (Lex lAitziana). 

1. Einöeistlicher, welcher ineiner Kirche vor Mehreren Angelegen- 
heiten des Staates in einer den Frieden geföhrdenden Weise erörtert, ver- 
wirkt, auch wenn er nicht in Ausübung seines Berufs 'öffentlich vor ei- 
ner Menschenmenge handelte, die Strafe des St.-G.-B. §. 130 a. 

Erk. (Z. IL) V. 28. Januar 1875 c. Krebs (Opp. Bd. 16 S. 89 f.) 
- 2. Das in §. 130 a. des d. B. St.-G.-B. vorgesehene Vergehen 
können Geistliche auch durch Verkündung von Erlassen ihrer Oberen 
begehen. Als Dolus genügt das Bewusstsein von dem den öffent- 
lichen Frieden gefährdenden Inhalt des Erlasses. 

Erk. (Z. n.) V. 10. Juni 1875 c. Caspari (Opp. Bd. 16. S. 443). 

3. Die auf das Verhalten des Staates der Kirche gegenüber be- 
züglichen Massregeln sind Staatsangelegenheiten. — Geföhrdung des 
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öffentlichen Friedens kann darin gefunden werden. Dass die frag- 
lichen Erörterungen geeignet waren, den öffentlichen Frieden zu ge- 
fährden. — Das Bewusstsein einer Gefährdung des öffentlichen Frie- 
dens enthält den erforderlichen Dolus. (St.-G.-B. §. 130 a.) 

Anstiftung mehrerer Personen durch dieselbe Handlung be- 
l^ründet Theilnahme bezüglich aller in deren Folge begangenen straf- 
baren Ha^idlungen in realer Concurenz und folgeweise Anwendung 
der Bestimrpuagen des §. 74 und 79 St.-G.-B.»?. (St.-G.-B. §. 48). 

Erk. (Z. IL) V. 22. Juni 1875 c. Queren (Opp, Bd. 16. S. 478 f.) 

4. Zil den ^öffentlichen Angelegenheiten im Sinne des Vereins- 
gesetzes vom 11. März, 1850 gehören nicht bloss die politischen son- 
dern auch die kirchlichen Angelegenheiten. 

Versammlungen, welche zu kirchlichen und religiösen Zwecken 
stattfinden, sind desshalb grundsätzlich als solche zu betrachten, in 
welchen öffentliche Angelegenheiten erörtert und berathen werden 
und den Bestimmungen des Vereinsgesetzes unterworfen, sofern die 
religiösen Vereine Corporationsrechte haben. 

Erk. (V. II.) V. 11.. Januar 1876 c. Haupt (Opp. Bd. 17. S. 
14 ff.). 

IV. Zeugnissverweigerung wegen Oetcissenshedenken , wegen der 
Pflichten gegen einen geistlichen Oberen, wegen Gefahr sich sonst 

der Excommimication auszusetzen. 

1. Die Pflicht, sich als Zeugen vernehmen zu lassen, wird durch 
Gewissensbedenken des zu Vernehmenden und durch seine Pflichten 
gegen einen (geistlichen) Oberen nicht ausgeschlossen. 

(Verordn. v. 3. Januar 1849. §. 20; KrimrOrd. §. 7. 312.) 
Beschl. (I.) V. 16. Januar 1875 c. den Geistlichen Eath (Opp. 
Bd. 16. S. 53 f ). 

2. Die Abicgung eines gericlitsseitig geforderten Zeugnisses 
kann nicht aus dem Grunde abgelehnt werden, dass sieb dadurch der 
zu Vernehmende der grossen Excommunicatioii aussetzen würde. 

(Verordn. v: 3. Januar 1849. §. 20). 

Beschl. (I.) V. 12. Februar 1875 c. den Geistlichen K. (Opp. 
Bd. 16. S. 124). 

V. Die Grenzen kirchlicher Straf- und Zuchimittel. 

Das Gesetz vom 13. Mai 1873 über die Grenzen des Rechts 
zum Gebrauche kirchlicher Straf- und Zuchtmittel ist in seiner An- 
wendung nicht auf die Laien beschränkt , sondern leidet auch auf 
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Kirchendiener und Kirchenbeamte Anwendung (Ges. v. 12. Mai 1873 ; 
Ges. xl 13. Mai 1873). 

Insoweit dib Excoramunication ein Verbot des bürgerliclien 
Verkehres mit Mitgliedern der Kirche in sich schliesst, gehört die- 
ses Strafmittel nicht dem rein religiösen Gebiete an. 

(Ges! V. 13. Mai 1873. §. 1. Abs. 1.). 

Die Feststellung, dass ein zur Anwendung gebrachtes Zucht- 
mittel nicht dem rein religiösen Gebiete angehöre, rechtfertigt nicht 
ohne Weiteres die Anwendung des Strafgesetzes, solange nicht das 
Vorhandensein der beiden änderen Fälle der Zulässigkeit im ginne 
des §. 1. Abs. 1 des Gesetzes vom 13. Mai 1873 verneint ist. 

(Ges. V. 3. Mai 1873. §. 1.). 

Erk. (V. I.) vom 28. Januar 1876 c. Dr. F. (Opp. Bd. 17. S. 
71 ff.). 

VL Hemmung der Functionen äes Weihbischofs eines vom l'ömg- 
lieh preussischen Kirchengerichtshof ^abgesetzten^ Bischofs. 

Die rechtliche Wirksamkeit der Erkenntnisse des königlichen 
Gerichtshofs für kirchliche Angelegenheiten unterliegt keinem An- 
griff vor den ordentlichen Gerichten. 

(Ges. V. 12. Mai 1873. §. 35.) 

Ein Weihbischof übt biscliöfliche Rechte nur im Auftrag des 
Diöcesanbischofs aus. .Seine Befugniss dazu, z. B. zu Firmungen über- 
dauert daher die Amtsentlassung des Diöcesanbischofs nicht, üeber- 
haupt dürfen im Fall der Erledigung, eines bischöflichen Stuhls' die 
gesammten mit dem bischöflichen Amte verbundenen Rechte, sowohl 
die des ordo als die der jurisdictio, von Niemanden ausgeübt werden, 
solange nicht den §§. 2. und 3. des Gesetzes vom 20. Mai 1874 ge- 
nügt ist. 

(Ges. V. 20. Mai 1875. §§. 1 und 4.) Erk. (Z. I) v. 4. Juni 
1875 c. Janiszewski (Opp. Bd. 16. S. 427 ff.). 

VII. Zur, Anwendung der Gesetze vom 11. Mai 187 S und 21. Mai 
1874j betreffend Vorbildung und Anstellung d,er Geisttichen. 

Wir verweisen hier auf die bereits im Bd. 33. des Archivs S. 
397 ff. zusammengestellten Entscheidungen des Obertribunals über 
32 Streitfragen und ergänzen dieselben durdh einige ältere und die 
seitdem ergangenen neuen Entscheidungen. 

{Geistliches Amt und geistliche Amishandlungen und üebertragung 

solcher). 
1. Geistliche, welche in Gemässheit der Landesgesetzgebnng 
die Kirchenbücher als Civilstandsregister fähren oder aus denselben 
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unter dem Kirchensiegel als Pfarrer etc. Auszüge ertheilen, überfein 
öfifentlicbes Amt aus. Tbun sie dieses, obgleich ihnen das Pfarr- 
amt nicht in Gemässheit. der geltenden Staatsgesetze übertragen ist, 
so verwirken sie nicht die Strafe eines Landesgesetzes (z. B. des 
Preussischen Gesetzes vom 11. Mai 1873), sondern die des^ deutschen 
Strafgesetzbuches §. 132: Entscheidung vom 10. Juni 1874 c. Sie- 
vers (Vgl. die Maigesetze . . in der Auffassung des Obertribunajs 
Münster 1876 S. 64 f.). 

2. Ein geistliches Amt ist kein »öffentliches Amt>« ein Geist- 
licher kein »Beamterc im Sinne des Strafgesetzbuchs. (Vgl. auch 
Entscheidung der 2. Abtb. des Obertribunals vom 28. Mai 1874 c. 
Niessen, (Opp. Bd. 15. S. 335; Archip Bd. 33. S. 397 ff. Nr. 2. 
15^ 27«) Das Gegentheil ist kber anzunehmen, insofern ein Geist- 
licher nach den Landesgesetzen zur Führung der Kirchenbücher als 
Civilstandsregister berufen Jst. 

Erk, des Obertribunala v. 12. November 1874 c. Komper (S. 
61 ff. der cit. Sehr, die Maigesetze etc.). 

3. Nicht jede geistliche Function, zu welcher die Priesterweihe 
befähigt, ist eine »Amtshandlung.« — Andrerseits ist eine solche 
auch nicht' durch ein Handeln in einem Amte bedingt. Es genagt, 
wenn eine geistliche Handlang objectiv ihrem Wesen und ihrer äus- 
sern Erscheinung nach sich als Ausfluss der Ausübung eines geist- 
lichen Amtes, darstellt; dann ist nicht erforderlich, dass der Geist- 
liche dabei auch subjectiv in Ausübung eines solchen Amts handle. 

Die Vornahme einer geistlichen Handlung in einer einem Pri- 
vaten^gehörenden Kirche, in der Eigenschaft eines Privatgeistlichen 
des Letzteren kann als »Amtshandlung« angesehen werden, wenn sie 
nicht auf den häuslichen Kreis jenes Privaten beschränkt blieb, son- 
dern in der Weise geschah, dass dem Publikum der Zutritt zur 
Kirche gestattet wurde, und dass durch sie das Bedürfniss desselben 
zur Theilnahme an diesen Handlungen seine Befriedigung fand. 

(Ges. V. 21. Mai 1874. Art. 2.): Erk. (Z. 2.) v. 25. Februar 
1875 c. Bispink (Opp. Bd. 16. S..149 ff., Maigesetz etc. S. 7. 3 ff.). 

4. Für die Beantwortung der Frage, ob das Lesen einer stillen 
Messe eine »geistliche Amtshandlung« sei, ist die Absicht des be- 
treffenden Geistlichen nicht allein entscheidend es kommt vielmehr 
auch auf- die Erscheinungsform dieser Function dem Publicum, be- 
sonders den Gemeindegliedern, gegenüber an. 

(Ges. V. 11. Mai 1873 §. 23.) ErL des Obertribunals (V.IL) 
V. 4. März 1875 c. Hejrers. (Opp. Bd. 16. S, 184 f.; die Maige- 
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setze etc. S. 78,) Vgl Archiv Bd. 33. S. 399. Nr. 19, die Maige- 
setze etc. S. 97; Archiv a. a. 0. Nr. 21., ebendas. Nr. 23. 24., 
Maigesetze etc. S. 81 ; Archiv a. a. 0. Nr. 15, 23; Maigesetze S. 77. 
und das Erk. v. 25. Februar 1875 c. ßispink unter dem hier vor- 
hergehenden Nr. 3, Maigesetze S. 73. 

5. Eine geistliche Fnnejbion hat den Gharacter einer »geist- 
lichen Amtshandlung,« sobald sie objectiv die Natur einer Hand- 
lung an sieh trägt, durch welche regelmässig der Inhaber eines geist- 
lichen Amtes das religiöse B^dürfniss der Gemeindemitglieder zu be- 
friedigen pflegt, sollte auch die Absicht des Geistlichen hierauf nicht 
gerichtet gewesen sein. . 

(Ges. Y. 3. Mai 1873. §. 23. Vgl. das vorhergehende Erk. v. 

4. März 1875). 

Die Strafbarkeit eines Geistlichen, welcher geistliche Amtshand- 
lungen vorgenommen hat, ohne den im Gesetz vom 21. Mai 1874, 
Art. 2. geforderten Nachweis fuhren zu ktonen, ist nicht dadurch 
bedingt, dass jene Amtshandlungen »in einem Amte« vorgenom- 
men seien. 

(Ges. V. 21, Mai 1874. Art. 2:) Erk. (Z. IL) v. 6. April 1875 
c, Feihen (Opp. Bd. 16. S. 267 ff.; die Maigesetze etc. S. 88 f.). 

6. Die Wahrnehmung der Functionen eines geistlichen Amtes 
durch einen im Voraus bestellten Stellvertreter ist nicht durch eine 
neue der Anzeige bedürfende Anstellung oder Beauftragung bedingt. 

(Ges. V. 11. Mai 1873. §. 3. Vgl. das Erkennt, v. 8. October 
1874 im Archiv Bd. 33. S. 398 f. Nr. 13.) Erk. des Obertribunals 
(Z. II.) V. 4. Mai 1875 c. M. und St. (Opp. Bd. 16. S. 337 f.; die 
Maigesetze S. 35 ff.) 

7. Die Genehmigung der Anstellung eines Geistlichen ist, 
wenn sie den gesetzlichen. Vorschriften zuwider erfolgte auch dann 
strafbar, wenn sie nicht auf die Uebertragung eines bestimmten 
Amtes gerichtet, sondern in der Form einer generellen Ermächtigung 
zu geistliclien Amtshandlungen ertheilt war. 

(Ges. V. 11. Mai 1873. §. 22.) Erk. (V. U.) v. 4. Mai 1875 c. 
M. (Opp. Pd. 16. S. 338 flf ; die Maigesetze etc. S. 31 ff.). 

8. Die bischöfliche Verleihung einer Urkunde über den recht- 
lichen Besitz einer Pfarre an den bisherigen Administrator derselben 
enthält die Uebertragung eines geistlichen Amtes. 

(Ges. V. II. Mai 1873. §. 1., 22); Erk. (Z. IL) v: 28. Mai 
1875. c. Erementz. (Opp. Bd. 16. S. 397 f.; die Maigeselze etc. 

5. 33.) 

9. Die Strafbarkeit eines Geistlichen aus Art, 2, des Ge8et2;e8 
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vom 21. Mai 1874 hängt lediglich davon ab, dass er Amtshand- 
lungen vornimmt, ohne den vorgeschriebenen Nachweis tühren zu 
können. Die vorgenommenen Handlungen müssen sich objectiy ^Is 
geistliche Ämtshandlungen darstelteu. 

Ert. (Z. II.) V. 17. Juni 1Ö75 c. Stracke (Opp. Bd. 16. S. 
460 ff. ; die Maigesetze etc. S. 90 f.) 

10. Die llebertragung der Vertretung durch vertragsmässige 
Annahme eines ständigen Aratsgehülfen von Seiten eines katholischen 
Pfarrers ist erst in der Ertheilung der gesetzlich erforderlichen Ap- 
probation des geistlichen Oberen zu finden. 

(Ges. V. 11. Mai 1873. §. 23; Ges. v. 21. Mai 1874 Art. 2; 
A. L. R. n. 11. §. 510. 513.) Erk. (Z. I.) v. 18. Juni 1875 c. 
Bak (Opp. Bd. 16. S. 465 ; die Maigesetze S. 34.). - 

11.. Eine von einem Geistlichen, welcher den Nachweis ge- 
setzlicher Berufung zu einem dazu ermächtigenden Amte nicht führen 
kann, gelesene stille Messe, ist nicht unter allen Umständen als 
geistliche Amtshandlung anzusehen. Ob es im Einzelfall anzuneh- 
men sei, ist aber nicht Mos nach der Absicht des Geistlichen, son- 
dern nach der äusseren Art und Erscheinungsform des Messelesens 
zu beurtheilen. 

(Ge?. V. 21. Mai 1874. Art. 2; Vgl. Opp. Bd. 15. S. 172, 
353, 867.) Erk. (V. IL) v. 8. Juli 1875 c. Schneiders. (Opp. Bd. 
16, S. 526 i; die Maigesetze S. 79 f.). 

12. Ob das Lesen einer stillen Messe als eine geistliche Amts- 
handlung anzusehen sei oder nicht , unterliegt selbst dann, wenn 
jenes in Gegenwart von Gemeindemitgliedern geschah, lediglich der 
thatsäch liehen Beurtheilung des Instanzrichters. 

(Ges. V. 11. Mai 1873. §. 1—3. 23.; Ges. v. 21. Mai 1874)* 
Erk. (Z. IL) V. 7. October 1875 c. Feldmann (Opp. Bd. 16. 
S. 638 ff.; die Maigesetze S. 79). 

13. In der Regel kann ein Kaplau aus eigenem Rechte die 
eigentlichen — pfarramtlichen — Handlungen (Taufen, Beerdigungen 
ete.) nicht vornehmen, vielmehr bedarf er dazu der Ermächtigung 
des Pfarrers. 

(Ges. vom 21. Mai 1874. Art. 2.) 

Erk. (V. -IL) V. 28. October 1875 c. Brügge (Opp. Bd. 16. S. 698.) 

14. Die Ertheilung einer approbatio pro cura Seitens eines 
geistlichen Oberen ist ah die Genehmigung der üebertragung eines 
geistlichen Amtes anzusehen. Der Geistliche , welcher auf Grund 
einer solchen Approbation geistliche Amtshandlungen vof nimmt, ohne ^ 
dass die Vorschriften der §§. 1 — 3. des Gesetzes v. 11. Mai 1873 
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beobachtet sind, verwirkt die Strafe des cit. Ges. v. 11. Mai 1873. 
§. 23. (Vgl. Opp. Bd. 16. S. 339). 

Erk. (V. iL) V. 21. October 1875 c. Gierse (Opp. B. IG. S. 
679 ff.; die Maigesetze etc/ S. 43.) 

15. Die St[afbarkeit der üebertragung eines geistlichen Amtes 
durch den geistlichen Oberen setzt das Bewusstsein voraus, dass sie 
eine solclie sei, die unter das Strafgesetz falle. 

(Ges. V. 11. Mai 1873. §§. 15. 22.; Str.-G.-B. §. 59. [n. 6.]) : 
Erk. (Z. IL) V. 25. November 1875 c. Giese. (Oppenb. Bi 16. S. 
754 f.). 

16. Der Geistliche , welcher den Religionsunterricht an einer 
öffentlichen Volksschule ertheilt, übt — wenigstens im Gebiete des 
A. L. B/s — ein öffentliches Amt aus (St. G. B. §. 132). Auch 
der in der Kirche abgehaltene Religionsunterricht kann nach den 
Umständen des Falles als Religionsunterricht an der öffentlichen 
Volksschule anzusehen sein. 

Erk. V. 6. Januar 1876. c. Zarmba (Opp. Bd. 17. S. 10 ff.; 
Maiges. etc. S. 71.) . 

17. Die Amtshandlungen eines örtlich nicht zuständigen Geist- 
lichen unterliegen nicht nur der disciplinarischen Ahndung, sondern 
der strafgerichtlichen Verfolgung. 

Beschluss des Obertr. v. 26. Januar 1876. c. P. (Maiges. etc. 
S. 83 f.; Opp. Bd. 17. S. 58 ff.) 

18. Ein Gehälfe des Pfarrers , welcher geistliche Amtshand- 
lungen an einer Pfarrkirche vorniihmt, an der das Pfarramt selbst 
seit mehr als Jahresfrist erledigt ist, fallt nur dann unter die Vor- 
schrift des §. 23. Abs. 2. Ges. v. 11. Mai 1873, wenn er diese 
Handlungen nicht kraft eigenen Rechts, sondern in. Ausübung der 
Rechte des Pfarrers vornimmt. 

Nach der Entwickelung, welche das canonische Recht seit den 
Beschlüssen des Tridentiner Concils über die Stellung der Pfarrge- 
hülfen zum Pfarrer durch Gewohnheitsrecht und Diöcesanstatuten 
genommen hat, gibt es in manchen Diöcesen Kapläne oder sonstige 
PCarrgehulfen, welche ein eigenes neben dem Pfarramte bestehendes 
kirchlicliea Amt bekleiden. 

Für die Frage , ob im einzelnen Falle ein Pfarrgehülfe ein 
derartiges Amt bekleidet oder lediglich als ein der Person des 
Pfarrers beigegebener Hülfsgeistlicher anzusehen ist, ist nicht der 
Umstand, dass er durch den Bischof ernannt worden, sondern die 
Beschaffenheit seiner Stelle entscheidend und hierbei insbesondere 
auf den Inhalt der Bestallungsurkunde , auf die Verbindung eines 
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besonderen bem^ficium mit der Stelle, sowie auf den Entwickelnngs- 
gang, wekhen die Stellung der Hülfsgeistlichen im Allgemeinen 
nach Gewohnheitsrecht oder besonderen Statuten in «der betreffenden 
Di5cese genommen hat, Gewicht zu legen. 

Erk. des Obertr. v. 3. Februar 1876 c. Bresser (Maiges. etc. 
S. 49 ff. ; Opp. Bd. 17. S. 82 ff.) 

19. Das geistliche Amt ist als solches nicht unter den öffent- 
lichen Aenjjern des §. 132. St. G. B.'s begriffen. Auch der beson- 
dere Kechtszustand" in dem ehemaligen Kurhessen berechtigt nicht 
zu einer entgegengesetzten Annahme. (St. G. B. §. 132.) 

Erk. (Z. I.) V. 4. Februar 1876 c. B. (Opp. Bd. 17. S.89 ff.; 
Maigesetze etc. S. 60.) ^ 

20. Die Vornahme einzelner Amtshandlungen eines Geistlichen^ 
in einer Nachbargemeinde ßlllt unter den Betriff einer Hülfsleistung 
im Sin^ des Ari 2. des Ges. v. 21. Mai 1874. 

Eärk. des Obertr. (V. I.) v. \C\ Februar 1876 c. Rakowski (Mai- 
gesetze etc. S. 84 ff.; Oppenh. Bd. 17 S. 114). 

21. Die üebertragung eines geistlichen Amtes seitens eines 
geistliclH^n Oberen ist nicht nnr in der ausdrücklichen Ertheilnng 
eines Auftrages, sondern auch in der stillschweigenden Genehmigung 
der freiwilligen Uebernahme einzelner Amtshandlungen zu linden, 
und eine derartige «tiilschweigende Üebertragung ist desshalb auch 
strafbar, wenn sie den maigesetzlichpu Vorschriften widerspricht. 
Ebenso ist die den maigesetzlichen Vorschriften widersprechende Ge- 
nehmigung einer Üebertragung strafbar, nicht nur wenn die üeber- 
tragung durch einen, berechtigten Dritten (Patron), sondern auch wenn 
sie durch einen Unberechtigten erfolgt. (Vgl. Germ. 1876 Nr. 148.) 

Erk. des Obertr. (V. I.) vom 1. März 1876 c. Kopp, Frohms 
und Vogt (Maiges. etc. S. 30 ff.; Opph. Bd. 17. S. 152 ff.) 

22. Das »Vicariiren« eines angestellten Geistlichen in benach- 
barten Amtsbezirken ist als »Stellvertretung oder Hülfsleistungc im 
Sinne des Gesetzes vom 11. Mai 1873 zu erachten und bedarf dem- 
nach der staatlichen Genehmigung , widrigenfalls der betreffende 
Geistliche strafbar ist , gleichviel ob er mit Autorisation seines 
geistlichen Oberen, oder ohne eine solche vicariirte. 

Erk. des Obertr. vom 1. März 1876. c. Kopp u. Gen. (Maiges. 
etc. S. 84.) 

23. Das Spenden der Sterbesacramente gehört an sich zu den 
pfarramtlichen Handlungen und bedarf des Nachweises von Seiten 
des spendenden Geistlichen, dass ihm unter Beobachtune der staats- 
gesetzlichen Vorschriften ein selbstständiges Amt als Kaplan oder 
sonstiger Hülfsgeistlicher verliehen worden sei, mit welchem die 
Befugniss zur Vornahme jener Function — unabhängig von dem 
Auftrage des Pfarrers — verbunden ist. 

Erk. des Obertr. vom 9, März 1876 (Maiges. etc. S. 83.) 

24. Die Abhaltung von Hausandachten, bei welchen sich nur 
die Familienglieder unter Ausschluss aller anderen Personen und der 
Oeffentlichkeit betheiligen, fällt nicht tmter den Begriff der »geist- 
lichen Amtshandlungen.« (Ges. vom 21. Mai 1874. Art. 2.): 
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Erk. (Z. II.) V. 9. März 1876 e. Gierse (Oppenh. Bd. 17. S. 
190. Vgl. ebend. Bd. 16. S. 149.). 

25. Das Haltfn einer Predigt, das Verlesen eines päpstliclieu 
Erlasses und die 'Erläuterung eines solchen in der Kirclie von Sei- 
ten eines katkolischen Geistlicbeir ist eine Handlung, tielche sieh 
unter allen Umständen als Ausfluss eines geistliclien Amtes dar- 
stellt und welche nur von einem vorschriftsmässig berufenen Geist- 
lichen vorgenommen werden kann. 

Erk. des Obertr. (Z. II.) v. 9. März 1876 c. Sievering (Maiges. 
etc. S. 82 f.; Opp. Bd. 17. S. 192.) 

26. Nach canonischen Grundsätzen ist es statthaft, einem er- 
krankten Pfarrer einen mit der vollen Seelsorge ausgestatteten 
Stellvertreter zur Seite zu stellen, und diesem auch sofort für den 
dereinstigen Fall der Erledigung der Pfarrstelle die Administration 
dieser letzteren zu- übertragen. 

Erk. des Obertr. vom 16, März 1876 c. Lüns, übereinstim- 
mend mit Erk. des Obertr. vom 8. Ociober 1874 c. Martin. Vergl. 
Archiv Bd. 33. S. 398 (Maiges. etc. S. 38 ff.). 

27. Die in dem Gescfaäftskreis einer anderen geistlichen Stelle 
verrichteten Amtshandlungen eines rite angestellten Geistlichen, zu 
welchen derselbe in Folge eines alten ßranchs alljährlich zu einer 
bestimmten Zeit zugezogen war, sind/ als ein Aufluss seiner eigenen, 
ihn zufolge des Herkommens zu einer derartigen Hülfsleistung er- 
mäohtigeaden Amtes zu erachten u id fallen des^balb nicht unter die 
raaigesetzlichen Straf bestimmungen. 

Erk. des Obertr, vom 16. März 1876 c. Graf und Gen. (Mai- 
ges. S. 86 ff.). ^ Man sehe auch den Artikel im Mainzer Journal 1876. 
Nr. 62: Verschiedene Entscheidungen in derselben Angelegenheit«). 

28. Das Herüberbringen des Ciboriiims aus einer Kirche in 
eine andere Kirche ist nicht als eine geistliche Amtshandlung anzu- 
sehen, wenn dasselbe imr in Befolgung einer desfallsigen Vorschrift dejr 
katholischen Kirche im Auftrage des Bischofs zum SchutJt^ des Sarfc- 
tissimum geschieht, mitbin keineswegs eine den religiösen Bedurf- 
nissen der Gemeindeglieder dienende gottesdienstliche Handlung ist. 

Erk. des Ober.Trib. v. 6. April 1876 c. Richartz. (K. V. Z. 
1876. Nr. 171. II. Bl.). 

29. Unter einem >Coadjutor oder Cooperator« in einer katho- 
lischen Diöcese oder Pfarre ist rechtlich ein Hülfsgeistlicher zu ver- 
stehen, welcher den Bischof oder Pfarrer zu unterstützen hat und 
dessen Functionen , wenn nicht im einzelnen Falle j^ie Bestellung 
auch über den Tod des 7m vertretenden Ptarrers erfolgt ist, mit dem 
Tode des Ffarrers resp. Bischofs erlischt Die vor |!manation der 
Maigesetzfe ang«»stellten Coadjutoren oder Cooperatbren bedürfen da- 
her nunmehr nach dem Tode d^ Bischofs oder Pfarrers^ an dessen 
Seite sie gesetzt sind, zur fernerf'^ Ausübung ihrer geistlichen Thä- 
tigkeit der staaüiche^i Genehmigung. ^ P / 

Erk. des Obertr. vom 18. Mai 1876 c, Kaplan Strickmann 
(Germania 1876, Nr. 128, 129). 
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X. 

Zum preussischen Gesetz, betreffend die Einstellung der 

Leistungen aus Staatsmitteln fUr die römisch-katholischen 

BisthUmer und Geistlichen vom 22. April 1875, 

von Lic. Pfarrer Auyhstin Swientek in Czarnowanz. 

la der Einleitung zu den Motiven des genannten Gesetzes 
werden die in der Bulle De salnte animarum staatlicb^rseits über- 
nommenen Verpflichtungen resp. Leistungen , welche in Folge der 
Säcularisation der reichen geistlichen Güter als rechtliche Gegen- 
leistung zugesichert wurden und theil weise zur Sicherung auf Staats- 
Domänen (Waldungen) eingetragen werden sollten , dem Majestäts- 
recht gegenüber als nicht verbindlich erklärt , so dass dieses 
Majestatsrecht die genaue Befolgung aller Landesgesetze in sich 
schliesst und jede anderweitige Rechtskraft z. B. die eines Vertra- 
ges ausschliesst. 

Wäre die versprochene Hypothecirung der Dotationen erfolgt, 
so hätte die Kirche den Ausfall jetzt nicht tragen dürfen. Nach §. l. 
werden sämmtliche für die Bisthümer, die zu denselben gehöri- 
gen Institute und die Geistlichen bestimmten Leistungen aus Staats- 
mittein eingestellt. Zu den Staatsmittt^In gehören auch die unter 
dauernder Verwaltung des Staates stehenden besonderen Fonds. Es 
lässt sich begreifen, wenn es demgemäss in den Motiven heisst: Der 
Staat ist ebenso berechtigt als verpflichtet, bis dahin,' dass der rö- 
misch-katholisclie Klerus zum Gehorsam gegen die Gesetze zurück- 
kehrt, ihm zunächst alle diejenigen Mittel zu entziehen, welclie er 
selbst bisher zur Unterhaltung dieses Klerus beigetragen hat. Die- 
ser Grundsatz bilde die selbstverständliche Voraussetzung fnr alle 
Leistungen des Staates an die katholische Kirche, auf welchem 
Rechtsgrunde immer dieselben beruhen. 

Es ist aber schwer zu begreifen, wie z. B. Fundations-Gefälle, 
welche meistens ausdrücklich in den Fundations- Urkunden unter 
geistliche Verwaltung gestellt und von besonderen Verrichtungen an 
einer bestimmten Kirche abhängig gemacht sind, von diesem Gesetze 
betroffen werden. 5/aa^*Ieistuugeu sollen eingestellt werden, nicht 
Leistungeu einzelner Bürger, welche durch besondere feierliche Ur- 
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künden die Verwendung ihres Vermögens bestimmten und unter den 
Rechtsschutz des Staates stellten. Olt sind es sogar Bürger anderer 
Staaten. Das Maj es täts- Recht verlangt vielmehr, dass das Vertrauen 
der Fundatoren gerechtfertigt und ihr Wille erfüllt werde. Die 
etwaige Nichtbeobachtuno; eines seinem Gewissen widerstrebenden 
Gesetzes verletzt beim Geistlichen, ebensowenig die Majestäts-Treue 
wie beim Ofifizier, der das gesetzlich verbotene Duell annimmt. 

Die sogenannten StaatsleistHageu sind doch blos geringe Pro- 
cente vom säcularisirten Kirchengut; sofern sie aber Fundationsge- 
fälle sind, mus's der Staat dafür sorgen, dass der Wille der Funda- 
datoren erfüllt werde. Ihr Recht kann nicht verjähren, nicht durch 
spätere Gesetze aufgehoben werden, so lange Gesetze keine rück- 
wirkende Kraft haben. Wie sollte noch Jemand eine neue Funda- 
tion machen wollen, wenn solche -Sperrungen erfolgen? In Preussen 
gibt es manche österreichische Fundation, z. B. die josephinischen 
Cnratien. Als Schlesien an Preussen fiel, wurde die Verwaltung der 
von Kaiser Joseph für die ihres Kirchenguts entblössten Katholiken 
bestimmten Gelder, 200,000 fl., «nter Aufsicht der geistlichen Be- 
hörde in Breslau gestellt. Mehrere geistliche Gehälter wurdeit von 
den Zinsen dieses Capitals gezahlt — auch diese sind jetzt einge- 
stellt, falls nicht die von dem neuen Gesetz geforderte Gehorsams- 
Erklärung abgegeben ist. Es wird aber in derselben die Befolgung 
aller Gesetze, nicht nur der gegenwärtigen , sondern auch der zu- 
künftigen verlangt, nicht etwa blos im Allgemeinen die Unterwer- 
fung unter die Gesetze und Anerkennung derselben , welche nicht 
versagt wird. Die staatsrechÜicJie Gültigkeit der Gesetze bestreitet 
die Kirche nicht. Die Rechtsregel: Odia restringi, favores convenit 
ainpliari, dass in zweifelhaften Fällen za Gunsten des Besitzenden 
und Bedrohten entschieden würde und im Gesetze nur enthalten 
sei, was unter die Worte des Gesetzes fällt, scheint auf das vorlie- 
gende Gesetz keine Anwendung zu finden. Der Staat tordert Lei- 
stungen von den geächteten Geistlichen, z. B. Berichtigung seiner 
neuen Standesregistei* u. s. w, , er verweigert aber den von ihm in 
Anspruch Genommenen jede Leistung. Ein Beispiel möge genügen: 

Der Pfarrer, des Klosterdorfes Gzarnowänz, in dem früher Klo- 
flterprobst und Ortspfarrer nur eine Person war , wurde nach der 
Säcularisation des sehr reichen Prämon^tratenserklosters , nicht mit 
Land, welches damals wenig Werth hatte, sondern mit Geld dotirt, 
für diese Dotation aber zu hundert Messen jährlich verpflichtet, um 
Fundationen, deren Capitalien der Staat einzog, zu genügen. In 
Folge des Gesetzes wird nun das Geld verweigert , der Genuss von. 
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Ländereien altßr ^ welche jetzt grösseren Werth haben , bleibt unge* 
stört. Die Geistlichen , welche in Land und also besser dotirt 
sind, behalten ihr Einkommen. Der Kirchen vorstand fordert von 
der für die Eirchenkasse bestimmten Dotation wenigstens so viel als 
zur Persolvirnng der qa. Messen nöthig ist. Die Königliche Regie- 
rung zn Oppeln erwiedert unterm 17. August 1875: dass die. in 
Folge des Gesetzes von der Einstellung der Staatsleistungen betrof- 
fenen Geistliibhen nieJU behindert sind (P), diejenigen geistlichen Ver- 
ricktungen vorzunehmen, welche sich als Oegenleishwgm darstellen 
und dass auch die Wiederaufnahme der staatlichen Leistungen nach 
§. 6. des Gesetzes von dem Entschlüsse der Geistlichen abhäfigig ist! — 
Ein Becurs beim Gultusminister hebt hervor, dass die Erfüllung der 
alten Fundationen nicht von einer zukünftigen schriftlichen Zusage 
eines unbedingten Gehorsams für äüe Fälle, zu dem sich ein gewis- 
senhafter Priester nicht entschliessen könne, abhängig sein dürfe. 
Die Ministerial- Antwort vom 5. April 1876 lautet: »dass durch das 
Gesetz alle Leistungen aus Staatsmitteln an die Geistlichen einge- 
stellt sind, ohne Rücksicht auf welchen Rechtstiteln sie beruhen und 
ob mit dem Bezüge derselben die Verpflichtung zu bestimmten 
geistlichen Verrichtungen verknüpft ist.« Fundationen also gelten 
als Staatsmittel und der Arbeiter ist seines Lohnes nicht werth! 
Wenigstens müsste doch für anderweitig^ Erfüllung der Fundationen 
gesorgt werden. Nun wird dem Pfarrer, der für die frühere , dem 
Fiscus geräumte grosse Prälaturwohnung , eine sehr mangelhafte, 
deren Unterhaltung der Kirchengemeinde oblag, erhalten, diese letz- 
tere gewaltsam genommen. Die. Schulgemeinde bietet in dem von 
ihr allein, mit alleiniger Hülfe der KirchencoUecte, -erbauten Schul- 
gebäude, in dem eine leere W^ohnnng steht, dem Ortspfarrer und 
Schulrevisor eine vorläufige Wohnung. Die Königliche Regierung 
verbietet unterm 2^. Januar 1876 die Einräumung dieser Wohnung 
in einem Volksschulgebäude , dessen Benützung unter staatlicher 
Aufsicht stehe, als eine mit der Bedeutung des Gesetzes in Wider- 
spruch stehende Massregel. Eine Beschwerde beim Cultusministe- 
rium beklagt eine solche Ausdehnung des Gesetzes auf ein Gebäude, 
zu dem der Staat keine Mittel beigetragen, während früher die 
Ortspfarrer sowohl die Schul- als Pfarrgeb^ude allein ohne Betbeir 
ligung des Volkes herstellten. Röppel's Zeitschrift, Jahrgang 1858, 
schreibt über Propst Scrabo in Czarnowanz: benefactor magnus, 
dass er nach Zerstörung fast der ganzen Gegend durch die Schwe- 
den, Alles nebst Kirche und Pfarrei neu baute, nicht mit Staats- 
mitteln Preussens. Eben so viel Neubauten vollendete im Anfange 
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des Jahrhunderts nach dem Zeugniss des Nekrologs im Martyrologiom 
der letzte Prälat Herrmann Erusche, dessen Namen noch aber der 
Thüre der Schule stand. Das - Ministerium antwortete durch die 
Regierung, der Pfarrer hätte ja unterdessen in dem von ihm ge- 
pachteten Klostergebäude Wohnung gefunden , die Sache sei somit 
erledigt! — 

Es lag indessen gerade daran, den . fieclitsstandpunkt festzu- 
stellen. Der Rechtsweg ist durch das Gompetenzgesete, welches die 
Klage gegen die Verwaltungsbehörden, welche ein Gesetz ausfuhren, 
nicht zulässt, abgeschnitten. So ist denn die Lage der Geistliehen 
eine bedauernswerthe ; sollten sie auch nach Wunsch das Verspre- 
chen — Alles zu befolgen — geben, so droht doch der Paragraph: 
Wer die schriftlich erklärte Verpflichtung widerruft oder ihr zu- 
wider bündelt, ist durch gerichtliches ürtheil aus seinem Amte zu 
entlassen. 

(In der Berliner Germania 1876 Nr. 128. findet man eine 
Reihe anderer Illustrationen zur unqualificirbaren Art der Ausfftb- 
rung des unqualificirbaren sog. Sperrgesetzes). 
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XI. 

Zur AusfOhrung des preussischen Kirchenvermügens-Yer- 
waltimgsgesetzes vom 20. Juni 1875. 

(Vgl. Archiv Bd. 34. S. 167 ff., Bd. 35. S. 161 ff.) 

Erlass des preussischen Culttismimsters v. 8. Mai 1876. 

»Ew. Hochwoblgeboren erwidere ich auf den gefölligen Bericht 
vom 15. V. M. ergebenst, dass ich ans dem wieder beifolgenden 
Schreiben des Erzbischofs von Köln vom 6. d. M. keine Veranlassung 
habe entnehmen können^ in der von mir auf Grund des §. 60 , Ab- 
satz 1 des Gesetzes vom 20. Juni v. J. in meinen Erlassen vom 7. 
December v. J. und 13. Januar d. J. getroffenen Anordnung, dass 
der eine der dr^i Schlüssel zu der Kirchenkiste nicht von dem Pfarrer 
oder dem Geistlichen, sondern von einem der Kirchen- Vorsteher in 
Verwahrung zu nehmen sei, eine Aenderung eintreten zu lassen. 
Die Nothwendigkei t dieser Anordnung ergab sich von selbst aus 
meinen früheren Erlassen vom 25. September (Archiv Bd. 35. S. 168 f.) 
und 15. November V. J. >), wonach der Pfarrer oder ein anderer 
Geistlicher nach den jetzt massgebenden Vorschriften des Gesetzes 
vom 20. Juni v. J. nicht berechtigt ist, sich an den Geschäften der 
in §. 10. des Gesetzes bezeichneten Kassen-Verwaltung und Rech- 
nungsführung zu betheiligen. Hiernach würde es, da die Kirchen- 
kiste zur Niederlegung der haaren Gelder, der geldwerthen Papiere, 
der Effecten und der sonst zu dem kirchlichen Vermögen gehöriegn 
Urkunden und Documente dient, ihre Verwaltung also einen wesent- 



1) Es ist ohne Zweifel der Minister.-Erlass vom 15. November 1875, des- 
sen Inhalt in dem nachfolgenden Schreiben des Oberpräsidenten der Rheinpro- 
vinz augegeben ist: »Koblenz den 29. März 1876. In der von Ew. Erzbischöf- 
lichen Gnaden, nnter dem 3. November v. J. erlassenen, die Ueberleitnng der 
Verwaltung des Kirchenvermögens in die Hand der neuen Kirchenvorstände 
betreffenden Verfügung, mit welcher* ich mich nachträglich einverstanden erklärt 
habe, ist angeordnet worden (cfr. 1.2 litt. d. derselben), dass die drei Schlüssel 
der Kirchenkiste bis zu anderweitiger Anordnung von dem Vorsitzenden und dem 
Bendanten des neuen Kirchenvorstandes und von dem Pfarrezu bewahren seien. 
Der Herr Minister der geistlichen Angelegenheiten hat jedoch kürzlich Ent- 
scheidung dahin getroffen, daes der eine der drei Schlüssel zu der Kirchenkiste 
9ticM von df^nt rfnrrrr oder dem Geistlichen, welche nach §.10 des Gesetzes 
vom 20. Juni v. J. sich mit- der Kassenverwaltung und der Rechnungsführung 
nicht befassen sollen , sondern von einem der Kirchenvorsteher in Verwahrung 
zu nehmen sei. Mit Rücksicht auf die geditthte, gemäss §. 60 1. c. ergangene 
Entscheidung muss daher, wie Ew. Erzbischöflichen Gnaden mitzutheilen ieh 
mich ganz ergebenst beehre, die in Rede stehende Bestimmung für modificirt 
erachtet werden. Der Ober-Präsident der Rheinprovinz. An den Grzbischof von 
Köln, Herr Dr. Melchers.« 

Man verbinde damit die gute Kritik dieses Erlasses in der Kölnischen 
Volksieitung 1876. Nr. 111. I. Bl 
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liehen Theil der Kassen- und BechnungsfQbrung bildet , einer wei- 
teren Prüfung darüber, ob der Pfarrer oder ein anderer Geistlicher 
nach den früher in Geltung gewesenen Bestimmungen das Recht ge- 
habt habe, den einen der drei Schlüssel zur Kirchenkiste in Verwah- 
rung zu nehmen, überhaupt nicht bedürfen, weil diese ältere Be- 
stimmungen gegenwärtig gesetzliche Gültigkeit nicht mehr haben. 
Aber auch indem man eine solche Prüfung anstellt , kommt, man zu 
keinem andern Ergebnisse. Wenn der Art. 50. des Decretes vom 30. 
December 1809 anordnet: Chaque fabrique aure une caisse ou ar- 
moire fermant ä trois ckfs, dont une restera dans les mains du 
tr^sorier, Pautre dans Celles du eure ou desservant, et la troisieme 
dans Celles pr^sident du bureau, so leuchtet ein, dass diese^ Anord- 
nung gemäss §. 57, Absatz 1, und §. 59. des Gesetzes v. 20. Juni 
y. J. jedenfalls so weit aufgehoben ist^ als sie vorschreibt, in wessen 
Händen sich die drei Schlüssel zur Kirchenkiste befinden solen. Denn 
nach der durch das bezeichnete Gesetz geregelten Organisation der 
Vermögens- Verwaltung gibt es weder einen Präsidenten des Kirehen- 
meister-Bureau's, noch einen Schatzmeister oder einen Hilfspfarrer 
in dem Kirchen- Vorstande, noch auch einen Pfarrer', welchem wie 
Art. 4. des obigen Decretes dies bestimmte, >la premiere place« in 
dem Verwalstungs-Organe zukäme. Dasselbe gilt, was das ehema- 
lige Grossherzogthum Berg anbetrifft, von der Verordnung vom 10. 
September 1744 und den Bestimmungen des dem Decret vom 30. 
December 1809 nachgebildeten Decrets-Entwurf vom 24. Juli 1813, 
da auch die hier vorgesehenen Organe der Vermögens-Verwaltung 
gegenwärtig nicht mehr bestehen. Im Uebrigen ist den von der 
erzbischöfliehen Behörde unterem 16. Mai 1827 und 24. Nov. 1866 
erlassenen Verfügungen eine entscheidende Bedeutung desshalb nicht 
beizulegen, da im §. 47. des Gesetzes vom 20. Juni v. J. nur die 
gesetzlichen Verwaltungsnormen aufrecht erhalten sind , zu diesen 
aber die von den erzbischöflichen Behörden einseitig getroffenen An- 
ordnungen ohne weiteres nicht gezählt werden können. Wenn end- 
lich noch darauf hingewiesen wird, dass in der Kirchenkasse , den 
geltenden Vorschriften gemäss, auch die zu dem Pfarrvermögen ge- 
hörigen Werthpapiere, Urkunden, Documente etc. aufbewahrt werden, 
so scheint übersehen zu sein, dass nach §. 3. Nr. 1. desselben Ge- 
setzes auch die zur Besoldung der Geistlichen und andern Kirchen- 
dienern bestimmten Vermögensstücke einen Theil des Kirchenvermö- 
gens bilden und daher nach §. 8. des Gesetzes ebenfalls der Ver- ' 
waltung des Kirchen- Vorstandes unterliegen. Die Vorschrift in §.8, 
Absatz 3, steht diesem nicht entgegen, da unter den dort bezeich- 
neten Rechten der jeweiligen Inhaber nicht Verwaltungsrechte, son- 
dern die dem Nutzniessgr zustehenden Gebrauchs- und Nutzungs- 
rechte an den Vermögensstücken gemeint sind.« 
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XII. 

Preussisches Gesetz vom 7. luni 1876 Ober die Aufsichts- 
rechte des Staates bei der YermSgensverwaltung in den 

katholischen Oiöcesen. 

Wir Wülhdm^ von Gottes Gnaden König von Preussen etc. 
verordnen, mit Zastimmung beider Häuser des Landtags, für den 
Umfang der Monarchie, was folgt: 

§. 1. 1. Die Aufsicht des Staats über die Verwaltung 

1) der für die katholischen Bischöfe , Bisthümer und Capitel 
bestimmten Vermögensstücke, 

2) der zu kirchlichen, wohlthätigen oder Schulzwecken bestimm- 
ten und unter die Verwaltung oder Aufsicht katholisch-kirchlicher 
Organe gestellten Anstalten, Stiftungen und Fonds, welche nicht von 
dem Gesetze vom 20. Juni 1875 betroffen werden, 

wird nach Massgabe der folgenden Bestimmungen ausgeübt. 

§. 2. Die verwaltenden Organe bedürfen der Genehmigiüng der 
staatlichen Aufsichtsbehörde in nachstehenden Fällen: 

- 1) Zu dem Erwerb, der Veräusserung oder der dinglichen Be- 
lastung von Grundeigenthum ; 

2) zu der Veräusserung von Gegenständen , welche «inen ge- 
schichtlichen, wissenschaftlichen oder Eunstwerth haben; 

3) zu ausserordentlicher Benutzung des Vermögens, welche die 
Substanz selbst angreift , sowie zu der Kündigung und Einziehung 
von Capitalicn, sofern sie nicht zur zinsbaren Wiederbelegung 
erfolgt; 

4) zu Anleihen, sofern sie nicht blos zur vorübergehenden 
Aushilte dienen und aus den Ueberschüssen der laufenden Einnah- 
men über die Ausgaben derselben Voranschlagsperiode zurückerstattet 
werden können ; 

5) zu der Errichtung neuer , für den Gottesdienst bestimmter 
Gebäude ; 

6) zu der Anlegung oder veränderter Benutzung von Begräb- 
nissplätzen ; 

7) zu der Einführung oder Veränderung von Gebührtaxen; 

8) zu der Ausschreibung, Veranstaltung und Abhaltung von 
Sammlungen, Collecten etc. ausserhalb der Kirchengebäude; 
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Eine auf Anordnang der bischöflichen Behörde jährlich statt- 
findende HaascoUeeie zum Besten bedürftiger Gemeinden der Diö- 
cese bedarf nicht der besonderen Ermächtigung einer Staatsbehörde; 
die Zeit der Einsammlung muss aber dem Oberpi^identen Torher 
angezeigt werden; 

» 9) zu der Verwendung der Einkünfte erledigter Stellen (Va- 
canzeinkünfte, Intercalarfrüchte) ; 

10) zu der Verwendung des Vermögens für nicht stiftungs- 
mässige Zwecke. 

In iejn Falle zu 10 gilt die Genehmigung als ertheilt , wenn 
die staatliche Aufsichtsbehörde nicht binnen dreissig Tagen nach 
MittheiluQg von der beabsichtigten Verwendung widerspricht 

Ist die Genehmigung der staatlichen Aufsichtsbehörde nicht 
ertheilt, so sind die in den vorstehenden Fällen vorgenommenen 
Bechtsgeschäfte üngiltig. 

§. 3. Die verwaltenden Organe bedürfen zur Führung von 
Processen keiner Ermächtignug von Seiten einer Staatsbehörde. 

Atteste ^ber die Legitimation der verwaltenden Organe zur 
Besorgung von Eechtsangelegenheiten oder Atteste über das Vorhan- 
densein derjenigen Thatsachen, welche den Anspruch auf Eosten- 
freiheit begründen, können giltig nur von der staatlichen Aufsichts- 
behörde ertheilt werden. 

§. 4. Die staatliche Aufsichtsbeböcde ist berechtigt, die Auf- 
stellung und Vorlegung eines Inventars zi| fordern, Einsicht von den 
Etats zu nehmen und die Posten, welche den Gesetzen widersprechen, 
zu beanstanden. Die beanstandeten Posten dürfen nicht in Vollzug 
gesetzt werden. 

Die Etats solcher Verwaltungen, welche Zuschüsse aus Staats- 
mitteln erhalten, sind der staatlichen Aufsichtsbehörde zur Geneh- 
migung einzureichen. Diese Behörde bestimmt den Zeitpunkt der 
Einreichung, sie regelt die formelle Einrichtung der Etats und setzt 
die Fristen zur Erledigung der Erinnerungen fest. 

§. 5. Weigern sich die verwaltenden Organe 

1) Leistungen, welche aus dem im §. 1. bezeichneten Vertnögen 
zu bestreiten oder für dasselbe zu fordern sind , auf den Etat zu 
bringen, festzusetzen oder zu genehmigen. 

2) Anspräche des im §. 1. bezeichneten VermöiJfens, insbeson- 
dere auch Entschädigungsforderungen aus der Pflichtwidrigkeit des 
Inhabers einer für die Vermögensangelegenheiten bestehenden Ver- 
waltungsstelle, gerichtlich geltend zu machen, 

so ist in denjenigen Fällen, in welchen die bischöfliche Behörde 
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das Recht der Aufsicht ist, sowohl diese , als auch die staatliche 
Aufsichtsbehörde, unter gegenseitigem Einvernehmen in allen ande- 
ren Fällen die staatliehe Autsicb&behörde allein befngt , die Ein- 
tragung in den Etat zu bewirken und die gerichtliche Geltendmach- 
nng der Ansprüche anzuordnen, auch die hierzu nöthigen Massregeln 
zu treffen. 

In denjenigen Fällen, in welchen das Einvernehmen der bischöf- 
lichen Behörde und der staatlichen Aufsichtsbehörde erforderlich ist 
muss' die um ihre Zustimmung angegangeue Behörde sich biunen 
dreissig Tagen nach dem Empfange der Aufforderung erklären. Er- 
klärt sie sich nicht , so gilt sie als zustimmend. Bei erhobenem 
Widerspruch entscheidet die der staatlichen Aufsichtsbehörde vorge- 
setzte Instanz. 

§. 6. Bestreiten die verwaltenden Organe die Gesetzwidrigkeit der 
nach §. 4 beanstandeten Posten oder das Vorhandensein der Ver- 
pflichtung zu den in §.5. sub 1. erwähnten Leistungen, so entschei- 
det auf die Klage der verwaltenden Organe im Verwaltungsstreit- 
ferfahren hierüber das Oberverwaltungsgericht. . 

§. 7. Die staatliche Aufsichtsbehörde ist berechtigt, Einsicht 
von der Jahresrechnung zu nehmen. 

Die Jahresrechrtung solcher Verwaltungen , deren Etats der 
Genehmigung der staatlichen Aufsichtsbehörde bedürfen , ist dieser 
Behörde zur Prüfung, ob die Verwaltung etatsmässig geführt worden 
ist, einzureichen. 

§. 8. Die staatliche Aufsichtsbehörde ist berechtigt, die Ver- 
mögensverwaltung Revisionen zu unterwerfen. 

§. 9. Die staatliche Aufsichtsbehörde ist berechtigt, die Be- 
folgung der in den §§. 4, 5, 7 und 8. enthaltenen Vorschriften und 
der zu ihrer Ausführung getroffenen Anordnungen von den ver- 
waltenden Organen durch Geldstrafen bis zu dreitausend Mark zu 
erzwingen. 

Die Androhung und Festsetzung der Strafe darf wiederholt 
werden, bis dem Gesetze genügt ist. 

Ausserdem können die zu Zwecken des im §.1. bezeichneten 
Vermögens bestimmten Leistungen aus Staatsmitteln ganz oder theil- 
,weise einbehalten oder unmittelbar an die Empfangsberechtigten 
verabfolgt werden. 

Erweisen sich die vorstehenden Massregeln als erfolglos oder 
unauwendbar, so ist die. staatliche Aufsichtsbehörde berechtigt, eine 
commissarische Besorgung der Vermögensangelegenheiten unter sinn- 
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gemässer Anwendung der §§. 9. bis 11. des Gesetzes vom 20. Mai 
1874 anzuordnen. 

§. 10« Welche Staatsbehörden die in den§§. 2. bis 5. und 7. 
und 9 angegebenen Aufsichtsrechte auszuäben haben , wird durch 
königliche Verordnung bestimmt. 

§. 11., ' Wegen der Schenkungen und letztwilligen Zuwendmigen 
bewendet es bei dem Gesetze vom 23. Februar 1870«. . 

§. 12L In Betreff des Vermögens der Orden und ordensähn- 
liclien Congregationen bewendet es bei den §§. 3. und 5. des Gesetzes 
vom 31. Mai 1875. 

§. 13. Die dem Staate zustehenden Eigenthums- oder Ver- 
waltungsrechte an dem im §.1. bezeichneten Vermögen werden durch 
dieses Gesetz nicht berührt. 

§. 14. Dieses Gesetz tritt am 1. October 1876 in Kraft. 

§. 15. Der Minister der geistlichen Angelegenheiten ist mit 
der Ausführung dieses Gesetzes beauftragt. 

Urkundlich unter Unserer Höchsteigenhändigen Unterschrift und 
beigedrucktem königlichen Insiegel. 

Gegeben Berlin, den 7. Juni 1876. • 

(L. S.) Wilhelm. 

Fürst V. Bismarck. Camphausen. Graf zu Eulenburg. 

Leonhardt. Falk. v. Eameke. Achenbach. Friedenthal. 
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XIIL 

Tragweite der VoHmaoht der Bischöfe zur Gewätirung von 

Dispensen von dem Elieliindemisse der Verwandtsciiaft und 

Scln¥ftgerschaft auf Grund der (^Inquennallen, 

(Ami dem IHöcesanblatte der Erzdiöcese Gran y. J. 1876 Nr. lY.) 

Ordinarios vigore facultatum, quae quinquennales dicuntur, in 
maltiplici consanguinitate et affinitate , intra tarnen gradus in ipsa 
concessione expressos, dispensare posse ad effectum legitime contra- 
bendi iDatrimonii, porro valere etiam dispensationem , informiter nt 
ainnt, , concessam et expeditam, patet e subnexa declaratione , quam 
Congregatio S. Romanae et Universalis Inquisitionis edidit, decisive 
respondendo ad quaestiones, a Yicario Generali Archi-Episcopi S. Lu- 
dovici eatenas propositas. qaamm, prent et ipsins declarationis tenor 
sequens est: 

BeaÜssime Pater! Vic. Gen. Sti, Ludovici ante pedes S. V. 
provolntns solutionem s'equentinm dubiornm petit. 

1. An in mnltiplici consanguinitate seu cum consanguineis, qoi 
ex mnltiplici stipite invicem conjuncti sunt, Ordinarius dispensare 
possit juxta facultates a Sancta Sede impetratas tenoris sequentis : 
Dispensandi in 3. et 4. consanguinitatis et affinitatis gradu simplici, 
et mixte tantum, et in 2, 3. et 4. mixtis non tamen in 2. solo quoad 
futura matrimonia /atqne : Dispensandi in utroque ^orp cum catho- 
licis ejus jnrisdictioni subjectis in matrimoniis sive contractis sive 
contrahendis super impedimento secundi gradus consanguinitatis vel 
affinitatis in linea transversali aequali, in centum casibus. 

2. An in multiplici affinitate dispensare possit. 

3. An dispensatio super iropedimentis matrimonialibus ab Or- 
dinario hujus regionis juxta consuetas facultates Apostolicas concessa, 
quamyis graviter illicita, tamen valida sit, quando data sit informis, 
propterea quod tenor facultatis a S. Sede delegatae , vel tempus ad 
qüod expressa non sint, vel quia telegraphice paucis verbis vel ore- 
tenus tantum concessa sit. 

Dubium hoc oritur ex omissione clausulae : alias nuUae sunt, 
in facttltatibus Ordinariis Americae nunc concessis; quae clausula 
olim in hujusmodi facultatibus expresse apposita fuerat. 
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Feria IIL loca IV. die 15. Juni 1875. 

In Congregatione generali S. Bomanae et universalis luquisi- 
tionis hablta coram Emm. ac Bevdm. DD. S. B. E. Gardinalibus 
Generalibos Inquisitoribus, proposiüs supradictis dubiis et praehabito 
Vqto DD. Consttltorum : lidem Emm. Berdin. DD. re^ipondenint : 

Ad Primum et Secundnm: affirmative < scilicet declararunt -— 
Episcopos, qni facultate gaudent quinquennali, dispensandi in 3. et 
4. consanguinitatis et affinitatis gradu simplici , et mixto tantum, 
et in 2., 3, et 4.« non tarnen in secundo solo, quoad fatura matri- 
monia posse dispensare in 3. et 3. in 4. et 4., in 3. mixto cum 4., 
nee non in 3. et 4. cum 2. mixtis , sive gradus oriatur ex uno, sive 
ex multiplici stipite, facto verbo cum Sanctissimo. 

Ad Tertium — Affirmative ; dommoda reapse mulier rapta non 
fuerit, vel si rapta in potestate raptoris non existat. Clausulas vero 
servandas ad amussim esse ; quantum tarnen rerum, temporum loco- 
rumque adjuncta ferro possunt. . 

Eadem die ac feria. 

Sanctissimus D. N. D. Pius Divina Providentia PP. IX. in au- 
dentia B. D., Adsesori S. Officii impertita, audita relatione ut supra, 
declarationem ab Emm. ac Bevdm. DD. Cardinalibus factam con- 
firmavit. 

G. Peiemu^ S. Bom. et Univers. Inqüisit, Notar. 
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XIV. 

Das zwischen Deutschland und Frankreich vereinbarte Pro- 

tocoll vom 7. October 1874, betreffend die Festsetzung der 

Diitcesangrenzen zwischen Deutschland und Franl(reich. 

(Deutsches Bcichsges. Bl. 1874 Nr. 24. ausgegeben am 26. October 1874.) 

Die unterzeichneten, von Seiner Majestät dem Deutschen Kaiser 
und Könige von Preussen einerseits und von dem Präsidenten 
der französischen Republik andererseits, zum Zwecke der im Artikel 6, 
des Friedensvertrages vonr 10. Mai 1871 vorgesehenen Festsetzung 
der Diöcesangrenzen zwischen Deutschland und Frankreich bestell- 
ten Bevollmächtigten sind heute im Ministerium der auswärtigen 
Angelegenheiten hierselbst zusammengetreten, um auf Grund ihrer 
früheren Berathungen sich endgültig zu verständigen. 

Die französischen Commissarien haben mitgetheilt, dass mittelst 
zweier Consistorialdecrete vom 10. und 14. Juli dieses Jahres die 
römische Curie die Bisthümer Strassburg und Metz von der Kirchen-, 
provinz Besan9on abgelöst und dieselben als von jeder erzbischöflichen 
oder Metropolitan- Jurisdiction eximirt erklärt bat; . 

dass die Curie ferner, um die Grenzen der Bisthümer Nancy, 
St. Di^, Besan9on, Metz und Strassburg mit der politischen Grenze 
in Uebereinstimmung zu bripgen, die hierzu erforderlichen Ablösungen 
und Zutheilungen auf Grund der ihr seitens der französischen Be- 
gierung vorgelegten Verzeichnisse ausgesprochen hat. 

Die französischen Bevollmächtigten haben endlich beigetfigt, 
dass der Präsident der französischen Bepublik durch ein im Staats- 
rath erlassenes Decret vom 10. August laufenden Jahres die Einre- 
gistrirung und Veröffentlichung der beiden vorerwähnten Consistorial- 
decrete innerhalb des französischen Gebiets angeordnet und^hierza die 
weiter erforderlichen Verwaltungsmassregeln erlassen hat. 

Demgemäss sei die französische Begierung bereit, soweit es an 
ihr liege, die Bestimmung des Art. 6. des Frankfurter Friedens- 
vertrages vom 10. Mai 1871 in Vollzug zu setzen. 

Dia deutschen Bevollmächtigten haben von dieser Erklärung 
Kenntniss genommen und die Erklärung abgegeben, dass die deutsche 
Begierung ihrerseits^ ebenfalls bereit sei , die zur neuen Abgrenzung 
der bezüglichen Bisthümer erforderlichen Massnahmen zu treffen. 
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Hiernach sind die betreffenden Bevallmächtigten anf Grund ih- 
rer bereits in den Vorverhandlungen beiderseits anerkannten Voll- 
machten über Nachstehendes übereingekommen : 

1. Die Pfarreien oder Theile von Pfarreien der Kantone Albes- 
dorf, Chatean-Salins, Delme, Dieuze, Vic-sur-Seille, Finstingen, Lör- 
chingen, Pfalzburg, Kixingeri und Saarburg, welche auf deutschem 
Gebiele gelegen sind und gegeliwärtig einen Bestandthdl des Bis- 
thums Nancy bilden, — die Pfarreien oder Theile von solchen der 
Kantone von Saales und Schirmeck , welche auf deutschem Gebiete 
liegen und gegenwärtig einen Bestandtheil der Diöcese St. Diö bil- 
den, scheiden von einem jeden Verbände mit Bipthümern, deren Sitz 
auf » französischem Gebiete gelegen ist, aus. 

2. Die Pfarreien oder Theile von Pfarreien der Kantone Briey, 
Audun le Koman, Chambley (vormaliger Kanton Gorze), Conflans, 
Longuyon und Longwy, welche auf französischem Gebiete gelegen 
sind und gegenwärtig einen Bestandtheil des Bisthums Metz bilden; 
die Pfarreien oder Theile von Pfarreien der Kantone Beifort, Delle, 
Fontaine, Giromagny und der vormaligen Kantone von Dannemarie 
und Massevaux, welche auf französischem Gebiete gelegen sind uni 
gegenwärtig einen Bestandtheil des Bisthums Strassburg bilden, 
scheiden von einem jeden Verbände mit Bisthümern , deren Sitz auf 
deutschem Gebiete gelegen ist, aus. 

3. Die beiderseitigen Begierungen verpflichten sich, spätestens bis 
zum 1. November laufenden Jahres die erforderliche Anordnung zu 
treffen, um, soweit es eine jede von ihnen betrifft, die Wirksamkeit 
der vorstehend bezeichneten neuen Abgrenzung der Diöcesanbezirke 
sicher zu stellen. 

4. Die Theilung des Vermögens, und die Regelung der pecu- 
niären Interessen der in Folge der neuen Diöcesanabgren^ung durch- 
schnittenen Pfarreibezirke werden der zur Prüfung und Entscheidung 
analoger Fragen durch Art. 11. der Zusatzconvention vom 11. De- 
cember 1871 eingesetzten gemischten Commission überwiesen. 

So geschehen, in deutscher und französischer Sprache doppelt 
ausgefertigt und vollzogen zu Paris den siebenten October Eintau- 
send achthundert vier und siebenzig. 

Ledderhose. Gr. v. Wesdehlen. H. Dmprez. Ad. Tardif. 
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XV. 
Literatur. 

1. Das hirchliche Vermögen von der (Utesten Zeit bis auf ConstaU' 

(in den Grossen. Inaugarai- Dissertation gttr Erlangung der 
Doctorwürde bei der juristischen Faetdtät der Uuprechts^Carls- 
Universität zu Heidelberg vorgelegt im Aügmt 1875, von 
Heinrich Helle, Curatpriester. Paderborn 1876. VlII. 
und 58 S. 8. 

Diese Erstlings- Arbeit eines strebsamen jnngen Geistlichen enthält 
eine kurze Begründung der Zulässigkeit und Noth wendigkeit des Eir- 
chenvermögens, erörtert sodann die Entstehung und Vermehrung, Ver- 
wendung und Verwaltung desselben bis zum fünften Jahrhundert und 
erörtert schliesslich die Frage nach dem Eigenthümer des Kirchen- 
vermögens, wobei er sich im Resultate der Ansicht anschliesst, dass 
die einzelnen Kirchen und nicht die Gesammtkirche oder die Eir- 
chengemeinden in der vorconstantinischen Zeit sowie auch von Con- 
stantin selbst als Bechtssubject des Kirchenvermögens betrachtet 
wurden. • 

2. Katholische Studien. IL Jahrgang 3. Heft: Piemonts Unterhand-- 

lungen mit dem heiligen Stuhle im 18. Jahrhundert. Von 
Prof. Dr. J, Hergenrother. Würzburg ^1876. Leo Woerl. 
JOS S. 8. 

Auf Grund des vielen wichtigen durch piemontesische Schrift- 
steller in unserer Zeit zugänglich gewordenen Materials und der ge- 
legentlichen Mittheilung und Erörterung älterer Oanonisten gibt uns 
Prof. Joseph Hergenröther unter Vorausschickung des Wichtigsten 
aus der früheren Geschichte des sardinischen Eönigsgeschlechtes 
eine Darstellung der interessanten Verhandlungen des römischen Stuh- 
les namentlich Benedictes XIV. mit den Herzögen Savoyens und 
Eönigen von Sardinien. Er schildert uns anschaulich verschiedene 
kirchenrechtliche Verhältnisse von Bedeutung, über welche verhan- 
delt wurde und die Personen der Unterhändler. Nacheinander wer- 
den hier eingehend behandelt die kirchlich-politischen Verhältnisse 
xmter Victor Amadeus III. (1665—1730), unter Carl Emmanuel III. 
(1730—1773) und daran schliesst sich noch ein Rückblick über die 
letzten hundert Jahre. 
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3. Strafgesetzbuch für das deutsche Beich (Neue Fassung) nebst 

dem Iieichsgeset0 über die Fresse etc. Texlausgabe mit An-- ' 
merJcungen von H. Eüdorff, Gdi. Finafizrath zu Berlin. 8. Aufl. 
Berlin, J. Guttmtag, 1876. XXVIU. und 212 8. in 32. 
Im März dieses Jahres, sogleich nach Publication der Abän«- 
derungen, die an dem deutschen Beichsstrafgesetzbuch gemacht 
wurden (s. S. 6 f.), erschien die siebente und einen Monat später 
die vorliegende achte , wiederum etwas vermehrte und verbesserte 
Auflage der beliebten BudorfTschen Ausgabe, in welcher die An-* 
merkungen ausser kurzen Erläuterungen hauptsächlich Verweisungen 
auf die Bechtssprechung der obersten Gerichtshöfe enthalten. 

4. Die Maigesetze über die Vorbildung mid Anstellung der Geist" 

liehen vom IL Mai 1873 und 21. Mai 1874 in der Auffas^ 
sung des Obertribunals. Münster 1876. Theissing'sche Buch-- 
handlung. 104 8. 6. (1 Mark). 

lieber dieselben Gesetze brachte das Archiv bereits im Bund 
33, S. 397 ff. eine Zusammenstellung der Entscheidungen des ober- 
sten Gorichtshofes über 32 Streitfragen aus dem Jahre 1874 und 
wurde dabei bezüglich der näheren Motivirung der Entscheidungen 
auf Oppenhoff^s BechtspTechung des preussischen Obertribunals in 
Strafsachen verwiesen. Die vorliegende praktisch und zweckmässig 
eingerichtete Schrift verfolgt denselben Zweck. Dieselbe stellt den 
Text des Gesetzes vom 21. Mai 1873 und der Declaration desselben 
durch Gesetz vom 21. Mai 1874 voran und lässt dann, indem es 
den Inhalt derselben unter sechs verschiedene Bubriken eintheilt, 
nach diesen Bubriken systematisirt die Entscheidungen des Obertri- 
bunals, miBistens aber zugleich unter Beifügung des zu Grunde lie- 
genden Falles und der hauptsächlichsten Motivirung folgen. Eilf 
im Archiv a. a. 0. berücksichtigte Entscheidungen sind nicht mit 
aufgenommen worden, dagegen zwei andere vom Jahre 1874 und 
die des Jahres 1875 und vom Jahr 1876 bis zum 16. März sind in 
der Schrift mit enthalten. Gut würde es auch sein, wenn bei jedem 
Urtheile, so weit die für dessen Mittheilung zu Gebote gestandenen 
Quellen es ermöglichten, beigefügt worden wäre, ob es ein Urtheil 
des I. oder ll. Senats, deren Entscheidungen sich mit unter wider- 
sprechen oder ein Plenarbeschluss sei, und wenn ausserdem auch je- 
desmal die Quelle, woher die Mittheilung entnommen wurde, beige- 
fügt wäre, sei dieses nun Oppenhoffs von den Mitgliedern der Ge- 
neral-Staatsanw. fortgesetzte Bechtssprechung des Obertribunals 
in Strafsachen oder die Zeitung »Germaniac oder eine andere 
Zeitschrift. (M. s. jetzt auch oben S. 160 ff.) 
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5. Die BechtsverhMtnisse des Altmauer Fonds und der Englischen 
Fräulein in Maine. Aktenmässig dargelegt von Dr. Christ. 
Moufamg , Damcapitular. Maine ^ Frane KircKheim 1876. 
24. S. 8. \ 

Nach dem neuen Hessischen Schulgesetze Art. 38. können Mit- 
glieder geistlicher Orden oder ordensähnlicher Coogregationen nicht 
als Lehrer oder Lehrerinnen an Öffentlichen Yolksschulen verwendet 
werden. In Mainz wollte aber der Bftrgernieister den Englischen 
Fräulein auch sogar ihre private höhere Töchterschule mit Pensionat 
zerstören and denselben die ihnen von dem 1766 verstorbenen Cas- 
par Altenauer für ewige Zeiten zugewandte Schulstiftung entziehen. 
Gewaltthätig hatte der Bürgermeister bereits von den Schulzimmern 
des Klosters für die öffentlichen städtischen Schulen Besitz ergriffen, 
als er auf die Inaussichtstellung einer dessfallsigen gerichtlichen 
Klage wieder einlenkte. Die genannte, gut juristisch gehaltene 
Schrift Dr. Moufang*s enthält die Akten der Altenauer'schen Stif- 
tung und dessen Geschichte mit dem Nachweiss des Rechtes, wel- 
ches den Englischen Fräulein auf den Genuss dieser Stiftung und 
auf angehinderte Fortführung ihrer höheren Töchterschule und ihres 
Pensionates zusteht. 

6. Der religiöse Unterricht für Jugend und Volk in Deutschland 
in der 2. Hälfte des 15. Jahrhunderts von Dr. H. Brücke 
Professor der Theologie am bischöflichen Seminar zu Maine. 
Daselbst 1876. Frane Kirchheim. 42 Si (Sepirarat^Abdruck 
aus dem ^Katholik^). 

Eine interessante Schilderung der Art und Weise, des ümfangs 
des religiösen Unterrichtes in jener Zeit und der literarischen 
Hilfsmittel für denselben. Schriftsteller und Synodal Vorschriften des 
15. Jahrhunderts bilden die Quellen, aus welchen der Verfasser sei^ 
nen Stoff geschöpft hat. 

7. Schriften und Reden von Johannes Cardinal von Geissel^ Ei^e- 

bischof von Köln. Htrausgegeben von K. Th. Dumont^ Dr. der 

TJieologie, Domcäpitular etc. Band 4. Der Kaiserdom zu 

Speyer. 2. vermehrte Auflage. Köln 1876. J, P. Bachern. 

XXVIII u. 599 S, gr. 8. {9 M.) 

Diese vortreffliche, vor 50 Jahren zuerst erschienene Geschichte 

des Kaiserdomes zu Speyer ist in dieser neuen Ausgabe aus Bern* 

ling's Geschichte der Bischöfe zu Speyer und anderen Quellen durch 

den Stiftsherrn Dr. Kessel zu Aachen an werthvoUem historischem 

Material vielfiich bereichert, ergänzt and verbessert worden. Das 

Buch enthält in der mannigfachsten Beziehung werthvoUe histo- 
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rische Notizen, darunter auch viele kirchlich- politische Nachrichten 
und besonders solche über die Intoleranz der Protestanten gegenüber 
den Katholiken. Weniger als die vorn Liti Hdw. vermisste Kunst- 
geschichte des Speyerer Doms vermissen wir ein Sachregister, wel- 
ches leicht und bequem das Auffinden und die üebersicht der vielen 
Einzelnheiten vermittelt. 

8. Begesta Pontificum Romanorum inde ab a. post Christum natum 
MCXCVIII ad a. MCGCIV edidü Äug. Potthast, Httxariensis, 
Westfalus, Opus ab acadcmia literarum Berdlinensi duplici 
praemio ornatum ejusque subsidiis liberalissime cotwessis editum. 
Fascic, XJIL plagulä 239 ad 270^ praefatio et plagula supple^ 
tiva (Carion) pro pq.g, 461—468, BeroL, prost, in aedibus Rud. 
de Becker, prototypograpM regit ah iniimis, MDCCCLXXV, 4, 

Der Schluss des grossen werthvollon, zweibändigen Werkes, 
dessen früheren Hefte im Archiv schon besprochen wurden. Es ent- 
hält auf 2138 Seiten 26,662 Begesteu aus dem Zeiträume von 106 
Jahren von der Wahl Innocenz III. bis. zum Tode Benedicts XI. 
Das Schlussheft (13) beschäftigt sich p. 1903 — 15 noch weiter mit 
Nicolaus IV., sodann p. 1915—22 mit Cölestin V,, darauf p. 1923 
bis 2024 mit dem grossep oft, besonders wieder in der neuesten 
Zeit sehr verläumdeten Bonifacius VIII. und endlich p. 2025— 2038 
mit Benedict XI. Darau schliessen sich p. 2041 — 2138 Addenda 
et Corrigönda, worunter besonders viele Nachträge für Innocenz III. 
Gregor IX, und Innocenz IV; • und noch mehr für Honorius III. 
üeber letzteren sind 556 neue Nummern beigefügt, die hauptsächlich 
aus Pietro Pressutti, i regesti de' Romani Pont^fici etc. Osservazioni 
storico-critiche. Rom. 1874 , entnommen sind. Pressutti's genannte 
Kritik des Potthast'schen Werkes macht demselben mit Unrecht zum 
Vorwuife, dass derselbe ihm unzugänglich gebliebene Archive nicht 
auch benutzt hat. Pressulti hat eine eigene Arbeit über die päpst- 
lichen Erlasse in Aussicht gestellt, wofür ihm das Vatican.-Archiv die 
Quellen liefern soll. Möge Pressutti seinen Stoff so gründlich und 
sorgfältig verarbeiten wie unser deutscher Gelehrter es gethan hat. 
Ein Verzeichniss der benutzten Büclier (p. 2139—2157) schliesst 
Potthast's verdienstliches Regestenwerk, auf dessen reichen Inhalt 
zurückzukommen uns öfter Gelegenheit geboten sein wird. 

9. Dionysitis Petavius, Eine Leitung zur Gelehrtengeschichte des 
X\JJ. Jahrhunderts, von Dr. Franz StanoniJc^ Professor der 
Dogmatik, Festschrift der k. k, Universität Graz aus Anlass der 
Jahresfeier am 15. November 1875, Graz 1876. Verlag von 
Leuschner uiid Lubensky. 123 8. 4. 
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Zu der Zeit^ wo noch die Einhaltung eines Turms anter den 
verschiedenen Facultäten bei der Rectorswahl torgeschriehen war, 
beschlossen die Orazer Professoren die jährliche Herausgabe einer 
Festschrift, die ein Mitglied der Facultät verfassen solle, welcher 
der jeweilige Sector angehöre. Seitdem jener Turnus aufgehoben 
wurde, hat man in Graz , wie an anderen österreichischen Universi- 
täten bei den Bectorswahlen die theologische Facultät fibergangen. 
Bezuglich der jedesmaligen Festsi^iit hat man aber die Reihenfolge 
der Facultäten beibehalten, und so erhielten wir diesmal eine höchst 
gediegene Monographie von Professor Stänonik über einen berühmten Je- 
suiten, den gelehrten Petavius, einen Mann von vielseitigstem Wis- 
sen, der in allen humanistischen Studien erfolgreich thätig war, u. 
A. auch ein mit Becht gerühmtes chronologisches Lehrgebäude ber 
gründete, seine Hauptverdienste aber auf dem Gebiete der Theolo- 
gie hat, wo er namentlich der Dogmengeschichte zuerst Bahn brach. 

Stanonik's musterhafte Schrift, der noch eine weitere über 
Petavius als Theologen folgen soll, gibt uns ein anschauliches Bild 
nicht bloss von dem ganzen geistigen Entwickelungsgange des Pe- 
tavius, sondern auch von den humanistischen und jansenistischen Be- 
wegungen des 17. Jahrhunderts. 

10. Bepeiitorium der katholischen Theologie^ von Heinrich Adams, 
Bector in Niederdrees hei Bonn. Bd. I. Dogmatik. B^gensburg 
G. J. Manst VIII und 463 S. 8. 

Dieses Repetitorium soll in sieben Abtheilungon : 1. Dogmatik, 
2. Moral, 3. Eirchenrecht, 4. Eirchengeschichte, 5. Pastoral, 6. Ein- 
leitung [?], 7. Liturgik enthalten, und jede Abtheilung soll aus 
einem circa 30 Bogen starken Bande bestehen. Die Dogmatik liegt 
vor und die Moral ist nach des Verfassers Versicherung druckfertig. 

Die Bezeichnung des Werkes als Bepetitorium erscheint uns 
nicht zutreffend. /Besser würde dasselbe heissen : Katholische Theo- 
logie für Klerus und Volk. Durch einen solchen Titel würde der 
Character des Werkes, wie er in der vorliegenden Dogmatik hervor- 
tritt, bezeichnet sein. Das Buch ist frisch und anregend, klar und 
fasslich, ohne eigentlich gelehrten Apparat (sogar die griechischen 
Bezeichnungen sind lateinisch geschrieben, um sie in weiteren Krei- 
sen lesbar zu machen) , jedoch nicht ungründlich und unter Be- 
nutzung der besten einschlägigen Werke verfasst.* Auch in der 
Polemik ist Herr Adams nicht ungeschickt. Vorzüglich bemüht er 
sich in seiner Dogmatik auch, die dogmatischen Grundlagen des 
Kirchenrechts darzustellen. So geht er namentlich näher ein auf 
das Verhältniss zwischen Ehecontract und Ehesacrameut, den unter- 
schied und die. Tragweite von jurisdictio und ordo , das Amt und 
die Einheit des regierenden corpus ecclesiae. Vering. 
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XVI. 

Die Gesetze der römischen^ Kaiser Über die Verwaltung und 
Veräusserung des kirchlichen Vermögens 

von Otto Grashoff Priester der Diöcese Hildesheim. 
L Die Verwaltung des Kirchengules. 

Die Verwaltung der kirchlichen Einkünfte befand sich in der 
frühesten Zeit in den Händen der Apostel^), welche selbst schon 
andere geistliche Kräfte zur Hülfe nähmen 2). Mit dem Hinscheiden 
der Apostel traten 3ann allgemein ^^x^iiL Nachfolger, die Bischöfe, 
an die Stelle, und es stand dazumal bereits practisch und gesetz- 
lich fest, dass, wie den Aposteln, so den Bischofen als ächten und 
wahren Nachfolgern der Apostel die Sorge für die Verwaltung des 
Kirchengutes zukomme 3). »Dem Bischöfe,« wie die. Canones sich aus- 
drücken, »dem die weit kostbareren Seelen der Gläubigen anvertraut 
seien, gebühre um so mehr die Sorge für das zeitliche Gut — multo 
magis oportet eum (episcopum) curam pecuniarem gerere*).« Bei 
der rasch sich mehrenden Zahl von Gläubigen zogen die Bischöfe 
wiederum Diaconen zur Hülfeleistung heran, aber so, dass dieDiaco- 
nen den Bischöfen gegenüber stets zur Bechnungsablage verpflichtet 
waren. Die Bischöfe selbst waren nicht verbunden, Rechenschaft 
über die Vermögensverwaltung abzulegen, sie wurden von nieman- 
den controlirt, sie waren nur Gott allein im Gewissen verantwortlich *). 

Wer will es nun auffallend finden, wenn unter allen damals 
amtirenden Bischöfen emige sich Vernachlässigungen in der Verwal- 
tung des kirchlichen Vermögens zu ' Schulden kommen Hessen, wenn 
man einzelnen Inhabern bischöflicher Stühle bei der stets zunehmen- 
den Zähl derselben geradezu Veruntreuungen nachsagte? Derartige 
Klagen wurden schon gehört, ehemal die Kaiser christlich waren, 
sie wurden auch laut in der Regierungszeit Gonstantins und seiner 
nächsten Nachfolger, aber Constantin so wenig, wie etwas später die 
Kaiser Jovian und Gratian , die doch das Kirchenvermögen durch 
ausdrückliche und feierliche Staatsgesetze beträchtlich gehoben hat- 
ten und desshalb am ersten berechtigt gewesen wären, ein Wort in 
die Verwaltung hineinzureden, erlaubten sich einen solchen Schritt, 
sondern sie überliessen die Administration des Kirchenvermögens 
ausschliesslich der Kirche selbst. 

1; Apoatelgesch. 4, 35. — 2) Ap. 6, 1 ff. — 3) Ttiomass. t c. III, 1. c. 
3. — 4) xj. 25. Caus. XII, q. 1. — 5) Const. aj. VIII, 30. 
Archiv für Kircheurecht. XXXVI, 13 
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Anders dachte und beschloss der morgenländische Kaiser Valens 
(634—378). Es ist bekannt, dass derselbe zeitweise starke cultur- 
kämpferische Anwandlangen hatte , die unter anderen zumal der 
grosse Athanasius erfahren musste. Kaiser Valens nun glaubte in 
den einlaufenden Klagen über die schlechte bischöfliche Verwaltung 
*des kirchlichen Vermögens hinreichende Motive gefunden zu haben 
zum Erlass eines. Gesetzes , welches eine staatliche Controls der bi- 
schoflichen Vermögensverwaltung anordnete. Die Kirche meinte der 
Kaiser, sei verpflichtet, über ihre Vermögensverwaltung dem Staate 
, Bechenschaft abzulegen und sich eine staatliche Revision ihrer Ein- 
nahmen und Ausgaben gefallen zu lassen. So der Gesetzentwurf. 
Wie verhielten sich die Bischöfe diesem Entwürfe gegenüber? War 
der Kaiser zum Erlass eines solchen Gesetzes berechtigt? 

Kaum war die kaiserliche Absicht bekannt geworden, so erhob sich 
auch schon die Kirche dagegen unter lautem Proteste. Sie sah sich in ihrer 
Freiheit und Unabhängigkeit bedroht, sie betrachtete die kaiserliche 
Forderung geradezu als einen Eingriff in ihr natürliches und histo- 
risches und von den früheren Kaisern heilig gehaltenes uüd respec- 
tirtes Becht. Cyrill besonders, Patriarch von Alexandrien sprach sich 
einige Zeit nachlier noch sehr scharf gegen derartige staatliche Ue- 
bergriffe in kirchlichen Angelegenheiten aus und behauptete, die Bi- 
schöfe seien in ihrem Gewissen nur Gott, unter keinen Umständen 
aber einer staatlichen Gewalt, einem weltlichen Machthaber Bechen- 
schaft zu geben sclmldig. Da Valens sah, wie entschieden die Kirche 
sich seinem Gesetzentwurfe gegenüberstellte, waf er so vernünftig, 
ihn nie als förmliches Gesetz zu promulgiren, er ist niemals in die 
kaiserliche Gesetzsammlung aufgenommen. 

Kaiser Valens hat in den Augen eines guten, gesinnungstüch- 
tigen Liberalen unserer Taga natürlich einen unverzeihlichen Fehler be- 
gangen,, dass er seinen Gesetzentwurf Entwxirf sein und bleiben liess. 
Das heisst ja nichts anderes, als sich beugen vor der Hierarchie, als das 
Oberhoheitsrecht des Staates preisgeben, das heisst halb auf dem 
Wege nach Canossa sein! Wir wissen nicht., ob Valens aus Ueber- 
Zeugung oder aus Politik seine Absicht aufgegeben hiat angesichts 
des passiven Widerstandes der Bischöfe; genug, es ist geschehen, 
das Gesetz kam nicht zu Stande. Die Frage ist jetzt die: Lag für 
den Staat eine Berechtigung oder gar einß nothwendige Pflicht vor, 
sich unaufgefordert und ungerufen in die Verwaltung des kirchlichen 
Vermögens einzumischen zufolge der lautgewordenen Klagen über 
die Administration Seitens einzelner Bischöfe? Die Frage muss ent- 
schieden verneint werden ; denn die Kirche selbst hatte nicht blos 
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den Willen, sondern derzeit auch die Macht, Abhülfe dieser Uebel- 
stände zu , schaffen. Dazu wurden seit den Aposteltagen Synoden 
abgehalten, nicht allein, um in Sachen des Glaubens Entscheidungen 
zu treff'en, sondern auch in Sachen der Disciplin, Wir wollen hier 
nur das Facit der Concilsentscheidungen hinsichtlich unseres Gegen- 
standes ziehen; es lautet: Jeder Bischof habe mit Sorgfalt darauf 
zu halten , dass das Kirchenverniögen cum timore et reverentia Dei 
verwaltet werde. Wenn man in Erwägung zieht, von welchem Ge- 
wichte und welcher Auctorität für die Glieder der Kirche die Aus- 
sprüche und Verordnungen der Concilien zu allen Zeiten gewesen 
sind, dann wird man zugeben, wie schon dieses Mittel treflUicJa im 
Stande war, gegenüber einzelnen eingerissenen Missbräuchen in der 
Verwaltung des kirchlichen Vermögens Remedur zu schaffen. Indes- 
sen, es waren damals wildbewegte stürmische Zeiten innerhalb der 
Kirche, Zeiten, in welchen die auf den Synoden versammelten Väter 
nicht selten unter starkem Terrorismus zu leiden hatten ^ Zeiten, in 
welchen ein Dioscurus die Räubersynode zu Ephesus in Scene setzen 
konnte. Gerade über diesen Dioscurus, den Patriarchen von Alexan- 
drien wurden Klagen über Klagen laut hinsichtlich seiner Verwal- 
tung des Kirchengutes. Der Diacon Ischirios beschuldigte ihn grade- 
zu der Veruntreuung, er habe das Getreide, welches der Kaiser den 
Kirchen von Libyen geschenkt, in Geld umgetauscht, um später das 
Getreide selbst zur Zeit der Noth zu einem höheren Preise verkau- 
fen zu können. Ebenso war Bischof Ibas von Edessa nachlässiger 
Verwaltung des Kirchengutes und ungerechter Eingriffe in dasselbe 
angeschuldigt; er sollte die Gelder, die zur Auslösung christlicher 
Gefangener gesammelt waren, zu eigener und seiner Verwandten Be- 
reicherung verwandt haben. Die Kirche, oder sagen wir richtiger 
die meisten Einzelkirchen, die einzelnen Diöcesen hatten aber auch 
hier schon ihrerseits, aus eigenem Antriebe eine Einrichtung getrof- 
fen zur Verhinderung etwaiger Unredlichkeiten und Veruntreuungen 
einzelner gewissenloser Bischöfe. 

Wir kommen hiermit auf ein Institut, auf eine Art von Be- 
amtenthum, von dem in der kaiserlichen Gesetzgebung zahllose Male 
die Rede ist. Es ist das Institut der Oeconomen^ der Vermögens^ 
Verwalter^ der Commissäre eur Verwaltung des Jcirchlichen Vermögens, 
Comraissäre und Oeconomen, aber nicht nach Art gewisser Beamten 
in einem jetzt culturkämpfenden Königreiche, aufgestellt und gesandt 
und bevollmächtigt von der Staatsregierung, das Kirchengut in Ver- 
waltung zu nehmen, mit der Motivirung, die unter der bischöflichen 
Verwaltung vorgekommenen Missbräuche erforderten das! Nichts 

13* 



196 Grashof, Die röm. Kaiser u. d. Verwaltung d, Kirchenvermögens, 

davon! Die Bischöfe selbst, niemand anders, sind die Schöpfer die- 
ser Beamtengattung, die in einzelnen Kirchen schon frühe, nach und 
nach in vielen Kirchen und bald allgemein in allen eingeführt wurde» 
Der Gründe dazu waren mehr als einer. Zunächst wurde bei dem 
fort und fort anwachsenden Vermögen der Kirche die Verwaltung 
desselben täglich verwickelter und zeitraubender; die Bischöfe 
wurden dadurch von ihrem eigentlichen apostolischen Berufe mehr 
und mehr abgezogen. Ghrysostomus heklagt sich geradezu, die Bi- 
schöfe würden durch die vielen äusseren Geschäfte, in die sie durch 
die Vermögensverwaltung verwickelt würden, zu dispensatores , cau- 
pones, procuratores publicanos et quaestores ^). Wie Ghrysostomus, 
so wünschten die meisten Bischöfe, in gewissem Grade dieser Last 
bei ihren vielen anderweitigen wichtigeren Arbeiten überhoben 
zu worden. Dazu kam^n die vielen Verläumdungen gegen die 
Bischöfe, die zu keiner Zeit, heute nicht und damals nicht, ausblei- 
ben. Es gab Missvergnügte genug, deren Habsucht bei Vertheilung 
der Gaben durch die Bischöfe nicht befriedigt wurde , die Verdäch- 
tigungen über Verdächtigungen gegen die Bischöfe, als seien sie ge- 
wissenlose, parteiische Verwalter des Kirchenvermögens, ausstreueten. 
Endlich aber auch die schon angeführte traurige Erscheinung , dass 
wirklich einige Bischöfe das in sie gesetzte Vertrauen täuschten und 
ungerecht verfuhren, aber dadurch bei dem weitaus grössten Theile 
des Episcopates Ekel und Abscheu erregten : alles das bewog die Bi- 
schöfe, um sich selbst ihr Amt zu erleichtern, um schlechtgesinnten 
wenigstens einen Zeugen , der in die Verwaltung deä Kirchengutes 
Einblick hatte, zur Seite zu geben und auf diese Weise zugleich et- 
waigen Verläumdungen entgegentreten zn können, das Institut der Oe- 
conomen, der aerarii zu gründen. Suchten auf diese Weise die Bi- 
schöfe einerseits die Last der Vermögensverwaltung auf andere Schul- 
tern zu legen, so durften sie auf der anderen Seite diesen Zweig der 
bisherigen bischöflichen Amtsthätigkeit nicht ganz vernachlässigen, 
mussten auch fernc^r wenigstens die Oberaufsicht sich vorbehalten 
und legten desshalb das Amt des Oeconomen in die Hände von 
Geistlichen ihrer Diöcese, die ihnen, als dem Ordinarius, so wie so 
schon untergeben waren. 

Dass das Institut der kirchlichen Oeconomen schon früh in 
üebung war, dafür sprechen Zeugnisse genügt); eine gesetzliche, d. h. 



1) Homil 86.-2) Vgl. die Synodalschreiben von Ephesus y. J. 431, von 
Gangra y. J. 330, den Aassprach Gregors von Nazianz bei Thomass. 1. c. in, 
2. c. 1. Ferner s. Cod. 7heod. IIb. V, tit. 3. lex anic. v. J. 434 ; lib. IX, tit 
45, lex 3. V. J. 398. 
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kirchengesetzliche Fixirung erhielt diese Praxis auf dem allgemeinen 
Concil zu phalcedon v. J. 451 durch den Canon 21^). So bat die 
Kirche Mittel und Wege zu finden gewusst, um etwaigen Ungehörig- 
keiten innerhalb der Verwaltung ihres Vermögens zu steuern, sie hat 
desshalb auch jedes einseitige Sicheinmischen des Staates in dieselbe 
auf das entschiedenste sich verbeten. Aber dabei hat die Kirche ge- 
gen die Staatsregierung sich nicht vollständig abgesperrt, sie hat 
nicht gezögert, wenn es ihr nöthig oder auch nur zweckmässig schien, 
sich mit der Staatsgewalt in Verbindung zu setzen und gemein- 
schaftlicli mit Ihr , »unter gegenseitigem zuvorigen Einvernehmen^^ 
ihre Vermögensverwaltung zu ordnen. 

Gerade von der Kirche selbst ist die erste Veranlassung aus- ' 
gegangen, dass der Staat sich um die Verwaltung des Kirchengutes , 
mit bekümmere. Schon die auf dem Concil zu Carthago i. J. 407 
versammelten afrikanischen^ Väter hatten beschlossen, nicht blos 
Kleriker mit der Verwaltung des Kirchenvermögens zu betrauen, son- 
dern auch Laien, weil letztere als Advocaten und Sachverständige 
oft besser, als Kleriker, geeignet waren, die zeitlichen Interessen der 
Kirche wahrzunehmen und, wenn nöthig, vor Gericht zu verfolgen. 
In diesem Sinne wandte sich die Synode an den Kaiser Honorius. 
»Placuit etiam,« scf heisst es in den Concilsacten (can. 97), »ut pe- 
tant ex nomine provindarum omnium Legati perrecturi Vincentius 
et Fortunatianus a gloriosräsimis Imperatoribus, ut dent facultatem, 
Defensores constituendi Scholasticos, qui in actu sunt vel in munere 
defensionis causarum, ut more sacerdotem provinciae iidem ipsi, qui 
deiensionem ecclesiarum, quoties necessitas flagitaverit, vel ad obsis- 
tendum obrentibus vel ad necessaria snggerenda ingredi judicum 
secretaria.« 

Auf diesen bischöfiicherseits ausgesprochenen Wunsch hin er- 
liess Honorius ein Gesetz, welches in die kaiserliche Gesetzsammm- 
lung aufgenommen ist: » . . . . Ut, quaecunque de mhiß ad eccle- 
siam tantum pertinentia specialiter fuerint impetrata, non per Coro» 
nätos sed ab Ädvocatis eorvm arbitraiu et judicibus innotescant et 
sortiantur eflfectum^).« An Stelle der Kleriker — Coronati, so ge- 



1) »Qaoniäm in quihusdam ecclesiis, ut rumore comperimus , praeter 
oeconomos episcopi facultates ecclesiastlcas tractant, placnit, omneni ecelesiam 
habentem episcopum habere oe<!ononain de clero proprio, qui dispenset res eccles. 
secnndum sententiam proprii episcopi, ita ut ecclesiae dispensatio praeter tes- 
timonium non sit, et ex hoc dispergantur eccles. facultates, et sacerdotio 
maledictionis derogatio procuretur.« s. bei Thom. 1. c. lU, 2, c. 1; bei Har- 
duin, Collect. Concil. tom. II. p. 606. — 2) Cod. Theod. XVI., 2, 88. 
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nannt wegen der Tonsur, welche die Kleriker tragen — können Ad- 
vocati, Kechtsgelehrte zu Verwaltern des Kirchengutes bestellt wer- 
den. Welche Stellung nahmen nun diese weltlichen Yermögensver- 
walter gegenüber den Bischöfen und den bischöflichen Bechten an 
der Verwaltung ein? Kaiser Honorius verfährt hier sehr weise, in- 
dem er zu obigem Gesetze den Zusatz macht : »Sacerdotes vero pro- 
vinciae erunt soUiciti, ne sub hac scilicet privilegii excusatione etiam 
contra eorum utilitatem aliquid his inferatur incommodum.« Die 
geistliche Behörde soll wachen, dass durch die weltlichen Verwalter 
das Kirchenvermögen nicht benachtheiligt werde , mit andern Wor- 
ten: Honorius' wünscht selbst, dass die Bischöfe vor wie nach die 
Oberavf sieht behalten^ er glaubt, dass auch weltliche Commissäre 
fähig seiü könnten, sich Ungerechtigkeiten zu erlauben, und dass 
unter der Aufsicht der Bischöfe das Vermögen der Kirche immer 
am sichersten sich befinde. Heutigen Tages ist man gewissen Orts 
der Ansicht, unter bischöflicher Verwaltung sei der Bestand des 
Kirchengutes am meisten gefährdet; wenn erst überall staatliche 
Commissäre und Oeconomen für die kirchliche Vermögensverwaltung 
ernannt seien , dann sei das Kirchenvermögen in einzig sicherer 
Hut!! Damals scheint es nicht lange gedauert zu haben, da mach- 
ten Kirche wie Staat bereits nicht die besten Erfahrungen mit ihren 
I^ie»2öconomen. Auf dem schon genannten Concil von Ghalcedon, 
woselbst allen Bischöfen die Aufstellung von Oeconomen zur Pflicht 
gemacht wurde, ward die ausdrückliche Bestimmung getroffen,- die 
Oeconomen seien zu wählen 1% xm idtoo xXi^poo xata pwfAifjv ^ xoö 
tdtou iWtoxöicou. Nirgends begegnet uns ein Anzeichen, als hätten 
die Kaiser durch diese kirchliche Verordnung sich in ihren Rechten 
irgendwie verletzt gefühlt. Die Kirche kannte seitdem und der 
Staat anerkannte nur geistliche Oeconomen. 

Einmal wurde in jener ganzen Zeit jQOch der Versuch gemacht, 
die geistlichen Oeconomen zu veranlassen, dem Givilmagistrate die 
Rechnungen der Verwaltung vorzulegen. Dieser Versuch war aber 
nur ein localer, und zudem blieb es auch hier wiederum beim Ver- 
suche, der nie zur Ausführung kam. Wir erfahren die Thatsache 
aus einem Briefe des grossen Papstes Leo I. an Kaiser Marcian v. 
J. 455. Papst Leo nennt das vom Kaiser angestrebte . Verfahren, 
wonach die geistlichen Oeconomen in der Stadt und im Patriarchate 
Constantinopel nicht vor der geistlichen, sondern vor der weltlichen 
Oberbehörde Rechnung ablegen sollen, ein neues Verfahren, ein Un- 
recht, eine ungerechte, willköhrliche Verfügung und dringt in wie- 
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derholten Schreiben — prioribus litteris — in den Kaiser, eine solche 
Verordnung zumckzunehmen ^). Kaiser Marcian schenkte' auch den 
Vorstellungen des Papstes Gehör und stand von seinem Vorhaben ab. 

Von nun an begegnen wir einer Beihe einschlägiger kaiserli- 
cher Gesetze, welche durchaus das Beste der Kirche beweckten und 
zugleich stets die Selbstständigkeit und die Rechte der Kirche respec- 
tirten. Es gehören zunächst hierher einige Verordnungen der Kaiser 
Xeo und Anthemius, die wir nur im Vorübergehen zu erwähnen brau- 
chen, weil dieselben Gegenstände in der* Gesetzgebung Justinians 
wiederholt und ausführlicher behandelt werden. Die beiden Kaiser 
beseitigten gewisse Pseudoöcomen , die in die Vermögensverwaltung 
hineinpfuschten gelegentlich solcher Fälle, in denen jemand bei sei- 
nem Tode eine Stiftung zu frommen Zwecken schuf, ohne einen Exe- 
cutor namhaft gemacht zu haben. Von nun an sollte jedesmal, wenn 
vom Erblasser kein Executor genannt war »persona non designata, 
vir reverendissimus Episcopus illius civitatis, ex qua testator oritur, 
habeat facultatem exigendi, quod hujus rei (seil, der pia causa) gra- 
tiä fuerit derelictum^).« 

Kaiser Justinian beschäftigt sich zuerst mit der Wahl der Oe-r 
conomen und schliesst sich .d^bei ganz der uns bereits bekannten 
Ansicht der Kirche an. Ein kaiserliches Gesetz v. J. 528 verfugt: 
»Ipsos quidem ooconomos cum judicio et diligenti discussione creari 
praecipimus, scientibus ipsis , quod singulis annis raUone referent 
sänctissimo episcopo suae administrationis.« Von Rechnungsablage 
gegenüber dem' Civilmagistrate ist keine Rede mehr. Wohl aber 
zwingt die Staatsgewalt diejenigen Oeconomen, durch deren Schuld das 
Kirchengut Schaden gelitten hat, oder die sich durch Eingriffe in das- 
selbe bereichert haben, alles zurückzuerstatten, »quacunque in re vi- 
debuntur res ecclesiasticas minuisse vel laesisse vel proprium quaes- 
tum quaesisse, hoc ecclesiasticis rebus restituent.«- Nöthigenfalls sol- 
len selbst die Erben dazu noch angehalten werden 3). 

Justinian gibt dann weitere und ausführlichere Bestimmungen 
in dem von seinen Vorgängern bereits behandelten Falle. Immer 



1) Der betreffende Theil des päpstlichen Schreibens lautet : »Illud etiam 
rationabiliter huic epistolae credidi copulandum, ut de eo^ quod Pietatem Ves- 
tram prioribus petii litteris, deprecarer, ut Oeconomos Constantinopol. ecclesiae 
novo exemplo et praecipue Pietatis Yestrae temporibus a publicis judicibus non 
sinatis audiri et hanc quoque injuriam sacris renioveatis ordinibus, sed rationes 
ecclesiae secundum traditum morem sacerdotali examine jubeatis inquiri.« 
Epist.- 108 in der edit. Quesn; in dem ordo nov. epist. 37. 

2) Cod. Just L, 3, 28. — 3) Cod. Just L, 3, 42. §. 5. 
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soll es der Bischof sein , in dessen Hände die Verwaltung alles des- 
sen übergeht , was jemand pro redemptione captivornm aat alimen- 
tis pauperum n. s. w. in rebus mobilibus aut immobilibus sive semel 
sive annale reliquerit, si non nominatim testator dixerit, per quem 
oporteat fieri redemptionem captivorum eU.^). 

Nun war es mehrfach -vorgekommen , dass Erben sich saumse- 
lig oder gar geradezu abgeneigt zeigten, den letzten Willen des 
Testators, in dem die Kirche, kirchliche Anstalten, die Armen be- 
dacht waren, auszuführen. In solchem Falle musste natürlich die 
kirchliche Verwaltung für ihr Recht eintreten und auf Vollziehung 
des Testan^entes dringen. Dabei war dann aber hin und wieder ein 
zweiter üebelstand eingetreten , indem nämlich die Verwalter des 
Eirchengutes , die Bischöfe, beziehungsweise die Oeconomen nicht 
immer das Interesse der Kirche wahrnahmen und, sei es aus Nach- 
lässigkeit, sei es durch feile Bestechung bewogen, die Erben nicht 
zur Erfüllung ihrer Pflicht anhielten. Die Kirche, die sich nicht 
im Stande sah, nöthigenfalls auch mit Gewalt ihre Interessen gegen 
gewissenlose^ Laien und Bischöfe zu verfechten, war in solchen Fällen 
auf den Beistand des Staates angewiesen, den dieser ihr auch durch 
scharfe Gesetze zu Theil werden liess. Wir können nur in gedräng- 
ter Kürze ihren Inhalt wiedergeben. 

Weigert sich ein Erbe oder zeigjt er sich saumselig in Er- 
füllung des Testamentes , so haben . die Bischöfe als rechtmässige 
Verwalter des Kirchengutes auf Erfüllung zu dringen. Die welt- 
liche Macht , die praesides provinciarum , stehen hinter den Bi- 
schöfen, um ihren Mahnungen den nöthigen Nachdruck zu geben ''^). 
Ist nun der Wille des Erblassers erfüllt , sind die kirchlichen An- 
stalten^ etwa ein Armen-, Waisen-, Kranken-, Findelhaus, 'ein Hospi- 
tal zur Aufnahme armer Fremden oder hülfsbedürftiger Greise u. 
dgl. aufgebaut, dann soll der Bischof als oberster Verweser desig- 
nare et praeficere, qui haec administrent ; die zum Bau Verpflich- 
teten konnten ein Verwaltungsrecht in diesem Falle durchaus nicht 
beanspruchen 3), Nur in dem Falle, wo der Erblasser selbst die Ver- 
walter für die von ihm erbauten kirchlichen Anstalten bestimmt 
hatte, sollen die Bischöfe diesen die Administration überlassen, 
so jedoch , dass sie , die Bischöfe , selbst die Oberaufsicht be- 
halten. »lUos (scfl. die administratores piarum actionum) episcopi 
permittant habere administrationem, ipsi vero non administrent qui* 
dem, sed administrationem illorum inspiciant atU c^servent, et reete 

1) Nov, 131, c. 11. cf. Cod. Just% 3, 49, §. 2 ff. 

2) Cod. Jusf. I, 3, 46. — 3) Ebend. §. 1. 
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quidem faabentem laudent, in quibusdam autem aliquid praetergre- 
dientem corrigant; pessima autem administratione facta etiain eos 
expellant et alias imtütMnt^).< Hat ferner ein Testator die Wahl 
des Administrators seinem Erben überlassen, dieser aber dieselbe 
vernachlässigt, so wird sofort der Bischof Verweser und kann sich 
einen Oeconomen nach eigener Wahl bestellen *).> 

Durch diese und viele ähnliche verwandte Bestimmungen legte 
Justinian deutlichen den Tag, wen er fär den rechtmässigen und 
zuverlässigsten Verwalter des der Kirche zugewendeten und zuge- 
hörigen Vermögei\s angesehen wissen wolle. Die Administration der 
kirchlichen- und Stiftungsgelder und Güter war nach seiner Ueber- 
zeugung am sichersten in die Hand der Bischöfe gelegt. Ging doch 
der Kaiser sogar soweit, dass er wünschte, es möchten die Bischöfe 
die Controle auch über StaatseinndLhmea und über Leistungen an 
den Staat zugleich mit den Präfecten führen ^) ! 

Dabei übersah aber Justinian durchaus nicht jenen üebelätand, 
dass einzelne Bischöfe in der Verwaltung des Kirchengutes sich ge- 
wissenlos benommen hatten. Selbst die Aufstellung von Oeconomen 
hatte dem Unwesen in dieser Zeit nicht überall mehr gesteuert, in- 
dem manchmal die Oeconomen den Muth nicht hatten , die Unge- 
rechtigkeiten des Bischofs aufzudecken , ja manchmal Oeconomen 
und Bischöfe zu gemeinsamer Unredlichkeit sich die Hände reichten. 
Zunächst versuchte der Kaiser den Bestechungen ein Ende zu ma- ' 
eben, durch welche einzelne Bischöfe sich hatten verleiten lasseh, 
nicht auf die Auszahlung^ einer der Kirche testamentarisch vermach- 
ten Summe oder auf den Bau einer kirchlichen Anstalt v(»n Seiten 
des Erben zu dringen, wozu sie als oberste Verwalter doch streng 
verpflichtet waren. »Si negligentes fuerint episcopi,« sagt Justinian, 
»id agere, forte gratia corrupti a scriptis heredibus vel legatariis 
vel fideicommissariis, licenti^* erit aut Metropolitano provinciae aut 
Archiepiscopo illius dioeceseos haec cognoscenti, inquirere et cogere 
pinm opus aut piam liberalitatem omnimodo impleri ^).« 

Aber nicht allein , dass also der Erzbischof oder Patriarch in 
solchen Fällen die Verwaltung in die Hand nehmen soll, die pflicht- 
vergessenen. Bischöfe sollen auch nicht ungestraft bleiben, »sciente, 
qui haec neglexerit , episcopo , quod et ipse praeter imminentes e 
co^lo poenas etiam imperialem motum super hujusmodi contemptu 
experietur 5).« 



1) Ebend. §. 3. cf. Nov. 131, c, 10. — 2) Elend, §. a — 3) Cod. Jusi. 
I, i, 26. — i) Cod. Just lf% 46. §. 6. cl Nov. 131, c. 11 in fi». — 5) Ebend. 
u. I, 49, §.8. 
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Der Umstand, dass der Kaiser mit seinem Zorne and mit Ver- 
hängung weltlicher Strafen drohte , wirkte besonders mit zur Ab- 
schaffung des ärgerlichen Treibens einiger Bischöfe und Oeconomen, 
die complottmässig zu eigener Bereicherung ihr Yerwaltungsamt 
übten. Eia gewisser Bischof Gaudentius z. B. hatte mehrere Jahre 
lang alle Einkünfte der bischöflichen Kirche für sich selbst aufge- 
zehrt allen kirchlichen Gesetzen zum Hohne. In der Person eines 
Presbyters Onagrus stand der Verwaltung des Kirchengutes zwar 
nach bereits ergangener canonischer Verfügung ein Oeconom vor, 
allein dieser Onagrus, weit entfernt, sich der bischöflichen Willkür 
und Ungerechtigkeit zu widersetzen , scheint mit seinem Bischöfe 
gleiches Spiel getrieben zu haben. Jetzt erhielt der Papst Simpli- 
cius von diesem ärgernissvoUeft Treiben Kunde und legte sofort dem 
pflichtvergessenen Bischöfe auf, das geradezu gestohlene Kirchengut 
zu ersetzen, während er dem Presbyter Onagrus auftrug, sofort, bei 
Verlust seiner priesterlichen Würde die gesetzliche Vertheilung des 
Kirchengutes an die Armen u. s. w. vorzunehmen ^). Wollte jetzt 
ein solch pflichtvergessener Bischof oder Oeconom daran denken, 
der Aufforderung von Seiten seines Metropoliten oder gar des 
Papstes selbst zu trotzen, so fiel ein solcher ungerechter Verwalter 
zudem der welüichen Strafe anheim ; denn wiederholt erklärt Justi- 
nian,' was auch schon frühere Kaiser gethan hatten bei andern Ge- 
legenheiten und Vorfällen ^), dass die Kirchengesetze angesehen 
werden sollten, wie Staatsgesetze und dass die Uebertreter jener in 
derselben Weise und in demselben Masse strafbar sein sollten , wie 
die Frevler gegen diese. » Jubemus, € so heisst es am Schlüsse eines 
schon angezogenen Gesetzes 3), »eos,. qui aliquid praetermisisse in 
suspicionem venerint, primum quidem ex Domini Dei jüdicio pericu- 
lum ac deinde positas in hac lege poenas sustinere ^).« 

Ein solches Eingreifen der Staatsgewalt bei Gelegenheiten, in 
welchen die Zwangsmittel der Kirche vor der Hand sich unwirksam 
erwiesen ; eine solche Hilfe upd Stütze von Seiten des Staates in 
der Durchführung der kirchlichen Gesetze und Canones erkannte 
und nahm die Kirche dankbar an, und sie missbilligte es nicht, 
wenn von diesem Gesichtspunkte aus gegen geistliche Oeconomen 

1) Epist. 3. Simipl. b. Harduin 1. c. 11. p. 804. 

2) S. Cod. Theod.XYl 6, 4; Cod. Just. I, 3, 42, §. 9. u. 11; 47, §. 1. 

3) Cod. Just I, 3, 42, §. 11. 

4) Anderwärts sagt Justinian ausdrücklich, die Güter der Kirche soUten 
verwaltet werden secundum sacros canones et secundum nostras leges. Nov. 137. 
c. 4 ; Nov. '3. und 6. Praef. Was der Ausdruck besagen will, kann den übrigen 
Gesetzen Justinians gemäss keinen Augenblick zweifelhaft sein. 



Grashof ^ Die röm, Kaiser u, d. Veräusserung d, Kirchenvermögens. 203 

und selbst gegen Bischöfe, die sich gemeiner Betrügereien schuldig 
gemacht , , nach vorhergegangenem kirchlichen Processe , weltliche 
Strafen erkannt wurden. 

//. Die Gesetze über die Veräusserung von Kirchengut, 

Wenn trir die Kirche im Interesse ihres Vermögens seit den 
ältesten Zeiten bestrebt sehen, die Verwaltung ihrer Güter nur der 
Hand der Bischöfe oder unter der Oberaufsicht dieser der Obhut 
von [geistlichen] Oeconomen anzuvertrauen, wenn wir bemerken, dass 
sie mit scharfen Augen auf die Haltung ihrer Canones, die sie zum 
Zwecke geregelter Verwaltung erlassen, achtete und sogar die Ver- 
mittlung und das thätige Eingreifen der Staatsgewalt da wünschte 
und beanspruchte , wo man ihren Gesetzen kein Gehör schenken 
wollte : so können wir erwarten, dass sie auch und zwar ganz be- 
sonders Gesetze aufgestellt habe, um das Kirchenvermögen bei sei- 
ner Bestimmung zu erhalten und leichtfertigen Veräusserungen des- 
selben vorzubeugen. Und in der Tßat, wir finden die Gesetzgebung 
der Kirche auch nach dieser Seite hin reichlich ^entwickelt. Die 
kirchlichen Canones untersagten strenge jede Art von Veräusserung 
kirchlichen Gutes, wenn nicht ein Fall dringendster Nothwendigkeit 
vorlag, wie z. B. Unterhalt der Armen zur Zeit einer Hungersnoth, 
Loskaufung von Gefangenen , Bezahlung von Kirchenschulden und 
dergleichen mehr, oder es musste eine etwaige Veräusserung der 
Kirche entschiedenen Vortheil bringen ^). Allein es liegt auf der 
Hand, dass, wenn die die Verwaltung führenden Bischöfe und Oeco- 
nomen sich einmal Unredlichkeiten zu Schulden kommen liessen, 
wenn sie, statt die zu einer Zahlung an die Kirche Verpflichteten 
zur Ausführung zu zwingen, sich lieber bestechen liessen, wenn sie, ' 
anstatt die gesetzliche Theilung vorzunehmen , ihr oder ihrer Ver- 
wandten Vermögen durch Eingriffe in das Kirchengut zu vergrössern 
strebten, sich für solche gewissenlose Verwalter kein leichteres Mit- 
tel zur Befriedigung ihrer Habsucht bot, als eine geräuschlose Ver- 
äusserung kirchlichen Eigenthums, -sobald sich dabei ein persönlich 
grösstmöglichster Nutzen herausschlagen liess. In der orientalischen 
Kirche ging man stellenweise mit schamloser offener Unredlichkeit 
zu Werke; die kirchlichen Verbote wurden ohne Scheu übertreten. 
Es war doch gewiss weit genug gekommen, wenn man sich nicht 
entblödete, Klöster zu verschenken, zu verkaufen oder zu vertauschen,^ 
Fälle, wie sie nicht selten, zumal in Aegypten vorkamen ^). 

1) c. 13. 15. 19. 20. 41. 49. 50. 52. 70. C. XII. q. 2. 

2) Nov. 7. c 11 ; 120. c. 7. 
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Aber es brauchte nicht einmal in so grober und gemeiner 
Weise das Gut der Kirche verschleudert zu werden, auch in anderer 
Weise ward durch eingerissene Missbräuche das Vermdgen der Kirche 
arg geschädigt. 

Es war nämlich hier und da Sitte oder besser Unsitte gewor- 
den^ dass man nicht *mehr , wie es seit der Apostel Zeiten üblich 
gewesen» auch die Kleriker mit in die Zahl Derer aufnahm, die bei 
der allgemeinen Yertheilung die nöthigen .Mittel zum Lebensunter- 
halte, erhielten, sondern dasa ihnen von den liegenden Gründen der 
Kirche zum ständigen Unterhalte ein Grundstück zugewiesen wurde. 
Dann ereignete es sich aber nicht selten, dass beim Tode eines sol- 
chen Klerikers dessen Erben auch das der Kirche gehörige Grund- 
stück als Frivateigenthum des Erblassers ansahen und beanspruch- 
ten und diesen ungerechtfertigten Anspruch mit Glück Verfochten. 
So diente also das Kirchengut, dieses Patrimonium pauperum, dieser 
fiscus reipnblicae Domini, wie sich einst der heilige Augustinus 
trefiftich ausgedrückt hatte, zur schmählichen Bereicherung Einzel- 
ner. Wir werden es nicht auffallend finden, wenn die Kaiser, um 
diesem, und ähnlichem Unfuge, der nicht allein der Kirche, sondern 
auch dem Staate in seinen armen Bürgern den empfindlichsten 
Nachtheil zufügte, zu steuern, strenge Verordnungen erliesseJi. Die 
Kaiser hielten es, da die Gewissenlosigkeit selbst den Kirchenstrafen 
Trotz bot, mit Eecht für ihre Pflicht, den Bestand eines Vermögens 
unverkürzt zu erhalten und sicher zu stellen, zu dem ihre Vor- 
gänger so reichlich beigetragen , das sie selbst durch Spenden und 
Ertheilung von Privilegien gehoben, dessen Zinsen zu den edelsten 
Zwecken verwandt waren und zum gleichmässigen Nutzen der Kirche 
wie des Staates gedient hatten. Dass und wie ein Kaiser bei die- 
sem Hinübergreifen in ein an sich rein kirchliches Gebiet zu weit 
gehen konnte, wird der Verlauf zeigen; ein staatliches Einschreiten 
überhaupt war notbwendig, geschah mit Einwilligung der Kirche, 
ward von ihr dankbar acceptirt, während die Ursachen , die solche 
Nothwendigkeit hervorriefen, zu beklagen sind. 

Wir haben als das erste der hierher gehörigen Staatsgesetze das 
von den Kaisern Leo und Anthemius im Jahr 470 erlassene zu be- 
trachten; dasselbe enthält bereits sehr detaillirte Bestimmungen. Zu- 
erst wird dem Bischöfe und dein Oeconomen, cui res ecclesiastica 
gubernanda mandatur, in der Haupt- und Besidenzstadt Constanti- 
nopel das. Becht abgesprochen, irgendwelche Liegenschaften oder un- 
bewegliche Habe der Kirche nebst den darauf ansässigen und be- 
findlichen Hörigen und Sclaven zu . veräussern , möchte diese Ver- 
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äüsserung unter einem Namen vor sich gehen sollen, wie immer sie 
wolle. Weder durch Tausch noch durch Verleihen , weder durch 
Verkauf noch durch Schenkung dürfen die Verwalter die res immo- 
biles oder die auf diesen befindlichen coloni et mancipia der Kirche 
entziehen, und wenn auch der gesammte Klerus nebst Bischof und 
Oeconomen für die Veräusserung gestimmt hat, »nee si omnes cum 
religioso episcopo et oeconomo in earum possessionum . alienationem 
eonsentiant. Ea enim;< so fagen die Kaiser als leitendes Motiv an, 
»quae ad beatissimae ecclesiae jura pertinent vel post hac forte 
pervenerint, tanquam ipsam sacrosanctam ecclesiam intacta convenit 
venerabiliter custodiri , ut sicut ipsa religionis et fidei est mater 
perpetua, ita ejus Patrimonium jugiter servetur illaesum i).« Die 
Kaiser begnügen sich aber nicht mit dem blossen Verbote, sondern 
sie setzen sofort für alle, welche an der genannten Veräusserung 
von Kirchengut theilnehmen, sie direct oder indirect begünstigen,- 
die Strafe fest. Jeder, welcher der Kirche gehörige Grundstücke 
unter irgend einem Erwerbstitel — das Gesetz führt diese Titel 
nochmals einzeln auf — an sich gebracht hat , verliert nicht allein 
diese Grundstücke, sondern auch alle Früchte, die ihm etwa daraus 
bereits erwachsen sind; ausserdem hat er den Schaden zu gewärti- 
gen, dass ihm für alle Anlagen, die er auf dem unerlaubterweise 
erworbenen Grundbesitze gemacht hat, nichts vergütet wird ^). Die 
Oeconomen, welche eine Veräusserung irgend welcher Art veranlas- 
sen oder zu derselben ihre Zustimmung geben, gehen Ihrer Stellung, 
ihres Amtes verlustig, und nicht allein das, auch müssen sie mit 
ihrem Vermögen für jeden der Kirche erwachsenen Nachtljeil haften, 
so zwar, dass selbst ihre Nachkommen und Erben eventuell von der 
Kirche zur Schadloshaltung und Bestitution angehalten werden kön- 
nen 3). Selbst die Schreiber^ welche derartige Verlusserungscon- 
tracte ausfertigen, entgehen ihrer Strafe nicht , aie gehen einer le- 
benslänglichen Verbannung entgegen *). Jeder Richter endlich, 
welcher solchen Vertrag , solchen gesetzwidrigen Contract aufsetzt 
und beglaubigt, verliert sein Amt und sein gesammtes Vermögen *»). 

Jedoch wollen die Kaiser durch die vorgenannten Bestimmun- 
gen den Oeconomen nicht auch die Gelegenheit abschneiden , wenn 
durch eine zeitweilige Veräusserung von Kirchengut ein Gewinn für 
die Kirche selbst erzielt werden konnte. Aber nur sub cautelae ob- 
servatione, imter Verantwortlichkeit der Oeconomen und unter ge- 



1) Cod. Just I, 2, 14. — 2) Ebend §. 1: — 3) Ebend. §. 2. — 4) Ebend. 
§. 3. — 5) Ebend. §. 4. 
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nauer Beobachtung aUer gegebenen Bechisformen^ sowohl was die Zeit 
einer Belehnang mit einem kirchlichen Grandstdcke als was die da- 
für zu entrichtende Sente betraf^ gestatteten die Imperatoren die 
Ueberlassnng von Grundbesitz der Kirche ^nr Nntzniessung, so dass, 
wenn die gerichtlichen Formen nicht beobachtet waren ^ der ganze 
Act zum 3chaden des Belehnten ungiltig war, »nisi hac conditione 
pacta inita fuerint, ea quoque decemimus non yalere, sed possessio* 
nem ecclesiasticam taaquam nuUo jure transs'criptam in jure ipsius 
ac dominio permanere et ab ecclesiasticis oeconomis vindicari ^).« 

. Wir deuteten oben schon an, dass in der orienixilischen Eirche^ 
die von Häresieen kläglich zerrissen war , der Unfug hinsichtlich 
der Veräusserung und Verschleuderung von Kirchengütern bei wei- 
tem am stärksten eingerissen war. 

In Bücksicht darauf erschien das eben besprochene kaiserliche 
Gesetz gerade für die Stadt Constantinopel. Das folgende vom Kd- 
ser Anastasius erlassene Gesetz zieht in seinen Kreis auch alle Kir- 
chen und kirchlichen Anstalten, die zu dem Patriarchate von Oon- 
stantinopel gehörten. Von dem eigentlichen Heerde hatte sich das 
Verderbniss bald weiter verbfeitet. Darum befiehlt der Kaiser, dass 
auch die »aliae ecclesiae et monasteria et ptochia et xenodochia et 
orphanotrophia ejusdem civitatis (seil. Constantinop.) ^t confiniorum 
ejus et qua& sub ordinatione episcopi ejusdem sunt,« . . . eine Ver- 
äusserung ihrer Güter , unter welchem Namen dieselbe auch ge- 
schehen möge , nur dann vornehmen dürfen , wenn sie dient und 
nöthig ist »ad liberationem debiti ex successione contracti, aut ^d 
usus alios necessarios loco venerabili impendentes, aut ad aliam rem 
magis necessariam redimendam, aut ad imminentem venerabilis domus 
restaurationem *).« 

Aber auch in diesen Fällen hat die Veräusserung nur Gültigkeit, 
wenn sie in actis manifestatur, wenn sie öffentlich, im Beisein welt- 
licher und geistlicher Oberbehörden vollzogen wird 3). Es folgt dann 
wieder eine Beihe von Strafandrohungen für alle, welche gegenwär- 
tiges Gesetz übertreten *). Ist nun eine Veräusserung von Kirchen- 
gut aus einem der angeführten Gründe nothwendig, so soll sie ge- 
schehen zunächst von beweglicher kirchlicher Habe, mit Ausnahme 
jedoch der hl. Gefasse. Erst wenn die res mobiles zu dem betref- 
fenden Zwecke nicht ausreichen, dann dürfen* auch Immobilien ange- 
griffen werden^). 

1) Cod. JusL §. 5. Das einzuschlagende rechtliche Verfahren findet sich 
genau angegeben Novelle 7, c. 3, 6. u. 7. u. Nov. 120, c. 6 §. 2. 

2) Cod. JuaL I, 2, 17, §. 1. — 3) Ebend. §. 2. — 4) Eben*. §. 3. — 
5) Ebend. §. 5. 
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Justinian gibt auch hier wiederum eine Fülle von bis ins Ein- 
zelnste gehenden Bestimmungen, vor der selbst Berlin mit seiner ^ehr 
erheblichen Produetionskraft in Gesetzen verwandten Inhaltes . weit 
zurücktreten muss. Wir werden uns kurz fassen, zumal viele Justi- 
nianische Gesetze nichts sind als eine Wiederholung der bereits 
characterisirten Leohischen und Anastasianischen Verordnungen, allen- 
falls mit dem Beiwerk einiger zierlicher rednerischer Floskeln*). 

Zunächst verbietet Justinian jede Veräusserung von heiligen 
Gelassen, Gewändern und dergleichen, »sacratissima atque arcana 
vasa vel vestes ceteraque donaria, quae ad divinam religionem neces- 
saria sunt 2),« — Gegenstände, die Anastasius bereits geschont wis- 
sen wollte. Nur in dem Falle dürfen sie veräussert werden, wenn da- 
durch Gefangene losgekauft werden können, »quoniam non absurdum 
est, animas hominum quibuscunque vasis vel vestimentis praeferri.« 
Das war auch ganz der Grundsatz der Kirche. — Hat nun die 
Kirche Schulden, aber dabei überflüssige heilige Geräthe, so können 
diese zur Befriedigung der Gläubiger hingegeben werden, damit die 
Immobilien der Kirche unversehrt bleiben. Um letzteres ist es dem 
Kaiser besonders zu thun; darum häufen sich hier seine Verord- 
nungen. Es soll künftighin weder einem magistratus von Con- 
stantinopel noch einem oeconomus gestattet sein, wenn er in actu 
eine Immobilie der Kirche sei es eigenpersönlich oder durch eine Mit- 
telsperson an sich gebracht hat, dieselbe zu besitzen; der Act ist 
ungültig, der unrechtmässige Besitzer verliert den Preis an die 
Kirche 3). Auch die »Chartularii ecclesiae magnae« (nämlich in Con- 
stantinopel) sollen neque per intermediam personam rem immobilem 
ipsius per conductionem aut emphyteusin aut alium modum em- 
pfangen können*). Ueberhaupt aber soll eine Veräusserung eines 
kirchlichen Immobiles nie über einen Zeitraum von 20 Jahren statt- 
finden , eine Bestimmung , durch welche eo ipso jedes vollständige 
Abgeben inhibirt wurde s). 

Weil nun der Terminus »Veräusserung« ein sehr dehnbarer, 
weiter ist, so sagt Justinian, er habe gerade ihn gewählt, alienatio- 
nis autem nomen generalius ideo posuimus, um dadurch alle Species 
dieses generellen Begriffes, venditiö, donatio, commutatio u. s. w. un- 
möglich zu machen ^). Alle die Strafgeßetze , die schon Kaiser Leo ' 
gegeben, sollen in Kraft bleiben, und damit sie jeder um so genauer 



1) Vergl. Novelle 7, Praef. — 2) Cod. Just I, 2, 21. Nov. 7, c. 8; 120, 
c. 10. — 3) Ebend. I, 2, 24, §. 2. — 4) Ebend. I, 2, 25. u. §. 2. — 5) Ebend. 
I, 2, 24, §. 3. - 6) Nov. 7, c. 1. 
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sich einpräge, so sollen die bezüglichen Bestimmungen in lateinischer 
Sprache so gut wie in* griechischer gegeben werden >propter facilem 
interpretationem ^).€ Aber es folgen noch neue ausfährlichere, schär- 
feria Strafbestimmungen. Kaiser Leo hatte ^hauptsächlich, wie Jas- 
tinian sagt^), nur die Kätner von Eirchengut mit Strafen bedacht; 
Justinian will jetzt dem Verschenken ein Ziel setzen , so dass jeder 
in Zukunfli sich höflich solchem Anerbieten gegenüber bedanken 
wird. Denn der mit kirchlichem Eigenthnm Beschenkte verliert 
nicht bloss das Geschenk, sondern von seinem eigenen ihm zuge- 
hörigen Besitzthume einen dem Geschenke an Werth gleich kom- 
menden Theil, und zwar fällt das eine wie der andere derjenigen 
Kirche oder ehrwürdigen Anstalt zu, von der das Geschenk genom- 
men war^. Wer auf dem Wege des Tausches von Kirchengut et- 
was erworben hatte, verlor nicht nur das, was eingetauscht, sondern 
auch was er dafür hingegeben |iatte ; das beiderseitige Tauschobject 
wurde Eigenthnm der Kirche 4). 

Wenn ein Gläubiger einer Kirche oder Anstalt Geld geliehen 
hatte gegen Hypothek auf ihre Immobilien^ so verlor er dieses Geld 
an die Kirche oder Anstalt, der er es geliehen, wobei eine Klage nur 
gegen den Oeconomen, nicht gegen die Kirche anhängig gemacht wer- 
den konnte ^). War jedoch eine Anleihe far die Kirche unumgänglich noth- 
wendig, so konnte von den Vorstehern derselben eine allgemeine^ Hypothek 
errichtet werden, nie aber auf einzelnes Grundstück, speciale pignus % 

Besonders scharf äussert sich der Kaiser über die schon er- 
wähnte Unsitte »Pessimum delictum factum et apud Alexandrinos et 
apud Aegyptios, jam autem et in aliis quibusdam imperii locis,€ Klö- 
ster zu verkaufen, zu vertauschen oder zu verschenken. »Haec om- 
nino de cetero fieri prohibemus nulli hominum permittentes hoc de- 
linquere;« ein derartiger. Act ist durchaus ungültig, und die schwer- 
sten Strafen sind darauf gesetzt. Der Kaiser will diese Stätten , in 
quibus altare coUocatum est et sacrum exhibitum ministerium . . . 
sacris quippe lectis scripturis et sacrosancta et ineffabili communione 
tradita, heilig gehalten wissen ''). 

Wie indessen schon frühere Kaiser eine Veräusserung von Kir- 
chengut, selbst von Immobilien, für den Fall erlaubt hatten, dass 
sich dabei ein Gewinn für die Kirclie herausstellte, £(0 gestattete dies 
auch Justinian, aber nur unter Beobachtung folgenden Verfahrens: 
der Act musste nicht nur vor dem Bischöfe des Ortes und dessen Klerus, 
sondern auch vor dem Metropoliten stattfinden, und anderseits^ wenn 

1) Nov. in fine — 2) l^ov. 7. c. 5. — 3) Ebend. §. 1. — 4) Ebend. §. 2. 
5) Nov. 7. c. 6. — 6) EbencL §. 1. cf. l^ov. 46, c. 1. — 7) Bbend. 11. 
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ein Metropolit in eigener Person oder durch seinen Oeconomen einen 
Verkauf machen wollte, so sollten zwei der ihm unterstehenden Bi- 
schöfe, die er wählen konnte , dem abzuschliessenden Handel bei^ 
wohnen und durch ihr Zeugniss be kräftigen^). Wer nun ein der 
Kirche oder einer frommen Stiftung gehörendes Immobil zum Niess- 
brauch zu erhalten wünscht, mnss zuvörderst ein anderes Object von 
gleichem Wertfae und Ertrage, als das zu empfangende hat, hingeben. 
Beides fällt sodann nach dem Tode des üsufructuars oder nach Be- 
endigung des Usufructus als ßigentbum und zum Niessbrauch der 
betrefFenden Kirche oder frommen Anstalt zu »utraque res integra 
et in dominium et in usum in eandem venerabilem domum perve- 
niat»).« 

Hier muss nun auch der Bestimmungen über die Emphyieuse 
gedacht werden, eine Art von Yeräusserung, wie sie in jenen Zeiten 
in der Kirche sehr oft vorkam. Die Emphyteuse, IfA^oTeoaic, ist eine^ 
Verpachtung oder "Vermiethung, der die Wirkung eines dinglichen 
Hechtes zukommt, sie ist ein dem fögenthum nachstehendes, ding- 
liches Becht. Bei den damaligen römischen Juristen war es eine 
offene Frage, ob der Enlphytenta, der Grundpächter, nicht als Eigen- 
thümer anzusehen sei, eine Unsicherheit, der Kaiser Zeno durch den 
Erlass eines Gesetzes glaubte ein Ende machen zu müssen 3). Ge- 
mäss der in Rom ausgebildeten Theorie über das emphy teutische Rechts- 
verhältniss ward durch die Bestellung der Emphyteuse weder der Emphy- 
teuta bereichert wegen der zu machenden Leistungen an den eigent- 
lichen Eigenthümer, noch erlitt dieser letztere auf diese Weise «inen 
Verluiät durch die dem Eraphyteuta eingeräumte Benutzung. Diesen 
Punkt müssen wir festhalten; denn er erkärt uns, wie Kirche und 
andere ehrwürdige Häuser nach Staatsgesetzen für immer Emphy- 
teusen urder einander eingehen konnten ^), während doch sonst eine 
Yeräusserung, welcher Art sie auch sein mochte, nur a<us dringen- 
deh Gründen geschehen durfte. 

Die Kirche hatte, nachdem sie zu Grundbesitz gelangt war, 
angefangen , Emphyteusen zu errichten , war aber dabei durch 
Nachlässigkeit und Unredlichkeit ihrer Verwalter zu Schaden ge^- 
kommen. Justinian greift darum hier sehr entschieden ein. Vor 
allem ist jedesmal bei Errichtung kirchlicher Emphyteusen ein be- 
sonderer schriftlicher Vertrag nothwendig ^). Eine Emphyteuse auf 
immer, emphyteusis in perpetuum extensa, war durchaus untersagt ; 



1) Nov. 67, c. 4. — 2) Not* 120, c. 2. — 8) Cod. Just. IV, m^ 1. 
4) Nov. 123, c. 6. — 5) Nov. 7, c. 3; 120, c. 6. 
Ardiiy für Kirchenrecht. XXXVI. X4 
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sie durfte sich nur bis auf das dritte Glied in grader Linie er- 
strecken, ausserdem durfte nur mit dem sechsten Tbeile des ganzen 
Eircheneigenthums eine Yeräusserung dieser Art vorgenommen wer- 
den ^). Der von dem Empbyteuta zu entrichtende Canon soll stets 
ganz genau, cum omni veritate et subtilitate, bestimmt werden. Zahlte 
der Erblehnträger den Canon innerhalb zweier Jahre nicht, so ging 
ihm das Lehen yerloren, ohne dass er für etwa darauf vorgenom- 
mene Meliorationen Anspruch auf Entschädigung erheben konnte^). 
War das Eirchengut durch die Schuld deß Empbyteuta deteriorirt, 
so sollte dieser mit seinem eigenen Vermögen dafür haften und es 
in den früheren guten Zustand bringen ; eventuell waren dazu noch 
die Nachkommen und Erben jenes anzuhalten 3). Damit die Eirche 
sich in jedem Falle einer Deterioration ihres Eigenthumes schadlos 
halten könne , so sollte letzteres nur Eeichen in Emphyteuse gegeben 
werden >solis locupletibus licet et oportet ecclesiasticas res in em- 
phyteusin dare propter restitutionem aspectus ^).€ 

Die Emphyteuse nun, deren Objecto naturgemäss ursprünglich 
zunächst Grundstücke, die zur Agricultur dienten, waren, umfasste 
nach Justinianischem Gesetze das gesammte Immobil ; sie erstreckte 
sich von nun an >non solum super constantibus domibus et suburbanis 
et hortis et agris, sed etiam super ruinis sive ex igue.sive ex terrae motu 
sive ex qualibet alia causa ruina sit, sed etiam in iis, quae omnino des- 
tructa sunt et in pavimento jacent sive etiam in puris ruinis nuUum 
aedificium habentibus neque materiam jacentem^).« Alle diese Im- 
mobilien konnten aber, wie noch oft ausdrücklich wiederholt wird, 
nicht anders in Erbpacht gegeben werden, nisi in sola emphyteusi 
temporali und zwar nur usque ad duas succesiones oder wie es an- 
derwärts gleichbedeutend heisst, in tribus personis. Nach dem Tode 
der dritten Person fällt das Gut stets an die Eirche zurück. Hätte 
jemand es auf ewige Zeiten, oder auf länger, als gesetzlich gestat- 
tet war, so verlor er dasselbe und musste ausserdem der Eirche le- 
benslänglich den stipulirten Canon entrichten »cadat ab emphyteusi 
. . . det autem continuo et post (Tasum emphyteumatis , quantum 
fnturus erat, solvere, si secundum legem subjisset emphyteusin ^).« 
Das schon früher angebene bei Veräusserungen stattfindende Ver- 
fahren musste auch hier beobachtet werden. Mit Bücksicht auf die 



1) Nov. 7, Praef. und c. 1 ; 120, c. 1. Cod. Juat I, 2, 24. §. 3. 

2) Nov. 120, c. 8. — 3) Nov. 7, c. 3, §. 2. 

4) Cod. Juat. I, 2, 24, §. 4. Andere das Eirchengut sichernde Gesetze s. 
Nov. 55, c. 1 ; 120, c 5. 6, §. 1. und zahlreiche weitere Stellen. 

5) Nov. 7, c. 3, §. 2. — 6) Ebendas. u. c. 7. 
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nun etwa in Emphyteuse zu gebenden Euineu ward als neae Bestim- 
mung beigefügt, es solle die Veräusserung geschehen im Beisein des 
Klerus und unter Zuziehung von sachverständigen Bauleuten »duo- 
bus pro tempore primatibus mechanicis aut ärchitectis una cum Deo 
amabilibus oeconomis et quinque reverend. presbyteris et duobus dia- 
conis, praesente quoque Deo amabili episcopo^).« 

Kirchen und Klöster konnten ihre Immobilien in Emphyteuse 
geben sowohl an liaien und an nicht geistliche Anstalten, als auch 
an sich gegenseitig, ad invicem % Ebenso konnte eiu Kleriker Em- 
phyteuta der Besitzungen der Kirche werden, an welcher er an- 
gestellt war, aber nur mit Erlaubniss des Bischofes und Oecono- 
men^). 

Man lies>t aus den Gesetzen Justinians heraus; dass es ihm darum 
zu thun war, nach allen Kräften das kirchliche Yermdgen vor den 
ungerechten Händen gewissenloser Oeconomen sicher zu stellen. « Da- 
her auch wollte er die Gesetze seiner Vorgänger sowohl, wie seine 
eigenen räumlich weiter ausgedehnt wissen, nämlich nicht mehr blos 
au| die Kirche von Constantinopel und die Kirchen dieses Patriar- 
chates, sondern auf alle Kirchen und hirchlkhe Ansialten in seiftem 
ganssen Reiche, üeberall waren Patriarchen , Bischöfe und andere 
Verwalter des Kirchengutes an die kaiserlichen Bestimmungen ge- 
bunden ; — »dicimus autem et eos, qui in Oriente et in Illyrico, in- 
super et, in Aegypto et in Lycaonia atque in Lycia et eos , qui in 
AMcana provinäa sunt, et complexive dicendo per omnes quaecunque 
nostrae sunt terrae, necnon in Occidente sunt Deo amabiles episco- 
pos ab ipsa seniori Borna usque ad Oceauum consistentium ss. ortho- 
doxarum ecclesiarum^).« 

Die Kaiser handelten darin ganz correct, dass sie von dem Ver- 
bote der Veräusserung von Kirchengut dann eine Exceptiou machten, 
wenn sich aus einer etwaigen Veräusserung für die Kirche ein Ge- 
winn ziehen liess, Sicherung, beziehungsweise Förderung des kirch- 
lichen Vermögens war ja der ausgesprochene Zweck aller kaiserlichen 
Gesetze. Es ist zu bedauern, dass Justinian, dessen sonstige hier 
einschlägige Gesetze nichts Anmassendes, nichts die Kirche Bevor- 
mundendes oder Verletzendes enthalten, eine Verordnung erliess, die 
wir als eine Ueberschreitung seiner Befugnisse, die wir geradezu als 
ein Unrecht an der Kirche und ihrem Eigenthum bezeichnen müssen. 

1) Nov. c. 3, §. 2. — 2) Im letzteren Falle gestatte das Gesetz die em- 
phyteusis.p^rpe^fia, weil hier natürlich kdne Beeinträchtigung des kirchlichen 
Vermögens zu befürchten war. s. Nov. 55, c. 2. 

3) Nov. 123, c. 6. — 4) Nov. 7, c. 1. 

14* 
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Der Kaiser bestimmte Dämlicb, dass auch dann so oft das Staats- 
wohl es erheische, eine Veräusserung von EircheDgute vorgenommen 
werden könne. Der Staat soll, wenn er es für nöthig erachtet, 
von den Kirchen und kirchlichen Anstalten Immobilien beanspruchen 
dürfen »si qua communis commoditas est et ad utilitatem reipubli- 
cae respiciens et possessionem exigens talis alicujus immobilis rei, 
qualem proposuimus, hoc ei a ss. ecclesiis et aliis venerabilibus do- 
mibtts et coUegiis percipere licere,« allerdings gegen eine angemessene, 
sogar noble Entschädigung »undique sacris domibus indemnitate ser- 
vata et recompensanda re eis ab eo, qui percepit, csequa aut etiam 
majore^ quam data est.« Justinian fuhrt nun recht erbauliche Gründe 
an, welche nach seiner Meinung ein solches Verfahren des Staates 
vollkommen rechtfertigen. »Warum,« fragt er, »sollte der Kaiser 
für ein der Kirche genommenes Gut nicht ein besseres geben kön- 
nen, er, dem Gott verliehen hat, so vieles zu besitzen, Herr über so 
vieles zu sein und besonders den Kirchen Geschenke machen zu kön- 
nen, denen ohne Mass zu schenken das beste Mass ist?« Kirche und 
Staat, meint Justinian dann weiter, Kirchenvermögen und Staais- 
vermögen unterschieden sich nicht viel von einander, da ja alle Habe, 
alles Vermögen der Kirche von der Freigebigkeit und Munificenz der 
Kaiser herrühre; »cum nee multum differant ab ulterutro sacerdo- 
tium et imperium et res sacrae a communibus et publicis, quando 
omnis ss. ecclesiis abündantia et Status ex imperialibus munificentiis 
perpetuo praebeatur.« In diesen Worten kommt die hyisantimsirende 
Ansicht Justinians, die bei ihm, wie bei den meisten griechischen 
Kaisern in den innern, dogmatischen Fragen der Kirche wiederholt 
in beklagenswerther Weisesich Luft machte, auch hier, auf dem 
Vermögensgebiete, einmal zum Durchbrüche. Der Kaiser scheint 
ganz vergessen zu haben, was er sonst mehr als einmal versicherte,' 
dass ein gewichtiger Unterschied zwischen dem jus sacrum und jus 
publicum bestehe. Wenn man dieses Justinianische Gesetz liest, so 
wird man unwillkürlich an das beliebte Wort aus der Reformations- 
periode der neueren Geschichte erinnert, es sei das Kirchenvermögen 
ein von den Vorfahren hinterlegter Schatz, um in drohenden Lagen 
des Staates zu seiner Wohlfahrt verwendet zu werden. Wo diese und 
ähnliche Grundsätze gelten , da wird das gesammte kirchliche Ver- 
mögen über kurz oder lang jedesmal eine Beute eines in finanziellen 
Nöthen liegenden Ministeriums, oder es fiiesst in die Tasche, eines 
verschwenderischen Fürsten. Die Zusicherung einer »compensatio ae- 
quae aut etiam major« ist nie etwas werth; entweder, so zeigt es 
die Geschichte, ist sie überhaupt blos auf dem Papiere stehen ge- 
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blieben, oder man hat, wo man Millionen »um des dringenden Woh- 
les des Staates willen« hinnahm, einige Hunderte zur Compensation 
verwandt, um zu gelegener Zeit auch diese noch einzubehalten ! Jus^ 
tinian selbst, so glauben wir, i!nUg es fern gelegen haben, jemals 
der Kirche an ihrem Vermögen Unrecht zu thun ; er für seine Per- 
son wird, wofern das genannte Gesetz zu seiner Zeit in Kraft brat, 
die Kirche nicht blos entsprecheiid, sondern auch reichlich entschä- 
digt haben, aber durch den Erlass einer solchen Verordnung hat er 
an der Kirche und ihrem Vermögen Willkür und Unrecht geübt. 
Spätere' weniger billig denkende Kaiser fanden zudem in diesem Ge- 
setze einen bequemen Ausgangspunkt zu weitern, das kirchliche Ver- 
mögen gefährdenden Gesetzen und Handlungen. 

Fassen wir nun die verschiedenen Arten, wie die römischen 
Kaiser an der Frage über das Kirchenvermögen sich betheiligt ha- 
ben, zusammen, so erweist sich dieser Antheil als ein sorgfältiges 
Streben nach Mehrung und Wachsthum des Kirchengtdes, nach Ue- 
herwachimg der Verwaltung desselben zu dem Zwecke, dass diß 
Kirche an ihrem Vermögen keinen Schaden leide. Damit kamen die 
Kaiser dem Wunsche der Kirche entgegen, der besonders daran ge- 
legen war, dass die Staatsgewalt jhren mächtigen Arm einsetzte für 
den Fall, dass die canonischen Vorschriften freventlich übertreten wur- 
den , wenn nur dabei die Imperatoren nicht zu weit gingen und 
Rechte verletzten , die die Kirche ausschliesslich beanspruchte und 
beanspruchen musste. Wir sind im Laufe unserer Darstellung hier 
und dort nun wohl solchen Verletzungen, sind ungerechten Eingriffen 
der Kaiser in die nur der Kirche zustehenden Rechte begegnet, al- 
lein im allgemeinen dürfen wir behaupten, dass die römischen Im- 
peratoren in diesem Punkte ihre Aufgabe verstanden, dass sie ihre 
Pffichten gegen die Kirche erfüllt und die derselben gebührenden 
Rechten und Freiheiten respectirt haben. Die Kirche sah unter und 
in Folge der Gesetzgebung der römischen Kaiser ihr Vermögen ge- 
waltig sich mehren, sie sah sich frei und ungehemmt in der Verwal- 
tung desselben, sie sah ihre Güter geschützt und geschirmt gegenüber 
betrügerischen und gewaltsamen Eingriffen. 

Jetzt ergibt sich niinJron selbst die weitere Frage, ob, wenn 
die Kirche ihr Vermögen in derselben Weise besitzt und verwaltet, 
wie jede Privatperson ihr Eigenthum , dann nicht auch die Kirche 
mit diesem ihrem Vermögen in derselben Weise und in demselben 
Masse dem Staate verpflichtet sei, wie es der Einzelne mit seinem 
Besitze ist, mit anderen Worten, ob nicht die Staatsgewalt auf das 
Kirchengut dasselbe Recht hat, wie auf jeden andern Besitz in ih- 
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rem Gebiete, wenn es sich daram handelt, Steaern auszuschreiben, 
Abgaben zu erheben, zu gemeinnfitzigen Leistungen aufzufordern n. 
s. w. Die nächstliegende Antwort wird sein, dass die Kirche mit 
ihrem Vermögen ganz ebenso gehalten und angesehen wird, wie je- 
der Besitzende im Staate, so dass ihr ebenso wie jedem Besitzer die 
gemeinrechtlichen Prästationen zum allgemeinen Besten des Staates 
abgefordert werden. Tritt dieser Fall nicht ein , so ist damit eine 
Ausnahme von dem stehenden Rechte gegeben, an Stelle des letzte- 
ren treten dann Vergünstigungen, Privilegien. Diese Seite in dem 
Verhältnisse des Staates zu dem kirchlichen Vermögen findet ihre 
Berücksichtigung am besten im Folgenden, wo von den Immunitäten 
zu sprechen ist. 
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XVII. 
Herzoglich Gothaer Staatskirchenrecht 0- 

1. Begtdativ für die hirchliche Verfassung der römisch-hxtholischen 

Glaubensgenossen im Herjgogthum Ooiha^ 
(vom Jahre 1811)«). 

i. Verhältnisse der katholischen Kirchengemeinden und ihrer geistlichen 

Vorsteher zum Staate Überhaupt. 

1. Freie TJehung des Gottesdienstes. 

Die römisch-kathoUsche Gonfession wird* im Staate frei geübt, 
ihr Gottesdienst darf öffentlicb gebalten werden: jedoch baben 
sich die Confessionsverwandten in dessen Anordnungen nach den Po- 
lizeigesetzen zu richten, welche der Staat in Absicht auf die öffent- 
liche Buhe und Ordnung far nöthig finden wird. 

2, AufsicM Ober da» Eigenfhümliche des römisch-katholischen 

Gottesdienstes. 

Alles was das Eigenthümliche des römisch-katholischen Gottes- 
dienstes betrifft, wird vor der Hand der Fürsorge der Kirch-Gemeinde 
selbst überlassen, bis dieselbe einem'Bischof untergeordnet sein wird, 
welchem sodann diese Aufsicht oblieget. 

3. Interiministische Hinrichtung, Wahl sowohl des Pfarrers als des- 
sen Stellvertreters und deren Bestätigung. 

Bis zu Ernennung eines Bischofs, an welchen die hiesige ka- 
tholische Kirchen-Gemeinde sich zu halten angewiesen werden wird, 

1) Vgl. dazu Vering Lehrbuch des Kirchenr. §. 37. Nr. IV. S. 143 ff. 

2) Dieses hier zum ersten Male gedruckte Regulativ ist im Drucke gar 
nicht publicirt, sondern befindet sich nur in der urschriftlichen Ausfertigung im 
Archive der herzogl. Staatsregierung zu Gotha, von welcher es als Richtschnur 
für Beurtheilung und Ordnung der Verhältnisse der katholischen Kirche im 
dortigen Lande betrachtet wird. Das Regulativ trägt im Original kein Datum, 
das herzogl. Decret dagegen, durch welches dasselbe an das damalige (protes- 
tantische) Oherconsistorium zur Nachachtung und Vorlegung an die katholischen 
Glaubensgenossen hinausgegeben worden ist, tragt das Datum 1rom 23. August 
1811. Das herzogl. Staatsministerium hatte die Freundschaft, auf das von Hm. 
Rechtsanwalt Knauer zu Gotha für den Herausgeber dieses Werkes gütigst ein- 
gereichte Gesuch (schon im Jahre 1862) eine Abschrift in das Archiv mitzu- 
theilen, deren Abdruck wegen Häufung des Stoffes seither immer unterblie- 
ben war. 
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bleibt derselben gestattet, den zur Besorgung des Gottesdienstes 
und anderer kirchlichen Handlungen nothigen Pfarrer oder dessen 
Stellvertreter zu erwählen, und dem Landesherrn solchen in der 
Masse vorzuschlagen, dass in dem Falle, wo von der Anstellung ei- 
nes Pfarres oder eines Stellvertreters oder Gehülfen desselben, seine 
Benennung mag sein, welche sie wolle, die Rede ist , zwei Subjecte 
präsentirt werden müssen, von welchen der Landesherr Eines aus- 
erwählt, ohne jedoch auch an diesen Vorschlag gebunden zu sein. 
Würde vielmehr der Fall eintreten, dass der Landesherr keines der 
beiden ihm präseatirten Subjecte annehmlich finden und solches zu 
bestätigen sich nicht bewogen finden könnte, so bleibt demselben 
vorbehalten, Selbst eine schickliche Person zum Pfarrer der katho- 
lischen Gemeinde auszuwählen, wofern er nicht der letztern zu einer 
nochmaligen Präsentirung zweier Subjecte zu gedachter Stelle Vergün- 
stigung zu ertheiien Sich entschliessen wollte. 

4, Fortsetzung, 

Die erwählten und bestätigten Pfarrer sowohl, als die Stell- 
vertreter derselben, sind mit Leistungen eines Verpflichtungs-Eides 
an den Landesherrn, nach der anliegenden Verpflichtaogs-Formel 
sub A. bei dem Ober-Consistorio zu belegen. Bevor diese Verpflich- 
tung stattgehabt hat, dürfen diese Personen sich irgend einer kirch- 
lichen Verrichtung nicht anmassen. 

5. Fernere interimistische Einrichtung, 

Würde, ehe ein Bischof für die katholische Gemeinde ausge- 
wählt und bestellt sein wird, der Fall vorkommen, dass die Gemeinde, 
oder deren Pfarrer; die persönliche Gegenwart oder sonstige unmit- 
telbare Einwirkung eines Bischofs in Gegenständen des äusseren Cul- 
tus und der Verfassung der Kirchengemeine far nothwendig halte, 
so hat der Pfitrrer oder die Gemeinde so oft ein solcher Fall eintritt, 
und bevor sie dieserhalb irgend einen Vorschritt thun, diesfallsige 
Anzeige bei der ihnen vorgesetzten Behörde zu erstatten, und die 
in dieser Rücksicht zu treffende Verfügung zu erwarten. Dagegen 
ist dem Pfarrer, und jedem einzelnen Gliede der katholischen Ge- 
meinde, unbenommen, in Glaubens- und Gewissenssachen, sowie in 
allen Gegenständen, welche das Eigenthumliche des Innern katholi- 
schen Gultus betreffen, so lange sie an einen Bischof nicht gewiesen 
sind, sich an einen von ihnen selbst auszuwählenden Bischof zu wen- 
den, und dessen Belehrung sich zu erbitten. 
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6. Anordnung des öffenüichenund äussern Gtdtus. 

Ausser den im vorigen §. gedachten ausserordentlichen Fällen, 
wo der persönlichen oder sonst unmittelbaren Einwirkung eines Bi- 
schofs auf vorhergegangene Anzeige statt gegeben werden dürfte, 
hat, so lange die katholische Gemeinde an einen Bischof nicht aus- 
drucklich gewiesen ist, der Pfarrer den öfientlichen Cultus einzurich- 
ten und anzuordnen, jedoch die diessfallsigen Einrichtungen nicht 
nur überhaupt so zu machen, dass solche mit den bestehenden Ge- 
setzen und Anordnungen des Staates nicht in Widerspruch stehen, 
sondern auch insbesondere die zutreffenden Einrichtungen dem Ober- 
Consistorio zur Beurfheilung und Einholung der Herzoglichen Ent- 
schliessung vorzulegen. 

7. Oeffeniliches Kirchen-Gebet. 

Auch ist bei Einrichtung des Cultus auf Verrichtung eines 
Eirchengebets , in welchen des Landei^herrn und seines Hauses 
Erwähnung geschieht, Bäcksicht zu nehmen, und hierzu das von 
dem L'andesherrn vorzuschreibende Formular zu brauchen. 

8. Äeussere Verfassung der Kirchen-Gemeinde. 

So wie vor der Hand dem Pfarrer übrigens die Anordnungen 
des römisch-katholischen Cultus unter vorgedachten Bestimmungen, 
anheimgestellt bleiben, so hat hingegen derselbe, so wie überhaupt 
die katholischen Religionsverwandten in Ansehung der äussern 
Verfassung der Kirchen-Gemeinde weiter nicht, als im Obigem aus- 
drücklich nachgelassen worden ist, einzugreifen. 

9. Verordnungen fremder Behörden an die Gemeindemitglieder. 

Es darf daher in allen dergleichen der äussern Verfassung, der 
Kirch engemeine angehenden Gegenständen schlechterdings keine Bulle, 
Rescript, Decret, Mandat, Provision, Signatur, noch irgend eine an- 
dere Ausfertigung des römischen Hofes , des^ Bischofs, des Pfarrers, 
oder einer anderen Person, wenn auch solche nur einzelne Privat- 
personen betreffen sollten, angenommen, bekannt gemacht, gedruckt 
oder in Wirkung gesetzt werden, ohne dass der Landesherr solche 
eingesehen und autorisiret habe. 

10. Fortseteung. 

Eben so wenig können Decrete fremder Synoden und selbst 
allgemeiner Concilien im Lande publicirt werden bevor die vom Lan- 
desherrn hierzu verordnete Behörde ihre üebereinstimmung mit der 
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Verfassung des Staates und mit seinen sonstigen Gesetzen, inglei- 
chen ob dabei die öffentliche Bähe in irgend einer Rücksicht ge- 
fährdet sein möchte, untersucht und der Landesherr die zu erlassende 
Bekanntmachung autorisirt hat. 

11. Fortsdssung, 

Insbesondere darf bei den öffentlichen Unterrichtsstunden und 
Predigten Nichts, was nicht in unmittelbarer Beziehung auf Haltung 
des Gottesdienstes steht bekannt gemacht werden, wenn die Staats- 
behörde solches nicht genehmigt. 

12. Einmrkimg fremder Behörden auf die Gemeinde. 

Auch kann Niemand, ^r nenne sich Nuntius, Legat, Vicar 
apostolischer Commissarius , oder wie er immer wollte, ohne eine 
gleiche Autorisation von Seiten des Landesherrn, irgend eine Art des 
Ansehens oder einen wirkenden Einfluss auf die ünterthanen des 
Staates ausüben. 

13. Versammlung der Kirchengemeinde unter sich oder mit anderen 

Gemeinden. 

Keine allgemeine Zusammenkunft oder Goncilium, keine Synode, 
keine Vereinigung mehrerer in- oder ausländischer Kirchen darf, 
ohne ausdrückliche vorhergegangene Genehmigung des Landesherrn, 
gehalten werden. 

14. Gerichtsbarkeit über die bei der Kirchengemeinde angestellten 

Personen. 

Die von dem Landesherrn für die kirchlichen Angelegenheiten 
der katholischen Gemeinde angeordnete Behörde hat Aufsicht zu fäh- 
ren, dass von Seiten der Kirchengemeinde und der derselben vor- 
stehenden Pfarrer oder andern geistlichen Personen in ihrem Amte 
oder ausser demselben kein Missbrauch getrieben werde, welcher das 
Wohl des Staats, oder seiner Bürger gefährde, vorzüglich hat jene 
Behörde dahin zu achten, dass bei den kirchlichen Verhandlungen 
die Ehre der Bürger im Staate nicht angegriffen und verletzt, ihr 
Gewissen nicht blos aus Willkühr beunruhigt, oder sonst etwas vor- 
genommen werde ,^ was ein öffentliches Aergerniss geben könnte. 
In allen solchen und ähnlichen Fällen hat die verordnete Behörde 
zur Ahndung, sowohl, als Abwendung des stattgehabten Missbrauchs 
die erforderlichen Verfägungen und Anordnungen zu treffen. 

15, Bestimmung der Behörde. 
Zu der Behörde bei welcher das , . was die äussere Verfassung 
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der Kii'cbe, die Yerpflichtnng der Geistlichen, die Anordnung aus- 
serordentlicher Feste, die Erlaabniss zu Frühbeerdiguhgen, die Dis- 
pensationen vom Aufgebote oder dessen Zusammenziehung* die Er- 
laubniss zu auswärtigen Trauungen, der Ehescheidungsprocess, die 
Oberaufsicht über die Verwaltung des kirchlichen Vermögens, sowie 
über die Führung der Kirchenbücher betrifft, verhandelt werden muss, 
wird das Ober-Oonsistorium zu Gotha bestimmt. 

16. GencJUsbarkeit in Beschwerden der Kirchengemeinden oder der 

dabei angestellten Personen gegen andere. 

In allen Fällen, wo die öfientliche Ausübung des Gottesdien- 
stes der römisch-katholischen Gonfessionsverwandteu , die Berechtig- 
ungen ihrer geistlichen Oberen und ihrer Kirchendiener, sowie auf 
irgend eine Weise, Freiheiten, Rechte und Besitzungen ihrer Kirche 
angegriffen imd gefährdet werden, hat ebenfalls der Landesherr und 
die von ihm zu diesen Behuf beauftragte im vorigen §. namhaft ge- 
machte Behörde das Erforderliche anzuordnen und Abhülfe zu ver- 
schaffen. 

17. Kirchen-Vermögen. 

Wenn die katholische Kirche zu einigem Vermögen und Eigen- 
thum gelangen sollte, so hat dasselbe aller der Rechte und Privile- 
gien zu gemessen, welche dem Vermögen der lutherischen Kirche in 
den Gesetzen beigelegt sind. Jedoch hat die katholische Gemeinde 
von der Verwaltung ihres Kirchen-Vermögens jedes Jahr der ihr 
vorgesetzten obrigkeitlichen Behörde Bechenschaft zu geben, und 
daher wie alle andere Kirchen des Landes, die Rechnung zur Durch- 
sicht einzusend^. 

II. Verhältnisse der Kirchendiener insbesondere. 

18. Aufenthalt des Pfarrers. 
Jeder Pfarrer muss in seinem Kirchspiele sich aufhalten. 

19. Wohnung. 

Die Vorsteher der Gemeinde haben zu dem Ende dafür zu sor- 
gen, dass dem Pfarrer eine schickliche Wohnung eingeräumt werde. 

20. Behörde der Pfarrer in Ansehung ihrer DienstverricJUtmgen. 

In Ansehung aller Vorrichtungen des Pfarrers, welche den In- 
nern Gultus angehen ist , so lange derselbe dieserhalb nicht an ei- 
nen Bischof gewiesen ist , sein Verhalten lediglich seinem eigenen 
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Gewissen fiberlassen, dagegen bleibt derselbe in ßäcksichC der dem 
äussern Cnitus und die äussere Kirch eneinrichtungen ang^enden 
Handlungen der Aufsicht der von dem Landesherrn hierzu verord- 
neten Behörde unterworfen. 

J21. Aufsicht auf die Vicarien und Stellvertreter. 

Die Vicarien und Stellvertreter besorgen ihre Dienste unter 
Aufsicht der Pfarrer selbst, welche letztere aber auch für der Er- 
stem Person und Handlungen verantwortlich bleiben. 

22. Befugniss zu geistlichen Verrichtungen. 

Es darf überhaupt Niemand geistliche Verrichtungen vorneh- 
men, wenn er nicht in irgend einer inländischen Diöcese zu solchen 
wirklich angestellt ist oder dazu mit (xenehmigung des Laudesherrn 
die besondere Erlaubniss erhalten bat: 

23. Parochial-VerhaUnisse. 

Vor der Hand und bis sich erst noch mehrere katholische Pa- 
rochien in den Herzoglich Gothaischen Landen gebildet haben , ist 
die Parochie der katholischen Glaubensgenossen der Stadt Gotha die 
einzige in derselben. 

Wenn ein Bekenner einer andern Confession mit einem zu einer 
katholischen Parochie gehörigen Katholiken in Verbindung steht, so 
ist er dieserhalb kdneswegs zu der Parochie des letztern zu zählen, 
sondern er bleibt ferner bei der Parochie zu welcher er für seine 
Person gehört. Ob nun wohl, nach dieser Regel der Lutheraner 
oder Beformirte, welcher mit eibem Katholiken in einer entfernten 
oder nähern Verbindung steht, alle geistlichen Handlungen in der 
Parochie, wohin er ohne- seine Verbindung mit den Katholiken ge- 
hören würde, verriditen zu lassen hat , so leidet dieses jedoch bei 
der Verbindung zweier Personen von verschiedenen Confessionen 
durch die Ehe eine Ausnahme. 

In diesem Falle gehört nämlich: 

1. Was die Schliessung der Ehe durch die Copulation betriflft, 
die Trauung dem Pfarrer, zu dessen Parochie sich der Bräutigam 
zu zählen hat, und es kann solche ohne Dispensation und ohne Ent- 
schädigung des Berechtigten Parochie, in einer andern Parochie nicht 
vorgenommen werden. Es darf jedoch die Trauung nicht eher ge- 
schehen, als bis von dem parocho des andern Theils ejn Zengniss 
des stattgehabten Aufgebots beigebracht worden ist. 

2. Die Taufe der in einer solchen gemischten Ehe erzeugten 
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Kinder betreffend, ist nun die Gleichheit der verschiedenen Keligions- 
parteien festzustellen folgendes zu beobachten. . 

In der Regel entscheidet die Parochie des Vaters und es ist 
in dieser die Taufe zu verrichten ; es bleibt jedoch den Eltern nach- 
gelassen, eine Vereinigung dahin zu treffen, dass die Söhne in der 
Parochie des Vaters, die Töchter in der Parochie der Mutter getauft 
iferden, jedoch haben sie diese Abweichung von der Begel sogleich 
bei der Geburt des ersteu Kindes zu 'erklären und kann solche in 
der Folge weder zum Vortheil der einen, noch der andern Parochie 
wieder aufgehoben werden. Hingegen steht es dem Vater nicht 
frei, der Parochie, in welcher die Taufe der Begel nach stattfinden 
miiss, zum Vortheil einer andern Parochie zu entsagen, wenn nicht 
die erste äieserhalb vollkommen entschädiget wird. 

8. Bei der Taufe unehelicher Kinder folgt das Kind jedesmal 
der Parochie der Mutter. 

4. Auch ausser der Taufe folgen die Söhne ihrem Vater und 
die Töchter ihrer Mutter dergestalt, dass sie nicht nur überhaupt 
in deren Parochial- Verhältnisse treten und zu der Parochie, zu wel- 
cher jene gehören, gezogen werden, sondern dass auch in Ansehung 
ihrer Erziehung und des Beligions-Ünterrichts sie bei der Gonfession 
ihrer Eltern bleiben. Diese Begel leidet nur alsdann eine Ausnahme 
wenn die Eltern entweder bei Schliessung der Ehe, oder nachher 
durch ausdrückliche Verabredung und Verträge etwas Anderes die- 
serhalb festgesetzt haben. Jedoch muss jede solche Abänderung der 
obgedachten Begel , sie niag früher oder später erfolgen , jederzeit 
zeitig und sofort, wenn die Verabredung selbst stattgefunden hat, 
keineswegs aber erst dann, wenn ein hiernach zu entscheidender Fall 
eintritt, der vom Staate z^ur diesfallsigen Aufsicht verordneten Be- 
hörde angezeigt worden, indem ausserdem das Vorgeben einer sol- 
chea Abänderung vork^mnaenden Falls keine Berücksichtigung fin- 
den wird. 

5. Sobald eine Person das achtzehnte Jahr ihres Alters zurück- 
gelegt hat, ist es ihr an sich zwar unverwehrt , von der Kirche ei- 
ner Gonfession zu der Kirche einer andern Gonfession überzutreten: je- 
doch ist in einem solchen Falle jederzeit eine förmliche Anzeige bei der 
verordneten Behörde noch ehe der Uebertritt selbst geschieht^ erfordjarlich. 

24. Parochiai'Verhältmsse der ausserhalb der Besidenssstadt Gotha 

wohnenden Kathoiiken. 

Da die erste und wesentlichste Bestimmung einer jeden Paro- 
chie auf dem Wohnorte der dahin zählenden Personen beruht , und 
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nach diesen beurtheilt werden muss\ wer zu einer Parochie gerech- 
net werden könne; so folgt hieraus von selbst, dass die ausserhalb 
der Residenzstadt Gotha wohnenden katholischen Glaubensgenossen 
auch noch ferner derjenigen Parochie, in welcher sie ihren bestimm- 
ten Wohnort haben, so lange angehörig bleiben, als die katholischen 
Glaubensgenossen für diesen Ort nicht auch die pfarrlichen Bechte 
erlangt haben. Es haben daher auch dieselben die eigentlichen 
Parochial-Handlungen , als Taufe, Trauung, Begräbniss, lediglich 
in der Parochie ihres Wohnorts und von dem parocho derselben ver- 
richten zu lassen. Da hingegen bleibt ihnen unbenommen, nicht 
nur dem Gottesdienst der in der Besidenzstadt Gotha wohnenden ka- 
tholischen Glaubensgenossen beizuwohnen und das Abendmahl da- 
selbst zu geniessen, so wie ihre in der katholischen Glaubenslehre 
erzogenen Kinder zur Firmung daselbst zu stellen, sondern es wird 
ihnen auch nachgelassen, sich in ihrem Wohnorte selbst, bei Krank- 
heits- oder andern als den obenerwähnten Prochial-Fällen des Bei-^ 
Standes eines im Lande gehörig angestellten* Geistlichen ihrer Gon- 
fession zu bedienen. 

25. Einkurvte der Pfarrer. 

Die Einkünfte der Pfarrer bestehen theiis in festen Besoldungen 
theils in Oblationen. Die ersten sind ihnen von den Gemeinden der- 
gestalt auszuwerfen , dass dieselben dem Landesherrn , wie solches 
auf eine genugthuende und sichere Weise geschehen sei, nachzu- 
weisen haben ; die Oblationen hat die Earchengemeinde durch Ueber- 
einkunft mit dem Pfarrer zu reguliren und das diesfalls entworfene 
Beglement vom Landesherrn bestätigen zu lassen. 

36. Kleidung der geistlichen Personen. 

Die geistlichen Personen haben sich bei üebung der gottes- 
dienstlichen Handlungen der herkömmlichen Kleidung zu bedienen; 
ausser ihren Amtsverrichtungen hingegen haben sie sonstige anstän- 
dige und ihren Verhältnissen angemessene Kleidung von dunkler 
Farbe zu tragen, und dürfen die Pfarrer Insbesondere sich hierbei 
keiner Auszeichnung, die nur den Bischöfen zukommen, anmassen. 

III. Verrichtungea der gottesdienstlichen Handlungen selbst 

27. Liturgie und KtUechismus. 

Die Liturgie und der Katechismus, welche in den Earchen der 
katholischen Confessions-Verwandten gebraucht werden sollen, müs- 
sen für alle Kirchen eine und dieselbe sein. 
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28. Bestätigung vom Staate. 

Damit beurtheilt werden köniiB, ob solche mit den bestehen- 
den Anordnungen des Staats sich nicht in Widerspruch befinden, hat 
der Pfarrer solche dem Landesherrn zur Beurtheilung und Geneh- 
migung vorzulegen. 

29\ Oe/fefUliche amserordentUche Oebeie. 

Wenn der Landesherr ausserordentliche Gebete vorschreibt, so 
sind solche in der katholischen Kirche ebenso, wie in der Lutheri- 
schen zu verrichten. 

SO. Feier von Festtagen ausser den Sonntagen. 

Die katholische Gemeinde hat in der Regel, ausser den Sonn- 
tagen und denjenigen Festtagen, welche auch in der lutherischen 
Kirche dieses Landes beibehalten worden sind, so wie hiernächst 
die von dem Landesherrn angeordneten allgemeinen Feste, in sofern 
sie der lutherischeii Kirche nicht eigenthümlich sind, zu feiern. So^ 
wie daher die abgeschaffte Feier der dritten Feiertage auch in der 
katholischen Kirche nicht stattfinden darf, so hat sich hingegen die- 
selbe der Feier der Busstage, des Emdtefestes, oder andrer noch 
anzuordnenden ähnlicher Feste nicht zu entziehen. Nicht minder 
hat, so viel die der katholischen Kirche eigenthümlichen Feste be- 
trifft, der Pfarrer ein Verzeichniss derjenigen, welche seine Gemeinde 
regelmässig zu feiern wünscht, bei dem Ober-Consistorio als der be- 
stellten Behörde einzureichen, und diesfallsige Genehmigung zu er- 
warten. 

3L Fortsetzung. 

Ausser den in der vorgedachten Masse regulirten Festtagen 
darf auf keinerlei Veranlassung und Vorwandt irgend ein Festtag 
angesetzt und gefeiert werden, wenn solches nicht bei vorkommen- 
den ausserordentlichen Fällen zuvor bei der vorgesetzten Behörde 
angezeigt und von dieser genehmigt worden ist. 

32. HauS'Capellen und Privat-^Bethäuser. 

Haus-Capellen und Privat-Bethäuser oder Säle sind, 6hm aus- 
druckliche Erlaubniss des Landesherrn , um welche dermalen der 
Pfarrer nachzusuchen hat, nicht gestattet. 

33. Oottesdiensüiehe Handlungen ausser den Kirchen. 

Alle kirchlichen Handlungen und Geremonien dürfen in der 
Kegel nur in der dem katholischen Cultus gewidmeten Kirche ver- 
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richtet, und insbesondere ausser derselben keine öffentlichen Um- 
gänge gehalten werden. Bei solchen gottesdienstlichen Verhand- 
lungen aber, welche ihrer Natur nach ausserhalb dieser Kirche be- 
wirkt werden müssen, wie bei Begräbnissen und bei Belebung des 
Abendmahls an Kranken der Fall ist, insbesondere aber bei der 
durch die letztere Veranlassung nothwendig werdenden Ueberbring- 
ung der Monstranz in die Wohnung des Kranken, haben die Pfarrer 
und die Glieder der katholischen Gemeinde Alles zu vermeiden, was 
den Bekennern einer andern Gonfession auffallend und anstössig sein, 
oder ein öffentliches Aergerniss nach sich ziehen könnte. 

34. Ausschliessliche Bestimmung der Kirche für den hathoUschen 

Cultus. 

Die zur Uebung des katholischen Cultus bestimmte Kirche 
kann nur für diesen, nicht zugleich für den Cultus einer andern 
Confession bestimmt werden. Ebenso kann aber auch die Kirche 
einer andern Confession nicht zugleich für den römisch-katholischen 
Cultus angewiesen werden. 

35. Zusammenrufung der Gemeinde zum Gottesdienste. 

Glocken zu gebrauchen ist der katholischen Kirchengemeinde, 
sowohl um dieselbe zu den sonn- und festtäglichen Versammlungen 
zusammen zu rufen, als auch bei Begräbnissen, wenn solche am 
Tage, und solenn stattfinden, yerstattet. Zu andern Zwecken als 
diesen dürfen die Glocken, ohne ganz ausdrückliche Genehmigung 
der Polizei des Orts nicht gebraucht werden. 

36. Verhalten gegen andere Gonfessionen hei den öffentlichen Vor-- 

trägen. 

Bei allen Vorträgen haben die Priester jeder Aeusserung, welche 
mittelbar oder unmittelbar gegen eine andere vom Staat geduldete 
Confession gerichtet ist, sich zu enthalten. 

IV. Verrichtung anderer Handlungen , welche dem Pfarrer aufgetragen 
sind, aber nicht unmittelbar auf den Gottesdienst Bezug haben. 

37. A. Ehe. Voraussetzungen bei Schliessung einer Ehe. 

Die priesterliche Einsegnung neuer Ehepaare kann nur dann 
statthaben, wenn von denselben alle nach den Gesetzen des Staats, 
welche sich in Ansehung der von dem Staate sanctionirten Ehever- 
verbote in der Landes-Ordnung und in Ansehung der übrigen Vor- 
schriften in dem Ehemandate vom 21. September 1780 und dessen 
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Zusätzen befinden , za Schliessung einer gültigen Ehe erforderliche 
Bedingungen dargethan worden. Nicht minder haben die Katholi-' 
ken diejenigen Vorschriften, welche in den Landesgesetzen, sowohl 
wegen der Eheverbote, als wegen der Nothwendigk'eit dreimaliger 
Proclamatiön, ingleichen dass die Trauungen an dem Wohnorte und 
in der Parochie des Bräutigams, und wenn dieser ein Ausländer ist, 
an dem Wohnorte der Bj-aut geschehen müsse, ferner, dass sich 
keine Mannsperson . vor, erlangtem vierundzwanzigsten Jahre verhei- 
rathen dürfe, und alle andern ähnliche Vorschriften sieh zur Richt- 
schnur dienen zu lassen. Sollte jedoch ein oder das andere Mitglied 
der Gemeinde glauben, in dem Falle zu sein, sich von der Befolg- ^ 
xmg eines oder des andern dieser Gesetze befreit zu sehen, so hat 
sieh dasselbe, wegen diesfallsiger Dispensation bei der Behörde zu 
melden, und die nöthige Verfügung zu erwarten. 

38. Bitual der Einsegnung. 

Das Bitual der Einsegnung bleibt unter den im Vorhergehen- 
den angegebenen Bestimmungen der Anordnung des Pfaners unter- 
worfen. • . , 

39. Ehescheidung. 

Die Ehescheidung muss in der äussern Form vor den Behör- 
den des Staates und nach dessen Gesetzen ausgewirkt werden. In 
wiefern sie von der Kirche anerkennt wird, bleibt dem Gewissen - 
der Gesohied^en überlassen. 

40. B. Kirchenbüeher. Führung derselben. 

Die Kirchenbücher hat der Pfarrer, oder der welcher hierzu 
dem Ober-Consistorio ausdrücklich namhaft gemächt and von ihm 
bestätigt wird, zu führen; der eine o^er der andere sind auf diese 
Führung, insbesondere m£ Beobachtung des diesfallsigen Regulativs 
vom 14. November 1808 ausdrücklich zu verpflichten. Nur die von 
dergleichen verpflichtetea Personen geführten Bücher haben öffent- 
lichen Glauben, wenn es auf daraus entlehnte Bescheinigung an- 
kömmt. 

4L C. Schfdwnterricht. 

Die katholischen Confessionsverwandten sind an alle Vor- 
schriften gebunden, welche in Ansehung des öffentlichen Schulunter- 
richts und der Besuchung der Academien überhaupt besteben und 
deren Beobachtung vorausgesetzt wird, um die Fähigkeit zu Staats- 
Aemtern zu verlangen: Jedoch dürfen ihre Kinder nicht gezwungen 
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werden, in den öffentlichen Schulen dem für die Kinder der andern 
Confessionen ertheilten, positiven Beligions-Ünterrichte beizuwohnen, 
üeberhaupt sind von diesen Vorschriften alle diejenigen ausgenom- 
men, welche sich dem geistlichen Stande widmen und es bleibt ih- 
nen, eine andere Lehranstalt als das Gymnasium zu Gotha oder die 
Landes-Üniyersität Jena zu besuchen, so lange unbeommen , als bei 
diesem Institute die erforderlichen Einrichtungen für solche Studirende 
welche sich dem geistlichen Stande widmen, nicht getroffen sein 
werden. 

4ä. EinricMung von Schulen für denkathoKschen Beligions-ÜnterricM. 

Wollen die katholischen Confessions- Verwandten eigene Schu- 
len for den Beligions-Unterricht ihrer Kinder errichten, so kann die- 
ses unter Genehmigung des Ober-Consistorii — ohne diese jedoch 
auf keine Weise — geschehen. Die nächste Aufsicht über die Sdiu- 
len fahrt alsdann der Pfarrer; die Ober-Aufsicht bleibt dem Ober- 
Consistorio. 

J2, Fromemoria des hochwürdigsten Bischofs Dr. Franz Drepper 
von Faderbom vom 13, Jimi 1853 jsu dem herzoglich gothaischen 

Religionsedikt vom Jahre 1811. 

I. Statt: »Regulativ für die kirchliche Verfassung etc.« müsste 
es eigentlich heissen : ßegulativ für die äussern und rechtlichen Ver- 
hältnisse der römisch-katholischen Gemeinde im Herzogthume Gotha. 

II. §. 1. und 2. müssten folgende Fassung haben: 

§. 1. Die römisch-katholische Kirche hat im Staate freie Be- 
ligionsübung ; ihr Gottesdienst darf öffentlich gehalten werden; je- 
doch haben die Katholiken hinsichtlich der Anordnung ihres Gottes- 
dienstes sich nach den Polizeigesetzen zu richten, welche der Staat 
in Absicht auf die öffentliche Buhe^ und Ordnung für nothwendi'g 
finden wird. 

§. 2. Alles, was das Eigenthümliche des römisch-katholisohen 
Gottesdienstes betrifft, hat der ordentliche Seelsorger der katholischen 
Gemeinde zu ordnen; und ist derselbe dabei selbstredend an die 
Satzungen und Vorschriften der katholischen Kirche überhaupt, und 
an die Anordnungen seines vorgesetzten Diöcesanbischofs insbeson- 
dere gebunden. 

III. .§. 3. wonach dem Herzoge zwei Subjecte von der Gemeinde 
zu der Pfarre präsentirt werden sollen, aus denen er einen zum Pfar- 
rer ernennt, ist, weil der Herzog nicht dotator der Stelle ist, sondern 
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nur 75 Thlr. widerruflich per Jahr zuschiesst, dahin abzuändern, dass 

der Bischof ernennt» dem Herzoge jedoch concedirt, dass ein Pfarrer 

* nur nach geschehener Zustimmung des Herzogs, ernannt werden soll. 

IV. Der §. 4. soll in folgender Weise gefasst werden: 

Die in vorstehender Weise ernannten Pfarrer sowohl als defen 
Stellvertreter haben dem Landesherrn vor einem von demselben zu 
bestimmenden Eegierungs-Beamten vor dem Antritte ihres Amtes, 
den in der Anlage A. enthaltenen Verpflichtungseid zu leisten. 

V. Was §. 5. und §. 6. anlangt, äo wird verlangt, dass die 
Katholiken resp. der katholische Pfarrer in Gotha in Bezug auf ihre 
äusseren kirchlichen Verhältnisse nicht dem Consistorium, welches eine 
kirchliche Behörde der protestantischen Kirche sei, sondern der Lan- 
desregierung resp. dem Gultusmiuister untergeben sei. 

VL Das Grebet für den Landesherrn (§. 7.) soll nach dem For- 
mulare, welches in der katholischen Kirche üblich ist (Allgemeines 
Gebet), und m der bei den Katholiken üblichen Weise geschehen. 

VII. §. 9. — 14. in der vorliegenden Form anzunehmen, ist 
theils unmöglich (Fastenhirtenbrief, Dispensen, die häufig das forum 
internum betreffen), theils überflüssig (§§. 12. und 13.), weil die ge- 
nannten Eventualitäten nicht vorkommen oder durch den geleisteten 
Eid erledigt sind. 

VIII. §. 15. Statt: Consistorium muss es heissen: landesherr- 
liche Behörde. 

Äussergewöhnliche religiöse Feierlichkeiten hat der Bischof an- 
zuordnen. 

c 

Dispensation vom Aufgebote von weltlicher Seite gibt d^r Lan- 
desherr ; diö kirchliche Proclamation muss nach Kirchengesetzen 
dennoch geschehen oder in derselben vom Bischöfe dispenslrt werden. 

Ehescheidung quoad thorum et mensam verfügt der Bischof; 
quoad vinculum nach katholischer Principien unerlaubt ; Geschiedene 
aufs neue zu trauen, ist nicht erlaubt. 

IX. In §. 16. statt Oberconsistorium, »landesherrliche Behörde« . 
zu setzen. 

1 . 

X. Die Kirchenrechnung wird nach erfolgter kirchlicher De- 
chargirung der Landesbehörde zur Einsicht mitgetheilt (§. 17.) 

§. 18. und §. 19. cessat. 

XI. In Bezug auf §. 20. wird auf die Bemerkung §. 2. hin- 
gewiesen und ist demnach zu ändern. §. 21. cessat. 

XII. Für §. 22. wird folgende Fassung vorgeschlagen: 

Es darf überhaupt Niemand geistliche Functionen vornehmen, 

15* 
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wenn er nicht zuvor seine Qualification und !Eferufung dem Pfarrer 
nachweiset, wobei zunächst der letztere verantwortlich bleibt. 
XHI. Im §. 23. ist folgende Passung vorgeschlagen: 
Was die Schliessung der Ehe durch die Gopulatian angeht, so 
gehört die Trauung der Begel nach dem Pfarrer, zu dessen Paro- 
chie der Bräutigam gehört und es kann dieselbe ohne Entschädigung 
des berechtigten Pfarrers in einer andern Parochie nicht vorgenom- 
men werden. Es darf jedoch die Trauung nicht eher geschehen, bis 
von dem Pfarrer des andern Theiles das Zeugniss über die stattge- 
habten Aufgebote beigebracht ist. Was die Taufe und die religiöse 
Erziehung der Kinder aus gemischter Eh^ angeht, so haben die El- 
tern derselben das Re^ht, darüber unter sich durch Verträge zu be- 
stimmen. Sind solche Verträge geschlossen^ so sind sie rechtsgültig 
und massgebend. In Ermangelung derselben ^ber entscheidet in Be- 
ziehung auf Taufe und religiöse Erziehung der Kinder die Parochie 
des Vaters. Tritt durch Vereinbarung der Eltern eine Abweichung 
von dieser Begel . ein^ so ist dieselbe gleich bei der Taufe des ersten 
Kindes dem competenten Pfarrer mitzutheilen. 

3. Bei der Taufe der unehelichen Kinder folgt das Kind jedes- 
mal der Parochie der Mutter. 

' 4. Sobald eine Person das 14. Jahr ihres Alters zurückgelegt 
hat, ist es ihr unverwehrt, von einer Confession zu einer andern 
überzugehen, jedoch ist in einem solchen Falle jedesmal eine förm- 
liche Anzeige bei dem competenten Pfarrer, noch ehe der üebertritt 
selbst geschieht, erforderlich. 

XIV. Der Pfarrzwäng ist durch Artikel 16. der deutschen, 
Bundesacte vom 8. Juni 1815 aufgehoben und hat demnach die Ge- 
setzgebung fast aller deutschen Begierungen denselben aufgegeben, 
so z. B. ^ie Ejßgierungen von Oesterreich (1. Juli 1849), Grossher- 
zogthum Hessen (28. Juli 1827 und 25. September 1833) , Baden 
(1. November 1840), Württemberg (12. September 1818), Hannover 
(28. September 1824), Bayern (26. Mai 1818), Sachsen (19. Februar 
1827), Churhessen (30. Januar 1830), Weimar (7. October 1823); 
ebenso wird er in den zum deutschen. Bunde gehörigen Theilen Preus- 
sens nicht mehr gehandhabt. 

Es wird folgende Fassung des §. 24. vorgeschlagen: 
Da die in Gotha errichtete katholische Pfarrstelle dem gottes- 
dienstlichen und seelsorglichen Bedürfnisse sämmtlicher Katholiken 
des Herzogthums dienen soll, so werden sowohl die in als ausserhalb 
der Besidenzstadt Gotha wohnenden katholischen Glaubensgenossen 
der ebengenannten Parochie zugewiesen und ist der Pfarrzwang, wel- 
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chem die ausserhalb der Besidenz wohnenden Katholiken seither noch 
unterlagen, mit seinen Folgen ^aufgehoben. 

XV. Statt des §. 25. ist folgende Fassung vorgeschlagen: 
Wie das im §. 17. bemerkte'Kitchen vermögen, so ist auch die 
Controlirung und Regulirung des Pfarreinkommens zunächst Sache 
der geistlichen Behörde. Doch ist die Landesbehörde von der Lage 
/desselben durch Mittbeilung der jedesmaligen periodischen Etats 
in Keniitniss zu setzen. Sollten Zuschüsse seitens der Eirchenge- 
meinde nöthig werden, so äst das Verfahren folgendes: 

1. jls werden aus den beitragspflichtigen Mitgliedern der kirch- 
lichen Gemeinde fünf Repräsentanten gewählt, welche in Gemeinschaft 
mit dem Kirchenvorstaride die Bedarfssummen ermitteln und über 
die zweckmässige Vertheilung derselben auf die Beitragspflichtigen 
Vorschläge machen. 

2. Die bemerkten Vorschläge werden der geistlichen Behörde 
zur Prüfung vorgelegt, und nach erfolgter Genehmigung und Fest- 
setzung der Landesregierung zur Ertheilung des Exequatur vor- 
gelegt. 

Ist letzeres ertheilt, so werden die Beiträge durch einen vom 
Eirchenvorstande mit Genehmigutig der geistlichen Obern zu bestel- 
lenden Erheber und von den Säumigen auf Ersuchen des Eirchen- 
vorstandes im Wege der Steuer-Eiecution eingezogen. 

XVL §. 26. ist als ganz zur Competenz der geistlichen Behörde 
gehörend, wegzulassen. 

XVH. Wie zu §. 26, ebenso bei §. 27. Was die §. 28. er- 
wähnte Liturgie, Eatechisnms, Ertheilung des Religionsunterrichtes 
betrifft , so ist diäs allein Sache der geistlichen Behörde ; dies ist 
auch durch die Gesetzgebung aller Staaten anerkannt. 

§. 29 ist folgendermassen zu fassen: 

Wenn der Landesherr ausserordentliche Gebete anordnet, so 
sind dieselben auch in der katholischen Eirehe nach einem vom Bi- 
schöfe zu bestimmenden Formulare abzuhalten. 

XVIIL §. 30^ wird folgendermassen gewünscht : 

Die katholische Gemeinde in Gotha feiert ausser den Sonntagen 
und ausser einigen auf die folgenden Sonntage verlegte Festen, die- 
jenigen besondere Festtage, welche in der Festordnung vom Jahre 
1829 vom päpstlichen Stuhle vorgeschrieben sind, (diese werden na- 
mentlich angeführt). Wenn von dem Landesherrn ausserordentliche, 
alle Unterthanen berührende Feste angeordnet werden, so sind die 
Eatholiken verpflichtet, dieselben nach dem Ritus ihrer Eirehe eben- 
falls zu feiern. 
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§. 31 lautet nunmehr: Ausser den in der vorgenannten Fest- 
ordnung regulirten Festtagen bedarf etc. 

XIX. §. 32 wäre zu formuliren: 

Die Errichtung von bleibenden Hauscapellen oder Privatbet- 
häusern kann ohne ausdrückliche Genehmigung des Landesherm 
nicht erfolgen. Dagegen steht es dem Pfarrer z\:, priesterliche und 
seelsorgerliche Functionen in einem Privatlocnl; vorzunehmen, wenn 
ihm solches zur Befriedigung des religiösen Bedürfnisses Kranker 
oder schwächlicher Personen, welche die Kirche nicht besuchen kön- 
nen, in vorübergehender Weise nöthig scheint. 

XX. §. 33. Die Monstranz wird nie zu Kranken getragen. 
Demnach muss es heissen: Bei solchen gottesdienstlichen Hand- 
lungen, welche ihrer Natur nach ausserhalb der Kirche bewirkt wer- 
den mtissen, wie bei Begräbnissen und Spendung der Sterbesacra- 
mente an Kranke der Fall ist, insbesondere aber bei der durch die 
letztere nothwendig werdenden Ueberbringung des hl. Abendmahles etc. 

XXI. §. 34. ist von der Zeit zu verstehen, in welcher die Ka- 
tholiken sich einer für den Gultus bestimmten Kirche erfreuen. 

XXn. Nach dem Worte ^erstaUeU (§. 35.) dürfte hinzuzu- 
setzen sein : und zu dem in der katholischen Kirche üblichen Läu- 
ten der Betglocke. ' 

§. 36. wäre zu fassen: bei allen Vorträgen haben die Priester 
jeder Aeusserung, welche für eine andere vom Staate geduldete Con- 
fession beleidigend ist, sich zu enthalten. 

XXin.'Zu §. 37. siehe das oben §. 15. und §. 23. Gesagte. 

In §. 38. ist statt »Anordnung ieslfarr^s^ zu setzen: »An- 
ordnung des Diöcesanbischofs.<ii 

Zu §. 39 cf. die Bemerkungen zu §. 15. In kürzerer Fassung 
wäre zu bemerken, dass die priesterliche Einsegnung eines Ehepaares 
nur eben statthaben darf, wenn die nach den Gesetzen des Staates 
zur Schliessung einer gültigen Ehe erforderlichen Bedingungen und 
Bequisite erfüllt und beigebracht sind. 

Die Führung der Kirchenbücher (§. 40.) ist Sache des Pfar- 
rers. Dieselbe zu beaufsichtigen ist ein Recht der geistlichen Be- 
hörde. 

In §. 41. ist nach den Worten »po^i^iver Beligionsunterrichtc 
zu setzen: und biblische Geschichte. 

XXIV. In Bücksicht auf §. 42. siehe das zu §§. 5—6. Gesagte. 
Die Oberaufsicht über den Beligionsunterricht steht dem Diöcesan- 
bischofe zu. Der Lehrer darf sein Amt nicht antreten, bis er über 
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• 

seine Fälligkeiten und seine Mission zur Ertheilung des BeUgions* 
Unterrichtes durch eine von der bischoflichen Behörde ausgestellte 
Urkunde sich legitimiren kann. 

Anlage A. 

Eidesformel des Pfarrers. 

Sie sollen geloben und beschwören, dass Sie dem durchlauch- 
tigsten Herzoge und Herrn, N. Herzog zu Sachsen etc., unserm gnä- 
digsten Fürsten und Herrn, wollen getreu, hold, gewärtig^ den Lan- 
desgesetzen gehorsam sein, die landesherrlichen Rechte und Yor- 
theile, soviel an Ihnen ist, befördern, sich auf keine diesen Rechten 
und Yortheilen und überhaupt der Ruhe des Staates entgegenstre- 
bendes Verständniss oder auf eine diesfallsige Verbindung weder im 
In- noch Auslande einlassen und dazu beförderlich sein , auch wenn 
Sie in Erfahrung brächten, dass innerhalb Ihrer Parochie oder sonst 
Etwas, das jenen Beziehungen nachtheilig sein könnte , vorfiele und 
eingeleitet würde, dieses unverzüglich zur Wissenschaft der herzog- 
lichen Landesregierung bringen, auch Sich fiberall und in Ihrem 
ganzen Wandel so verhalten, wie es einem' treuen ünterthanen über- 
haupt und Ihnen in Ihrem geistlichen Amte insbesondere zukömmt 
und obliegt. 

Eid. 

Alles, was mir soeben vorgesagt und vorgelesen worden ist, 
und ich auch wohl verstanden habe, das will ich fest und unver^ 
brüchlich halten, so wahr mir Gott helfe und sein hl. Evangelium. 



. 
f 



232 



XVIII. 
Sachsen-Welmaer Volksschulgesetz vom 24. Juni 1874. 

Begienmgsblatt für' das Grossherzogthnni Sachsen- Weijnar-Eisenach. (Nr. 19. 

vom 10. Juli 1874). 

Wir Carl Alexander^ van Gottes Onaden Grossherzog von Sachsenr- 

Weimar-Eisencichy Landgraf von Thüringen^ Markgraf eu Meissen^ 
gefürsteter Graf eu Henneberg^ Herr zu Blankenkßin^ Neustadt 

und Tatdenburg etc. etc. 

Nachdem Wir für nOtbig erkannt, das Volksschulwesen des 
Grossherzogthnms anf der bisherigen Grundlage in um&ssender 
Wei^e neu zu ordnen und den Bedürfnissen der Gegenwart entspre- 
chend fortzubilden, verordnen Wir hierdurch mit Zustimmung des 
getreuen Landtags was folgt: 

A. Die Elementarschule. 
/. Die Schule. 

§, 1. Die Volksschule hat die Aufgabe, der Jugend durch Un- 
terricht und Erziehung die Grundlage sittlich-religiöser Bildung und 
die for das bärgerliche Leben nöthigen allgemeinen Kenntnisse und 
Fertigkeiten zu gewähren. 

§. 2. Unbedingt nothwendige Gegenstände des Unterrichts in 
der VolksscI^ule sind: 

Beligions- und Sittenlehre, 
Deutsche Sprache mit Lesen und Schreiben, 
Bechnen mit Zahlen und Baumgrössen, 
Natur- und Erdkunde, 
Geschichte, 
Gesang, 

Turnen und Zeichnen for Knaben. 
Daneben nach Bedürfniss und Füglichkeit: 
Obstbaumzucht für Knaben, 

weibliche Handarbeit, Turnübungen und Zeichnen für Mädchen. 
§. 3. Der Unterricht soll das Fassungsvermögen der Kinder 
nicht übersteigen, die Schulzucht den väterlichen Charakter nicht 
verläugnen. 
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üeber die jeweilige Einrichtung der Schulen , sowohl was den 
ünterrichtsplan (den allgemeinen wie den besonderen örtlichen) als 
was die Erziehungs- und Lehrmittel und die Schulzucht anbelangt, 
trifft die oberste Staatsbehörde für das Schulwesen Bestimmung. 

Bei Anordnung und Ueberwachung des Beligionsunterrichtes 
steht der kirchlichen Behörde das Recht der Mitwirkung zu , unter 
der entscheidenden Oberaufsicht des Staates. 

. §. 4. Jede Schule muss ein ^ für Schulzwecke bestimmtes Ge- 
bäude haben, welches nach Lage, Einrichtung und Ausstattung den 
Bedürfnissen des Unterrichts und den Anforderungen der Gesund- 
heitspflege entspricht. Die in dieser Beziehung zu erfüllende Be- 
dingung schreibt die oberste Schulbehörde vor und macht sie im 
Wege der Verordnung bekannt. 

Jedes Kind hat acht Jahre lang ununterbrochen die Volksschule 
zu besuchen. 

Der Eintritt der &nder erfolgt zu Ostern und zwar für die- 
lenigen welche das sechste Lebensjahr bis dahin vollendet haben, 
oder bis Ende April vollenden werden. 

Der Regel nach hat jedes Kind die Volksschule im Schulbe- 
zirke seines Aufenthaltsortes zu besuchen, jedoch bleibt auch der Be- 
such der Schule eines Nachbarortes, insoweit dessen Schulvorstand 
es genehmigt, nachgelassen. 

Gänzliche oder theilweise Befreiung von der Pflicht des acht- 
jährigen Sciiulbesuchs kann nur insoweit eintreten, als entweder kör- 
perliche oder geistige Unfilhigkeit zur Theilnahme am Unterricht vor- 
handen ist oder anderweiter ausreichender Unterricht ertheilt wird. 
Und ebenso bleibt die Qestattung der Verschiebung oder Unterbre- 
chung des oben bestimmten Zeitraums dann vorbehalten, wenn dring- 
liche Ursachen vorliegen und die Abweichungen ohne Beeinträch- 
tigung des wesentlichen Schulzweckes geschehen kann. 

Andererseits bleibt aber Auch die Verlängerung der Zeit der 
Schulpflichtigkeit bis zu einem Jahre über das regelmässige Mass 
hinaus im einzelnen Falle da vorbehalten, wo die Erfüllung des 
wesentlichen Schulzwecks dies erfordert. 

§. 6. Die Ferien der Volksschule sollen im ganzen Schuljahre 
zusammen die Dauer von zehn Wochen haben. Die näheren Be- 
stimmungen über die Schulferiea trifft die oberste Schulbehörde. 

§. 7. Die Eltern, Vormünder oder sonstigen Erzieher der im 
Grossherzogthum schulpflichtigen Kinder sind verpflichtet, dieselben 
zum regelmässigen Besuch der Schule anzuhalten. 
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Die Voraussetzungen, unter welchen Schulversäumnisse ent- 
schuldbar sind, bestimmt die oberste Schulbehörde. 

§. 8. Ist ein Kind aus disciplinaren , polizeilichen oder straf- 
rechtlichen Gründen oder wegen geistiger Schwäche oder körper- 
licher Gebrechen vom Besuche der Volksschule auf längere Zeit . 
oder «überhaupt ausgeschlossen, so ist für anderweiten Unterricht 
im geeigneten Fall und in geeigneter Weise Sorge zu tragen. 

§• 9. An- Orten, wo besondere Confessionsschulen neben der all- 
gemeinen Ortsschule bestehen , haben die schulpflichtigen Kinder 
nach der Wahl und Bestimmung ihrer Eltern oder Erzieher ent- 
weder die Schule ihrer Confession oder der allgemeinen Ortsschule 
zu besuchen. 

Zur Theilnahme am Religionsunterrichte der Schule, die sie 
besuchen, sind die Kinder dann nicht verpflichtet , wenn in ihrer 
Confession kein Religionsunterricht an der Schule ertheilt wird, 
(cf. §. 47.) 

Die neben der allgemeinen. Ortsschule bestehenden besonderen 
Confessionsschulen haben den Charakter von Privat- Unterrichts- An- 
stalten. 

§. 10. Privatunterricht, welcher den Unterricht der Volksschule 
vertreten spU, kann nur von Lehrern oder Lehrerinnen ertheilt 
werden, welche die geordneten Prüfungen bestanden haben oder sonst 
von der Oberschulbehörde für qualificirt erachtet werden. 

Privatunterrichts-Anstalten und Pabrikschulen mit solcher Be- 
rechtigung bedürfen überhaupt der Genehmigung der obersten Schul- 
behörde und stehen unter der Aufsicht derselben. Die Geneh- 
migung darf nur unter ausdrücklicher Anführung der Gründe ver- 
sagt werden. 

§.11. Wenn die Eltern eines schulpflichtigen Kindes oder deren 
Stellvertreter ihre Verpflichtung in Bezug auf die Unterrichtung ih- 
res Kindes in einer der in diesem Gesetze namhaft gemachten Sich- 
tungen versäumen, so sind dieselben, namentlich im Wiederholungs- 
falle, auf Antrag der Schulbehörde mit Geldstrafe bis zu 150 Reichs- 
mark oder mit Haftstrafe zu belegen. 

Die beigezogenen Geldstrafen fallen der betreffenden Schulge- 
meinde zur Verwendung für Schulzwecke zu. 

Im äussersten Falle kann auf Antrag der Schulbehörde dijB 
Erziehung den Eltern oderderen SteUvertretern durch das Vormund- 
schaftsgericht ganz entzogen und einer andern Pflege anvertraut 
werden, (cf. §. 16. des Gesetzes über die elterliche Gewalt und das 
Vormundschaftswesen vom 27. März 1872.) 
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Die Zahl der von einem Lehrer zu untemchtenden Kinder darf 
in der Regel 80 nicht übersteigen. Wird diese Zahl nach dem 
Durchschnitte der letzten fünf Jahre überstiegen , so ist für die 
Errichtung einer zweiten Classe unter einem zweiten Lehrer und 
für die Herstellung der ndthigen Localitäten und Schuleinrichtungen 
zu sorgen. 

Ein zeitweiliger NacMass hierin kMn von der obersten Schul- 
behörde nur unter besonderen Umständen, namentlich dann zuge- 
standen werden, wenn die Gemeinde dürftig ist und der Lehrer zu- 
gleich durch besondere Anstrengung und Leistungsfähigkeit auch bei ge-^ 
theiltem Unterrichte die grosse Kinderzahl nach dem Urtheile der ober- 
sten Schulbehörde zu befriedigendem Schulziele zu bringen vermag. 

Lehrern, welche zeitweilig durch gesteigerte Kraftanstrengung 
die Beanstandung der Errichtung einer zweiten Schule solchergestalt 
möglich machen, ist von der betreffenden Schulgemeinde eine von 
der obersten Schulbehörde zu bestimmenden jährliche Extravergütung 
zu gewähren. 

§. 13. Schulen, an denen wenigstens drei Lehrer in ebenso viel 
Classen thätig sind, können als gegliederte Schulen der Leitung des 
ersten Lehrers unterstellt werden , auf welchen alsdann zugleich ^ die 
nächste Aufsicht über die ganze Schule übergeht. Ist die Zahl der 
Schulclassen so gross, dass nach dem Ermessen der obersten Schul- 
behörde diese Einrichtung nicht mehr genügt, so ist zur Anstellung 
eines Rectors zu schreiten. 

IL Die Schidlehrer, 

§. 14. Die Ausbildung der Volksschullehrer des Grossherzog- 
thums erfolgt auf den vom Staat zu diesem Zwecke errichteten und 
unterhaltenen SchuUehrer-Seminarien und deren Vorbereitungsschuleri. 

Der obersten Schulbehörde bleibt jedoch vorbehalten, auch an- 
derswo hinreichend ausgebildete Volksschullehrer , welche sich über 
ihre Qualification genügend auszuweisen vermögen, im Schuldienst 
anzustellen. 

§. 15. Die Einrichtung und die Lehrziele dieser Seminare sind 
von der obersten Schulbehörde so zu bestimmen, dass die darin den 
künftigen Lehrern ertheilte theoretische und praktische Unterweisung 
dem Bedürfnisse der, Volksschule entspricht. 

§. 16. Der Seminarist, welcher nach vollendetem Schulcursus 
das Zeugniss der Reife erlangt hat, wird unter die Schulamts-Can- 
didaten aufgenommen und ist verpflichtet, zunächst in provisorischer 
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Anstellung sich im Volksschuldienst des Orossherzogthums verwen- 
den zu lassen. 

Die m solcher provisorischer Anstellung zurückgelegte Dienst- 
zeit gilt als Vorbereitungsdienst. 

§. 17, Nach dieser provisorischen Verwendung, die in der Re- 
gel zwei Jahre währt, und nach bestandenem zweiten Examen erfolgt 
die denfioitive Anstellung durch die oberste Schulbehörde mittelst 
Ministerial-Decrets. * 

Die Anstellung als Bector setzt in der Regel eine wohlbestan- 
dene besondere Rectorats-Prüfung voraus. 

§. 18. Jeder Lehrer ist verpflichtet, sich auf eine andere Schul- 
stelle versetzen zu lassen, sobald dies ohne Einbusse in seinem Dienst- 
einkommen geschieht. Vor der Beschlussfassung hierüber ist der 
Lehrer und die betroffene Gemeinde zu hören. 

§. 19. Jeder Lehrer ist verpflichtet, wöchentlich bis zu 32 Lehr- 
stunden, einschliesslich des Turnunterrichtes, aber ausschliesslich des 
gegen besondere Vergütung "zu ertheilenden Unterrichts in der Fort- 
bildungsschule (§. 75), bei sich nöthig machender Vertretung ^ines 
andern Lehrers vorübergehend auch noch mehr Lehrstunden nach 
Anordnung der Schulbehörde zu halten, den vorgeschriebenen Lehr- 
plan nicht ohne ausdrückliche Genehmigung dieser letzteren zu ver- 
ändern, überhaupt die ihm yon seine vorgesetzten Behörden ertheil- 
ten Weisungen zu befolgen, namentlich auch in der Handhabung der 
Disciplin und im Gebrauche der Strafinittel. 

§. 20. Jeder Lehrer ist verpflichtet, auf seine stete Fortbildung 
bedacht zu sein und an den amtlichen Lehrer-Conferenzen und Lese- 
zirkeln sich zu betheiligen. 

Die Ertheilung von Frivat^ünterricht, die Führung der Kirch- 
und Gemeinde-Rechnungen und die Besorgung der Gemeindeschrei- 
berei ist dem Lehrer gestattet, so weit und so lange dies nach dem 
Urtheile seiner vorgesetzten Behörde ohne Nachtheil für seinen Schul- 
dienst geschehen kann. * 

Zu anderen Nebengeschäften bedarf er der vorgängigen Erlaub- 
niss seiner vorgesetzten Dienstbehörde. 

§. 22. Während der Krankheit oder sonstigen Behinderung ei- 
nes Lehrers oder Rectors, sowie während der Vacanz einer solchen 
Stelle sind die übrigen Lehrer desselben Orts oder der Umgegend 
nach näherer Bestimmung und Anordnung der Bezirks-Schulbehörde 
zur stellvertretenden Aushilfe verpflichtet. Wenn die Zeit dieser 
Stellvertretung nicht länger al^ einen Monat währt, so ist sie unent* 
geldlich zu leisten. Erstreckt sie sich aber über diese Frist. hinaus, 
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SO ist sie nach den im Yerordnungswege zu bestimmenden Sätzen 
zu vergüten. 

§. 23. Die Reinigung und Heizung der Schullocalitäten darf 
dem Lebrer nicbt angesohnen werden, dafern er sieb nicht bereit er- 
klärt, dieselbe zu übernehmen. 

§. 24. Die dem. Lebrer nach jedes Orts Herkommen obliegea- 
den kirchlichen Functionen ist derselbe auch künftig zu verrichten 
verbunden, (cf. §. 34.) Dagegen ist, er zu dem Glocken- und Uhr- 
dienst, dem Gregoriiis- und Neujahrs-Singen , dem Gevatterbrief- 
tragen, Hochzeitsbitten und Chorrock-Tragen nicht verpflichtet. 

§. 25. Diejenigen Gemeinden, welche ohne Staatshilfe für die 
Besoldung ihrer Lehrer, einschliesslich der Alterszulagen, und die 
sonstigen Bedürfnisse ihrer Schule sorgen^ haben das Recht der An- 
stellung ihrer Lehrer unter Vorbehalt des Bestätigungsrechts der 
obersten Schulbehörde. 

Dieses Anstellungsrecht wird durch den Grts-Schulvorstand aus- 
geübt. Zu der Wahl ist der Gemeinde eine vierwöchige Frist nach- ' 
gelassen. Läuft diese Frist ohne Erklärung der Wahl von Seiten 
der Gemeinde ab, so besetzt die oberste Schulbehörde die erledigte, 
bezüglich neu begründete Schulstelle. 

In allen übrigen Gemeinden des Grossherzogthums werden die 
Schulstellen von der obersten Schulbehörde besetzt. 

§. 26. Vor definitiver Anstellung eines Schullehrers wird der 
Schulvorstand auch der nicht mit Patronatsrecht versehenen Ge- 
meinde mit seinen etwaigen Einwendungen gehört, üeber den Werth 
derselben entscheidet die oberste Schulbehörde, unter Angabe der 
Gründe im Falle der Abwisung des Wiederspruchs der Gemeinde. 
Hat sich der Schulvo^stand nicht binnen 4 Wochen vom Tage der an ihn 
gelangten Aufforderung an vernehmen lassen, so schreitet die oberste 
Schulbehörde auch ohne Gehör desselben mit der Stellbesetzung vor. 

§. 27. Die Uebertragung von Eirchendieusten an den einzelnen 
Lehrer Seitens der obersten Schulbehörde kann nur mit Zustimmung 
des betreffenden Kirchgemeinde- Vorstandes , bezüglich der höheren 
kirchlichen Behörde geschehen.' 

Wo mit Rectorstellen noch kirchliche Functionen verbunden 
sind, ist dem Landesfilrsten vorbehalten, deren Abtrennung anzuord- 
nen, sobald dies im Interesse der kirchlichen oder Schulverwaltung 
angemessen erscheint. Solange diese Abtrennung nicht erfolgt ist, 
bleibt die Regulirung ihrer Gehalts- Verhältnisse in das Ermessen der 
Staatsregierung gestellt. 

§. 2&. Bei der mit einem Umzüge verl)undenen ersten Anstel- 
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« 

lung eines Lehrers wie bei der Versetzung desselben in einen ande- 
ren Schulort hat die Schulgemeinde, in welcher er angestellt oder 
an welche er versetzt wird , für die Umzugskosten eine Vergütung 
von 60 Reichsmark an den definitiv angestellten und von 30 Reichs- 
mark an den provisorisch verwendeten Lehrer zu gewähren, sofern 
sie nicht den Umzug in natura bewirkt. In FälUen^ des Umzugs 
eines definitiv angestellten Lehrers, wo letzteres nicht thunlich ist 
und die wirklichen Umzugskosten den Betrag von 60 Reichsmark er- 
heblich übersteigen, bleibt der obersten Schulbehörde vorbehalten, 
dem Lehrer aus der Volksschulcasse einen angemessenen Zuschuss zu 
bewilligen. 

Ein Lehrer, welcher trüber als sechs Jahre nach Uebernahme 
der Stelle dieselbe aus eigenem Antriebe wieder verlässt oder auf 
sein Ansuchen versetzt wird/ hat auf Verlangen der Schulgemeinde 
die von dieser empfangene Umzugsentschädigung zurückzuerstatten. 
Wenn die oberste Schulbehörde einen Lehrer vor Ablauf von sechs 
Jahren aus anderen Gründen als auf Antrag des Lehrers oder der 
Gemeinde versetzt, bleibt eine billige Entschädigung der Gemeinde 
für die gehabten- Umzugskosten aus der Volksschulclasse nach dem 
Ermessen der obersten Schulbehörde vorbehalten. 

§. 29. Die Berechnung des mit jeder Schulstelle Verbundenen 
Diensteinkommens erfolgt nach der jedesmal neuesten Veranschlagung 
der einzelnen Besoldungstheile in der Besoldungstabelle. Etwaige 
von der Gemeinde dem Lehrer iür seine Person über die eigentliche 
Stelldotation uhd die gesetzliche Minimal-Besoldung hinaus bewil- 
ligte Zuschüsse werden bei Berechnung der Alterszulagen wie der 
Pension und des Wartegeldes nicht mit in Betracht gezogen. 

§. 30. Die vorhandenen , über die Minimal-Besoldung hinaus- 
gehenden Stelldotationen sollen in der Regel sowohl hinsichtlich der 
Gesammtbetrags als hinsichtlich der einzelnen Besoldungstheile un- 
verändert bleiben ; es dürfen jedoch zur billigen Ausgleichung oder 
Abstufung des Einkommens schon vorhandener oder neue zu begrün- 
dender Schulstellen in einer und derselben Gemeinde bleibende Ue- 
bertragungen von einer Stelle auf eine andere durch Bescbluss des 
Schulvorstandes mit Genehmigung der obersten Schulbehörde statt- 
finden, soweit nicht wohlerworbene Rechte entgegenstehen. 

§. 31. üeber die den Lehrern zu gewährenden Minimal-Be- 
soldungen und Alterszulagen trifft ein besonderes Gesetz Bestim- 
mung. 

In Bezug auf die Normirung der Minimal-Besoldungen und 
Alterszulagen sind sämmtliche Orte in classificirte und nichtclassi- 
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fieirte, die ersteren wiederum in drei Classen einzutheilen. Dfese 
Eintheilung wird von der Staatsregierung auf Grund der seitherigen 
bewirkt. Es bleibt derselben jedoch vorbehaltea, im Einvernehmen 
mit dem betreffenden Bezirks-Ausschusse nicht classificirte Orte un- 
ter die classificirten und umgekehrt classificirte unter die nicht clas- 
sificirten zu versetzen und Versetzungen aus einer Classe in die an- 
dere vorzunehmen. 

In den nichtclassijScirten Orten ist dem Lehrer eine Dienst- 
Wohnung in Natur zu gewähren, welche nicht blos die nöthigen 
Wohnungs-, sondern auch die nöthigen Wirthschaftsräume , wie sie 
der mit der Stella verbundenen Oeconomie entsprechen , zu erhalten 
hat. lieber das Einzelne dieser Erfordernisse werden Vorschriften 
im Verwaltungswege ertheilt. 

In den classifizirten Orten ist das Einkommen der einzelnen 
Stellen, mit welchen in der Regel (§. 30) die bisherigen Besoldungs- 
theile verbunden bleiben, durch Ortsstatute, welche der Bestätigung 
der obersten .Schulbehörde unterliegen, in angemessener Abstufung 
festzustellen. 

§. 32. Die Erträge vacanter Lehrerstellen, soweit sie nicht für 
die sogenannte Onadenzeit und zur Bestreitung des Vicariats zu ver- 
wenden sind, wie die vacanten Mehrbeträge in den Fällen, wo noch 
nicht definitiv angestellten Lehreri:i oder wenn Lehrerinnen nicht das 
volle Stelleinkommen gewährt wird, fällen dem Wittwen-Fiscus der 
SchuUehrer insoweit zu, als sie nicht in Zuschüssen aus Staatsmit- 
teln bestehen. 

§. 33. Der obersten Schulbebörde bleibt vorbehalten, Lehrern 
an solchen Orten deren Lage und Beschaffenheit ihnen besondere 
Entbehrungen und Schwierigkeiten bereiten , Loc^lzulagen innerhalb 
der Grenzen der hierfür etatmässig zur Verfügung stehenden Mittel 
zu bewilligen. 

§. 34. Die Accidencien, welche einem Lehrer, der zugleich 
einen niederen Eirchendienst versieht, für diesen Dienst zufliessen, 
gelten als Nebeneinkommen, Welches bei Berechnung der Lehrer- 
Besoldung, der Alterszulagen und der Pension nicht in Betracht 
kommt. 

§» 35. Ein definitiv angestellter Lehrer, welcher entweder 40 
Jahre lang in definitiver Anstellung gedient hat oder 70 Jahre alt 
oder wegen einer nicht durch eigene grobe Verschuldung; herbeige- 
führten körperlichen oder geistigen Schwäche zur Verwaltung seines 
Apites bleibend unfähig geworden ist, hat ein Recht darauf, mit 
der gesetzlichen Pension in den Ruhestand versetzt zu werden. Unter 
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denselben Yoraussetznngen hat aber auch die oberste Schulbehörde 
das Becht , ihn ohne sein Ansuchen in Buhestand mit der gesetz- 
lichen Pension zu versetzen. ' 

Per Buhegehalt der Lehrer wird nach denselben Grundsätzen 
bemessen, welche jeweilig für die Pensionen der Grossherzoglichen 
Staatsdiener gesetzlich gelten. Dabei ist jedoch der Besoldung auch 
die Alterszulage, ungeachtet ihrer Widerruflichkeit, soweit der Leh- 
rer zur Zeit der Pensionirung sich thatsächlich im Genüsse dersel- 
ben befindet, hinzuzurechnen. 

An den Pensionen der dermalen schon emeritirten Lehrer wird 
durch dieses Gesetz nichts geändert. 

§. 36. Das Becht auf Bezug der Pension geht verloren, wenn 
der pensionirte Lehrer ohne eingeholte Erlaubniss bleibend in andere 
öffentliche Dienste tritt. 

§. 87. Will ein Lehrer aus dem Yolksschuldienste des Gross- 
herzogthums freiwillig ausscheiden, so kann er dies ohne vorherige 
Genehmigung der obersten Schulbehörde nur am Schlüsse eines Schiil- 
halbjahres und nur nach vorgängiger, mindestens drein^natlicher 
Kündigung. 

§. 38. Gegen den Lehrer, welcher sich grober Pflichtwidrig- 
keiten schuldig macht, oder Ordnungswidrigkeiten wiederholt begeht, 
tritt, unbeschadet der sonst etwa verwirkten Strafe, das Besserungs- 
verfahren ein, namentlich wenn er: 

1) ohne den erforderlichen Urlaub sich von dem ihm- ange- 
wiesenen Wohnorte entfernt und dabei seine Amtspflicht 
verabsäumt, 

2) es an Fleiss und Pünktlichkeit bei der Vorbereitung zum 
Unterricht und bei dem Unterricht selbst fehlen lässt, 

3) ungehorsam gegen die Anordnungen der Schulbehörden oder 
achtungswidrig gegen seine Vorgesetzten sich benimmt, 

4) unverträglich in dienstlicher Beziehung ist, 

5) die amtliche Stellung zu eigennützigen Zwecken missbraucht, 

6) die Schuljugend hart oder unangemessen behandelt, 

7) der Trunk- oder Spielsucht fröhnt, leichtsinnig Schulden 
macht, mit übel berüchtigten Personen oder an unpassen- 
den Orten verkehrt, oder sonst in unwürdiger, seine beruf- 
liche Wirksamkeit beeinträchtigender Weise isich benimmt. 

Das Besserungsverfahren beginnt mit einem von dem Bezirks- 
schulamte nach vorgängigßr Feststellung der beschwerenden Hand- 
lungen zu ertheilenden schrifilicheti Vorhalte und Verweise und 
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einer Bedrohung mit zeitweiliger Amtsenthebung und Gehaltsent- 
ziehung bis zu drei Monaten, falls keine Bessemng eintritt. 

Dieser Vorhalt verliert seine Wirkung, weno fiach Erthei- 
lung desselben drei Jahre verflossen sind, ohne dass der Lehrer von 
Neuem Anlass zur ünlriedenheit gegeben hat. 

Werden dagegen wider denselben innerhalb diesesv Z^traums 
neue derartige Beschwerden erhoben, so ist nach vorgängiger Fest- 
stellung des Thatbestandes Aber die bereits angedrohte zeitweilige 
Amtsenthebung oder Ertheilung eines Verweises Beschluss zu fassen» 
und zugleich äer leweiie Vorhait^ ebenfalls schrittlicb, zu ertheilen- 
und zwar dieser mit der Androhung bleibender Dienstentlassung bei 
nicht eintretender Besserung. Dieser zweite Vorhalt sowie die zeit- 
weilige Amtsenthebung wird nach Gehör des Lehrers von der ober- 
sten Schulbehörde vertagt und eröffnet. 

Bleibt auch dieser zweite Vorhalt ohne Wirkung, so kann 
von der obersten Schulbehörde nach Gehör des Lehrers die bleibende 
Dienstentlassung verfügt werden. 

§. 39. Ohne vorausgegangenes Bessertmgsver fahren kB,nn Dienst' 
entlassung von der obersten Schulbehörde nach Gehör des Lehrers 
und Feststellung des Thatbestandes verfugt werden, wenn der Lehrer 

a) zu Freiheitsstrafe von wenigstens zwei Monaten strafrecht- 
lich verurtheilt wird, oder 

b) fleischlich sich vergeht, sonst unzfichtig sich benimmt, oder 
gar die Schuljugend unzüchtig behandelt , oder sonst eine 
Handlung begeht, welche eine Fortsetzung seiner amtlichen 
Wirksamkeit unmöglich macht. 

§. 40. Gegen die von der obersten Schulbefaörde verfügte Dienst- 
entlassung steht dem Lehrer Recurs an die Entscheidung des Gross- 
herzogs im Gesammt-Ministerium binnen zehn Tagen zu. Neben 
diesem Becurse steht dem Lehrer alternativ binnen gleicher aus- 
schliesslicher, nicht erstreck))arer Frist Provocation auf gerichtliche 
Entscheidung zu , welchen Falls der Staatsanwalt unter Mittheilung 
der betreffenden Akten beauftragt wird , den entsprechenden Antrag 
nach dem Beschlüsse der obersten Schulbehörde auf Dienstentlassung 
bei dem zuständigen Ereisgerichte zu stellen, dieses aber den Leh- 
rer über die Anschuldigungspunkte zu vernehmen,, alle erforderlichen 
Erörterungen anzustellen und nach Massgabe dieses Gesetzes zu entr 
scheiden hat, ob dem Antrage stattzugeben m oder nicht. 

Gegen diese Entscheidung steht beiden Theilen Berufung an 
das Appellationsgericht zu, welches in zweiter und letzter Instanz 
erkennt 
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Mit der Dienstentlassung hört der Bezug des Diensteinkom- 
mens, sowie der Anspruch auf Pension und die Mitgliedschaft am 
Lehrer- Wittwen-Fiscus auf. 

§. 41. Dienstentsetsnmg tritt unbedingt ein, wenn gegen einen 
Lehrer wegen einer strafbaren Handlung auf Zuchthausstrafe oder 
auf Verlust der bürgerlichen Ehrenrechte oder auf Unföhigkeit zur 
Bekleidung öffentlicher Aemter richterlich erkannt wird. 

§. 42. Ob während der gegen einen Lehrer eingeleiteten ge- 
richtlichen Untersuchung dessen vorläufige Amts-Suspension zu ver- 
fügen sei^ bleibt dem Ermessen der obersten Schulbehörde überlassen. 

§. 43. Abgesehen von den in den vorhergehenden Paragraphen 
bezeichneten Fällen der Unwürdigkeit oder Dienstuntauglichkeit, 
welche Dienstentsetzung, Dienstentlassung oder Fensionirung zur 
Folge haben, können Lehrer auch zur Disposition gestellt, d. h. ih- 
res Amtes unter Belassung von Vs ^^^^^ bisherigen Diensteinkom- 
mens dann enthoben werden, wenn sie entweder 

1) in Folge veränderter Schuleinrichtung entbehrlich oder 

2) durch eine, die Wiedergenesung nicht ausschliessende, Krank- 
heit länger als ein halbes Jahr an Besorgung ihrer Dienst- 
geschäfte fast gänzlich behindert worden und eine baldige 
Besserung nicht zu hoffen ist, oder wenn es 

3) sonst aus Sücksichten auf den öffentlichen Dienst erforder- 
lich erscheißt. 

In Betreff des Verfahrens bei der Stellung eines Lehrers zar 
Disposition , in Betreff des Beginns und Aufhörens des Wartegeldes 
und in Betreff der sonstigen Rechtsverhältnisse, namentlich auch der 
Wiederverwendung des zur Disposition gestellten Lehrers gelten 
dieselben Orundsätze, welche in Betreff der Stellung eines wirklichen 
Staatsdieners zur Disposition gesetzliche Geltung haben. 

Das Diensteinkommen des Lehrers wird bei Feststellung des 
Wartegeldes ebenso berechnet wie bei Feststellung der Pension 
(cfr. §. 35). 

§. 44. Der Unterricht in der Volksschule, namentlich für die 
drei ersten Schuljahre kann auch einer Lehrerin übertragen werden, 
über deren hinreichende Vorbildung genügender Ausweis vorliegt. 
Das ürtheil über diesen Ausweis, wie die Beschlussfassung über 
die Verwendung der Lehrerin selbst, steht der obersten Schulbe- 
hörde zu. 

Die Bedingungen ihrer Anstellung dagegen werden in jedem 
einzelnen Falle durch einen vom Schulvorstand mit der Lehrerin ab^ 
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zuschliessende und von der obersten Schulbehörde zu genehmigende 
Vertrag festgestellt. 

HL Die Schidgemeinde. 

§. 45. Jede politische Gemeinde bildet für sich allein oder mit 
anderen^ politischen Gemeinden zusammen eine Schulgemeinde. Ue- 
ber die Bildung und Trennung zusammengesetzter Schulgemeinden — 
Einschulungen und Ausschulungen — beschliesst der Landesfürst mit 
Zustimmung der darüber zu hörenden betheiligten gemeinden. Die 
von den Gemeinden versagte Zustimmung kann von den betreffenden 
Bezirk-Ausschüssen ergänzt werden. 

§. 46. Ueber die Einziehung bestehender, wie über die Grün- 
dung neuer Schulen und Scfaulclassen nach dem hervortretenden Be- 
dürfnisse und der gesetzlichen Kegel (cfr. §. 12.) entscheidet die 
oberste Schulbehörde. 

§. 47. Die Sorge für Erfasdtung der Volksschulen liegt, soweit 
nicht etwa Kircheassen oder andere Institute oder Personen zu- 
folge eines Privatrechtstitels beitragspflichtig sind , zunächst den 
Schulgemeinden ob. 

Diese Pflicht der Gemeinde zur Herstellung und Unterhaltung 
einer Volksschule für die in ihrer Mitte wohnenden schulpflichtigen Kin- 
der erstreckt sich jedoch nur auf eine — wenn auch nach der Be- 
stimmung des §. 12 mehrclassige — Schule ohne unterschied der 
Confession der einzelnen Kinder. 

Gehören Kinder verschiedener Confession der Ortsschule an, so 
kann von der obersten Schulbehörde nach Vernehmung der betreffen- 
den kirchlichen Behörden auch ein mehrfacher Keligionsunterricht 
an derselben Schule angeordnet werden. 

§. 48. Die Leistungspflicht der Schulgemeinden in Bezug auf 
die Volksschule umfasst namentlich folgende Leistungen : sie hat zu 
sorgen: 

1) für die Errichtung und Unterhaltung der nöthigen Schul- 
häuser und Lehrerwohnungen nach Vorschrift der obersten 
Schulbehörde, sowie für die Erhaltung der zu den Schul- 
stellen gehörigen Grundstücke; 

2) fSr die Deckung der Umzugs- und Einführungskostea der 
Lehrer nach Massgabe des §. 28.; 

3) für die Aufbringung der gesetzlichen Minimal-Besoldungeu 
der Lehrer , insoweit nicht bereits höhere Besoldungen von 
ihnen erbracht werden, ingleichen der Besoldungen der Leh- 
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4) für die Schnleinrichtuugen, sowie für die Reinigung und Hei- 
zung der Scbulstuben ; 

5) für die Lehrmittel deijenigen Kinder, deren Eltern oder 
Erzieher sie aus Dürftigkeit nicht anzuschaffen vermögen: 

6) für die etwaigen Kosten eines gesonderten Unterrichts, falls 
die Familie des abgesonderten Kindes dieselbe nicht aufzu- 
bringen vermag ; 

7) far die Aufbringung der Extra-Vergütung für den Lehrer 
im Falle des §.12; 

8) für die Aufbringung der Kosten der Stellvertretung er- 
krankter oder sonst behinderter Lehrer nach Massgabe 
des §. 22. , ' 

9) far die Pension der in Buhestand versetzten und für das 
Wartegeld der zur Disposition gestellten Lehrer in Gestalt 
einer aversioneilen auf Mark abwärts abgerundeten Leistung 
von 4 Frocent der bei der Bemessung der Pension in Be- 
tracht kommenden^Schul-^Besoldungen von Seiten der Schul- 
gemeinde an die Yolksschulcasse. 

§. 49. Die fü^ die Schule ihres Bezirks erforderlichen Mittel 
werden von der einzelnen öemeinde ebenso aufgebracht, wie 
andere Gemeindelasten. 

In Betreff des Schulgeldes gelten folgende Bestimmungen: 

1) die; Ginführung eines Schulgeldes da, wo gegenwärtig kei- 
nes erhoben wird, wie die Erhöhung oder Herabsetzung des 
bestehenden Schulgeldes erfolgt durch ein Ortsstatut, das 
der Bestätigung der obersten Schulbehörde bedarf ; 

2) das Schulgeld ist nur von denjenigep Kindern zu entrichten, 
welche die Schule wirklich besuchen; 

3) es muss von der Gemeinde eincassirt werden; 

4) die Kinder der an derselben Schule thätigen Lehrer , sowie 
die Zöglinge der Waiserianstalt sind frei von Schulgeld- 
entrichtung ; 

5) so lange eine Gemeinde kein angemessenes Schulgeld er- 
hebt, hat sie keinen Anspruch auf Staats-Zuschuss zur 
Ergänzung der gesetzlichen Minimal-Dotation ihrer Schul- 
stellen. 

§. 50. Bei Bildung einer zusammengesetzten Schulgemeinde 
trifft über die Vertheilung der Schullasten unter die einzelnen Ge- 
meinden, aus denen äie besteht^ die oberste Schulbehörde, mit Aus- 
schluss des Rechtswegs, Entscheidung nach Vernehmung des betref- 
fenden Bezirks- Ausschusses. 
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Bei dieser obersten Entscheidung, welcher zunächst der Ver- 
such der eigenen Einigung der betreffenden Gemeinden vorauszu- 
gehen hat , wird , unter billiger Berücksichtigung des Herkommens, 
die Seelenzahl und das Einkommen nach der Aufstellung för die 
Staatssteuer, der Besitz der Schule im Orte und die grössere oder 
geringere Entfernung von demselben in Betracht kommen. 

In gleicher Weise kann die Vertheilung der Schullasten bei be- 
reits bestehenden zusammengesetzten Schulgemeinden von der ober- 
sten Schulbehörde nach Vernehmung des Bezirk£hAusschusses abge- 
ändert werden. 

§.~ 51. Bei Trennung einer zusammengesetzten Schulgemeinde 
erfolgt die finanzielle Auseinandersetzung der dieselbe bildenden ein- 
zelnen Gemeinden, dafem sich diese nicht freiwillig in anderer Weise 
einigen, gleichfalls, und zwar mit Ausschluss des Rechtswegs, nach 
Bestimniung der obersten Schulbehörde, nachdem dieselbe den Be- 
zirks-Ausschuss darübei vernommen hat. 

§. 52. Die einzelne Ortsschule wird in ihren rechtlichen Be- 
ziehungen durch den Schulvorstand vertreten. . 

Der Schulvorstand ist zugleich die unterste Schulbehörde. 

§. 53. Der Schulvorstand besteht 

1) in einfachen Schulgemeinden: 

a. aus dem Bürgermeister und seinem Stellvertreter, 

b. aus dem oder den Geistlichen des Orts, in deren Gonfession 
Unterricht in der Volksschule ertheilt wird; — wo mehr 
Geistliche je einer solchen Gonfession am Orte sind, bestimmt 
die oberste Schulbehörde denjenigen von ihnen, welcher dem 
Schulvorstande angehören soll; 

c. aus dem Schullehrer, — wo mehrere an einer Schule ange- 
stellt sind, aus dem ersten derselben — , wo gegliederte 
Schulen mit wenigstens fünf Lehrern bestehen, aus dem 
Leiter jeder Schule und einem von dem Lehrer-GoUegium 
jährlich zu wählenden weiteren Lehrer dieser Schule; 

d. aus soviel vom Gemeinderathe, oder — wo ein solcher nicht 
besteht — von der Gemeindeversammlung aus ihrer resp. 
Mitte jährlich gewählten Schulverordneten, als andere Mit- 
glieder (a. b. c.) im Schulvorstande sich befinden. 

In classificirten Orten I. Glasse sind mindestens sechs 
Schulverordnete aus dem Gemeinderathe jährüch zu wählen. 

2) In zma/mmengeseteien Schulgemeinden treten den vorstehend 
unter 1, a. b. c. und d. bezeichneten Mitgliedern aus der 
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Muttergemeinde noch die Bürgermeister der eingeschulten 
Gemeinden und deren Stellvertreter zu einem zusammenge- 
setzten Schulvorstande hinzu. Wo aber eine Gemeinde es 
verlangt und die Bücksicht auf Ausgleichung einer auf- 
fallenden Ungleichheit des Stimmenverhältnisses gegenüber 
dem Beitragsverhältnisse bei Aufbringung der Schullasten 
66 erfordert, soll eine veränderte Vertretung der Gemein- 
den im Schulvorstande mit Zustimmung des Bezirks-Aus- 
schtisses von der obersten Schulbehörde angeordnet werden. 

§. 54. Der Schulvorstand ist betraut mit der Aufsicht über 
die Ortssfihule, vorbehaltlich der an gegliederten Schulen vom ersten 
Lehrer oder Bector zu fährenden nächsten Aufsicht, und mit der 
Fürsarge für die Interessen derselben in aUen. Beziehungen, sowohl 
was die äusseren als was die inneren Verhältnisse betrifft. 

Er bereitet die Vorlagen für die vorgesetzte Schulbehörde vor 
und führt die Beschlüsse derselben aus. 

Er verwaltet und vertritt das Schulvermögen. 

§. 55. Was insbesondere die Verwaltung des Schulvermögens 
und die Verfügung über dasselbe betrifft, so hat der Schulvorstand 
dieselben Bechten und Pflichten, welche in anderen Gemeindeangele- 
genheiten der Gemeindevorstand, bezüglich der Gemeinderath und 
die Gemeindeversammlung, nach Vorschrift der Gemeindeordnung 
haben, jedoch in solchen Fällen, welche eine Bückwirkung auf den 
Gemeindehaushalt haben , nur innerhalb der Grenzen des von dem 
Schulvorstande jährlich aufzustellenden und von dem Gemeinderathe, 
bezüglich von der Gemeindeversammlung, genehmigten Etats. Nur 
wo es sich um Errichtung von Orts^atuten, um die Veräusserung von 
Grundstücken, welche der Schule gehören , oder von diesen gleich- 
stehenden Gerechtigkeiten , um den Neubau oder sonstigen Erwerb 
von Schulhäusem und anderen Grundstücken zum Besten der Schule, 
um die Aufnahme eines Darlehens oder um Bewilligung einer Be-^ 
soldungs-Erhöhuug für den Lehrer über das gesetzliche Mass hinaus, 
oder um andere in dem Etat nicht vorgesehene Ausgaben handelt, 
ist die Zustimmung der Gemeinde erforderlich. Zu solchen Verhand- 
lungen des Gemeinderatbes sind auch die Geistlichen und Schulleh- 
rer, welche im Schulvorstande sitzen, zuzuziehen und nehmen an den- 
selben mit berathender Stimme Theil. 

Zur Errichtung von Ortsstatuten, zur Veräusserung von Grund- 
stücken oder ihnen gleichstehenden Gerechtigkeiten, zum Neubau 
oder sonstigen Erwerb von Schulhäusern oder anderen Grundstücken 
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zum Besten der Schale bedarf es überdies noch der Genehmigung 
der obersten Schulbehörde. 

§. 56. Die innerhalb der Grenzen der Zuständigkeit von dem 
Schulvorstande oder andern Schulbehörden gefassten Beschlüsse sind, 
auch insofern sie eine Bückwirküng auf den Gemeindehaushalt haben, 
für letztern massgebend und von der Gemeindebehörde auszufuhren; 

§. 57. Wird 'vom Schulvorstande oder vom Gemeinderathe, be- 
züglich der Gemeindeversammlung, die Nothwendigkeit einer von der 
competenten Schulbehörde angeordneten Ausgabe für Schulzwecke 
bestritten oder verweigert, so hat die Schülbehörde das Becht, das 
durch die Gemeindeordnung for den Fall der VOTweigerung noth- 
wendiger Gemeindeausgaben Seitens der Gemeinde geordneten Ver- 
fahren beim Bezirks- Ausschuisse einzuleiten. Die über die Nothwen- 
digkeit einer Gemeindeausgabe für Schulzwecke von der obersten 
Schalbehörde ausgesprochene Entscheidung ist massgebend. 

§. 58. Den Vorsitz im Schulvorstande führt der Bürgerndeister, 
in Verhinderungsßlllen dessen Stellvertreter. 

Der Vorsitzendo leitet die Verhandlungen des Schulvorstandes, 
bereitet die Berathangsgegenstände für denselben vor und sorgt für 
den geordneten Geschäftsgang in demselben, namentlich auch für die 
ordnungsmässige Erstattung der Berichte an die vorgesetzte Schul- 
behörde und für die Erledigung der sonstigen Geschäftsaufgaben des 
Schulvorstandes. 

An Berathangen und Beschlussfassungen, welche die Person oder 
das persönliche Interesse des Schullehrers berühren, nimmt dieser 
letztere keinen Theil. 

§. 59. Der Schulvorstand ist befugt, einzelne Verwaltungsan- 
gelegenheiten einzelnen seiner Mitglieder zur besonderen Besorgung. 
— immer jedoch unter Wahrung der eigenen Aufsichtspflicht — zu 
übertragen. 

Die ihm nach §. 54 zugewiesene Aufsicht über die Ortsschule 
muss der Schulvorstand unter obigem Vorbehalte an eines seiner 
Mitglieder übertragen. Diese Wahl fljidot auf drei Jahre statt; 
scheidet das für diese Aufsicht gewählte Mitglied früher aus, so muss 
eine Neuwahl erfolgen. Sollte der Schulvorstand die Wahl unter- 
lassen oder sollte das erwählte Mitglied sich nach dem ürtheile des 
Sohulamtes und nach der Ansicht der obersten Schulbehörde als un- 
fähig zur Ausführung der ihm übertragenen Aufsicht erweisen , so 
ist die oberste Schulbehörde berechtigt, unter Anführung der Gründe 
für den einzelnen Fall ein anderes Mitglied des Schulvorstanjjes 
mit der Führung dieser Aufsicht auf so lange zu beauftragen , als 
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die Funciianen des von dem Schalvorstande gewählten, von der 
obersten Schulbehörde zurückgewiesenen Mitgliedes gedauert haben 
würden. 

Das mit der Aufsicht über die Ortsschale beauftragte Mitglied 
des Schulvorstandes hat das Becht, dem SchuUehrer Urlaub bis zu 
drei Tagen zu ertheilen. 

§. 60. Die Bestimmungen der Gemeindeordnung über die Ver- 
handlung^ und den Geschäftsgang bei den Gemeinderäthen sind auch 
für die Schulvorstände massgebend, soweit im Vorstehenden nicht et- 
was Anderes geordnet ist. 

ir. Der Staat 

§« 61. Der Staat ordnet und überwacht, unterstützt und er- 
gänzt die Pflege der Volksschulen Seitens der Gemeinden ; ersteres 
durch Führung der Oberaufsicht über das ganze Volksschulweseu 
und durch Bestimmung seiner Einrichtung in allen Stücken, letz- 
teres durch Darbietung nöthiger Zuschüsse und Beihülfen. 

§. 62. Die finanzielle Beihülfe des Staates besteht darin , dass 
aus Staatsmitteln 

1) da, wo die Gemeinden nach dem Ausspruche des Bezirks- 
Ausscbusses zu dürftig sind, um die Last selbst und allein 
tragen zu können. 

a) die Lehrer-Besoldung bis auf den gesetzlichen Mini- 
malbetrag erhöht, 

b) die Kosten des gesonderten Unterrichts eines Kindes 
(§§. 8, 48 Z. 6), 

c) die Kosten der Stellvertretung erkrankter oder sonst 
behinderter Lehrer (§§. 22, 48 Z. 8) getragen, sowie 

d) zum Neubau und zur Beperatur der Schulhäuser und 
Schullehrer- Wohnungen innerhalb der örenzen der da- 
zu verfassungsmässig bewilligten Mittel Unterstützungen 
gewährt werden; 

2) zur Erreichung der gesetzlichen Alterszulagen der Lehrer 
dasjenige zugeschossen wird, was die Stelldotationen noch 
ungedeckt lassen; 

3) den Lehrern an besonders entbehrungsreichen Orten Local- 
zulagen innerhalb der Grenzen der dafar verfassungsmässig 
bewilligten Mittel (cf. §. 33) gewährt ; 

4) die gesetzlichen Pensionen und Wartegelder der Lehrer — 
gegen Empfangnahme des gesetzlichen Zuschusses der Ge- 
meinden von den Stelldotationen (§. 48) — bestritten und 
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5) zur Gewährung voii Peusionen der Wittwen und Waisen 
verstorbener Yolksschullehrer diejenigen Zuschüsse geleistet 
werden, welche neben den sonstigen Einnahmequellen des 
Lehrerwittwenfiscus verfassungsmässig verwilligt werden. 
§. 63. Das dem Schulvorstande der Gemeinde zunächst überge- 
ordnete Organ des Staats zur Beaufsichtigung und Ordnung de& 
Yolksschulwesens ist einerseits 

1) der Schul-Inspector als technischer Beamter für die Beauf- 
sichtigung der Lehrer in ihrem Leben und Wirken, der 
Schuleinrichtung und des Schulunterrichts in dem ihm von 
der obersten Schulbehörde zugewiesenen Bezirke; 

andrerseits 

2) das Schulamt, welches aus dem betreffenden Bezirks-Direc- 
tor und dem zuständigen Schul-Inspector gebildet wird, 
und die Aufsicht über die äusseren (Verwaltungs- und 
Disciplinar-) Angelegenheiten der Schulen und der Lehrer 
des Bezirks führt. 

§. 64. Der Schul-Inspector muss: 

1) die Schuten seines Bezirks von Zeit zu Zeit visitiren und die 
dabei oder auf sonstigem Wege zu seiner Eenntniss kom- 
menden Mängel des Unterrichts Wesens entweder — soweit 
dies thunlich — selbst alsbald abstellen oder höheren Orts 
zur Anzeige und Abstellung bringen. Er hat vorzugsweise 
seine Aufmerksamkeit zu richten: 

a. auf die Einhaltung der gesetzlichen Vorschriften und der 
ertheilteii Instructionen und sonstigen Anordnungen in 
Betreff der Schuleinrichtungen, 

b. auf die amtliche Wirksamkeit des Schulvorstands, 

c. auf den Pleiss und das Verhalten A6y Lehrer, ihre Lehr- 
methode und die Fortschritte der Kinder, die Disciplin, 
Ordnung und Beinlichkeit, die in der Schule herrscht, 

d. auf die wissenschaftliche Fortbildung der Lehrer und 
deren Nebenbeschäftigung, 

e. auf die äusseren Bedürfhisse der Schule und das Ver- 
balen der Gemeinde ihren desfallsigen Pflichten ge- 
genüber. 
'2) Der Schul-Inspector hat die Lehr- und Stundenpläne der 
Schulen seines . Bezirks entsprechend den bestehenden allge- 
meinen Vorschriften festzustellen, 

3) die einstweilige Verwaltung erledigter Stellen , der, Lehrer 
sei gestorben oder erkrankt oder sonst behindert, zu ordnen. 
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4) über Urlaubsgesuche der Lehrer , sofern sie mehr als drei 
und weniger als vierzehn Tage zum Gegenstände haben, 
EntSchliessung zu fassen, 

5) die der Entwickelung des Schulwesens und der Fortbildung 
' der Lehrer dienenden Conferenzen zu veranstalten und zu 

leiten, 

6) die Privatschulen seines Bezirks zu beaufsichtigen. 

§. 65. Jeder Schul-Inspector hat am Jahresschlüsse einen ein- 
gehenden Bericht über den Befund der abgehaltenen Schulvisita- 
tionen und über den Zustand der Schulen seines Bezirks überhaupt 
zu erstatten und darin die zur Hebung bestehender Uebelstände 
als nöthig erscheinenden Massnahmen in Vorschlag zu bringen. 

§. 66. Dem Schulamte liegen — bezüglich unbeschadet der 
Mitwirkung des Bezirks- Ausschusses (§. 62) — ob: 

1) die Sorge für die Ausführung der Gesetze und Anord- 
nungen in Bezug auf die äusseren Angelegenheiten der 
Schulen, 

2) alle Geschäfte, welche die Anstellung, disciplinarische Be- 
handlung und Bestrafung, Dispositionsstellung, Pensionirung, 
Entlassung und Absetzung eines Lehrers mit sich bringt ; 

3) die Leitung der Verhandlungen über Aus- und Einschu- 
lungen , die Oberaufsicht über die Schulbauten , über die 
Schullocalitäten und Schuleinrichtungen, über die Vermo- 
gensangelegenheiten der Schulstellen, mit Einschluss der Fest- 
stellung der Schulbesoldungs-Tabellen , über die Erfüllung 
der den Gemeinden obliegenden Leistungspflichten; 

4) die Begutachtung der Gesuche um Zuschüsse aus Staats- 
mitteln und Erstattung sonst erforderter Gutachten. 

§. 67. Oberste Schulbehörde ist das Staats-Ministerium, Depar- 
tement des Cultus. Ihm steht die oberste Leitung des gesammlen 
Volksschulwesens im Grossherzogthum in allen Beziehungen und nach 
allen Richtungen, die oberste Anordnungen alles dessen, was zur Aus- ^ 
führung dieses Gesetzes nöthig oder diensam ist, und die endgiltige 
Entscheidung aller in der Verwaltung des Volksschulwesens erhobenen 
Fragen zu. 

Auch auf die katholischen Volksschulen des Grossherzogthums 
leiden die Bestimmungen dieses Gesetzes Anwendung, namentlich 
auch was die Ernennung und Wirksamkeit der Schul-Inspectoien 
und die Zusammensetzung und Corapetenz der Schulämter betriflFt. 
Nur hinsichtlich des Geschäftsverkehres zwischen den Schul-Inspec- 
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toren und Schulämtern der katholischen Schulen einerseits und der 
obersten Schulbehörde (dem Staats-Mmisterium) andererseits ver- 
bleibt es dabei, dass dieser Geschäftsverkehr durch die Immediat- 
Commission für das katholische Eichen« und Schulwesen vermit- 
telt wird. 

Die Mitwirkung des Landesfürsten ist in den Fällen erforder- 
li<;h in welchen das' Gesetz sie ausdrücklich vorschreibt. 

B. Die Fortbildungssohulen« 

§. 68. Aufgabe der Fortbildungsschulen ist, die aus der ein- 
fachen Volksschule entlassenen Knaben in den erlangten Kenntnissen 
zu befestigen und in denjenigen Kenntnissen und Fertigkeiten, welche 
vorzugsweise förderlich für das bürgerliche Leben sind , weiter zu 
bilden. 

§. 69. In jedem Schulbezirke ist eine Fortbildungsschule zu 
errichten, welche die aus der einfachen Volksschule entlassenen Kna- 
ben noch zwei Jahre lang zu besuchen verpflichtet sind, wenn nicht 
in anderer Weise, z. B. durch den regelmässigen Besuch einer Schule 
mit höheren Zielen, för ihre Fortbildung genügend gesorgt ist. Der 
obersten Schulbehörde bleibt nachgelassen, nach Gehör des Bezirks- 
Ausschusses von dieser Verpflichtung zu dispensiren. 

§. 70. Der Unterricht wird, mindestens während der Winter- 
monate, wöchentlich zweimal ertheilt. 

Der Schulvorstand ist berechtigt, denselben, sei es während des 
ganzen Jahres oder nur während eines Theils desselben, mit Er- 
höbung des Lehrzieis zu erweitern, jedoch höchstens nur bis zu sechs 
Stunden wöchentlich. 

§.71. Wird eine Fortbildungsschule mit einer gewerblichen, 
landwirthschaftlichen, oder handelswissenschaitlichen Bildungs-Anstalt 
verbunden y so muss Sorge dafür getragen werden, dass denjenigen 
Schülern, welche eine solche Fachbildung nicht suchen, ein dem alU 
gemeinen Fortbildungszwecke entsprechender Unterricht darin zu 
Theil werde. 

§. 72. Auch fax die aus der einfachen Volksschule entlassenen 
Mädchen kann der Schulvorstand eine Fortbildungsschule errichten 
und die Verpflichtung zum Besuche derselben auf zwei Jahre er- 
strecken. 

§. 73. In besonderen Fällen darf der Schulvorstaud vom Be- 
suche der Fortbildungsschule ausnahmsweise dispensiren. 

§. 74. Die Verpflichtung zum Besuche der Fortbildungsschule 
hebt etwa entgegenstehende privatrechtliche Verpflichtungen auf. 
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§. 75. Die im Schulbezirke angestellten YolksschuUehrer oder 
Leliierinnen sind auf Verlangen des Schalyorstandes auch zur ün- 
terrichtsertbeilong in der Fortbildnngsschnle yerpflichtei Sie be- 
ziehen dafür ein besonderes, zunächst zwischen ihnen und dem Schul- 
vorstände zu vereinbarendes, eventuell von der obersten Schulbehdrde 
festzustellendes Honorar. Dieses Honorar bildet keinen Theil ihres 
eigentlichen Diensteinkommens. 

§. 76. Die Unterhaltung der Fortbildungsschule liegt der Schul- 
gemeinde ob, sowohl was das Honorar des Lehrers oder der Leh- 
rerin, als auch was die Erhaltung, die Verheizung und Reinhaltung 
der Schulstube und die Beschaffung der Lehrmittel betrifft. 

Auch zur Deckung der Kosten der Fortbildungsschule darf die 
Gemeinde ein Schulgeld erheben. 

§. 77. Denjenigen Schulgemeinden, welche wegen grosser Dürf- 
tigkeit von dem betreffenden Bezirks-Ausschusse dazu empfohlen 
werden, wird auch zu diesen Schulaufwänden eine angemessene Bei- 
hülfe aus der Volksschulcasse gewährt. 

§. 78. Die Aufsicht über Errichtung, Einrichtung und Unter- 
haltung der Fortbildungsschulen liegt denselben Behörden, welche 
die einfache Volksschule zu beaufsichtigen haben, und in demselben 
Instanzenzuge ob. 

Die gesetzlichen Bestimmungen über die Schulpflicht der Kin- 
der, über die Pflichten der Eltern und Erzieher in Bezug auf die 
Erfüllung dieser Schulpflicht der Kinder, sowie über die Bestrafung 
der Versäumniss dieser Pflichten finden auch auf den Besuch der Fort- 
bildijbgsschule analoge Anwendung. 

§. 79. Die Bestimmungen unter 4. und 5. des Patents vom 28. 
Februar 1817, über die Verbesserungen des Landschulwesens, Ab- 
gaben bei Trauungen und Kindtaufen betreffend, 

das Gesetz vom 1. Juni 1848 über die Haftpflicht der Gemein- 
den für die Bezüge der Geistlichen und SchuUehrer an Zin- 
sen, Zehnten und anderen Abgaben, 
das Gesetz vom 3. November 1848 über die Verheizung der 

Schulstuben und 
das Gesetz vom 29. März 1873 über die executivische Beitrei- 
bung des Schulgeldes u. s. w. bleiben in Kraft. 

Alle übrigen, das Volksschulwesen betreffenden Gesetze sind 
aufgehoben. 

§. 80. Uebergangs-Bestimmung. 

Bei Ausführung des §. 63. ist die Staatsregierung ermächtigt, 
bis zur Anstellung besonderer Schul-Inspectoren als technische Mit- 
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glieder des Schalamtes neben dem Bezirks-Director zunächst die 
seitherigen Schul-Ephoren weiter fungiren zu lassen. 

§. 81. Das gegenwärtige Gesetz tritt mit dem 1. Januar 1875 
in Krafk. 

Urkundlich haben Wir dieses Gesetz höchsteigenhändig voll- 
zogen und mit Unserem Grossherzoglichen Staats-Insiegel versehen 
lassen. 

So geschehen und gegeben Weimar am 24. Juni 1874 ^). 

Carl Alexander. 
G. Thon. Stichling. von Gross. 



1) Mit dem Gesetze über das Volksschulwesen im Grossherzogthum 
Sachsen wurde in demselben Beg.-Bl. zugleich ein weiteres Gesetz Tom 24. Juni 
1874 zur Verbesserung des Diensteinkommens der Volksschallehrer publicirt. 
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XIX. 
Akten zum kirchlich-politischen Schulconflict in Preussen (1876.) 

1. Preussischer CfM.-Min.-Erlass vom 8. Mai 1876^ betreffend die 
BemUztmg von SchuUocalen für den Beicht- und Communion^ 

Unterricht. 

Der k. Begierung erwiedere ich auf den Bericht vom 2. v. M., 
dass nachdem die Ertheilnng und Leitnng des schulplanmässigen 
katholischen Beligions-Unterrichts und den Volksschulen durch meine 
Circularverfugung vom 18. Febrqar d. J. Nr. III. 1025.. (Ardiiv 
Bd. 35. S. 464 ff.) in ordnungsmässiger Weise gesichert ist, nicht 
in meiner Absicht liegen kann, darüber hinaus die Ertheilung des 
kirchlichen Beicht- und Communionunterrichts in anderer Weise zu 
beschränken, als dies in der beregten Verfügung geschehen ist. 

Demnach wird auch das Schullocal zu diesem Zwecke nur un- 
ter den in Nr. 12. daselbst angegebenen Voraussetzungen generell 
versagt werden dürfen. 

Der Minister der geistlichen Angelegenheiten. 

Falk. 

2. In Sachen des Religionsunterrichtes haben die Pfarrer aus 
der Diöcese Paderborn an den hoch würdigsten Bischof Dr. Konrad 
Martin folgendes Schreiben gerichtet. 

Am 28. Juni 1876. 

Hoch würdigster Bischof! 

Euer bischöfliche Gnaden sind nun schon Monate lang von der 
Diöcese entfernt, zu deren Hirten Sie Qott bestellt hat. Ihr Herz, 
welches der von Gott Ihnen anvertrauten Diöcese bis zum letzten 
Hauche Ihres Lebens gehört, muss schmerzlich bewegt sein im An- 
blick der Gefahren, welche dem katholisclien Character unserer 
Schulen drohen. Wir wollen Euer bischöflichen Gnaden die Klagen, 
die wir zu fähren uns berechtigt halten , im Einzelnen nicht wie- 
derholen ^ die Thatsachen sprechen ja auch für sich laut genug. 

Für Einen Punkt aber, der erst jetzt in seiner ganzen bedroh- 
lichen Schärfe uns entgegentritt, erlauben wir uns, Euer bischöflichen 
Gnaden Aufmerksamkeit zu erbitten. 

Es ist ein, auch von der königlichen Staatsregierung anerkann- 
ter Grundsatz, dass Niemand zur Ertheilung des Beligions-Unter- 
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richts zugelassen werden darf, der nicht in irgend einer Weise vor- 
her den Auftrag oder doch die Zustimmung der Kirche erhalten 
hat. So lange die staatlichen und kirchlichen Autoritäten rücksicht- 
lich der Herheiführung des gegenseitigen Einverständnisses principiell 
einig waren, konnte der Ausdruck dieses Einverständnisses nur un- 
tergeordnete Bedeutung beanspruchen. ' Danach ist es denn auch er- 
klärlich, dass in den preussischen Diöcesen die Ertheilung der soge- 
nannten MrchlicJien Sendung<ii unter verschiedenen Formen statt- 
fand. Für die Diöcesen Münster und Paderborn ist diese Angelegen- 
heit durch die allerhöcbste Cabinetsordre vom 9. August 1858 dahin 
geregelt, dass die fürmliche Ertheilung der kirchlichen Sendung als 
die Vorbedingung für die Einführung in das Schulamt bezeichnet 
wird. Als das geringste Mass der der Kirche zugestandenen Be- 
theiligung erscheint die von Commissaren des Staates und der Kirche 
gemeinsam abzuhaltende Prüfung der Schulamts-Candidaten. Die 
königliche Staatsregierung hat wiederholt und in der bindendsten 
Form anerkannt , dass damit die Basis gegeben sei, auf welcher die 
uöthige Vereinbarung anzustreben sei. 

Inzwischen ist durch die schmerzlichen Ereignisse, welche die 
Thätigkeit der von Gott gesetzten Oberhirten in den Diöcesen Mün- 
ster und Paderborn gehemmt haben, jede Betheiligung bei den Prü- 
fungen der Schulamts-^Gandidaten in den gedachten Diöcesen unmög- 
lich gemacht. Die Lehrer treten demnach von jetzt an in das 
Schttlamt ein, ohne irgend einen Auftrag oder auch nur eine Billig- 
ung von Seiten der Kirche nachweisen zu könnefi. 

Die königliche Staatsregierung hat auch ihrei-seits diesen unver- 
kennbaren Nothstand beklagt ; sie wird aber nach der augenblicklichen 
Lage der Gesetzgebung kein Mittel zur Hand haben, um denselben 
zu beseitigen. Für uns wird der Nothstand um so gefährlicher, als 
die Verwaltungsbejiörden in neuester Zeit rücksichtlich der Leitung 
des Beligions-Unterrichtes Grundsätze befolgen, welche das Recht 
der Kirche auf diese Leitung und damit ein verfassungsmässiges 
Recht der katholischen Bewohner des preussischen Staates nach un- 
serer üeberzeugung in Frage stellen müssen. 

Auf den Religionsunterricht in den königlichen Seminaren ist 
in denjenigen Diöcesen, welche keinen staatlich anerkannten Bischof 
haben, der Kirche jeder Einfluss genommen« Einer nicht unbedeu- 
tenden Anzahl von Pfarrern ist die Leitung des Beligions-Ünterrioh- 
tes in ihren Pfarreien geradezu untersagt. Principiell aber bean- 
sprucht die Staatsregieruug das Kecht, jeden Priester von der Lei- 
tung des ReligionsrUnterrichtes auszuschliessen, dessen Verhalten sie 
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mit dem jeweiligen Staats-Interesse nicht in Einklang bringen zn 
können glanbt. 

Das ist, hochwürdigster Bischof! eine Lage, deren ruhige Hin- 
nahme nur mit der Vernichtung jeder Selbständigkeit der katho- 
lischen Kirche abschliessen kann. Zwar können wir der grossen Mehr- 
zahl unserer Lehrer und Lehrerinnen vor Gott und der Welt das 
ehrende Zengniss geben, dass sie alles thun, was in ihren Kräften 
steht, um die ihnen anvertrauten Kinder für Qott und die Kirche 
zu erziehen. Dieselben erwerben sich gerechten, mit jedem Tage 
steigenden Anspruch auf den Dank der katholischen Eltern^ auf den 
Dank unserer heiligen Kirche, der sie mit inniger Liebe ergeben sind, 
und auf den Lohn, den der Herr der Kirche Seinen treuen Dienern 
zugesichert hat. So freudig wir dieses aussprechen , sind wir doch 
nicht im Stande, wegen dieser in den Personen gründenden augen- 
blicklichen günstigen Lage von der principiellen Regelung einer An- 
gelegenheit absehen zu dürfen, von welcher die Zukunft der Kirche 
in unserm Vaterlande abhängt. 

Wir erachten uns zunächst für verpflichtet, der Staatdregierung 
das Becht zu bestreiten , dass sie . einseitig , ohne jede Tfaeilnahme 
der Kirche, zur Ertheilung des katholischen Beligionsunterricbtes 
den Auftrag ertheilen dürfe. Wir sind entschlossen, jedes gesetzlich 
erlaubte Mittel zu gebrauchen, um die Zulassung von Lehrern und 
Lehrerinnen, welche keine kirchliche Sendung nachweisen können, zu 
hindern. Damit wollen wir aber nicht sagen, dass wir solchen Leh- 
rern die Ertheilung des Religionsunterrichts geradezu unmöglich 
machen werden : wir sind vielmehr gern bereit, auch unserseits zur 
Herbeiführung eines Verhaltens beizutragen, welches^ Lehrer und 
Schule möglichst schont Wir halten uns nämlich für berechtigt, 
während der Dauer des jetzigen Nothstandes den neu eintretende 
Lehrern die Erlaubniss zur Ertheilung des Beligionsunterrichtes in 
unseren Pfarreien zu geben, sofern die betreffenden Lehrer sich uns 
gegenüber verpflichten, 4n treuem, engem Anschlüsse an die kirch- 
lichen Vorschriften den Religionsunterricht zu ertheilen. Wir geben 
uns der Hoffnung hin, dass auch die Staatsregierung ein derar- 
tiges vermittelndes Verhalten nicht missbilligen oder hindern wird. 

Sofern aber ein Lehrer sich weigern möchte, die verlängte 
Zusage zu geben, oder wenn er sich des ihm geschenkten^ Vertrauens 
thatsächlich unwürdig machen soUte: so würden wir, •— wenn auch 
mit schwerem Herzen — uns entschliessen müssen , zur Versagung 
der kirchlichen Onadenmittel unsere Zuflucht zu nehmen, Oleich- 
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zeitig aber würden wir bei unsern Gemeinden darauf dringen , dass 
sie durch alle Instanzen der staatlichen Verwaltung den Antrag 
auf Entsendung eines auch Mrchlich quälificirten Lehrers führen 
möchten. 

Von der Bichtigkeit der hier ausgesprochenen Grundsätze glau- 
ben wir überzeugt sein zu dürfen. Gleiehwahl sind wir der Meinung, 
dass wir die entsprechende, vielleicht folgenschwere Handlungsweise 
nicht eintreten lassen, ehe wir durch oberhirtliche Entscheidung ver- 
gewissert sind , dass uns dabei die kirchliche Bewilligung zur Seite 
steht. Die Natur der in Bede stehenden Angelegenheit verlangt 
aber, dass wir von der autoriativen Entscheidung unsern Gemeinden 
offen und rückhaltslos Eenntniss geben. Dieser umstand verbietet 
uns, Euer bischöflichen Gnaden Entscheidung zu erbitten. Wir wür- 
den bei der augenblicklichen Lage unserer Gesetzgebung durch den 
offenen Gebrauch eines von Euer bischöflichen Gnaden ausgehenden 
Mandats Sie selbst und uns Gefahren aussetzen, deren Vermeidung 
uns als Pflicht erscheint, weilsie ohne Schädigung der kirchlichen 
Interessen möglich ist. 

Von einer andern Stelle aber kann zu uns mit dem Gewichte 
göttlicher Autorität gesprochen werden. Der Papst als das Oberhaupt 
der Kirche, als der Statthalter Christi auf Erden, kann durch keine 
Macht der Welt gehindert werden, zu unS' zu reden. Indem wir 
seine Entscheidung zur Sache anrufen, wollen wir gleichzeitig das 
offene Bekenntniss unserer Glaubensüberzeugung ablegen: dass es 
der apostolische Stuhl ist, von dem wir in letzter Instanz die Ent- 
scheidung über unser Verhalten in allen kirchlichen Angelegenheiten 
erbitten und annehmen. Niclits soll uns hindern, offen auszuspre- 
chen : Wenn der heilige Vater, wenn unser in aller Noth glorreich 
regierender, heissgeliebter Papst Pius IX*. zu uns redet, so verehren 
wir, der ganzen feindlichen Welt zum Trotze, in seinem Ausspruche 
den Ausspruch Jesu Christi. Wir bitten heute nur um ein Wort, 
das uns sagt, ob unser nach den angeführten Grundsätzen einzurich- 
tendes Verhalten dem Geiste der Kirche entspricht. 

Genehmigen Sie, hochwürdigster Bischof! die Versicherung der 
innigsten Verehrung und Liebe, womit wir verharren. 

Euer bischöflichen Gnaden treugehorsamste Pfarrer. 

(Folgen die Unteröchriften.) 

3. Die in dem vorstehenden Schreiben ausgesprochenen Grund- 
sätze erhielten die förmliche kirchliche Anerkennung in einem an 
den hochwürdigsten Bischof Dr. Conrad Martin gerichteten Breve 8r. 

Archiv für Kirohenreobt. XXXVI. 17 
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Heiligkeit vom 31. Jtdi 1376. Der auf die Paderborner Angelegen- 
heit bezügliche Theil lautet in wortgetreuer üebersetzung wie folgt: 

Papst Pim IX. 

Ehrwürdiger Bruder, Gruss und apostolischer Segen. 

Wenn nach dem Ausspruch des Apostels seit den ältesten Zei- 
ten Jene, die durch den Glauben Gerechtigkeit wirkten, geprüft 
worden sind und das Schwerste erduldeten, umherirrten in Mangel, 
bedrängt und misshandelt, dann darfst Du, ehrwürdiger Binder, in 
der That dich 'freuen, weil in deinem Schicksal das Bild der Ge- 
rechten sich ausprägt, und zwar jener, welche die Freilassung nicht 
annahmen, um eine herrliche Auferstehung zu erlangen« Darum 
wünschen wir dir vielmehr Glück zu deinem Looae, als dassWir es 
betrauern^ und dies um so mehr, weil du durch solchen Starkmuth 
nicht blos deine und deines Amtes Würde wahrest, sondern auch 
für das Heil der dir anvertrauten Heerde Sorge zu tragen fortfährst. 
Wir freuen Uns aber, dass du reichliche Fruchte hiervon erntest in 
der Treue und Liebe deines Klerus und deines Volkes, sowie in je- 
ner Freudigkeit, mit welcher sie die Bedrängnisse ertragen und die 
Reinheit ihres Glaubens und die Bewahrung der Einheit über alles 
setzen. Ein herrliches Zeugniss dafür sehen Wir in der Besorgniss, 
von welcher dein Klerus mit dir für die Erziehung der Jugend er- 
füllt ist, und in dem von ihm gefassten und von dir gebilligten 
Plan, wouacli die von der weltlichen Gewalt einseitig angestellten 
Lehrer angehalten werden sollen, ihren Gehorsam gegen die Kirche 
zu beweisen und die gesunde Lehre durch Wort und Beispiel vor- 
zutragen. Freilich bedarf es einer mehr als gewöhnlichen Kraft 
um dieses auszuführen, und nicht geringerer Festigkeit, um die 
sich entgegenstellenden Schwierigkeiten zu überwinden; allein Gott, 
der diesen Plan eingegeben, wird ohne Zweifel auch die nothwendige 
Kraft verleihen, ihn durchzuführen 

Empfange unterdess den apostolischen Segen, den Wir als Un- 
terpfand ^ der göttlichen Huld und als Zeichen Unseres voi*züglichen 
Wohlwollens dir, ehrwürdiger Bruder, und deinem ganzen Klerus 
und Volk voll Liebe ertheilen. 

Gegeben zu Rom bei St. Peter, den 31. Juli 1876, im 31. Jahre 
Unseres Pontificates. 

Pius.IX., Papst. 

4. Auch die sämmtUchen Pfarrer der neunzehn Decanate des 
Bisfhums Münster — mit Ausnahme von zwei Pfarrern , haben im 
Juli und August 1876 mit vollster Einmüthigkeit in Beeug auf 
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die Nothwendigkeit der missio canonica für Ertheüung des Belv- 
giomunterricktes eine Adresse vereinbart, welche zunächst, wie die 
kirchliche Ordnung es erfordert, an den hochwurdigsten Bischof ge- 
richtet ist und sodann an den hl. Vater soll übermittelt werden. 
Der Wortaüt der Adresse ist folgender: 

-pHochtoürdigster Bischof! 
Gnädiger Herr! 

Die Pfarrer der Diöcese Münster sind in die traurige Noth- 
wendigkeit versetzt, zu Ew. Bischöfl. Gnaden in der Verbannung ihre 
Zuflucht zu nehmen und Ehrerbietigst eine Angelegenheit vorzu- 
tragen, welche das innerste Leben der Diöcese berührt und von den 
weitragendsten Folgen für die Zukunft des Landes werden kann. 
Wir übergeben vorliegendes Schreiben den öffentlichen Blättern, mit 
dem Wunsche, dass es dadurch zur Kenntniss Euer Bischöfl. Gna- 
den gelangen möge, und in der Hoffnung zugleich, dass es die Zu- 
stimmung unseres geliebten Oberhirten finden. Seine Gutheissung er- 
halten werde. 

Ew. Bischöfl. Gnaden sind die Verordnungen bekannt, welche 
von der königlichen Regierung in Bezug auf die Ertheilung des Re- 
ligionsunterrichtes erlassen wurden. Diesen gemäss wurd« der schul- 
planmässige Unterricht den Geistlichen untersagt und den Lehrern 
resp. Lehrerinnen übertragen. Mit geringen Ausnahmen sind sämmt- 
liche Pfarrer der Schulin spection enthoben, und ist ihnen sogar ver- 
boten , die Schule zu betreten. Bischöfliche Commissare , welche 
früher bei den Schlussprüfungen in Lehrer-Seminarien zugegen waren, 
uri! wenigstens in etwa die Candidaten des Lehramtes kennen zu 
lernen und von ihrer Befähigung namentlich in Bezug auf den Re- 
ligionsunterricht, sich zu überzeugen, existiren nicht mehr. Was aber 
vor AUerii schwer ins Gewicht fällt und von unberechenbaren Folgen 
für die Zukunft ist, — der Staat betrachtet die Lehrer und Lehre- 
rinnen, welche ihr Examen bestanden und vom Staate angestellt sind, 
damit auch zugleich als berechtigt und bevollmächtigt, den Reli- 
gionsunterricht zu ertheilen. Von der Nothwendigkeit einer kirch- 
lichen Sendung ist gänzlich Abstand genommen, die missio canonica 
ist aufgehoben, und dies wurde wesentlich die Ursache, ^ dass aber- 
mals und aller Orten' die Sache des Religionsunterrichts in die ernst- 
lichste Erwägung gezogen wurde. 

Wenngleich im gegenwärtigen Augenblick die Mehrzahl der 
Lehrer und Lehrerinnen noch im Besitze der missio canonica sibh 
befindet, und zur Ehre des Lehrerstandes sei es gesagt — treu und 

17* 
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gewissenhaft in Bezng auf Ertheiinng des Religionsunterrichtes ihre 
Pflicht erfüllt, so liegt der Zeitpunkt nicht fem, wo eine stetig sich 
mehrende Anzahl von Lehrern und Lehrerinnen ohne kirchliche Sen- 
dung angestellt wird und in die peinliche Lage sich versetzt sieht, 
entweder den ßeligionsuntenicht ohne Bevollmächtigung seitens der 
rechtmässigen geistlichen Behörde zu ertheilen, oder sogar auf die 
Stelle zu verzichten. 

Was die principielle Seite dieser Angelegenheit betrifft, so sind 
wir durich Aufhebung der missio canonica für den Lehrstand einer 
Thatsache gegenüber gestellt, welche mit der katholischen Lehre und 
Auffassung in geradem Widerspruche steht. 

Freilich ist wiederholt seitens der Staatsregierung ausdrücklich 
betont worden, der Staat, wolle durch die gesammte neue Gesetzge- 
bung in das innere Glaubensleben nicht übergreifen ; aber leider ge- 
schieht dieses durch Aufhebung der missio canonica nicht minder; 
als durch die Maigesetze , und tritt dieses um so sichtbarer her- 
vor, da der Staat auch bereits über die Katechismen verfügt , be- 
stehende abschafft, neue ohne kirchliche Approbation einführt. 

Man mag zugeben, dass derartige Uebergriffe vielfach in Un- 
kenntniss katholischer Verhältnisse ihren Grund haben, aber dies 
entbindet nicht im Mindesten die Hirten der Gemeinden der Pflicht, 
den principiellen katholischen Standpunkt unerschütterlich und beharr- 
lich im Auge zu behalten und die gesammte Handlungsweise dar- 
nach zu bemessen. 

Christus hat in seiner Kirche ein Lehramt gegründet. Träger 
dieses Amtes, d. h. der aus demselben hervorgehenden Lehrpfljfhi 
und Lehrgewalt ^ sind zunächst und unmittelbar der Papst und die 
Bischöfe als Nachfolger der Apostel ; alle Anderen aber können nur 
insofern an dieser amtlichen Lehrgewalt Theil nehmen, als sie von 
den unmittelbaren Trägern derselben ihre Sendung erhalten haben. 
Der Priester — trotz der Standesgnade, die er durch die Weihe 
auch für das Lehramt erhält — lehrt nicht aus eigener Vollmacht; 
er muss durch einen Willensakt des Bischofes in die von Christus 
absteigende Kette der Glaubenslehrer eingefügt sein. Um so mehr 
bedarf der Laie^ welcher nur als Gehilfe des Geistlichen in Erthei- 
lung des Beligionsunterrichtes aufzufassen ist, der kirchlichen Sen- 
dung. Weder das Mass seiner Kenntnisse noch die Anstellung sei- 
tens des Staates ist der Grund einer Berechtigung, den Eeligions- 
unterricht zu ertheilen, sondern seine Eingliederung in den Orga- 
nismus des von Christus gestifteten Lehramtes, und diese kann und 
darf nur bei solchen Lehrern vollzogen werden, welche einerseits 
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hinreichende Eenntniss haben und andrerseits durch Olauben und 
Sitte den Lehren und Vorschriften der Kirche entsprechen. 

Das ist die JcathoUsche Lehrd 

Ein Lehrer also, welcher sich unterfinge, ohne kirchliche Sen- 
dung den Seligionsunterricht zu ertheilen, würde sein Gewissen 
schwer verletzen ; eine Gemeinde aber , welcher ein solcher Eeli- 
gionslehrer aufgedrängt würde, könnte ihn als katholischen Lehrer 
nicht anerkennen und desshalb auch ihre Kinder ihm nicht anver- 
trauen. 

An dieser Auffassung hat immer und überall die Kirche fest- 
gehalten. Die tausendjährige Geschichte unseres Bisthums ist Zeuge 
davon. Sämmtliche Verordnungen, welche im Laufe der Jahrhun- 
derte von den Bischöfen unseres Landes in Bezug auf die Schulen 
erlassen wurden, namentlich aber die constitutio Bernhardina und 
die Münsterische Schulordnung sprechen sich in diesem Sinne aus. 

Die Aufhebung der missio canonica ist daher nicht nur ein 
Eingriff in die Lehre und Auffassung der katholischen Kirche, son- 
dern auch zugleich ein Bruch mit der tausendjährigen Geschichte 
unseres Landes. 

Daraus erklärt sich die Erscheinung, dass in den Gonflicten 
über die Schule, welche seit dem Jahre 1817 wiederholt in unserem 
Bistbume zwischen der Regierug und der bischöflichen Behörde auf- 
tauchten und in den vierziger Jahren zu der Höhe sich steigerten, 
dass ganze Gemeinden solche Lehrer , welche einseitig vom Staate 
angestellt waren, zurückgewiesen und trotz aller Strafen ihre Kin- 
der nicht schickten, unerschütterlich an der Nothwendigkeit der mis- 
sio canonica festgehalten wurde. 

Der letzte ernste Conflict endete damit, dass ein Compromiss 
geschlossen wurde, wonach bei Anstellung eines Lehrers zuerst der 
Bischof solle befragt werden, ob gegen den Lehrer in religiöser oder 
moralischer Beziehung etwas einzuwenden sei ; sodann solle die An- 
stellung seitens der Regierung erfolgen und gleichzeitig vom Bi- 
schof die missio canonica ertheilt werden. Die Anstellungsurknnde 
und die missio canonica wurden von dem Pfarrer in Gegenwart des 
Schulvorstandes dem betreffenden Lehrer überreicht und legte bei 
Einführung in sein Amt der Lehrer den Staatseid und das Glaubens- 
bekenntniss ab. So war die bisherige Praxis, und dadurch war 
dem Staat sowohl als der Kirche Gerechtigkeit geschehen, zumal 
ausserdem festgestellt wurde, dass bischöfliche Oommissarien bei Ab- 
haltung der Schlussprüfungen in den Lehrerseminarien zugegen sein 
sollten. 
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unter gegenwärtigen Umständen befinden sich Pfarrer^ Lehrer 
und Gemeinden in einer sehr schwierigen Lage. Sie sehen sich, um 
es einfach auszudrücken, hingestellt zwischen eine Massregel der 
Eegierung und ihr Gewissen. Wir befürchten neue Verwicklungen, 
grosse Verwirrung im Lande, und wünscli^n von Herzen im Interesse 
des Friedens eine Vermittlung. 

Die StaatsregieruQg scheint theilweise selber die Schwierigkeit 
der Lage gefühlt zu haben, und nach den Aeusserungen des Re- 
gierungscomraissars in der ünterrichtscommission des Abgeordneten- 
hauses will man alle Mittel versuchen, um Geistliche zu finden, 
welche auf neutralem Boden stehen und als katholische Commissare 
bei den Schulprüfurigen der Lehrer zugegen sein sollen. Aber be- 
dürfen denn diese nicht der kirchlichen Sendung? Kann ein katho- 
lischer Geistlicher eine solche Stellung übernehmen, ohne vom Bi- 
schöfe autorisirt zu sein? Würde er, wenn er ohne die Autorisation 
fungirte, das Vertrauen der Bevölkerung haben ? Und was ist denn 
doch unter dem neutralen Boden zu verstehen? — — — 

Wie ferner verlautet und an einzelenen Stellen bereits ausge- 
führt ist, sollen in den verschiedenen Decanaten Geistliche ermittelt 
werden, welche den Anforderungen d^r Regierung entsprechen , und 
diese sollen dann bevollmächtigt werden, den schulplanmässigen Re- 
ligionsunterricht wieder zu übernehmen , während die abgesetzten 
Pfarrer von der Schule sollen ausgeschlossen bleiben. 

Gewiss wäre nichts wüiischenswerther, als dass die Geistlichei 
den schulplanmässige^i Unterricht in den Schulen wieder aufnehmen 
könnten. Aber wir fragen: Kann ein Geistlicher die Bedingungen 
annehmen, welche die Regierung gestellt hat ? -— Einmal sollen alle 
der Schulinspection enthobenen Pfarrer vom Religionsunterricht in 
der Schule ausgeschlossen bleiben und die Schule nicht betreten; 
der eigentliche Religionslehrer der Gemeinde also , der die letzte 
Verantwortung für die Reinheit der Lehre und die Erziehung trägt, 
ist beseitigt. Man sucht nunmehr die Religionslehrer, welche den 
Wünschen der Regierung entsprechen, wesentlich unter den Hilfs- 
geistlichen, aber unter welchen Bedingungen? »Sie sollen allen res- 
sortmässigen Anordnungen der Schukufsichtsbehörde , insbesondere 
hinsichtlich der Lehrbücher^ der Vertheilung des Unterrichtsstoffes 
und der Schulzuckt entsprechen. Wegen Uebernahme eines Theiles 
des Religionsunterrichtes sollen sie mit den betreffenden Schulvor- 
ständen sich ins Einvernehmen setzen und diese werden vom Kreis- 
schulinspector mit Weisung versehen werden.« Hiedurch ist die 
kirchliche Ordnung völlig aufgehoben. Nicht die Regierung, sondern 
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der Bischof sendet die Hilfsgeistlichen als Beligionslehrer in die Ge* 
raeinde ; der Hilfsgeistliche lehrt unter Aufsicht und nach Anord- 
nung des Pfarrers. An Stelle des Bischofs ist die Regierung, an 
Stelle des Pfarrers der Schulinspector und der Schulvorstand getre- 
teiiy der möglicherweise geradezu kirchenfeindlich sein kann. Auf 
diese Anorclnuug eingehen, hiesse beitragen zur Zerstörung der kirch- 
lichen Ordnung. Kann aber iferner ein Geistlicher auf die andere 
Bedingung eingehen^ sich allen ressortmässigen Anordnungen der 
Schulaufsicbtsbehörde d. h. der Regierung, insbesondere hinsichtlich 
der Lehrbücher, der Vertheilung des Unterrichtsstoffes und der Schul- 
zucht zu unterwerfen? Wer bestimmt über die Lehrbücher, Kate- 
chismus, biblische Geschichte ? Nur der Bischof. Nimmer können 
wir auf diesem Gebiete der Regierung ein Recht zugestehen. Wer 
trifft die näheren Anordnungen für den Religionsunterricht in der 
Gemeinde, wer führt die Aufsicht? Ein Pfarrer. Ein Priester, wel- 
cher gewissenhaft an der kirchlichen Ordnung festhalten will, kann 
auf das Anerbieten der Regierung nicht eingehen. Wir können in 
diesem scheinbar einleitenden Vorgehen der Regierung nichts ande- 
res erkennen, als den Versuch, die Staatsschule durch allmälige Ge- ' 
winnung von Staatsgeistlichen weiter auszubauen. Das Resultat ist 
nicht zweifelhaft. Die Reihe der Täuschungen, denen die Regierung 
sich hingibt, wird sich um eine neue vermehren, und die peinliche 
Lage ist dieselbe geblieben. — 

Bei so verwickelter Lage der Dinge erlauben sich die unter- 
zeichneten Pfarrer der Diöcese einen anderen Vermittelungsvorschlag 
Ehrerbietigst vorzulegen: 

»Es möge nämlich der betreffende Pfarrer berechtigt sein, 
während der Dauer des jetzigen Nothstandes den neu eintreten- 
den Lehrern resp. Lehrerinnen die Ermächtigung zur Ertheilung 
des Religionsunterrichts zu ertheilen, sofern der Lehrer sich dem 
Pfarrer gegenüber verpflichtet, in treuem und gewissenhaftem An- 
schluss an die Lehren und Vorschriften der katholischen Kirche 
den Religionsunterricht zu ertheilen und zum Unterricht der 
Bücher sich zu bedienen, welche mit der kirchlichen Approbation 
versehen und vom Bischöfe als Lehrbücher für die Diöcese be- 
stimmt sind. 

»Sollte aber ein Lehrer sich weigern, die verlangte Zusage zu 
geben, so würden wir, wenngleich mit schwerem Herzen, die 
kirchliche -Gemeinschaft mit ihm abbrechen und die kirchlichen 
Gnadenmitteln ihm versagen Mssen; die Gemeinde aber würde 
durch alle Iiistanzen hindurch die Anstellung eines Lehrers be- 
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antragen müssen, welcher dnrcb kirchliche Sendung zur Erthei- 
lung des Religionsunterrichtes berechtigt ist.« 
Es liegt in der ISbtur der Sache , dass dieser Vermittlungs- 
Vorschlag nicht zur Geltung und Ausführung gelangen kann, ohne 
dass uns die kirchliche Billigung und Bestätigung zur Seite steht. 

Ew. Bischöfl. Gnaden Entscheidunof und Mandat zu erbitten 
würde bei der gegenwartigen Lage der Gesetzgebung nur Verwick- 
lungen herbeifahren und uns sowohl als Ew. Bischöflichen Gnaden 
neuen Schwierigkeiten aussetzen. 

Doch sind wir unbehindert, die Entscheidung des Oberhauptes 
der Kirche anzurufen. Wir appelliren als gehorsame Söhne der 
Kirche an unsere höchste geistliche Autorität, an unsern hl. Vater 
Pius IX. und unterwerfen uns in kindlicher 'Ehrfurcht Seinem Ur- 
theil, in dem festen und zuversichtlichen Vertrauen, dass die Weis- 
heit Sr. Heiligkeit beschliessen werde, was zum wahren Heile un- 
serer Diöcese dient. 

In Verehrung und Liebe 

Ew. Bischöfl. Gnaden 

Gehorsamste Diener. < 
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XX. 

Erlasse preuss. RegierungsbehSrden betreffend die Verwal« 

tung des Kirchenvermögens. 

1. Die königliche Regiet*ung eu Koblenz hat in Betreff der 
Revision der Kirchenrechnungen von 1875 nachstehende wichtige 
Circtdarverfügung erlassen. Mit ßüchsicht daranf, dass die Prüfung, 
ob die Bechnung etatsmässig geführt sei, hur auf die Zeit vom 1. Oc- 
tober bis 31. December 1875 sich beziehen kann und dass diese 
Prüfung nicht mögl^fh ist, wenn für diese Zeit nicht ein besonderer 
Etat gemäss den §§. 11 und 21 des Gesetzes vom 20. Juni v. J. 
aufgestellt war, kann, wie man der >Köln. Volksztg.« berichtet, die 
Auffassung der königlichen Eegierung, dass, wo diese Voraussetzung 
nicht zutrifft, von einer Prüfung der Jahresrechnung auch pro IV. 
Quartal 1875 abzusehen ist, nur als vollkommen richtig anerkannt 
werden. Dies gilt auch für diejenigen Pfarreien, wo der neue Kir- 
chenvorstand bereits mit dem 1 . October v. J. in Function getreten 
ist; denn so weit die Bechnung von dem frühern Bendanten aufge- 
stellt ist, unterliegt sie ohnehin nicht der Bevision des Ilegierungs- 
präsidenten. Die obengedachte Verfügung lautet: 

Koblenz, 22. Mai 1876. 

In dem anliegenden Berichta vom 18. d. hat der königliche 
Begierungspräsident zu Trier angefragt^ ob er die Prüfung der Bech- 
nungen der katholischen Kirch eng^meinden aus dem Jahre 1875 
auf Qrund des §. 54 des Gesetzes vom 20. Juni v. J. vorzunehmen 
habe. ' 

Die in letzterem Gesetze vorgeschriebene Staatsaufsicht kann 
meines Erachtens sich nur auf die Vermögensverwaltung, welche von 
den neuen kirchlichen Organen besorgt worden ist, beziehen. Die 
durch den genannten §* 54 vorgesehene Prüfung dürfte sich daher 
blos auf diejenige Bechnung zu erstrecken haben, welche von dem 
gemäss §. 10 1. c. gewählten Bendanten geführt worden ist und sei- 
tens des Letzteren dem Kirchenvorstande vorgelegt werden muss. 
Ich glaube mich daher dahin aussprechen zu sollen, dass lediglich 
die Bechnung, welche die Verwaltung des letzten Quartals des ver- 
gangenen Jahres betrifft, der Prüfung des Begierungspräsidenten un- 
terworfen werden kann, dass dieselbe mit Bücksicht auf die impera« 
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tive Fassung des §, 54 dieser Prüfung auch unterworfen werden 
muss. Bei der Erörterung der Frage, ob die Verwaltung etatsmässig 
geführt worden, wird der für das Jahr 1874 festgestellte Etat zu 
Grunde zu legen sein, es müssten denn die neuen kirchlidien Organe 
in der durch die §§. 11 und 21 des Gesetzes vom 20. Juni v. J. 
vorgeschriebwien Weise einen besonderen Etat ffir ihre Verwaltungs- 
zeit aufgestellt haben. 

Sollten Kirchenvorstände, wie vielfach geschehen ist, erst nach 
Ablauf des Jahres 1875 constituirt worden sein, so würde nach dem 
Vorstehenden die fragliche Thätigkeit des Regierungspräsideaten weg- 
fallen. 

Ew. Excellenz gestatte ich mir geliorsamst um geneigten Be- 
scheid zu bitten, ob Hochdieselben meiner Ansicht beitreten. 

Der Oberpräsident der ßheinprovinz, g6z. v. Bardeleben. 
An den kgl. Staats- und Minister der geistlichen Angelegenheiten 

Herrn Dr. Falk Excellenz zu Berlim 

Koblenz, 22. Juni 1876. 

Abschrift erhält das königliche Laudraths&mt mit dem Bemer- 
ken, dass der Herr Minister der geistlichen Angelegenheiten sich 
mit den vorstehend entwickelten Grundsätzen einverstanden er- 
klärt hat. 

Da übrigens eine Rechnung pro IV. Quartal 1875 nur in* so 
weit geprüft werden kann, als für dasselbe Quartal eine besondere 
Rechnung überhaupt geführt und ein besonderer Etat festgestellt 
worden war, öo ergiebt siclj hieraus, dass von einer Prüfung der Jah- 
resrecbnungen pro 1875 allgemein abzusehen ist, in so fern nicht in 
einem einzelnen Falle jene heiden Voraussetzungen ausnahmsweise 
zutreffen sollten. 

Das königliche Landrathsamt wolle — mit vorläufiger Ausser- 
ächtlassung der sogenannten bischöflichen Pfarreien, Kapellengemein- 
den elc. — feststellen, bei welchen Pfarrgemeinden jene Voraus- 
setzungen etwa zutreffen, dieselben zur Einreicliung des Voranschlages 
nebst Rechnung pro IV. Quartal 1875 an uns auffordern und gleich- 
zeitig uns innerhalb sechs Wochen namhaft machen. 

Event, sehen wir innerhalb derselben Frist einer Vacantänzeige 
entgegen. 

Abdrücke für die Herren Bürgermeister sind beigefagt. 

Königliches Regierangspräsidium, gez. Sack, 
An sämmtliche königliche Landrathsämter des Bezirkes. 
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2. Den Kirchenvorständen in Köln ist durch ^en Oberbürger- 
meister das folgende Schreiben des Tcöniglichcn Regierungspräsidenten 
zugestellt worden: 

, »Köln, den 15. Juli 1876. 

Nachdem der Erzbischof von Köln, Dr. Melchers, durch Er- 
kenntniss des königlichen Gerichtshofes für kirchliche Angelegenheiten, 
aus seinem bisherigen Amte entlassen worden ist, kommt der §. 58 
des Gesetzes vom 20. Juni v. J. über die Vermögensverwaltung in 
den katholischen Kirchengemeinden in so weit in Anwendung, als 
von jeti(t ab die nach §. 82 des Gesetzes und nach den Artikeln 2, 
13 und 14 der Wahlordnung von dem Bischöfe im Einvernehmen 
mit dem Begierungspräsidenten zu treffenden Entscheidungen' von mir 
allein zu treffen sind. In vorkommenden Fällen ist hiernach zu ver- 
fahren, wovon ich die Kirchen vorstände in Kenntniss zu setzen ersuche. 

Der Regierungspräsident, gez. v. Berntdh. 
An den Oberbürgermeister Dr. Becker hier.« 

Die *Köln. V.-Z.« begleitete dieses Schreiben mit folgenden 
Bemerkungen : 

»Der §. 58 des Gesetzes vom 20. Juni 1875 hat folgenden 
Wortlaut: »Dtc de^i bischöflichen Behörden gesetzlich anstehenden 
Bechte in Bezug auf die Vermögensvervspaltung in den Kirchenge- 
meinden ruhen, so lange die bischöfliche Behörde diesem Gesetze 
Folge zu leisten verweigert, oder so lange das betreffende And nicht 
in gesetemässiger Weise besetzt oder verwaltet ist. Eine solche Wei- 
gerung ist als vorhanden anzunehmen, wenn die bischöfliche Behörde 
auf eine schriftliche Aufforderung des Oberpräsidenten nicht binnen 
30 Tagen die Erklärung abgiebt, den Vorschriften des Gesetzes Folge 
leisten zu wollen. Die den bischöflichen Behörden zustehenden Be- 
fugnisse gehen in solchen Fällen auf die betreffende Staatsbehörde 
über:« Darausv dass der königliche Begierungspräsident zu Köln er- 
klärt, die nach §. 82 des Gesetzes vom 20. Juni 1875 und Art. 2, 
13 und 14 der Wahlordnung von dem Bischöfe im Einvernehmen 
mit dem Begierungspräsidenten zu treffenden Entscheidungen nach 
erfolgter »staatlicher Absetzung« des Herrn Erzbischofes seien von 
ihm (dem Regierungspräsidenten) allein zu treffen, geht mit Sicher- 
heit hervor, dass die königliche Staatsregierung von ihrer bisherigen 
Interpretation des oben citirten §. 58, nach welcher in den Diöcesen 
staatlich abgesetzter Bischöfe die den letzteren auf Grund deä Ge- 
setzes vom 20. Juni 1875 über Vermögensverwaltung etc. zustehenden 
Befugnisse auf den Stacdscommissar für die bischöfliche Vermögens- 
verwaltung übergehen ^oUteni zurikkgekonimen ist. Sie adoptirt nun- 
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mehr die allein richtige Auslegung jenes Paragraphen, wonach in 
Diöcesen, in welchen das bischöfliche Amt nicht in -^gesetsmäs- 
sigert Weise besetzt oder verwaltet ist (weil der Bischof staat- 
lich »abgesetzte ist und das Domcapitel die Wahl eines Gapitelvicars 
verweigert hat) in den Fällen, in welchen den Bestimmungen des 
Gesetzes naöh die bischöfliche Behörde im Einvernehmen mit einer 
Staatsbehörde eine Anordnung oder Entscheidung zu treffen hat, die 
betreffende (zur Mitwirkung in dem bezuglichen Falle berufene) 
Staatsbehörde (in §. 32 und Art. 2, 13 und 14 der Wahlordnung 
der Regierungspräsident) die Anordnung oder Entscheidung aXkin 
trifft (§. 58 Abs. 3), sämmtliche der bischöflichen Behörde in Bezug 
auf die Vermögensverwaltung in den Eirchengemeinden zustehenden 
Befugnisse aber ruhen (§. 58 Abs. 1), der Staaiscammissap also in 
Bezug auf die Vermögensverwaltung in den Kirchengemeinden gar 
keine Rechte auszuüben befugt ist.« 

3. Aus der Diöeese Münster publicirte die »Germania« 1876, 
nachstehendes Aktenstück, welches, wie es scheint, allen dem königl. 
Staatscommissar zu Münster »unterstellten« Kirchenvorstanden der 
Münster'schen Diöeese zugegangen ist: 

»Münster, 10. August 1876. 
Der königl. Commissar für die bischöfliche Vermögensver- 
waltung in der Diöeese Münster. 

Den Kirchenvorstand veranlasse ich, mir binnen vier Wochen zur 
Einsicht und Prüfung einzureichen. 

1. Das Inventar des gesammten Vermögens dortiger Kirchen- 
gemeinde, insbesondere des Vermögens : a) der Kirche; b) der Pfarre; 
c) der Küsterei; d) der etwa zugehörigen Stiftungen (§§.3. 11. Ge- 
setz vom 20. Juni 1875). 

2. Den Voranschlag (Etat, Budget) für 1876 in 2 Exemplaren 
nebst Erläuterungen, Kostenanschlägen für Bauten, und sonstigem 
etwaigen Zubehör. 

Zur Verhütung von Verzögerungen bemerke ich Folgendes : 
Zu 1. Da das Inventar die Grundlage der gesammten Vermö- 
gensverwaltung des Kirchenvorstandes ist, so wird vorausgesetzt, dass 
dasselbe durch den Herrn Vorsitzenden und das rechnungsführende 
Vorstandsmitglied (Rendant) mit besonderer Sorgfalt aufgestellt, und 
alsdann auf seine Vollständigkeit durch alle Vorstandsmitglieder ge- 
prüft ist. 

Zum Nachweise dessen bedarf das Inventar am Schlüsse der 
ßescheinigung, dass dasselbe durch den genannten Kirchenvorstand 
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geprüft und dabei richtig und vollstä^idig befanden ist, und zwar 
unter der Unterschrift des Vorsitzenden und zweier Vorstandsmit- 
glieder, sowie unter Beifügung Aes Amtssiegels. 

Zu 2. Der Voranscht^ muss vom Eircheuvorstande und von 
der Gemeindevertretung (§. 21. Nr. 12) unterschrieben sein. . 

Ein etwaiger, vor dem 1. October 1875 durch den früheren 
Eirchenvorstand aufgestellter Voranschlag für 1876 ist, wenngleich 
durch die bischöfliche Behörde genehmigt^ doch nur dann massge- 
bend, wenn nach dem 1. October 1875 der jetzige Eirchenvorstand 
nebst der Gemeindevertretung, jenen Voranschlag durch besonderen 
Beschluss für 1876 angenommen und vollzogen, auch die Eirchen- 
aufsichtsbehörde denselben nochmals genehmigt hat. 

Sollten einzelne Eircheuvorstande etwa die Vermögensverwal- 
tung etatswidrig oder gar ohne einen gehörig festgestellten Etat 
führen, so würde sich jedes einzelne Vorstandsmitglied verantwortlich 
machen. 

Zum 1. November 1876 wolle der Eirchenvorstand den Voran- 
schlag für 1877 nebst dem oben bezeichneten Zubehör mir einreichen. 

gez. GedUce^ Begierungsratb. 
An 
den Eirchenvorstand zu N. N. 

Zu Händen des Vorsitzenden N. N.c 

IJnter Nr. 2 haben wir eirie Verfagung des Regierungspräsi- 
denten V. Berrnäh aus Köln mitgetheilt, wonach derselbe auf Grund 
des §. 58 des Gesetzes vom 20. Juni 1875 alle zutreffenden Ent- 
scheidungen sich allein vorbehält, und woraus, wie die »Germania« 
1876, Nr. 187, bemerkte, hervorgeht, dass die dortige kgl. Regie- 
rung von ihrer bisherigen Interpretation des citirten §. 58, nach 
> welcher in den Diöcesen staatlich » abgesetzter c Bischöfe die den Letz- 
teru auf Grund des Gesetzes vom 20. Juni v. J. über, die Vermö- 
gensverwaltung u. Si w. zustehenden Befugnisse auf den T^Staatscom- 
' missar für die bischöfliche Vermögensverwaltung^ übergehen sollten, 
zurückgekommen ist. Der Staatscommissar far die Diöcese Münster 
dagegen^ Herr Gedike, scheint, nach «dem obigen Erlasse zu schliessen, 
die Ansicht des Herrn Regierungspräsidenten von Eöln nicht zu thei- 
len, sich vielmehr selbst als die vorgesetzte Eirchenbehörde zu be- 
trachten. In dieser Beziehung theilt er ja allerdings auch die An- 
sicht des Herrn Cultusministers> der nach einem im »Staatsanzeiger« 
unterm 29. Januar d. J. erlassenen Bescheide den »königlichen Com- 
missarius« ausdrücklich als zu den im §. 58 Nr. 3 des Gesetzes vom 
20. Juni 1875 angeführten Staatsbehörden gehörig bezeichnet hat; 
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ja er theilt sogar die Ansicht der Majorität des Abgeordnetenhauses, 
welche über die den gegentheiligen Standpunkt vertretenden Petitio- 
nen s. Z. zur Tagesordnung übergegangen ist ; aber er hat doch eben 
nicht Recht. Da indess die Bischöfe in anderen Diöcesen die Cor- 
respondeiiz mit dem Staatscommissarius unter Vorbehalt der kirch- 
liehen Rechte freigegeben, so dürfte dies auch in der Diööese Münster 
tier Fall sein, und desshalb können unsei^s Eraehtens die Kirchen- 
vorstände unter gedachtem Vorbehalt mit dem Comraissarius in Ver- 
bindung treten. Jedenfalls hat aber dieser kein Becht, sich den Vor- 
behalt zu verbieten, oder gar, wie es Herr v. Schuckmann in Breslau 
gegenüber dem Kirchenvorstande zu Grottkau beliebte, unter An- 
drohung von Ordnungsstrafen »dergleichen ungehöriges Beiwerk« zu 
untersagen. Wir haben bisher auch noch von keinem Staatscom- 
missar gehört, dass er sich derartige Proteste verboten hätte; ihm 
kann es gewiss genügen, wenn die Kirchenvorstände ihrerseits tha;^ 
sächlich das Nöthige zum Vollzuge des Gesetzes beitragen. Hat doch 
selbst der »königliche Gerichtshof für kirchliche Angelegenheiten« 
in dem gegen den Herrn Erzbischof von Köln erlassenen »Absetzungs«- 
Qrkenntniss die charakteristische Aeusserung gethan: 

^Selbst unter Festhaltung seines Standpunktes, jede Anerken-- 
nung dir Gesetze isu vermeiden^ würde es dem Angeschuldigten, von 
dem bis zu dem Gesetze vom Mai 1874 eine ausdrückliche Anerken- 
nung der Gesetze nicht gefordert wurde, ein Leichtes gewesen sein, 
diese Anzeige [betreffs der Besetzung der Pfarrstellen] an den Ober- 
präsidenten in einer Weise zu machen, in welcher seinem Stand- 
punkte der Nichtanerkennung nicht präjiidieirt wul'de, und welche 
ihn doch in den Stand setzte, nach Ablauf der Einspruchstrist 
eine nicht anfechtbare Ernennung vorzunehmen. Aber nicht nur ha- 
ben die leicht vorauszusehenden Leiden der Pfarreien und der Priester 
den Angeschuldigten nicht bewögen, in dieser far ihn unverfäng- 
lichen milden Weise vorzugehen, sondern er hat auch in der Ange- 
legenheit der Succursal-Pfarreien, in welcher ihn die obersten Staats- 
behörden darüber vergewisserten, dass in deh meisten, wenn nicht in 
allen Fällen bezüglich der gegenwärtigen Inhaber der Stellen ein Ein- 
spruch nicht erfolgen würde, rücksichtslos die weit hinüber angebo- 
tene Hand der Milde zurückgewiesen.« 

Auch das Kirchenvermögensgesetz gestattet den Kirchenvor- 
ständen »in einer Weise« mit dem Staatscommissar zu correspondiren, 
in welcher dem »Standpunkte der Nichtanerkennung nicht präjudi- 
cirt« werde — ganz abgesehen davon, dass hier der Fall noch an- 
ders liegt als bei den Maigesetzen. 
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4. In Nr. 189 fügt die »Qermaniac dem Vorstehenden noch 
folgende Mittheilungen hinzu: 

Herr ßegierupgsrath Gedike fordert von den Kirchenvorständen 
der Diöcese Münster nicht allein die Vorlage des Etats, sondern auch 
des Inventars j und zwar des nach §.11 des G^meindekirchenvermö- 
gensgesetzes zu führenden Inventars, welches nach §. 3 desselben 
Gesetzes auch die Benefkidlffüter umfasst^). Es erinnert diese For- 
derung daran, dass auch die »^toa^ZicA^ ^u/*^o%te&ßAörä6c in Münster 
einmal Lust gespürt hat, von dem gemäss §.11 aufgestellten /n- 
ventar Einsicht zu netonen. Unter dem 26. Januar 1876 erging 
folgendes Schreiben an die Kirchenvorstände: 

»Den Kirchenvorstand veranlasse ich, gleichzeitig mit dem Etat 
für die Verwaltung des kirchlichen Vermögens auch das die Grund- 
lage desselben bildende nach §.11 des \flesetzes vom 20. Juni 1875 
aufzustellende Inventar mit einzureichen. Der Begierungs-Viceprä- 
sident. gez. Delitis. 

Gegen diese Verfugung -— welche sich schon dadurch, dass die 
Forderung nicht mit einem Paragraphen des Gesetzes motivirt ist, 
als verdächtig erwies — wurde upterm 31. Januar 1876 seitens des 
bischöflichen Generalvicariats beim Oberpräsid^ten remonstrirt. Die 
bezüglichen Stellen der Eingaben lauten : 

Vor Allem aber muss ich Ew. Excellenz Aufmerksamkeit da- 
rauf hinzulenken mir gestatten, dass in der Verfügung des Herrn 
Regierungsvicepräsidenten vom 14, Januar N. 120 Pr. des §. 8 des 
Gesetzes ganz unerwähnt geblieben und dadurch, sowie durch die 
Fassung jener Verfügung den Kirchenvorständen die Vermuthung 
nahe gelegt wird, als wenn die Etats und Kirchenrechnungen auch 
das Pfarr- und sonstige Pfründenvermögen (das Beneficialvermögen) 
zu umfassen hätten. 

Im dritten Absätze des yorgedachten Paragraphen wird geradezu 
das Gegentheil ausgesprochen und in den Motiven zu demselben auch 
ausdrücklich erklärt, dass die Verwaltungsbefughiss des Kirchenvor- 
standes ihre ^natürliche Beschränkung finde in den Bechten der je- 
weiligen Inhaber solcher Vermögensstücke, welche zur Besoldung der 
kirchlichen Beamten dienen (§. 3. Nr. 1). 

Auch bat der Berichterstatter Professor Dr. Gneist bei der Be- 



1) Die in der Presse zum Ausdruck gekommene Ansicht, dass das In- 
ventar sich nicht auf das Pfarr- und sonstige Beneficialvermögen zu erstre- 
cken habe, ist irrig. Kadi §. 8. und §.11. hat das Inventar das ganze im 
§. B. aufgezählte Vermögen zu umfassen. Etwas Anderes ist es mit den Etat9 
und Jahresrechnungtn. 



^2 Srla88€ pr. Regierungshek. heir. d. Verwalt d. kath. Kirchenioerfn. 

rathang des §. 8 im Plenum darauf hingewiesen, dass der letzte Ab- 
satz eine erhebliche Tragweite habe. »Er bestätigt nämlich, fährt 
der Berichterstatter wörtlich fort, »den Status quo des Ffarrvermö- 
^ens, bestätigt dem Pfarrer die Naturalverwaltungs- und Nutzungs- 
rechte, die er bisher hat, lässt also stehen die umfangreichen Ab- 
schnitte des Landrechtes und der parallelen Gesetze über das Ffarr- 
vermögen, ausser etwa in ein paar Punkten, die später durch Spe- 
cialbestimmungen des Gesetzes modificirt werden (Stenogr. Ber. 
S. 1474).« 

Und der Abgeordnete Windthorst (Meppen) constatirte (1. c. 
S. 1624), wie Absatz 3 des §• 8 dahin zu verstehen sei, »dass die 
Beneficialgüter, die Pfründen, soweit der jeweilige Inhaber in Frage 
ist, durch die sämmtlichen Bestimmungen dieses Gesetzes in keiner 
Weise haben alterirt werden sollen. Yon den Bestimmungen des 
allgemeinen Landrechts, auf welche Herr Gneist verweist, kommen 
hier vorzugsweise die §§. 772 und 778 Tbl. H, Tit. XL in Betracht. 
Nach dem ersteren müssen die zur Unterhaltung des Pfarrers und 
der übrigen Eirchenbedienten bestimmten Gütern und Einkünfte von 
dem Eirchenvermögen wohl unterschieden werden, und der andere 
Paragraph vindicirt den Pfarrern, welchen die übrigen Beneficiaten 
in dieser Hinsicht gleichstehen, ausdrücklieh das Becht der .Fenrol- 
tung und des Niessbrauches. 

Nach Vorstehendem beschränkt sich die Yerwaltuhgsbefugniss 
der Eirchenvorstände bezüglich der Beneficialgüter, wenn die Pfrün- 
den besetzt, wenn ^Stelleninhaber« vorhanden sind, auf die im Ab- 
satz 2, §. 8 hervorgehobene Vertretung in vermögensrechtlicher Be- 
ziehung, also namentlich bei allen Akten der Substanzveränderung, 
nach Massgabe der hierüber sich verhaltenden landrechtlichen Be- 
stimmungen. Dieses folgt auch aus dem Wesen und Begriff des 
Niessbrauchrechtes und ist in den landrechtlichen Bestimmungen 
überall festgehalten, z. B. §. 779, 780, 782, 799, SOO, 814, 815, 
823, 831, Th. 11, Tit. XL Die mehr erwähnten Verfügungen des 
Herrn Begiernngsvicepräsidenten vom 14. d. M. erscheinen demge- 
mäss, damit Missverständntsse vermieden werden, einer Declaration 
bedürftig, welche herbeizuführen, Ew. Bxcellenz ich ganz ergebenst 
ersuche. ' 

Durch die oben schon erwähnte Verfügung vom 24. d. hat der 
Herr ßegierungsvicepräsident auch die Einsendung des Inventars 
von den. Eirchenvorständen verlangt. Nach meinem Ermessen bie- 
tet das Gesetz vom 20. Juni v. J. für die Berechtigung dieser For- 
derung keine Anhaltspunkte, und kann^ ich desshalb die Eirchenvor- 
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stände nicht für verpflichtet halten, der Requisition Folge zu geben. 
Der §.11 verpflichtet dieselben zur Errichtung und Fortführung 
eines Inventars, nicht aber zur Mittheilung desselben an die staat- 
liche Aufsichtsbehörde. Auch ist von einer solchen Verpflichtung 
in dem Abschnitte YlII. des Gesetzes , wo die Aufsichtsrechte des 
Staates specialisirt und präcisirt werden , nirgends die Rede. Die 
Berechtigung der staatlichen Aufsichtsbehörde, d. i. in diesem Falle 
des Regierungspräsidenten, zur Einsichtnahme des Etats und zur Prü- 
fung der Jahresrechnung ist daselbst in den §§. 52 und 54 bestimmt 
ausgesprochen. Hätte es in der Absicht des Gesetzgebers gelegen, 
die Ermächtigung zur Einforderung des Inventars zu ertheilen, so 
hätte es an dieser Stelle geschehen müssen und würde sicher nicht 
unterblieben sein. 

In der Folge hat die staatliche Aufsichtsbehörde von der 
Einforderung des Inventars Abstand genommen und auch nicht 
monirt, dass die eingesandten Etats sich nicht über die Verwaltung 
des Pfarrvermögens erstreckten. Der Herr »Comraissarius« erneuert 
nun diese Forderungen, #^ber auf andererer Grundlage. Nicht die 
staatliche Aufsichtsbehörde, sondern die Mrchliche^ welche er nach 
dem »Gesetze« vom 20. Mai 1874 zu repräsentiren glaubt, soll Ein- 
sicht von dem Etat und dem Inventar haben und zwar auf Grund 
der vor und neben dem Gesetze vom 20. Juni bestehenden herkömm- 
lichen bischöflichen Aufsichtsrechte. Die Kirch envorstände in der 
Diöcese Munster werden keinesfalls geneigt sein , der bischöflichen 
Behörde das Recht zu bestreiten, alle Aktenstücke der Vermögens- 
verwaltung der Gemeinden einzusehen und zu prüfen. Es ist un- 
nütz,- dem Herrn Gedike beweisen zu wollen, dass er die Verwal- 
tungsbefugnisse des Bischofs nicM haben könne, da er sich natürlich 
auf das »Gesetz« vom 20. Mai 1874 steift. Es wird also die Ent- 
scheidung des Bischofs vermuthlich dahin ausfallen, dass man, zur 
Vermeidung grösserer Nachtheile für die kirchliche Vermögensver- 
waltung, unter Protest die Wünsche des Herrn Gedike befriedigen 
möge. • 
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XXI. 
Die staatliche Uebertragung eines Kirchenamts. 

von Dr. Heinrich Maas, Ertbisch. Officialatsrath. 

Facta loquntur: die Vorgänge bei der staatlichen Besetzung 
der Pfarrei Balg sprechen so laut , dass es zu deren Benrtheilung 
nur einer Darstellung derselben und der in dieser Frage massgeben- 
den Rechtssätze bedarf. 

I. Das Patronatsrecht unterliegt als ein jus spirituali annexum, 
als ein von der Kirche verliehenes jus singulare der kirchlichen Ge- 
setzgebung und Gerichtsbarkeit {Vering, Lehrbuch des Kirchenrechts 
S. 485.) Daraus folgt, dass es »kein landesherrliches Patronatrecbt 
und noch weniger ein staatliches Verleihnngsrecht der Pfründen auf 
Grund der Landeshoheit, der landesherrlichen (Staats-) Aeraterho- 
heit oder auf Grund der Säcularisation gibt.« (Vering^) a. a. 0. 
S. 448.) 

Das von der kirchhchen Autorität constituirte oder anerkannte 
Präsentationsrecht ist diejenige Mitwirkung bei der Besetzung der 
Pfründen, wodurch dem zur Verleihung des Beneflciunis berechtigten 
Kircbenobern Seitens des Patrons ein taugliches Subject mit der 
Wirkung vorgeschlagen wii-d, dass wenn dasselbe (der Präsentirte) 
nach kirchlichem ürtlieile als im Besitz ^der erforderlichen Eigen- 
schaften befunden wird, diesem das Beneficium verliehen werden muss. 
{Vering, a. a. 0. S. 492. 543. Craisson, jus cao. II. 19.) 

Während also der Präsentirte durch die Präsentation den be- 
rührten bedingten Anspruch ein jus ad rem auf den Besitz der 
Pfründe erwirbt, kann er das Beneficium und Officium nur durcb 
die bischöfliche Einsetznng auf die Pfründe erhalten. {Vering , a. 
a. 0. S. 749 IF.) Jede andere Uebertragung eines Beneficium ist 
rechtsungültig. Die Annahme eines solchen ohne die Zustimmung 
des Bischofs, ohne die kirchliche Institution zieht für den betreffen^ 
den Geistlichen ipso facto, also ohne einer ^ausdrücklichen nominellen 
kirchlichen Sentenz zu bedürfen, die Excommunication nach sich. 



1) Daraus geht hervor, dass die in diesem Lehrbuch S. 487 enthaltene 
Bemerkung über das jus patronatus regium ecclesiasticum in der badischen 
Kammer fsAach verstanden und unzulässig mit der staatlichen Verleihung der 
Beneficien verwechselt wurde. 
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Gemäss der dogmatischen Bestimmung Conc. Trid. sess. 23. 
c. IV. und can. 7. kann die Staatsregierung ohne Verletzung des 
katholischen Glaubens keinem Geistlichen ein Kirchenamt übertra- 
gen. Kraft Art. 18. des III. bad. Organisations-Edicts» der hierdurch 
anerkannten Bestimmungen des Artikel 5, §. 48. Inst. Pac. Osn. 
§. 63. R. D. H. und §. 18. der bad. Verfassung ist die freie käth. 
ßeligionsübung und sind diese Bechtssätze des Kirchenrechts als 
Norm bei der Besetzung der katholischen Pfründen in Baden an- 
erkannt. Das ist überdies durch die specielle badische Gesetzge- 
bung bestätigt. 

Durch §. 34. der kurbadischen katholischen Kirchencommissions- 
Ordnung ist verfügt: »dass Niemand in den Besitz einer Pfründe 
sich einschleiche, der nicht zuvor: gegen den Bischof seine Schul- 
digkeit beobachte. Jeder Präsentirte muss seinen erhaltenen bi- 
schöflichen Investilurbrief dem Kirchenyogt vorweisen, welcher den 
Befehl zu erlassen hat, ihn in den Genuss der Pfründe zu setzen. < 
Obgleich das I. badische Constitutions-Edict vom 14. Mai 1807 
(wie wir gesehen widerrechtlich) den s. g. allgemeinen landesherr- 
lichen Patronat constituirte , erkannte dasselbe die Erforderlichkeit 
der kirchlichen Institution zur Erwerbung eines Kirchenamtes mit 
den Worten an: >Rechtmässige Gegenstände der Kirchengewalt, 
über welche sich ihre Wirksamkeit nach der Grundverfassung jeder 
Kirche« (des Kirchenrechts) »verbreiten mag, sind . . . Prüfung, Zu- 
lassung oder Verwerfung derjenigen , die sich als befähigt zu Kir- 
chendiensten darstellen . . . Ermächtigung zur Amtsführung« (kirch- 
liche Institution) für jene »befähigt erkannten Candidaten, welche 
zur eigenen Fühtung eines Kircheuamts von der Behörde ernannt« 
(d. h. präsentirt) sind. Das bädiscbe Kirchenlehenherrlichkeitsedict 
vom 24. März 1808 verfugt: »§. 12. Würde von der Kirchenobrigkeit 
der Ernannte wegeti Untauglichkeit oder Unfähigkeit verworfen, so hat 
der Lehenherr von der Zeit an, wo eine Stelle ihm diese Entschlies- 
sung bekannt macht, einen weiteren Moqat zur Verbesserung seiner 
Ernennung.« 

Das badische Staatskirchenrecht vor 1860 räumte also dem 
Patron (Lehenherrn) nur das kirchenrechtliche Präsentations-, dem 
Kirchenobern aber das Verleihungsrecht der Pfründen, das Recht 
den Präsentirten zu rejiciren , ihm nach canonischer Sentenz das 
Beneficium und Officium zu versagen, ein. Im letzteren Falle stand 
auch nach der berührten badischen Bestimmung dem Patron das jus 
variandi zu. Das wird auch in der Begründung des Gesetzes vom 
9. October 1860 anerkannt mit den Worten: . 

18* 
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»Das landesherrliche Ernennungsrecht enthält seinem Wesen 
nach wenig mehr als ein landesherrliches Patronatsrecht« also nicht 
die Befagniss ein Eirchenamt zu verleihen. »Neben dem Grundsatz 
des §. 7. konnte ein solches allgemeines landesherrliches Patronat 
ebensowenig festgehalten werden, als ein Becht der Staatsgewalt, die 
Eirchenämter zu verleihen, sich begründen lässt.« 

Während also nicht blos die rechtliche Unhaltbarkeit einer 
staatlichen Verleihung, sondern auch der auf die staatliche^ Aemter- 
hoheit sich stützenden staatlichen Präsentation, der Mitwirkung bei 
.der Besetzung der Pfründen als eines staatlichen Bechts anerkannt 
wurde, garantirte der cit. §. 7 die Selbstständigkeit der Kirche bei 
der Ordnung und Verwaltung ihrer Angelegenheiten. Im §. 8. die- 
ses Gesetzes von 1860 wird die Verleihung der Eirchenämter als eine 
kirchliche nach dem Kirchenrecht also zu regelnde Angelegenheit 
mit den Worten erklärt: »Die Eirchenämter werden durch die 
Eircbe selbst verliehen unbeschadet der auf öffentlichen od^r auf 
Privatrechtstiteln, wie insbesondere dem Patronat beruhenden Be- 
fugnisse.« 

Dass weder durch diese Bestimmung noch durch den §. 17. 
dieses Gesetzes das landesherrliche Präsentationsrecht auf andere 
als auf kirchenrechtliche Titel existent oder gestützt werden könne, 
nur innerhalb der Grenzen dieses Bechts ausgeübt, also keineswegs 
zum staatlichen (Kirchen-) Aemterlioheitsrecht ausgedehnt und die 
kirchliche Pfruadeverleihung dadurch absorbirt werden dürfe, ist in 
der erwähnten Begründung der Regierung zu diesen §§. mit den 
Worten ausgesprochen : »im zweiten Theil des §. 8. ist das Patro- 
nat als eine Befugniss, welche auf Privatrechtstitel sich gründet, 
aufrecht erhalten. Daneben musste der sonstigen, auf öffentlichen 
Titeln beruhenden Bechte der Krone gedacht werden, wohin ns^nent- 
lich die nach der Bulle ad dorn. greg. custod. von 1827 der Staats- 
gewalt eingeräumten Bechte hinsichtlich der Besetzung des Erzbi- 
schöflichen Stuhls gehören.« 

Die transitorische Bestimmung dieses Gesetzes (§. 17.) besagte: 
»Die landesherrlichen Patronate . . bleiben in ihrer bisherigen Wirk- 
samkeit, bis im Wege der Verordnung ihre Aufhebung in Vollzug 
gesetzt wird.« In der Begründung zu diesem §. heisst es: »Es ist 
die Absicht der Begierung die landesherrlichen Patronatrechte (in) 
Vereinbarung mit der Eirchengewalt so zu ordnen, wie die Conven- 
tion mit dem päpstlichen Stuhle die Regelung getroffen hat,« also ge- 
mäss den hiebei zur Anwendung gekommenen Bestimmungen des 
Kirchenrechts. »Bis inzwischen diese Ordnung getroffen ist, müssen 
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die bisherigen Gerechtsame und Verordnungen einstweilen aufrecht 
erhalten werden.« 

Diese Ordnung wurde durch die Vereinbarung zwischen der badi- 
sclien Regierung nnddem Erzbishof vom 10. November 1859 und 13. 
Jtfärz 1861 resp. durch dfe landesherrliche Verordnung vom 21. Novem- 
i)er 1861 getroffen. Hierdurch sowie durch die im Einvernehmen mit der 
Regierung 1) erlassene Erzbischöfl. Verordnung vom 30. November 
1861 über das Verfahren bei Besetzung erledigter Pfründen (abge- 
druckt in den officiellen Aktenstücken eben die ' Kirchenfrage in 
Baden Freiburg 1869, Heft VI. S. 150 ff.) ist festgesetzt dass: 

1. der cit. §. 17. des Gesetzes vom 9. October 1860, also »die 
bisherigen staatlichen Gerechtsame und Verordnungen über die Be- 
setzung der Pfründen« aufgehoben bleiben, 

2. dass aber auch hiernach ein staatliches Verleihungsrecht der 
Pfründen nie existirte, 

3. dass die Begründung, die rechtliche Existenz und die Aus- 
übung des Präsentationsrechts wie überhaupt die Besetzung der 
Pfründen »nach den Bestimmungen des Kirchenrechts« zu normi- 
ren sei, 

4. dass der Grossherzog lediglich das im Kirchenrecht nor- 
mirte Präsentationsrecht auf die in der Vereinbarung als Höchst- 
Seiner Präsentation unterstehend anerkannten Pfründen auszuüben 
berechtigt ist, 

5. dass, wie es in der Vereinbarung vom 10. November 1859 
und im §. 15. der cit. Verordnung vom 30. November 1861 heisst, 
der Präsentirte erst durch die kirchliche Institution »mit dem Tage 
der geschehenen Investitur in den Pf ründegenuss tritt, ein jus in re 
an der Pfründe erwirbt.« 

Diesen Rechtssätzen widerspricht das Vorgehen der Regierung 
bei der Besetzung der katholischen Pfarrei Balg. Bei der nun fol- 
genden Darstellung desselben enthalten wir uns einer Besprechung 
der Verhandlungen der II. Kammer über die Interpellation der 
katholischen Fraction bezüglich der rechtswidrigen staatlichen Be- 
setzung der Pfarrei Balg, der gesetzwidrigen Hemmung der kirch- 
lich verordneten Pastoration und des staatlichen Zwanges zum Be- 
such der staatspfarrlichen Religionsunterrichts, sowie über die Pe- 



l) Friedberg y Der Staat und die katholische Kirche im Grossherzog- 
thmn Baden (Leipzig 1871.) S. 18 ff. weist nach, dass obige Verordnung ver- 
einbart ist. 
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iition der Katholiken von Balg »wegen Kränkung verfassungsmäs- 
siger Gerech tsanae *).♦ 

Die katholische Abgeordneten haben bei dieser Verhandlung 
das oben dargestellte Becht der Kirche gegenüber dem unten ge- 
schilderten, damit nicht im Einklang stehenden Einschreiten der 
Regierung gründlich vertbeidigt. Sie haben nachgewiesen, dass die 
nachstehenden Einwendungen der Regierung, um die von derselben 
und den Abgeordneten Lamey, Kiefer und Schmidt in den Vorder- 
grund geschobenen Behauptungen unbegründet resp. unerheblich seien, 
dass also durch das Vorgehen der Regierung in das innere Leben 
der Kirche, in die Gewissens- und persönliche Freiheit der Katholi- 
ken ein ungesetzlicher Eingriff geschehen sei. Die Vertreter und 
Vertlieidiger der Regierung haben bei diesen Debatten wesentlich 
nur die Behauptung und Anschauung wiederholt, welche wir in dem 
nachstehenden Auszug aus den betreffenden Verhandlungen zwischen 
der Regierung und dem. Erzbischöflichen Capitelsvicariat wieder 
finden. 

II. Während wir aus diesen Gründen uns auf die Darlegung 
des Inhalts dieser officiellen Correspondenz beschränken, scheiden 
wir auch hieraus sowohl die Geschichte des Verhaltens des präscn- 
tirten Priesters Glattfelder als nachstehende rechtlich irrelevante 
Momente aus. 

1) Priester Glattfelder, der ausser Verwendung in der Seelsorge 
als sog. Tischtitulant in Olfenburg lebte, erwirkte trotz des biscliöf- 
lichen Verbots Dispens von der Staatsprüfung und competirte als- 
dann, wie er behauptete, auf Aufforderung der Regierung, aber nach 
ümfluss der Bewerbungsfrist um die Pfarrei Balg. Er wurde durch 
höchste EntSchliessung des Grossherzogs aus dem Staatsministerium 
vom 10. Juni 1875 auf die Pfarrei Balg präsentirt, und ihm Nau- 
heim gegeben, die kirchliche Amtseinsetzung zu erwirken.c Das 
Ministerium theilte am 12. Juni diese Entschllessung dem Erbischöf- 
lichen Capitelsvicariat unter dem Anfügen mit: da letztere Behörde 
auf die Anfrage über Glattfelder vom 18. März, monirt am 21. 
April 1875 nichts erwiedert habe, so werde nach >§. 8. der Erzbi- 
schöflichen Verordnung vom 30. November 1861 angenommen , dass 
gegen die Präsentation des Emil Glattfelder auf die Pfarrei Balg 
Seitens der Kirchenbehörde nichts zu erinnern sei.« 



1) cf. Carlsruher Zeitung vom 26. Februar 1876 und Bericht der Peti- 
tionscommission über die obenerwähnte »Vorstellung einer Anzahl Burger der 
Gemeinde Balg, erstattet von dem Abgeordneten Schmidt.« Beilage zum Pro- 
tocoU der 48. öffentlichen Sitzung der II. Kammer vom 26. Mai 1876. 
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Im Art. 6. der Vereinbarung vom 13. März 1861 über die 
Pfründebesetzuiig lautet die hier einschlagende Bestimmung: »Die 
Regierung gibt ihre Geneigtheit zu erkennen, die Liste der Bewerber 
um die Pfründen landesfürstlicher Präsentation in der Regel dem 
Erzb. Ordinariat vor der Präsentation mitzutheilen, damit sich Das- 
selbe über die Würdigsten und Tauglichsten unter den Bewerbern 
gutachtlich äussere.« Die von der Regierung. angerufene Verfügung 
{§. 8. der cit. Verordnung von 1861) gehört nicht hierher, denn 
diese handelt von dem Einsprachsrecht der Regierung bei der Bei- 
setzung der Pfründen freier GoUatur und knüpft dessen Geltend- 
machung an eine Präclusivfrist, während die oben erwähnte, hier allein 
massgebende Norm kein eigentliches Recht des Bischofs und dess- 
halb keine Rechtspflicht, sondern eine res meräe facultatis des Bi- 
schofs, demnach auch ohne Präclusivtermin statuirt. 

2. Ebenso unerheblich wie diese Einrede der Regierung gegen die 
auf die Präsentation erfolgte kirchliche Sentenz (welch letztere uncauo- 
nisch mit jenem der Präsentation vorhergehenden bischöflichen Gutacli- 
ten verwechselt wird) ist die weitere, dass diese bezüglich der kirchlichen 
Institution ergangene, sowie das unten zu berührende kirchliche Disci- 
plinarerkenntniss nicht rechtswirksam sei, weil denselben die gemäss 
§. 16. des Gesetzes vom 9. October 1860 erforderliche Vollzugsreif- 
erklärung der Staatsregierung fehle und nicht ertheilt werde. 

Am 17. Juni 1875 theilte das Gapitelsvicariat dem Ministerium 
die auf die berührte Präsentation ergangene kirchliche Sentenz mit. 
Da die im §.4. der cit, Erzb. Verordnung von 1861 fixirte Anmel- 
dungsfrist vor der Bewerbung Glattfelders um die Pfarrei Balg 
abgelaufen gewesen, diesem Competenten resp. Präsentirten das »nur 
durch päpstliche Dispens zu hebende Hinderniss der unehelichen Ge- 
burt entgegen stehe,« die Ertheilung derselben »bei dein seitherigen 
den priesterlichen Pflichten nicht entsprechenden Benehmen desselben, 
welches das Vertrauen nicht hegen lasse, dass Glattfeldermit erspriess- 
lichem Erfolg einer Pfarrei vorstehen,« aber nicht empfohlen werden 
könne; so werde diesem Präsentirten die kirchliche Institution auf 
die Pfarrei Balg versagt. Diese Sentenz wurde gleichzeitig auch 
dem Präsentirten eröflTnet. 

Der berührte §. 16. des Ges. v. 9. Oct. 186ff und die Strafbe- 
bestimmung des Art. 3, §. 16 a. des Gesetzes vom 19. Februar 1874 
verlangen die Vollzugsreiferklärung der Staatsbehörde nur für solche 
kirchliche Erkenntnisse, welche gegen die Freiheit oder das Ver- 
mögen einer Person wider deren Willen vollzogen werden. Sowohl 
diese kirchliche Sentenz, als das kirchliche Disciplinarerkenntniss, 
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welches^ dem Glattfelder die fernere üebertragung kirchlicher Func- 
tionen versagt, entziehen demselben seine bürgerliche Freiheit, oder 
einen Gegenstand des Besitzes oder Einkommens nicht. Wie er- 
wähnt, bat der Präsentirte nur dann ein existentes Recht auf die 
Pfründe, wenn die Bedingung öeiner Tauglichkeit durch die kirch- 
liche Sentenz über die Institution eintritt. Wird letztere ihm ver- 
sagt, deiicirt also die Bedingung, so hat er kein Vermögensrecht nn 
der Pfründe, die betreffende kirchliche Sentenz entzieht ihm also 
auch solches nicht. Sie versagt ihm lediglich die Uebertroffung rein 
kirchlicher Befugnisse, deren Verleihung also auch Verwerfung eines 
untauglichen Präsentirten der Kirche selbständig, gemäss §. 7. und 8. 
des citirten Gesetzes von 1860 und der oben erwähnten Vereinbarung 
von 1861 zusteht. 

3. Ehe der Kirchenbehörde die Dispensertheilung vom Staats- 
examen oder die Bewerbung des Glattfelder um eine Pfründe ^bekannt 
war, wurde derselbe in Disciplinaruntersuchung genommen. Da diese, 
weil Glattfelder wegen der an mehreren Orten begangenen Vergehen be- 
schuldigt war, resp. Zeugen, die in verschiedenen Theilen des Landes 
domicilirten, zu vernehmen waren, als die berührte Anfrage der Re- 
gierung im März und April 1875 erfolgte, noch nicht geschlossen 
war, die Kirchenbehörde sich aber ihr Gutachten über die Person 
desselben bis dahin reserviren wollte ; so erfolgte solches vor der 
2 — 3 Monate hierauf ergangenen Präsentation nicht. Es ist ja be- 
kannt, dass dieBegierung in andern Fällen nicht Mos die canonische 
Frist zur Ausübung des Präsentationsrechts oft fruchtlos verstreichen 
lässtf und dass sie ebenso die zur Ausübung ihres berührten Vetos 
gesetzte Frist nicht einhält, ohne dass der Bischof im ersteren Falle 
von dem jus devolutionis Gebrauch macht, im letzteren die verspä- 
tete Erinnerung der Regierung unberücksichtigt lässt. 

Das am 8. Juli 1875 gegen Glattfelder erlassene kirchliche 
Disciplinarerkenntniss erklärt denselben wegen fortgesetzter gehässiger, 
unkirchlicher Ausfälle gegen die Lehren, Vorschriften und Vorge- 
setzten der Kirche, wegen Umgangs mit kirchenfeindlichen Personen, 
wegen nicht vorschriftsgemässer Verrichtung seiner kirchlichen Func- 
tionen und fortgesetzten Besuchs von Wirthshäusern, alar unfähig zur 
Verwendung in der Pastoration, bis er durch ein priesterliches Ver- 
halten des zur erspriesslichen Ausübung derselben erforderlichen Ver- 
trauens seiner kirchlichen Obern sich würdig gezeigt haben wird. 

Dieses Erkenntniss ist, wie man siebte nach der kirchlichen 
Sentenz über die kirchliche Institution erlassen wor4en, und steht 
desshaU), sowie seiner Natur gemäss mit diesem, also mit der hier 
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vorliegenden Frage in gar keinem rechtlichen Zusammenhange. Die 
hieraus, resp. aus dessen angeblicher Unbegründetheit abgeleitete 
Einwendung der Begierung gegen die liier in Frage stehende Sentenz 
erscheißt desshalb als unerheblich. 

4. In noch höherm Grade ist dies mit der Veriiiutliung der 
Regierung der Fall, dass »der entscheidende Grund« der Rejection 
die Dispenseinholung vom Staatsexamen sei. In keinem der hior in 
Frage stehenden kirchlichen ürtheile ist dieser ümrtand auch nur 
mit einer Silbe erwähnt. De intimis jion judicat praetor; Quod non 
est in actis, non est in mundo. Die auf dieser also durchaus unbe- 
gründeten Vermuthung gestutzte Behauptung der Regierung, dass 
die fragliche kirchliche Sentenz dem cit. Strafgesetze von 1874 zu- 
wider erlassen sei, erscheint also auch als unerheblich. 

III. Die gegen den Inhalt, der in Rede stehenden kirchlichen 
Sentenz von der Regierung erhobeuea Beschwerden erscheinen in- 
dessen gleichfalls als nicht begründet. Sie anerkannte, dass die Be- 
werbungsfrist verstrichen sei mit dem Anfügen, dass wenn sie »von 
diesem Einwand rechtzeitig (!) Mittheilung erhalteu haben wärde, sie 
keinen Anstand genommen hätte, zur Beseitigung des Einwands eine 
Wiederholung des Ausschreibeus der Pfarrei Balg zu v'erlangen.« 
Da für diese Mittheilung der Kirchenbehörde keine Frist gesetzt ist, 
sie überdies sofort nach geschehener Präsentation erfolgte, also recht- 
zeitig ; so kann dieser Entscheidungsgrund der fraglichen kirchlichen 
Sentenz von der Regierung, im Hinblick auf die cit., von ihr selbst 
als rechtisgiltig angerufene vereinbarte Verordnung nicht mit Recht 
angefochten werden. 

Die von derselben gegen den zweiten Entscheidungsgrund er- 
hobenen Bedenken sind rechtlich unstichbaltig. »Nachdem zur 
Priesterweihe dem Glattfelder a deCectu natalium Dispens ertheilt 
worden sei, bedürfe er keiner weiteren zur Erlangung eines Benefi- 
cium curatum.« Diese ist hiezu aber allerdings auch für einen mit 
Dispens von diesem Dcfect geweihten Priester zur Erlangung einer 
Curatpf runde erforderlich {Schulte^ System S. 318, c. 1, lib. 1, Tit. 
11. in VI, c. 7. 20. X. de elect.). Dot Umstand, dass dieser Priester 
früher als zur »cura animarum befähigt erachtet wurde,« dass er die 
admissio ad curam erhielt, kann die hier erforderliche kirchliche Ue- 
bertragung das Officium nicht ersetzen. Die Regierung verwechselte hier 
die facultas, die admissio mit der zur Erlangung einer Pfarrei erforder- 
lichen speciellen Institutio autorizabilis dem actuellenllecht. Sie erkannte 
selbstfdass Glattfelder auf die Pfarrei Balg nicht passe, er also die Eigen«* 
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Schäften nicht besitze, welche zur Empfehlang, resp. Ertheilnng der 
fraglichen Dispens zur kirchlichen Institution erforderlich sind. 

Wenn so die kirchliehe Bejection der Präsentirten formell wie 
materiell begründet erscheint, so konnte auf der üebertragung dieser 
Pfarrei an den Präsentirten rechtlich nicht bestanden werden ; dieses 
uro so weniger, weil die fragliche kirchliche Sentenz die Rechtskraft 
beschritten hat. Weder der Präsentirte, noch die Regierung haben 
hiegegen ein rechtlich zulässiges Rechtsmittel ergriffen. Ebenso we- 
nig hat die Regierung den ihr von der Kircbenbehörde vorgeschla- 
genen rechtlichen Ausweg betreten, einen andern Geistlichen zu pra- 
sentiren. 

Als das Erzb. Gapitelsvicariat auf der Rejection des Präsen* 
tirten bestand, weil dadurch »kein Recht verletzt, sondern nur seine 
Pflicht erfüllt sei, die Eeinerhaltung der Seelsorge, die Selbständig- 
keit der Kirche zu wahren und die kirchliche Institutioa nicht der 
Entscheidung der Staatsregierung zu unterstellen ,€ erfolgte die 
Staatsministerlalentschliessung vom 4. November 1875 dahin: »Die 
Weigerung des Erzb. Capitelsvicariats, dem 61at{felder die kirch- 
liche Einsetzung auf die Pfarrei Balg zu ertheilen, sei für ungerecht- 
fertigt zu erklärftu und Pfarrer Glattfelder in den Bezug des Ein- 
kommens der Pfarrei Balg einzusetzen, c Das Ministerium das In- 
nern »übertrug das Kirchenamt« Balg diesem Priester durch Erlass 
vom 8. November 1875, und erklärte dem Erzb. Gapitelsvicariat: 
»dass eine Missachtung von Recht und Gesetz darin. erblickt werden 
müsse, dass Wohldasselbe der kirchlichen Autorität die Stellung einer 
Entscheidungsinstanz über landesherrliche Rechte beilegen will, in- 
dem der Vollzug einer landesherrlichen Ernennung lediglich von der 
canonisch rechtskräftigen Entschliessung der Kirehenbehörde abhängig 
gemacht werden -will. Das Gapitelsvicariat werde aufgefordert^ dein 
Pfarrer Glattfelder die kirchliche Einsetzung in die Pfarrei Balg 
nunmehr zu ertheilen, seine fortgesetzte Renitenz aufzugeben.« 

Am 11. November 1875 erwiederte das Erzb. Gapitelsvicariat, 
»dass nach katholischem Glauben und positivem Recht nicht der 
staatlichen, sondern der kirchlichen Autorität die Lehre der Heils- 
wahrheiten, die Spendung der Sacramente, die Leitung des Seelsorge, 
also die Üebertragung der Kirchenämter anvertraut sei.« Auch die 
badischen Bestimmungen vor 1860 hätten (wie wir oben gesehen 
haben) die »oberste Entscheidung der Kirchenbehörden über die (j^ 
hier lediglich in Frage stehende) Zulassung oder Verwerfung von 
Geistlichen zu Kirchenämtern anerkannt.« Wenn also auch, wie 
nicht der Fall, die Vereinbarung von 1861 Seitens der Kirche ge- 
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broc'hen, und wie noch weniger der Fall, dadurch die Regierung' be- 
rechtigt wäre, in einem Fall solche als aufgehoben, sondt aber all- 
gemein sie als bestehend zu erklären, so würde doch die Kirche über 
die fragliche Institution zu entscheiden ebenso berechtigt sein, als 
die Staatsregierung auch nach der älteren badischen Gesetzgebung 
unbefugt ist, eine Pfninde oder gar ein Kirchenaffit zu übertragen. 
Der §. 17. des Gesetzes vom 9. October 1860 ^) ist seinem Zweck und 
Wortlaut gemäss eine transitorisehe, seit der Vereinbarung von 1861 
aufgehobene Bestimmung, welche überdies, wenn sie noch bestehen, 
nur den Status quo ante aufrecht erhalten, also die kirchliche Ju- 
nsdiction, die Eirchenämterverleihung nicht als der Staatsgewalt 
unterstehend erklären würde. Gemäss dem §. 7. und 8. des cit. Ge- 
setzes von 1860 steht aber die Verleihung der Kirchenämter und die 
Jurisdiction hieniber, wie wir oben gesehen haben, lediglich der 
Kirchen-, nicht aber der Staatsgewalt zu. 

Trotzdem rescribirte das Ministerium des Innern arti,4. Decera- 
ber 1875 an das Bezirksamt Baden : »Durch die landesherrliche Er- 
nennung des Pfarrers Glatttelder auf die Pfarrei Balg sei die Be- 
stellung Schäfers als Pfarrverweser hinfällig geworden, und sei der- 
selbe zur Ausübung irgend welcher pfarrlicher Functionen, auch der 
Ertheilung des Religionsunterrichts nicht weiter befugt.« Wenn 
dieser vom Bischof rechtmässig bestellte Seelsorger noch weiter pas- 
torire, so sei derselbe »mittels polizeilichen Zwangs daran zu bindern, 
d. h. ' über jeden Sonn- und katholischen Feiertag in polizeilichen 
Gewahrsam zu nehmen. Ebenso bei jedem Todes- oder Geburtsfall 
in Balg für die Dauer von 48 Stunden.« 

Zugleich theiltedas Ministerium dem Erzb. Capitolsvicariat mit, dass 
diesem von ihm bestellten Pfärrvierweser der Gehalt (entgegen §. 13 ff. 
der Vereinbarung von 1861) gesperrt werde. Glattfelder habe »das 
Einkommen der Pfarrpfründe Balg zu beziehen und als der allein 
rechtmässige Inhaber des mit der Pfründe verbundenen Kirchenamts 
zu gelten. Da^ Gesetz von 1860 unterstelle das Erkennungsrecht 
des Ländesherrn nicht den canonischen Bestimmungen und behalte 
die Regelung des Besetzungsrechts der Regierung vor (?). Die recht- 
liche Wirksamkeit des Regierungsakts der landesherrlichen Ernennung 
könne nicht von der Entschliessung einer der staatlichen Autorität 
unterworfenen Person oder Behörde, oder einer auswärtigen Person 
oder Behörde abhängig sein.« 

1) »Die landesherrlichen Patronate bleiben in ihrer bisherigen Wirk- 
samkeit bis im Wege der Verordnung (Vereinbarung) ihre Aufhebung in Voll- 
zug gesetzt wird.€ 
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Das Erzbiscliöfliche Capitelsvicariat hatte scboo fräher der Re- 
gierung und dem Priester Glattfelder erdffnet, dass derselbe durch 
ÄDDahme dieser Pfründe aus Laienbaiid und ohne kirchliche Insti- 
tution der Excoinmunication verfallen sei. Als einzig rechtmässiger 
Fastor für die Pfarrei Balg hat die Kircbenbehörde vor, wie nach 
den berührten Pfürrvearweser Schäfer erklärt. Die KatholikeD von 
Balg lassen sich auch nur von diesem pastorlren^ d. h. sie besuchen 
seinen in der Nähe von Balg abgehaltenen Gottesdienst und lassen 
ihre Abgestorbenen civiliter beerdigen. Den intrusus meiden sie. 

Am 16. December 1875 erwiederte das Capitelsvicariat dem 
Ministerium, es handle sich nicht um die Präsentation, sondern um 
die kirchliche Institution, um die Verleihung des Kirchenämts, weiche 
der Jurisdiction der Kirche untersteht. »Die staatliche Uebertragung 
eines katholischen Kirchenämts verletze die Grundprincipien des 
Christenthnms , des Bechts und der Freiheit, wornach Staat und 
Kirche zwei selbständige Organismen seien.« Das fragliche kirch- 
liche Bechtsverhältniss unterstehe nach bestehendem Becht und der 
cit. Vereinbarung den Normen des Kirchenrechts , der selbständigen 
Entscheidung der kirchlichen Instanzen. Die factisch verfügte Sis- 
tirung der kirchlichen Functionen oder staatliche Leitung des Religions- 
unterrichts Verstösse nicht blos gegen das jeder Secte eingeräumte To- 
Icranzrecht, (§. 25. I. bad. Consi Ed. ^) sondern gegen die verfassungs- 
mässige Religionsfreiheit, gegen die berührte Vereinbarung, §. 1,^3, 7, 
12. des cit. Gesetzes von 1860 und gegen die in §. 6, 7. und 27. des 
Schulgesetzes von 18G8^j bezüglich der religiösen Erziehung und Bil- 
dung der Kirche und den Eltern garantirte Freiheit. 



1) »Jedem . . gedulde f in Bürger bleibt die Haua^andacht, das Recht mit 
seiner Familie auch andern Glaubensgenossen des Orts zu Heligionsübungen 
zu vereinigen, seine Kinder hiit Hauslehrern seines Glaubens zu verschen, 
an Orte seiner Confessioii zur Erziehung zu versenden, für religiöse Handlungen 
Geistliche zu sich kommen zu lassen.« 

2) »§. 7. Die Kinder andern Bekenntnisses sind nicht anzuhalten an dem 
ihnen fremden Religionsunterricht Tlieil zu nehmen. §. 6, 27. Der Religionsunter- 
richt wird durch die betr. Kirchen besorgt und überwacht. Die von der Kirche 
als befähigt erklärte Lehrer« der betr. Confession, also nicht Excoramunicirte, 
sind. zu dessen Erth eilung befugt. 
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XXI. 
Oesterreichische Cultus-MinisteHal-Erlasse (1873—1874.) 

1. CuHüsministerialerlass vom äO. f'ebruar 1873 Z. 2199 über die 
Frage: welche Messeinkünße mcht in die Congrtia eitigerechnet 

loerden sollen? 

> > 

(Lemborger Metropol|fe Gurr. 1873 S. 14.) 

lieber die unter dem 3. Februar 1873, Z. 54767 behufs der 
Ausführung der Vorschrift vom 29. December 1851 Z. 169, wonach 
bei künftig zu errichtenden Mossstiftungen der Stiftungsbezug in die 
Congrua der Seelsorger und die Dotation der Mendik^nten nicht einzu- 
rechnen ist, gestellte Anfrage, in welchem Zeitpunkte eine Messen- 
stiitung als errichtet anzusehen sei? beehre ich mich Euer Excel- 
lenz Nachstehendes zu eröffnen. 

Die bei einer Kirche oder bei einem kirchliehen Institute an* 
geordnete Stiftung muss dann als errichtet angesehen werden, wenn 
die botreffende Anordnung des Stifters . von der hiezu competenten 
Kirchenbehörde angenommen, somit von dieser Behörde die Zu- 
sage gegeben ist, dass die von dem Stifter getroffene Verfügung 
durch die Bostifteten vollständig und genau in Erfüllung' kommen 
werde. 

Bei kirchlichen Stiftungen älteren Ursprungs muss die kirchen- 
behördliche Apnahrae der Stiftung, wenngleich dieselbe durch eine 
gesetzlicher Weise ausgefertigte Fundationsurkundo nicht nachweis- 
bar ist, aus der Thatsache gefolgert werden, dass die bestifteten 
kirchlichen Personen oder Institute in dem fortwährenden Genüsse 
.der Stiftungsemolumente gestanden sind, in dem diese Tathsache 
zu der Annahme berechtigt, dass die betreffenden Personen und In- 
stitute die Verpflichtung zur Erfüllung der Stiftungsverbindlichkeiten 
übernommen haben , und diese Uebernahme von der competenten 
Kirchenbehörde gebilligt worden ist. 

Hiermit sind die erforderlichen Anhaltspunkte geboten, welche 
bei der Anwendung 4er Eingangs bezogenen Vorschriften massgebend 
^u sein haben. 



286 Oeaierreichische Outtus-MinisteriaUtlriasie (lSlSr-18l4.) 

3. CtMustninisterialerlass vom 12. Februar 1874 Z. 1531^ die Be- 
schränkung des den Eigenthümern der früher fiscalischen und 
Fondsgütern zustehenden PräsentcUtonsrechtes betreffend. 

(Aus der Lemberger römisch-katholischen Metrop.-Curr. 1874.) 

Die k. k. Statthalterei theilte Uns die Abschrift des an das 
. gr. katholische Ordinariat in Przemy^l unter dem 13. März 1874, 
Z. 9418 gerichteten Rescripts folgenden Inhalts mit : 

»üeber die vom hochwürdigsten gr. katholischen bischöflieben 
Ordinariate Sr. Excellenz dem Herrn k. k. Minister für Galtus und 
Unterricht unterm 17. Jänner 1. J. vorgelegte Frage, ob die Annahme 
mehrerer Laienpatrone in Galizien gegründet sei, dass durch die 
a. h. Entschliessnng vom 22. Juli 1866 (Staats-Ministerial-Erlass vom 
31. Juli 1866, Z. 6235 C. U.) betreffend den Vorgang bei der Be- 
setzung kirchlicher Pfründen des Laienpatronates in Oalizien und 
in der Bukowina die auf der a. h. Entschliessnng vom 24. October 
1818 beruhende Verfügung, wonach jene, die Staats- oder öflfentliche 
Fonds-Güter seit dem Erlasse dieser Vei-fögung an sich gebracht 
haben, bei der Uebung des Präsentationsrechtes fär kirchliche Pfrün- 
den des an solchen Gütern haftenden Patronates an die Vorschlags- 
Terna des betreifenden bischöflichen Ordinariates gebunden sind, 
ausser Wirksamkeit getreten sei , hat Seine Excellenz der Minister 
fQr Gulttts und Unterricht mit Erlass vom 12. Februar 1. J. Z. 1551 
Folgendes bedeutet : 

Die a. h. Entschliessnng vom 22. Juli 1866 war bekanntlich 
durch die Einwendungen hervorgerufen, welche die Laienpatrone in 
Galizien gegen die Vorschrift vom 6. März 1847 geltend machten, 
indem sie vermeinten , dass diese Vorschrift, die das Präsentations- 
Becht sämmtlicher Laienpatrone für alle in Galizien und Bukuwina 
erledigten Pfründen auf die Ordinariats*Terna beschränkte, gegen die 
allgemeine gesetzliche Norm Verstösse, wornach es den Laienpatronen 
unbenommen ist, aus sämmtlichen . von dem bischöflichen Ordinariate 
als geeignet und würdig erkannten Bewerbern die Wahl zu treffen. 
Keineswegs; aber war es beabsichtigt in der Beschränkung der Ue- 
bung des Präsentationsrechtes für jene Pfründen eine Aenderung 
herbeizufuhren die im Patronate ehemaliger Staats- und öffentlicher 
Fonds unterstehen, welche durch Vertrag in das Eigenthum von 
Privaten mit der durch die a. b. Entschliessnng vom 24. October 
1818 angeordneten Bedingung übergegangen sind, dass die jeweiligen 
Besitzer solcher Güter bei der Besetzung der Pfründen des an den- 
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selben häfkenden Patronates auf den Ternavorscblag der Ordinariate 
beschränkt sein sollen. 

So lange demnach in gesetzlichem Wege nicht etwas An- 
deres festgesetzt wird, muss es hinsichtlich der Uebnng des Präsen- 
tationsrechtes fär die zuletzt erwähnten Pfründen bei der angedeu- 
teten vertragsmässigen Beschränkung um so mehr verbleiben, als es 
keinem Gesetze widerstreitet , die üebung des in Rede stehonden 
Bechtes durch einen nichts Unerlaubtes stipulireuden Vertrag zu 
begrenzen. 

Hiervon wird das hochwürdigste gr. katholische bischöfliche 
Ordinariat im Grunde obbezbgenen h. Ministerial-Erlasses in Kennt- 
niss gesetzt.« 

3. CultuS'MinisteriahErlass vom 27. Februar 1874^ Z. 1702. 

Seine Excellenz der Herr k. k. Minister des Innern hat mit 
dem Erlasse vom 27. Februar 1874, Z. 1702 eröffnet, dass Aus- 
länder, welche in den im Beichsratbe vertretenen Königreiche und 
Ländern sich verehelichen wollen, sich in Gemässheit der bestehenden 
Gesetze bei dep zur Entgegennahme der feierlichen Erklärung der 
Einwilligung zur Ehe gesetzlich berufenen Functionären über die per-» 
sönliche Fähigkeit nach den Gesetzen ihres Landes eine gültige Ehe 
zu schliessen, auszuweisen hüben. 

Zur Ausstellung solf^her Zeugnisse für Ehewerber italienischer 
Staatsangehörigkeit erscheinen ausschliesslich die Civilstandsbeamten 
berechtigt und vei'pflichtet und haben dieselben diesbezüglich seitens 
des königL italienischen Justiz«: und Cultusministeriums die entspre- 
chende Weisung bereits erhalten. 

Als Civilstandsbeamten sind nach dem k. Becrete vom 15. 
November 1865 über die Bögelung des Civilstandes die Bürger- 
meister und deren Stellvertreter oder Delegirte anzusehen. Eine 
Delegimng unterliegt der Bestätigung des k. Procurators. 

Die k. italienische Consnlate sind in Oesterreich zur Ausstel- 
lung von derlei Zeugnissen nicht bäfugt. • . 

4. Oesterreichischer CultiiS-MinisteriaUErlass vom 22. Mai 1874, 
Z. 311, an alle Landeschefs, zur Durchführung des Oesetizes v, 7. 
Mai 1874, B.-G.-Bl, Nr. 50* betr. diß äusseren Hechtsverhältnisse 

der katholischen Kirche. 

Es wurde durch diesen Präsidialerlass folgende allgemeine 
Vollzugsvorschrift erlassen: 

Zum Zwecke der Durchführung des Gesetzes vom 7, Mai 1874 
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B.-G.-B]. Nr. 50 fiber die äusseren Bechtsverbältnisse der katho* 
lischen Kirche beehre ich mich Euer Hochwohlgeboren Nachfolgen- 
des zu eröffnen: 

Das bezeichnete Gesetz bat die Oesammtheit der Verhältnisse 
zwischen der Staats* nnd der katholischen Eirchengewalt zum Ge- 
genstande ohne iür jedes einzelne dieser Verhältnisse ausdrücklich 
besondere Vorschriften aufzustellen* Insoweit daher für irgend e^nen 
Fall Detailvorschriften bestehen, welche weder dem Wortlaute noch 
den Grundsätzen der neuen Legislation widerstreiten, sind derartige 
Vorschriften auch fernerhin zur Richtschnur zu nehmen. 

Dessgleicben sind hinsichtlich jenef Angelegenheiten, für welche 
in dem Gesetze selbst Special-Normen vorbehalten wurden (§§. 30, 
31, 32, 37, 43) vorläufig die bestehenden Vorschriften insoweit zu 
befolgen, als dieselben nicht in einzelnen Punkten ausdrücklich ab- 
geändert wurden (§. 32). 

Hinsichtlich der Durchführung der einzelnen neuen Bestim- 
mungen habe ich vom Standpunkte der Centralleitung nur folgendes 
zu bemerken: 

1. Die Besetzung kirchlicher Aemter und Pfründen, hinsichtlich 
derer der Regierung das Präsentations-, Nominations- oder Bestäti- 
gungsrecht zusteht, ist nach den bisher geltenden Vorschriften vor- 
zugehen und haben dieselben insbesondere auch bei Besetzung derje- 
nigen kirchlichen Aemter und Pfründen Anwendung zu finden, für 
welche die Staatsgewalt nach §. 4, Absatz 2. des Gesetzes vom 7. Mai 
zu präsentiren hat. Behufs Durchfuhrung der eben bezeichneten ge- 
setzlichen Bestimmungen haben Eure Hochwohlgeboren die Besetzungs- 
verhältnisse bei allen aus öffentlichen Mitteln subventionirten Pfrün- 
den, welche bisher die Diöcesanbischöfe frei zu verleihen hatten, ge- 
nau zu prüfen und mir ein Verzeichniss derjenigen vorzulegen, bei 
denen die Bestimmung des §. 4, Absatz 2. zur Anwendung gelangt. 

2. Bei Ausführung der Bestimmungen des §. 6. des Gesetzen 
ist zur Richtschnur zu nehmen, dass der Regierung vor Allem daran 
gelegen sein niuss, solche Priester von kirchlichen Aemtern und 
Pfründen fernzuhalten, welche uneingedenk ihres erhabenen Berufes, 
der sie über politische Parteien stellen sollte, nachweisbar in poli- 
tischen Angelegenheiten agitiren und die durch ihre kirchliche Stel- 
lung gebotenen Mittel im Dienste des Parteitreibens missbrauchen. 
Selbstverständlich Kann auch der katholische Priester seine politische 
Ueberzeugung hegen und dieselbe bescheiden und anständig zum Aus- 
drucke bringen, allein von der Befangenheit und Leidenschaft des 
Parteigetriebes muss er sich unter allen Umständen frei halten. 
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Nicht minder ist wie auf das staatsbürgerliche auch aut das 
moralische Verhalten der Candidaten für kirchliche Aemter und 
Pfründen zu achten. 

Bei Anstellung der im letzten Absätze des §. 2. bezeichneten 
geistlichen Personen hat das Verfahren des §. 6. nach dessen Wort- 
laut nicht zur Anwendung zu kommen, da jedoch auch hinsichtlich 
dieser Personen die Anforderungen des §. 2. bestehen, werden Eure 
Hochwohlgeboren sich in zweifelhaften Fällen von der gesetzlichen 
Qualificätion dieser Geistlichen zi überzeugen und gegen die Ver- 
wendung eines nicht Qualificirten Einsprache zu erheben haben. 

In Fällen der Besetzung von Canonicaten oder von solchen 
kirchlichen Aemtern und Pfründen, welche nicht blos die Eigenschaft 
einer Pfarrpfründe haben, ersuche ich Eure Hochwojilgeboren die all- 
fälligeu Einwendungen gegen die zur Verleihung namhaft gemachte 
Person dem Bischöfe erst nach Einholung der Zustimmung des Mi- 
nisters far Cultus und Unterricht mitzutheilen. 

Selbstverständlich sind derartige Verhandlungen so zu beschleu- 
nigen, dass die im §. 6 erwähnte dreissigtägige Frist nicht verab- 
säumt werde. 

3. Hinsichtlich der Modalitäten, unter denen das im §. 7. nor- 
mirte Zusammenwirken der staatlichen und kirchlichen Behörden, 
dann der. Pfarrgemeinden und Eirchenpatrone bei Einführung der 
^kirchlichen Functionäre in die mit ihren Aemtern und Pfründen ver- 
bundenen Einkünfte vor^sich gehen soll,, ist solort das Einvernehmen 
mit den Bischöfen zu pflegen und das Resultat desselben zur hier- 
ortigen Genehmigung vorzulegen. Bis diese Genehmigung erfolgt, 
hat es hinsichtlich der Installations-Akte bei den bisherigen Vor- 
schriften zu verbleiböh. 

4. Von dem in §. 8, Absatz 2. der Staatsverwaltung eingeräumten 
Bechte, die Entfernung eines Seelsorgers von der Ausübung seines 
kirchlichen Amtes zu verlangen, wird erst dann Gebraucli zu machen 
sein, wenn das Verschulden des betreffenden Geistlichen durch ein 
ordentliches Verfahren, insbesondere durch genaue Erhebung des gra- 
virenden Thatbestandes genügend constatirt erscheint. Die Akten 
über die geschlossene Procedur sind in jedem Falle dem Ministerium 
vorzulegen und ist das Verlangen um die Entfernung von der Aus- 
übung des Amtes erst dann zu stellen, wenn Euer Hochwohlgeboren 
von Seite dieses Ministeriums die Mittheilung zugekommen ist, dass 
dies zu geschehen habe. 

Auch zu einer nach dem letzten Absätze des §. 8. nötliigen 

Archiv fiir Kirchenrecht. XXXVI, 19 
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Yerfngnng ist, abgesehen von dringenden Fällen, die Genehmigung 
des Ministers einzuholen. 

5. Von den bischöflichen Erlassen, welche nach §. 16. zur 
Kenntnissnabme mitzntheilen sind, werden auch in Hinkunft je vier 
Exemplare ohne Verzug dem hierortigen Ministerium vorzulegen sein. 

6. Hinsichtlich der Ertheilung der in §. 20 vorgesehenen staat- 
lichen Genehmigung verbleibt es bei den bisherigen Competenzeo. j 

7. Auf diß Durchfahrung der im zweiten Absätze des §. 21« ge* 
troffenen Bestimmung ist bei eftiem verfallenden PMndenwechsel 
von Amtswegen Bedacht zu nehmen. 

8. Alle Anträge auf eine nach §. 54. in Aussicht genommene 
Verfugung über kirchliche Vermögens-Ueberschüsse sind dem Minis- 
terium vorzulegen. 

9. Um vielfachen Klagen der Bevölkerung gerecht zu werden ^ 
haben Eure Hochwohlgeboren sofort in Erwägung zu ziehen, oB die im 
dortigen Verwaltungsgebiete in Kraft stehenden Stoltaxordnungen 
nicht einer Abänderung bedürfen. Anträge, welche Euer Hochwohl- 
geboren diesbezüglich nach Einvernehmung des Ordinariats zu stellen 
finden, sind, mir zur Schlussfassung nach §. 24. des Gesetzes vor- 
zulegen. 

10. Bei Anwendung des §. 27. werden Euer Hochwohlgeboren 
sich gegenwärtig zu halten haben, dass es nicht Sache der Staats- 
behörden ist, selbst nacli kirchlichen Vorschriften Recht zu sprechen, 
und dass daher die Bestimmung des §. 27, wonach die mit dem 
staatlichen Arm zu vollziehenden kirchlichen Erkenntnisse nicht den 
im Staate geltenden kirchlichen Vorschriften widersprechen dürfen, 
nur auf eine zweifellose Verletzung dieser Vorschriften, nicht hin- 
gegen auf solche Fälle zu beziehen ist, iU' denen nur eine verschieden 
mögliche Auslegung der kirchlichen Normen u. dgl. in Frage steht. 
Es versteht sich weiters von selbst, dass auch gegen die zufolge des 
§. 27. ergehenden Verfügungen der ünterbehörden die gesetzlichen 
Bechtsmittel offen stehen. 

11. Insofern sich in den Euer Hochwohlgeboren unterstehenden^ 
Verwaltungsgebiete weltliche Corporationen finden, auf welche die 
Bestimmung des §. 59, Absatz 2, Anwendung leidet, haben Eure 
Hochwohlgeboren hierüber vorher zu berichten. 

Hiermit sind die Bemerkungen erschöpft, zu welchen mir die 
einzelnen gesetzlichen Bestimmungen dermalen Anlass geben. Euer 
Hochwohlgeboren werden gewiss nicht verkennen, wie sehr das neue 
Gesetz die Aufgaben der staatlichen Cultusverwaltung erleichtert, 
indem es, an die bestehenden factischen Vei'hältnisse anknüpfend, 



Oesterreichische CuUus-MinUterial-Erlasse (7873—1874.; 291 

für die administraj^ive Wirksamkeit in staatlich-kirchlichen Dingen 
deutliche gesetzliche Grundlagen schafft und so Manches, was bisher 
nur auf schwankendem Herkommen oder allgemeinen politischen Er- 
wägungen beruhte, auf pr&cise Voraussetzungen stellt. Ich spreche 
die Erwartung aus, dass das neue Gesetz zur Befestigung des guten 
Einvernehmens und erspriesslichen Zusammenwirkens der staatlichen 
und kirchlichen Behörden beitragen werde. Je deutlicher die zwi- 
schen beiden Gewalten gezogene Grenze hervortritt, desto leichter 
wird es sein, sich in einzelnen Fällen über dieselbe zu verständigen, 
zumal es der österreichischen Staatsgewalt ferne liegt, irgendwie in 
das kirchliche Leben einzugreifen und sie vielmehr auf kräftige Ent- 
wicklung des religiösen Wesens, als des stärksten Pfeilers der öffent« 
liehen Moral, hohen Werth legt. Euer Hochwohlgeboren werden 
daher nur in den Intentionen der Begierung handeln, wenn Sie be- 
müht sind, überall freundliche Verhältnisse mit den kirchlichen Or- 
ganen herzustellen und zu erhalten, soweit dies geschehen kann, ohne 
gegen Wort und Geist der Staatsgesetze zu Verstössen. Eure Hoch^ 
wohlgeboren werden insbesondere in allen Fällen, in denen das Ge- 
setz vom 7. Mai 1. J. das Einvernehmen oder Einverständtüss mit 
den kirchlichen Behörden fordert, dieselben rechtzeitig anzugehen, 
die einlangenden Aeusserungen wohl zu beachten und den kirchlichen 
Bedürfnissen und Wünschen soweit zu entsprechen haben, als 6s die 
öffentlichen llücksichten gestatten. 

Auf der anderen Seite werden Eure Hochwohlgeboren dafür zu 
sorgen wissen, dass dem Gesetze überall genau entsprochen, das be- 
theiligte öffentliche Interesse sorgfaltig wahrgenommen und jeder 
Missachtung der Gesetze mit Entschiedenheit begegnet werde. Die 
Mehrzahl der österreichischen Eirchenvorsteher hat nie verkannt, 
dass, welches auch die üeberzeugung des Einzelnen sein mag, das 
Gesetz von Allen den gleichen Gehorsam fordert. Ich bin des festen 
Vertrauens, dass sich diese Anschauung immer mehr zur allgemeinen 
gestalten werde. 

Wien, am 22. Mai 1874. 

Der Minister für Cultus und Unterricht: 

Stremayr, 

5. CuliuS'MmisteriaIrtirlass vom 30. Mai 1874, zur Dttrchführung 

des Gesetzes vom 7. Mai 1814, (R. G. BL Nr. 51), betr. Beitrags^ 

leistung der Pfründeiihesitzer mm Beh^Fond, 

Das mit Allerhöchster Entschliessung vom 7. Mai 1. J. sank- 
tionirte Gesetz wegen Regelung der Religionsfondsbeiträge (Reg.-Bl. 
Nr. 51) bestimmt in § 4, Absatz 1: 

19* 
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»Die GnUttSverwaltung ^ird nacb Einvernebmnng der Bischöfe 
und mit Berücksichtigung der örtlichen Verhältnisse denjenigen Be- 
trag festsetzen, welcher behufs Deckung des standesmässigen Unter- 
haltes der geistlichen Personen von dem Beligionsfondsbeitrage frei- 
zulassen ist.« 

Weiteres bestimmt dieses Gesetz in §.5: 

»Bei regulären Gommunitäten ist das 'aus dem Titel der kirch- 
lichen Competenz (§. 4) freizulassende Einkommen in der Summe 
aller jener Beträge anzunehmen, welche den Gorporationsgliedern naeh 
ihrem kirchlieben Stande als Competenz zukommen. Dasselbe gilt 
bei weltgeistlichen Corporationen mit ungetheilter Dotation (mensa 
communis). In beiden Fällen ist den einzelnen Gorporationsgliedern 
auch ein solches Pfründeneinkommen einzurechnen^ welches sie an- 
derswoher als von der Gommunität bezieben.c 

Aus diesen gesetzlichen Bestimmungen ergibt sich die Noth* 
w^endigkeit, mit den Ordinariaten das Einvernehmen darftber zu pfle- 
gen, welcher Betrag je nach den örtlichen Yerhältnissen als die von 
dem Beligionsfondsbeitrage freizulassende kirchliche Gompetenz an- 
zunehmen sei. 

Indem ich daher Euer Hochwohlgeboren ersuche, dieses Einver- 
nehmen Bofort einzuleiten, bemerke ich zugleich, dass die von den 
Ordinariaten zu bezeichnenden Ziffern sich nicht auf die einzelnen 
kirchlichen Functionäre, sondern generell auf die in der Diöcese vor- 
kommenden Categorien derselben zu bezieben haben (z. B. Ganonici 
der Metropolitan-, Cathedral- und GoUegiat - Gapitel , Pfarrer 
und die bei den« Pfarren sistemisirten Gooperatoren, Localcuraten, 
Verweser incorporirter Pfarren und ihre Hilfsgeistlichen, Gonven- 
tualen der verschiedenen in der Diöcese vorhandenen kirchlichen Or- 
den u. s. w.) 

Weiters bemerke ich, dass es sich vorläufig nur um Feststellung 
des von dem Beligionsfondsbeitrage freizulassenden, nicht auch um 
Bestimmung jenes Einkommens handelt, welches den geistlichen Per- 
sonen 2ur Deckung ihres standesmässigen Unterhaltes vom Staate 
garantirt, daher auch bei Abgang anderer Einnahmsquellen aus öf- 
fentlichen Mitteln ergänzt wird (»congrua«). 

Die definitive Feststellung dieses letzteren Einkommens wird 
erst nach einigen Erfahrungen über den Erfolg des neuen Gesetzes 
vorgenommen werden können, da dieses letztere ja eben den Zweck 
verfolgt, eine Erhöhung der Gongrua der Seelsorgegeistlichkeit mög- 
lich zu machen. Immerhin aber kann schon jetzt mit den Ordina- 
riaten auch über die Ziffer, auf welche nach ihrem Erachten die 



Oesterreichische Cultus-Minislerial' Erlasse (1873—1874.), 293 

Congrua für die einzelnen Categorien der geistlichen Personen zu er- 
höhen wäre, das Einvernehmen gepflogen und hierbei auch erörtert 
werden, ob die nach §. 4. und 5. des neuen Gesetzes 7.u fixirenden 
Ziffern mit der Congrua in obigem Sinne zusammenfallen sollen oder 
nicht, und in letzterem Falle, welche Gründe für die Unterscheidung 
angegeben, und welche Ziffern schon für den einen und anderen Be- 
trag vorgeschlagen werden könnten. 

Zugleich werden die Ordinariate darauf aufmerksam zu machen 
sein, dass sie behufs Feststellung der im §. 5. des Gesetzes erwähnten 
Ziffern die Aeusserungen und Anträge der betheiligten regulären 
Gommunitäten und weltgeistlichen Corporationen entgegen zu nehmen 
haben werden. .Bei dem Umstände, als das in Frage stehende Ge- 
setz schon mit dem 1. Januar 1875 ip Wirksamkeit treten soll, 
muss ich Eure Hochwohlgeboren ersuchen, mir die Ordinariatsan- 
träge, begleitet von dem eigenen Gutachten Eurer Hochwohlgeboren, 
his längstens 15. Juli vorzulegen. 

Aus demselben Grunde thunlichster Beschleunigung der Durch- 
führungsmassregeln ersuche ich im Einvernehmen mit dem Herrn 
Finanzminister Eure Hochwohlgeboren zugleich durch die Finanz- 
Landesbehörde sofort jene die Entrichtung des Gebühren- Aequiva- 
lentes betreffenden Fassionen und Amts- Akten beischaffen zu lassen, 
auf Grund welcher nach §. 2. und 14. des Gesetzes vom 7. Mai 1. J., 
B.-G.-B1. Nr. 51, die Bemessung der Religionsfondsbeiträge zu er- 
folgen hat. 

Genehmigen Eure Hochwohlgeboren die Versicherung meiner 
vollkommensten Hochachtung. 

Wien, am 30. Mai 1874. 

Der Minister far Cultus und Unterricht: 

Stremayr. 
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XXlil. 
De Missa Conventuali, 

auctore Ferdinando Vaferio BaUay/O, S. B., yicario generali archiabbatis 

Montis Pannoniae. 

Missa in sua spectata essentia, quatenos incruentum est novae 
legis sacrificium , una dumtaxat est, et semper eadem, neque ut ge- 
nu3 quoddam uUas sub se complectitur species ; at spectato externo 
ritu et caeremoDÜs accidentalibus , quae in ea celebranda adhiben- 
tur, varie distingui solet, diversasque sortitur denominationes. Sic 
occurrit. 

I. Missa Solemnis^ et simpliciter cantata. Solemnis ea dicitur, 
quae assistentibns ministris sacris cum incensatione cantuque, et ge- 
neratim cum omni apporatu per rubricas praescripto peragitar. Ap- 
paratus hie exterior pro facultate ecclesiarum, locorum item ac tem- 
porum ratione, major minorve esse potest citra dispendium solemni- 
tatis : at ministri sacri , qui celebrantem stipent , deesse numquam 
possunt, quin missa cesset esse solemnis; »alia enim vox et cantus 
non iaciunt missam solemnem, sed assistentia diaconi et subdiaconi,€ 
inquit De Nicollis^), citato sacrae Congregationis vitibus praeposita^ 
decreto 18. Nov. 1684. — Missa simpliciter cantata est, quam sa- 
cerdos cum cantu quidem , sed sine ministris sacris , et plerumqne 
etiam sine tharificatione solus perficit. Haec tardius in usum venit, 
et hodiedam Bomae, licet interdicta non sit , vix alibi frequentatar, 
quam in ecclesiis regularium , ubi pro missa quotidiana conventuali 
celebratur 2). Huc tamen referri neutiquam possunt missae illae, 
quas sacerdos continue ac demissa voce absolvit, musicornm choro 
Interim varios cantus figuratos intonante. 

II. Missa publica et privata. — Missa ptiblica^ ut observat 
Gardinalis Bona 3), appellata est non a loco cum olim in crjptis ab- 
ditisque locis celebravetur ; sed a conventu populi circumstantis, of- 
ferentis et communicantis. Hujusmodi missa, teste Walafrido Stra- 



1) Praxis canonica. Salisb. 1728. tom. 1. pag. 111. 

2) NilleSj Quaestiones in jus litnrgic. y. .Archiv für kath. E[irchenrecht, 
tom. I. pag. 333. 

3) Key. litnrgic. Hb. 1. c. 13. n. 3. 
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bone % legitima audiebat ; dicta qnoque fait colUcta vel synaxis^ 
qnod ad offerendum atque communicandam multitado fidelium coUi- 
geretur ^). Quare inter missam solemnem et publicam aetate prisca 
non alind fere videtnr intercessisse discrimen, quam qnod solemnis 
etiam sino popnli frequentia potuerit fieri , publica vero iiumquam. 
Sane s. Gregorius M. in compluribus epistolis^) episcopos quosdam 
redarguit, qnod cathqdras suas in ecclesiis monasteriorum sacris ope- 
raturi coUocassent, prohibetque illic missas publicas agi, non aliam 
utique ob causam, quam ne confluentibus promiscue fidelibus mo- 
nachi distraherentur , et a contemplatione divinarum rerum avoca- 
rentur: ipsis tarnen monachis integrum semper fuisse, exclusis sae* 
cularibus missam solemniter decantare, antiquissima ritualia docent. 
— Missa vero privcUa aut pectdiaris antiquitus ea dicebatur , quae 
praeter publicam eodem die ac loco offerebatur. Cum missa publica 
dominicis festisve diebus certa praestituta hora celebranda fuerit, ne 
fidelium cuiquam occasio edset eidem sese subducendi , lege cautum 
fuit, ne in oadem paroecia citra curatoris animarum annutum missa 
privata sive peculiaris a quoquam haberetur, ut constat e can. 52. 
D. 1. de consecratj qui sie praecipit: »Et hoc attendendum est, ut 
missae peculiares, quae per dies solemnes a sacerdotibus fiunt , . non 
ita in publice fiant, ut propter eas populus a publicis missarum so^- 
lemnibus, quae hora tertia canonica fiunt, abstrahatur.c — Hodie 
privatae missae nomine venit , quae a solo sacerdote , inserviente 
unico ministro, absque cantu legitur, nuUo habito respectu , praesen- 
tes-ne sint alii, an non. 

III. Missa conventualis et parochialis. — Postquam lapsu tem- 
porum frequens illa desiit communio christianorum , mos sensim in- 
valuit cantandi missam sollemnem non solum diebus dominicis et 
festivis, ac in diebus stationum sive in pervigilio majorum festivita- 
tum, sicut apostolica traditio, et primi secundique saeculi usus ferebat ; 
sed singulis etiam diebus, sola parasceves die excepta. Quo praecise 
tempore sacrum quotidianum ac solemne ubique coeperit frequentari, 
non satis constat. Jam initio saeculi quinti in ecclesia Toletana id 
obtinuisse, patete concilii Toletani I. can. 5. »Presbyter, vel dia- 
/ponus, vel subdiaconus, vel quilibet ecclesiae deputatus clericus , si 
intra civitatem , vel in loco , in quo ecclesia est , aut castello , aut 



1) De reb. eccles. c. 22. 

2) Du Cange, Glossar, med. et infim. latmit.>v. CoUecta, 

6) Lib. 3. epis. 43. lib. 5. ep. 46. IIb. 7. indict. f. ep. 6. indict 2. ep. 
72. lib. 8. ep. 3. Idem vetuit Concil. lateran. sub Calixto IL c. 11, et Innocent. 
III. lib. 2. regest. 14. ep. 18. 
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vico, aut villaf ad ecciesiam ad officium quotidianum non accesserit, 
clerieus non habeatur.« , Quo canone missam solemnem respici, tum 
inde liquet, quod obvie notum sit, nomine officii , missam oumprimis 
solemnem , usu loquendi ecciesiastico, compreliendi ; tum etiam inde, 
quod omuis ordinis clerici, ad illud convenire jubeantur. Ceterum 
ex antiquis sacramentorum libris , et ex vitualibus monaehorum ma- 
nifestum est, octavo saecnlo morem hunc ubivis fere locorum fuisse 
receptum; atque bic idem mos usque hodie in omnibus ecclessiis 
cathedralibus et collegiatis observatur i). Est igitur missa canven- 
tuälis, quam rubricae etiam principalem vocant, qua« in omnibus ec- 
clesiis metropolitanis/ cathedralibus et collegiatis quotidie solemniter 
celebranda est, inde sie nuncupata, quod ad eam omnes, qui praeben- 
dae aut quovis alio titulo ad persolvendum in cboro divinum officium 
obstricti sunt, convenire teneantur. — Missa parochialis est, quam 
parocbi, et quicumque animarum curam exercent, singulis diebus 
festivis, iis etiam, qui pro foro externe abrogati sunt, populo sibi 
credito applicare obligantur. — Nos hoc loca de missa conventuali 
agere intendimus, de qua sequentia veniunt observanda. 

1. Missam conventualem in cathedralibus et collegiatis eccle- 
siis quotidie canendam, in genere pro earumdem benefactoribus de- 
bere applicari, rerum liturgicarum tractatores universim tradnnt; 
signanler Benedictus XLV. obligationem haue illustratnrus , vetustae 
illius consuetudittis excitat memoriam, qua in singulis ecclesiis ac- 
curata servabatur series omnium et singulorum, quorum liberalitate 
unaquaeque aucta fuerat, corumque nomina sacris diptychis consignata 
erant, ut pro iis tum preces funderentur , tum etiam missa sacrifi- 
cium offerretur; quam ob causam etiam praedictus catalogus in 
plerisque ecclesiis ob oculos presbjteri celebrantis apponi consuevit ^). 
Cum igitur missa conventualis pro benefactoribus generatim offeren- 
da sit, nitro sequitur, consuetudinem contrariam quantumyis imme- 
morabilem, huic obligatione haud derogare; adeoque menti institu- 
toque ecclesiae non fieri satis', si missa conventualis celebretur pjro 
aliquibus benefactoribus, aut plane pro aliquo peculiari legato vel 
stipendio accepto ; neque etiam si aliquae interdum pro benefactoribus 
preces fiant, aut anniversarias statis diebus sacrificia pro Ulis o&eran- 
tur ; non item si canonicus simul sit parochus, et diebus festis eam- 
dem missam pro populo ac pro benefactoribus suae ecclesiae appli- 



1) Bona, 1. c. cap. 18. n. 4. 

2) Constit. Cum semper oblalos, §. 14. 



' Ballay, De missa conventuali, 297 

cet: ham in hoc casu tenetur ipse missam conventaalem pro bene* 
factoribus geueratim applicare , et alium arcessere • säcerdotem qui 
pro populo celebret. Si ecclesia cathedralis aut coUegiata admo- 
dum Sit pauper, et distributiones nimis exiguae, congregatio concilii 
interpellato interdum veniam facit , ut appikatio niis^ae conventua- 
lis pro benefactoribus ad dies dumtaxat festos restringatur ^). 

2. Obligatio, quae ecclesiis cUthedralibus et coUegiatis incum- 
bit, canendi quotidie pro benefactoribus missam solemnen seu con- 
ventualem, gravis est, et sub mortali urget. Ita Garzias, de sacer- 
dotio tr. 3. difficult. 2. dub. 2. n. 1. affirmans sententiam hanc 
esse communem; Leander, de sacram. tom. 2. tr. 8. disp. 5. qu. 8. 
Diana, par. 10. tr. 12. resol. 40. Verricelli, in quaestion. mor. tr. 8. 
qu. 30. n. 1. Idque, ut verbis utar Quarti^), inde potissimum licet 
arguere , :E>'quia in praedictis ecciessis vi fundatiönis est obligatio 
celebrandi quotidie divina officia, videlicet publice et in choro; in 
quem finem instituta suivt beneficia, ut canonicatus, praebendae, dis- 
tributiones et similes proventus in substentationem ministrorum : sed 
nomine divinornm officiorum ' comprebenditur etiam missa solemnis 
et cum cantu, ut patet ex capitulo Dolentes^ de celebrat. missar, et 
capitulo Cum creatura. codem titulo , in quibus est sermo de missa 
solemni : ergo sicut in praedictis ecclesiis est obligatio sub peccato 
, mortali cantandi officium in choro : ita pariter cantandi missam. 
Immo missa solemnis nedum comprebenditur nomine divinorum offi- 
ciorum, sed est primo intenta, et finis ad quem diriguntur horae ca- 
nonicae in choro, quae ut dispositiones ordinantur ad missam.« At- 
que haec ratio est, cur sacrorum ßituum Congi:egatio editis pluribus 
decretis edixerit: »Missam conventualem de officio occurreriti debere 
celebrari etiam iis diebus, quibus canonici vel ex devotione, vel pro 
defuncti, cantant aliam missam; alias non lucrari distributiones quo- 
tidianas; nee sufficere missam in aurorii lectam de officio occur- 
renti.« In ürbinaten. 25. jun. 1611. er. 4. jul. 1615 3). Item: mis- 
sam conventualem numquam omitti debere, licet aliae sint inissae 
votivae celebrandae ex fundatione. In Burgen. 16. maji 1626. — 
In Januxn. 16. jan. 1627. — In Popien. 6. jan. 1627. — In Nu- 
cerima 16. febr. 1630. — In Salernitana 5. febr. 1639*); omnem- 



1) Bened. XIV, 1. c. et Instit. eccles. 107. §. 2. 

2) Bubricae Missalis rom. commentariis illastratae, par. 1. tit. 3. dab. 1. 

3) Apad Gardellinif Decreta antfaent. Congregationis s. B. ed. 3. Bo« 
mae 1856. n. 441. 

4) Gardell. n. 631, — n. 670. — n. 671. u. 851, — n. 1123, 
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que contrariam abrogatam esse consuetudinem. In Urbis S. Mariae 
ad Martyres 1». jun. 1689 ^). — 

Quaestio heic sese offert expedienda : nnm reguläres quoque 
obligentur missam conventaalem quotidie decantare ? Qua in re non- 
nihil divergentes reperio aactoram sententias. Sunt, qui putent 
ecclesiarum coUegiatarum nomine venire etiam conyentuales ; regu- 
lariam ; ac proinde quod de coUegiatis lege dispositam est, acque per- 
tinere ad conventnales, nee, nisi mendicantes, arbitrantuf ab hac ob- 
ligatione immunes. Inter hos Garolus Guyet ^) mentem suam sit ex-* 
plicat : >Existimo ego reguläres ecclesias tarn monachorum s. Bene- 
dicti, quam, canonicorum s. Augustini, aliosque ejusmodi hac lege 
comprehendi; tum quia plures in iis sacerdotes quotidie celebrant, 
quod rubrica potissimum intendisse yidetur; tum quia ad hoc fun- 
datae fuerunt aeque ac saeculares, ut in iis divinum perinde atque 
in Ulis perageretur officium, prout fere semper declaratur in char- 
tis fundationum, (quae causa eadem est ob quam beneficiorum et 
ipsae vationem habent) videturque ipsa divini officii decantatio, sum- 
mum ac praecipuum esse canonici et monastici ordinis munus; quod 
proinde a regularibus illis, quibus sua cordi est perfectio, pari, sal- 
tem in majoribus abbatiis seu congre gationibus, atque in cathedra- 
libus ipsis cultu apparatuque obiri consuevit . , . «De mendicantium 
vero ecclesüs par non est omnino ratio« etc. Quod idem verbis paulo al- 
iis in ferius repetens ait ^) : »An coUegiatarum ecclesiarum nomine com- 
prehendantur etiam reguläres? non negat Gavantus, sed obligatio- 
nem ad missam conventualem, sicut et ad horas eanonicas, iis tan- 
tum inesse ait, vi regulae, et consuetudinis interpretantis regulam, 
non autem lege ecclesiatica ; quod etsi facile concesserim, saltem de 
ecclesüs mendicantum, existimo tamen de ecclesüs abbatialibus seu 
conventualibus tam monachorum, quam canonicorum regularium dem 
esse sentiendum, quod ad praesentem^ questionem attinet, ac de 
cathedralibus et coUegiatis; tum quiaperinde sunt ad divinum ot« 

• 

ficium celebrandum fundatae, et institutae , . . immo et aliquae 
illarum, sunt aeque celebres ac numerosae; tum quia talis con* 
suetudo in multis recepta est, nee nisi recenti admodum usu con- 
trarium inducitur.« — Ast alü, iique longo plurimi non mendi- 
cantes tantum, sed reguläres universim omnes ad missam conventua- 
lem . minime obstringi affirmant. Sic Quartus*): »Probabilius est, 

1) Gardell, n. 3188. Conf. etiam Barbosa, de canonicis c. 34. n. 203, 
item ejusd. Summa apostolic. decision. coUectam. 477. 

2) Heortologia, sive de festis i)ropriiö locor. et eccles. lib. 3. c. 30. qü. 3, 

3) Ibid. lib. 4. c. 21. qu. 6. -— 4) Eubr. missalis rom. par. 1. tit. 3. dub. 4. 
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inquit» in ecclesiis regularium nullam esse obligationem cantandi 
missam, neque diebus ferialibus^ neque dominicis et festiyis. Pro- 
batur. Obligatio cantandi missam praesente choro, seu cum assisten- 
tia canonicorum etc., oritur ex f nndatione beneficiorum in eum finem: 
ergo nbi non sunt beneficia, non est oWigatiö. — Dein reguläres non 
tenentur ad hujusiuodi onera, nisi ex vi regulae quam profitentur: 
ergo solum tenentur cantare n^issam sub peccato mortali, qnando 
regula id praecipit ; sed communiter regulae religionum id non prae- 
cipiunt; ergo. Ita Peyrinus, de privil. com. 3. c, 1. n. 19. Gavan- 
tus, part 3. tit. 11. n. 4. et Diana, par. 3. tr. 2. resol. 8.« — Cava- 
lieri vero ^), non dissimulata opinionum discrepantia, in bunc loquitur 
sensum: Cum decreta s. Congregationis Concilii signanter 17. mart. 
et 9. jun. 1714. omnesque aliae sanctiones et rubrica^ cathedralibus 
dumtaxat et coUegiatis ecclesiis imponant obligationem celebrandi et 
opplicandi pro foenefactoribus quotidie missam conventualem : sequi- 
tur, quascnmqne alias ecclesias lege conventualium missarum non 
esse adstrictas. Existimant quidem nonnuUi, reguläres quoque ec- 
clesias nomine coUegiatarum comprehendi; alii yero distinguunt: et 
monachorum ac <;anonicorum regularium ecclesias, quas instar col- 
legiatarum spectari volunt , obligant ; mendicantium vero liberant. 
Et mendicantium quidem ecclesias tum a celebratione , tum ab ap- 
plicatione missae couventualis liberas esse, indubium est ; in quibus 
quippe nee vi fundationis, nee alicuius beneficii, neque emolumenti 
aut stipendii canonicum celebratur officium, cujus pars et comple- 
mentum censetur missa conventualis; sed solum vi suarum constitu- 
tionum et laudabilis consuetudinis. Solum itaque ad conventualem 
missam, ejusdemque applicationem censeri queunt adstrictae, quate- 
nus et prout per constitutiones et consuetudinem fovent demandatae: 
non novi autem ex mendicantibus religionem aliquam, cujus consti- 
tutiones aut consuetudo in rigorose praecepto constituant celebratio^ 
nem missae conventualis, aut hujus applicationem obligeut benefac- 
toribus in genere. Bationes ejusmodi aeque fere afficiunt monacho- 
rum et canonicorum regularium ecclesias, quas a jure communi ad 
conventualem missamnon esse adstrictas , ostendit facile decretum S. 
B. C. 4. maji 1686 in una canonic. regul. Lateran. qu<»i ad canohi- 
cos reguläres directum, dum ultra missam de Bequiem, imponit onus 
conventualis de die, haue conditionem adjicit; Quatenus adsit obli- 
gatio ccmtandL Neque itaque ecclesiae bujusmodi universim adstric- 
tae sunt ad missam conventualem; et ea conditio: quatenus etc. 



1) Opera omnia liturgic. tom. 3. c. 8. decret. 7. n. 2. et 3. 
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dumtaxat evincit, earumdem aliquas teneri posse vi particolarium le* 
giim, consaetudinis et instituti, non vero ratione alicujüs universalis 
legis. E recentioribus De Herdt, vestigia premens Cavalierr, rem sie 
proposit ^) : » An,^ et in quibus ecclesiis dator obligatio quotidie cele- 
brandi (missam convent.) ? Affirmative, scilicet in eoclesiis cathedra* 
libus, et collegiatis : quidam hanc obligationem extendant etiam ad 
ecclesias regularium; , . . alii existimant ecclesias monachorum et 
canonicorum regnlarium esse obligatas, non vero illas mendieantiiim ; 
alii antem censent, regularium ecclesias ad missam quotidianam sen 
conventualem non esse adstrictas ex jure communi , sed tantam ex 
propriis constitationibus^ aut laudabili consuetudine.« — Sed quod 
mihi certam ingerit persuasionem : reguläres ad missam conventua- 
lem non teneri, illud est, quod Benedictus XIV. etsi saepius in hoc 
argumento versetur, ac copiose de obligatione missae conventualis 
disserat; nusquam regularium faciat, mentionem; quis enim credat 
id praetermissurum fuisse doctissimum Pontificem, qoi tarn accurate 
atque ad ultimum usque apicem omnia, quae pertractat^ enucleare, 
solet, si autumasset reguläres quoque ad missam conventualem oUi- 
gari? Qnare si in ecclesiis regularium conventualis quotidie cani- 
tur aut legitur, (quod profeeto integrum ilUs esse , nemo controver- 
tit), id non e juris praescripto, sed vel e sponte introducta pia consue^ 
tudine, vel e special! fundatione, aliove titulo repet^Mlum est ; idque 
inde etiam manifestum est , quod applicatio ejusmodi missarum, — 
quantum quidem mihi observare licuit, — ncn fiat pro benefoctoribos 
in genwe ; sed ad intentionem fundatorum , et pro specialibus mo- 
nasterii benefactoribus. 

3. Nonnumquam plures eodem die missae conventuales sunt 
canendae. Quid hac in parte votum sit, non clarius neque melius 
exponi posse reor, quam proferendo doctrinam Benedicti XIV., quae 
sie habet 3): »Praeter missam conventualem quotidie celebrandam, 
rubricae secundam, ac tertiam pariter missam convjentualem praeci- 
piünt, quae certis anni diebus continguat. Si (^cium novem lectio- 
num fiat in quadragesimae, rc^ationum, quatuor temporum ac vigi- 
liarum feriis, tunc duo saera conventualia jubentnr, unum nempe pro 
celebritate diei post tertiam, alterum pro feria post nonam. Si in- 
ter octavam Corporis Christi pervigilium accidat, etiam duo sacra 
statuenda sunt, primum nempe de octava , alterum de pervigilio. 
Quodsi novem lectionum officium judicatur in pervigilio ascensionis, 



1) Sacrae litnrgiae praxis ed. 3. Lovan. 1855. tom. 1. pag. 13. 

2) Instit. eccles. 107. §. 2. 



Ballay, De mlssa conventuali. 301 

tria Sacra conventualia facienda sunt, primum de sancto illius diei 
post tertiam, altenim de pervigilio post sextam, tertiam de roga- 
tionibus post nonara. Primo die cujnsvis metisis, non tamen in ad- 
sventu Domini, in qnadragesima et paschali tempore, nisi contingat 
officium duplex ant semiduplex, missa defanctorum pro conventuali 
sufficitur, ut animae sacerdotum et aliorum, qui bene meriti fnerunt, 
expientur. At si prima die mensis festum simplex obveniat , ant 
feria quae propriam sibi missam deposcat, aut si repetenda sie missa 
de dominica praeeedenti, nee alia dies per hebdomadam ad illam 
repetendam statui possit: tunc in ecclesiis cathedralibns et coUegia- 
tis duo Sacra conventualia, nempe pro defunctis, ac de festo simplici, 
vel feria celebrantur. Die poriter commemorationis omnium defunc- 
torum tebentur duo sacra conventualia , de octava Sanctorum om- 
nium, ac pro fidelibus defunctis. Haec a rnbricis praescribuntur. 
Quartus rectores ecelesiarum monet curam maximam impendere, ut 
ipsae diligenter observentur : Glericatus autem ostendit, nuUam con- 
trariam consuetdinem, nuUum tarn grave negotium äffen posse, ut ip- 
sae rnbricae negligantur. Id pariter fuse demonstrat P. Meratus.« 

Quod applicationem attinet, dum plures eodem die celebrantur 
missae cohventuales, idem Pontifex docet*); >Declaratum numquara 
fiiisse, utrum plures missae conventuales, quae aliquando a rubricis 
uno die statuuntur, omnes pro benefacientibus, an una tantum cele- 
brari et applicari debeat.« Sapienter tamen alibi notat^): »Lau- 

' dandos et confirmandos esse, quotquot sponte sua secundam aut ter- 
tiam conventualem missam pro benefactoribus in genere applicant; 
qui vero idem agunt ex vi consuetdinis in ipsorum ecclesia vigentis, 
iis imperandum, ut in ea consuetudine perseverent. Ubi vero id usu 
receptum non invenitur, liberam omnino secundae tertiaeque missae 
conventualis applicationem celebrantibus reliiiquendam esse, dummodo 
in commemoratione pro defunctis, ecciesiae benefactorum in genere 
non obliviscantur.c 

Porro obligationem celebrandi duas missas conventuales , quo- 
ties id rubricae praescribunt, esse gravissimam, multis ostendit Ga- 
vantus ^, adducto etiam decreto s. Caroli Borromaei in copcilio pro- 
vinciali IV. edito in haec verba: >Quibus diebus ex missalis ro- 

-mani rubricarum praescripto in ecclesiis cathedralibus et collegiatis 
duas missas conventuales celebrari oportet, eae ambae canantur: 
quod si capitulum praestare omiserit neglexeritoe , non solum illius 



1) Loc. cit. — 2) Constit. Cum aemper ohlatos, §. 22. 
3) Thesaurus ssr. rituurn. part. 3. tit. 11. n. 7.' 
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diei, in quo buic mnneri defaerit, verum etiam alterius diei distri- 
butionibuB mulctetun« »Idcirco, ut S. B. C. pronuntiavit ^) , si ex 
rnbricae praescripto duae missae conventuales cantandae sint, altera 
omitti nequit sab praetextu insufficientiae temporis, ob alias missas 
votivas ex fundatione cantandas ; et satiuB est votivas legere, quam 
alteram ex conventaalibus.« 

4. Ex proxime allegato, aliisqne non paucis decretis ü. B. Con* 
gregationis manifestum est, quotiescumque duarum aut trium missa* 
ram conventualem obligatio emergit, eas, quotquot fuerint, semper 
esse cantandas; ita in specie declaravit S. B. C. in Urbevetana 
Praeemin. 8. aug. 1737. »Si plures ex rubricae praescripto cele- 
brandoe sint in cathedrali, omnes celebrari debent cum cantu , nee 
licet alteram ad modum privatae legere ^).€ Hinc est, quod aucto* 
res quoque propemodum omnes in asserenda in culcandaque hac ob^ 
ligatione consentientes sint. Ipse Quarti ^) , quamquam putet em 
non stringere sub gravi: probationem nibilominus affirmat senten- 
tiam, quae docet, consulendnm omnino esse, ut quoad ejus fieri po« 
terit, duae missae canantur juxta praescriptum rubricae. At Qavan- 
tus^) cumulatis pluribus, iisque gravissimis rationum momentis, nulli 
locum relinquit dubio, diebus per rubricas designatis utramque mis- 
sam. conventualem cum cäntu esse celebrandam. Ceterum si cano- 
nici tam exiguo sint numero, ut oneri buic responderie non valeant, 
S. B. Gongregatio facultatem quandoque tribuit ut e duobus missis 
altera legi possit. Sic ad expositionem episcopi Ortani, canonicos 
civitatis Castellanae et Ortanae ab obligatione duas missas canendi, 
cum id rubricae praescribunt , relevari petentis ob penuriam canoni- 
corum dictarum cathedralium, censuit concedendum: »quod contatä 
roissa conventuali de feste , altera missa recitetur sine cantu , cum 
interventu tarnen onmium canonicorum.« In Ortana 5. jul. 1631 ^). 

5. Missam conventualem debere esse de die, et secundum or- 
dinem officii, est communis omnium sententia , et probatur cumpri- 
mis ex cap. 11. X. de celebrat. missar. (UI. 41), quo d}serte prae- 
cipitur , ut pro festo vel feria secundum temporum congruentiam 
missarum solemnia conventualiter celebrentur.« Ex verbo autem 
manddmuSy quo in hac decretali Honorius III. utitur, infert Bonacina ^) : 
obligationem esse strictissimam, ut missa conventualis semper cum 
officio concordet, quod et declaravit. S. B. Gongregatio 25. jun. 1612. 

1) In V^Tünen. 22. dec. 1753. ap. Gardellini n. 4237. ad 10. et 11. 

2) Apud GardelL n. 4062. — 3) Loc. cit. tit. 3. üb. 8. — 4) Loc. dt. 
5) Apud GardelL n. 919. — 6) De legib. disp. 1. qu. 1. panct. 7. 

9. 4. n. 7. 
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decernens, teneri canonicos ad cantaDdam missam de die, ut parti- 
eipes sint distrubutionum '). Unde Begnadellius ^) Bassus non dubi- 
tat dicere : missas conventaales cathedralium et eollegiataram, cum 
sint solemnes, concordare debere cum officio, et quidem sab mortali ; 
qiiia hae missae aequiparantur horis canonicis, quae recitantur in 
chpro, et illarum sunt quasi finis. -^ Missa igitur conventualis sem- 
per Sit conformis officio diei oportet; nisi pro hac missa praescri- 
batur, aut perraittatur votiva juxta rubric. general. tit. 4. vel pro 
defunctis juxta tit. 5. 

6. Denique quod tempus concernit celebrandi missam conven- 
tualem : solemnis est iste usus ubique ecciesiarum ab omni aevo 
receptus, ut missa conventualis in choro semper post aliquam divini 
officii horam continienti cantu celebretur ; et quidem juxta rubricas 
generales Missalis tit. 15. n. 2. in festis duplicibus et semiduplicibus, 
in dominicis et infra octavas post tertiam ; in festis simplicibus et 
feriis per annum, post sextam; in adventu, quadragesima , quatuor 
temporibus, etiam infra octavam pentecostes, et vigiliis quae junan- 
tur, post nonam; cujus instituti rationes causaequae explicatae legi 
possunl apnd Gavantum. — Quo ordine canendae sint plures missae 
conventuales, dum eas rubricae praescribunt, ex Benedict! XIV. loco, 
quem supra n. 3. exscripsimus, perspicuum est. Quam accurate ad 
praestituti temporis normam celebratio missae conventualis exigi de- 
beat, facile intelliget, qui noverit a S. B. Congregatione iterato fuisse 
ingeminatum: missas tarn conventuales quam pro defunctis cantan^ 
das esse boris a rubrica missalis romani statutis, ^ nee valere consue* 
tudinem contrariam etsi immemorabilem. Ita in Polana 9. maji 1739. 
— In Imolen. 7. jul. 1759. — In Venusina 9. aug. 1760 3). 

Et haec quidem sufficere videntur ad ea, quae missam conven- 
tualem attinent , rite intelligenda : liceat interim nonnuUa adhuc 
partim anacephaleosis, partim scboliorum instar subnectere. 

1. »Conventualis missa debet semper concordare cum officio.« 
inquit öavantus*). 

2. In Omnibus ac singulis ecclesiis cathedralibus, collegiatis et 
conventualibus debet sub gravi praecepto missa de officio diei quo- 
tidie ofterri, Id enim universalis totius ecclesiae consuetudo, quae 
juxta communem doctorum sententiam vim habet legis, deposcitim- 



1) Gavant. par. 1. tit. 5. sub p, 

2) Bibliotheec. juris oanon. tom. 3. pag. 148. sub. 4. 
a) Apud Gardellini n. ^4086. — n. 4277. — n. 4293. 
4) Part. 1. tit. 5. sub p. 
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peratque*). Hac obligatione comprehendi e<5clesias regularinm sub 
nomine conventualium, passim äocent auctores*); immo comprehendi 
etiam ecclesias monialium probat Taraburinns ^). 

3. Missa officio correspondens, quae in cathedralibus et colle- 
giatis ecclesiis stata hora solemniter celebratnr, et pro benefactoribns 
in genere applicatur, proprie ac stricte conventualis andit, quam 
nullo praetextu fas est praetermittere. 

4. Occurrente festo in die jejunii, duae missae conventuales ex 
praescripto rubricarum sunt cantandae, dummoclo sufficiens adsit 
sacerdotum numerus. Quot autem in specie requirantur sacerdotes, 
ut haec obligatio urgeat, auctores dissident. Pellizzarius decem re- 
quirit ; Guyeto numerus iste videtur paulo latior , cum multae sint 
cöUegiatae, in quibus ne decem quidem sunt canonici, quos tarnen 
nemo ab hac obligatione eximit ; putat proin sufBcere sepiem ; Pey- 
rinus tres, Quartus denique numerum, qui ternarium superat, cen- 
set esse competentem, utpote qui etiam ad constituendem chorum 
sufficiat, quemadmodum ex communi sententia docet Diana *). 

5. Missa, quae in ecclesiis r^gularium, secundum ordinem offi- 
cii, nomine conventus quotidie ofifertur, sed non appücatur pro bene- 
factoribns in genere, pariter conventualis, quamquam minus proprie 
dicitur. Ultrum haec, aut quando per rubricas duae praescribuntur^ 
utraque cantanda sie a regularibus ? valde fluctuant auctorum sen- 
tentiae. Negat Gavantus*). — Quartus ß) postquam probasset non 
esse obligationem cantandi duas missas in ecclesiis regularium, sub- 
jicit: »curandum tarnen , ut dictae missae privatim dicantur. c Xe- 
zana vero sie ajt "0 : »Circa reguläres specialiter notandum , quod 
eorum ecclesiae videntur obligatae ad cantantum duas missas in 
feriis quadragesimae, quatuor temporum , rogationum et vigiliarum, 
etiamsi duplex vel semiduplex festum , vel octava iR eis occurrat. 
ünam videlicet de festo, alteram de feria. Declarationes enim s. 
Congregationis , in quibus id praecipi videtur, generales quoad om- 
nes ecclesias orbis sunt. Verum quidem est, quod si in talibus de- 



1) Ita Sotus in IV. dist. 3. qu. 2. art. 1. Buar€%, in 3. part. 3. disp. 80. 
Beet. 2. Laymann de sacrif. c. 3. n. 5. 

2) Rodriguex, Quaestion. regulär, tom. 1. qu. 43. art. 14. Caataldus in 
Praxi caerera. lib. 21 sect. 6. c. 2. 

3) De jure abbatissar. disp. 16. • 

4) Par. 2. in tract. de horis canon. resol. 31. 

5) Par. 3. tit. 11. n. 12. — 6) Par. 1. tii 3. dub. 4. 

7) Summa Quaestion. regul. tom. 4. verb. Missa. n. 49. 
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clarationibus soluna esset sermo de ecclesiis cathredralibus atit col- 
legiatis, illis non comprehen deren tu r ecclesiae reguläres, que proprie 
loquendo solum dicunttir conventuales , et nonnisi improprie , et so- 
lum quoad fayörabijia . . . Notandum etiam, probablle esse suffleere, 
quod in ecclesiis regularium una dictarum missrarum cantetür , et 
alia recitetur; quia nee decreta s. Cougregationis aliud petunt, nee 
id est in praxi receptum.« — At bis obstare videtur decretum S. R. 
Congregationis Hispanae; in hoc enim decreto ad dubium proposi- 
tum^ an in die s. Mareis, ac in tribus feriis rogationum teneantur 
reguläres cantare missam convent. De i^ogationibus , seu potius de 
feria, currente cum commemoratione rogationum, cum reguläres non 
teneantur ad duas missas eadem die? declaravit s. Congregatio 
16. febr. 1781: »In duplicibus primae et secundae classis canendas 
esse duas missas ; in reliquis dilata ^).« Hoc idem decretum confirjnavit 
ac servandum edixit in Valentina seu Ordinis eremitarum s. Augus- 
tini 19. sept. 1801'-^) — Qüapropter attentis iis, quae jam superius 
dehac quaestione annotavi, sie statuendum arbitror: reguläres ad- 
missam coriventualem proprie dictam jure communi haud obligari, 
unde quae circa. hanc ecclesiis cathedralibus et coUegiatis injungun- 
tur, ad illos non pertinere: at vero obligantur ad celebrandam quo- 
tidie missam de officio diei, quin eam pro benefactoribus in genere 
applicare, aut cantare teneantur. Quodsi autem vi constitutionum sua- 
rum aut specialis obl.igätipnis missam , quam ipsi conventualem vo- 
cant, quotidie cantare teneantur, praescrijpto rubricarum sese confor- 
raent est necesse. 

6. Juxta doxtrinam Quarti ^) , rectores ecclesiarum in quibus 
nuUa est obligatio cantandi missas, curare debent, utdiebüs illis, 
quibus rubricae missas votivas permittunt, una saltem de die et se- 
cundum ordinem officiii celebretur. 

7. Affirmat idem*). in illis ecclesiis, in quibus non cp-ntantur 
duae missae, ut rubrica praescribit, sed unica tantutn de feste: om- 
nino expedire, ut altera missa, saltem privata, dicatur de feria , ut 
quoad ejus fieri potest, servetur rubrica. Consequentur in illis ec- 
clesiis, in quibus non solent cantari missae, dicenda erit duplex 
missa conventualis, utraqüe privata absque commemoratione alterius 
in altera. Ita Castaldus in Praxi cäerem. lib. 2. sect. 6. c. 3. n. 
21. ubi etiam ait, quod in illis ecclesiis, in quibus una tantum cele- 
bratnr missa, in praedicto casu missa conventualis celebrari debeat 



1) Apud Gardell. n. 4401.. ^ 2) Apud eumd. n. 4478. — 3) Par. 1 
tit. 4. dub. 9. — 43 Par. 1. tit. 3. dub. 3. 
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de Sancto cum commemoratione feriae ; nbi enim plures quotidie 
celebrant sacerdotes, rnbrica est observanda. 

Non mihi temperare possam, quin coronidis instar adjiciam 
verba Quarti, qaibns discrimeD inter solemnem et priyatam missam 
explicat; proposita nempe qnaestione : in quo praesertim differat 
missa solemnis a privata? respondet: »requiri priiuo ad missam 
solemuem tot clericos seu personas ecclesiasticas , quae sufficiunt ad 
constituendum chorum ; quia missa cantari debet respondeute choro. 
SecundQ requiruntur plures ministri principalis celebrantis, videlicet 
diaconus et subdiaconus; vel si non suppetat eorum copia, cantari 
potest cum uno ministro, qui praeter solitas functiones cantet epis- 
tolam , et deinde ipse celebrans cantet evangelium. Ita Suarez, 
tom. 3. in tert. part. disp. 87. sect. Castaldus in Praxi caerem. lib. 2. 
sect. 5. G. 3.« — . 
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XXIV. 

Erwirbt der Patron der Mutterkirche das Patronatsrecht an 

dem von derselben dismembrirten neuen Gofteshause? 

cf. 5. C. Trid. S. 14. (c. 13.) de Ref.; S. 21. (c. 4.) de Ref. 
Von Domcapitalar v. Oberhamp in München. 

Zunahme der Bevölkerung und vermehrte Verkehrsmittel fuh- 
ren zu Veränderungen in der Bedeutung der ViTohnsitze und nicht 
selten zur Nothwendigkeit von Pfarrdismembrationen. 

In jedem dieser Fälle entsteht die Frage um das Besetzungs- 
recht der neuen Pfründe ; eine Frage, welche heutzutage um so 
wichtiger, wenn die Mutterkirche einem Patronatsrechte unterstellt ist. 
— In einem der verbreitetsten Lehrbücher *) begegnen wir der Be- 
merkung, dass dem Patron der ecclesia matrix in allen Fällen auch 
ein Präsentations- oder Nominationsrecht bei dem neu entstandenen 
Beneficium erwachse. Als Bechtsquelle dieses Satzes wird eine 
Decretale P. Alexanders IH. angeführt').: 



1) Permaneder, Handbuch des gemeingiliigen kathoüBchen Eirchenrechts 
etc. herausgegeben von Dr. J. SilbemagJ. Landshut 1865, §• 235, S. 393: 

»Bei Theilung einer Patronatspfründe erwirbt der Patron auch auf 
die abgetrennte Pfründe entweder das alleinige Patronat oder das Compatro- 
nat, je nachdem das neue Eirchenamt ganz oder theilweise aus dem Vermö- 
gen der Stammpfründe dotirt wurde, c. 3. de eccl. aedif. III. 48.« | 

Schulte dagegen (System, §.55): * Dem Pfarrer der ecclesia matrix 
verbleibt das Präsentationsrecht der Curatie des neuen Beneficiums, welches 
Rechter jedoch, wenn er ein taugliches Subject zu präsentiren unterlässt oder 
die Theilung verhindern will, ohne Zuständigkeit der Appellation , verliert, so 
dass der Bischof frei instituirt.« 

2) L. IlL Decretah (de ecclesiis aedificandis vel reparandis.) 4S, 3, 
Propter nimiam distantiam ecclesiae potest nova ecclesia in ipsius parochia 
aedificari, et certa Portio de antiqua sibi deputari. Alexander IIL Eboracensi 
Archiep. Ad audientiam nostram noveris pervenisse quod villa quae didtur H. 
tantum perhibetur ab ecclesia'' parochiali distareut in tempore hiemali qnumplu- 
viae inundant, non possint parochiani sine« magna difficultate ipsam adire, unde 
non valent congruo tempore ecclesiasticis officüs Interesse. Quia igitur dicta 
ecclesia ita dicitur in reditibus abundare quod praeter iUius vUlae proventus 
minister illius convenienter valeat sustentationem habere . . . mandamus, qua- 
tenus, si res ita se habet, ecclesiam ibi aedifices, et in ea sacerdotem, sublato 
appellat. obstaculo, ad praesentationem rectoris ecclesiae majoris cum cano- 
nico fundatoris assensu iustttuas, ad sustentationem suam ejusdem villae obven* 
tiones ecclesiasticas percepturum, providens tamen, ut competens in ea honor 

20* 
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Wie die richtige Auslegung eines Schrifttextes den gewissen- 
haften Anschluss an die kirchliche üeberlieferung erfordert : ebenso 

pro facnltate loci matrici ecclesiae 8er?etur qnod quidam fieri posse videtur, 
quum ejusdem villae dominus viginti acras terrae frugiferae velit ad 
U8U8 sacerdqHs conferre. Si vero persona matricis ecclesiae virum ido- 
neum praesentare diltuleiit, velopas illnd volnarit impedire^.tn nihilominns fa- 
das idem opus ad perfectionem deduci et vinun bonnm appellationis cessante dif- 
fu^o institiiere non omittas. 

Innoc. IV, (Simbaldi.Fieschi, Kanzler der rom. Kirche dann Papst 124B) in 
seinem vor der Glossa verfassten Commeiitar schreibt in c. ad audientiam adv. 
*Fundaiori8,* >et ambo su/nt patroni, matrix ecclesiae propter dotem quia 
redditibus ^110 debitifi dotatnr ecclesia; fondator propter fnndationem et qaia pro 
parte dotat ; nnde est, quod ex dötatione plures esse possnnt patroni, similiter 
ex fondatione.« 

Gloasa ad v. Ad audientiam, Primo ponit facti narr ationem. 
Secnndo provisioneni : ibi >qnia igitnr« qnae primo providet quando rector con- 
sentit. Secnndo qnando disseotit: ibi »si vero.« Ab. aicu. Casus, Qnaedam 
TÜIa tantnm distabat a parochiali ecclesia; qnod tempore hiemaÜ sine magna 
diffienltate parochiani ipsam ecclesiam adire non poterant. XJnde congruo tem- 
pore non poterant divinis officiis inteiresse. Unde dominus illius villae pe^ 
tat ut ibi posset ecclesiam, construere^ quam dotare voUhat, et major 
ecclesia intantum abundabatj qxiod nuUum vel modicum praejudicium prop- 
ter hoc fieret eidem sine obventione illius villae. XJnde mändat papa dioecesano 
quatenns si ita est, ecclesiam ibi aedificet et in ea sacerdotem institnat ad praesen- 
tatioriem rectoris majoris ecclesiae cum assensn patroni^ perceptnmm obven- 
tiones illius villae: provideat tarnen; nt competens honor secnndnm fäeulta- 
tem illlns loci e.ccle8iae matrici servetnr quod satis fieri potest , cum dominus 
ejusdem villae XX. acras. terrae illi ecclesiae assignare velit. Bi autem rector 
matricis ecclesiae opus illud volluerit impedire, vel presbjterum idpneum dis- 
tulerit praesentare, archiepiscopus nihilominus idem opus fieri {aciat et prea- 
bjterum instituat . .ad v. Praesentationem rectoris .... quare 
praesentatio non spectat principaliter ad patronum: (ut 5. de jure patr. per 
totum). Potest dici: quod.ideo spectat ad majorem ecclesiam, quia in ejus prae- 
judicium fundatur alia, iü ipsius parochia, unde quasi quadam compensatione 
praesentat cum assensu patroni : et hoc providit Papa forte de consensu patroiiL 
Vel potest dici, quod patronus tantum eliget et praesentabit electum rectori mar 
Joris ecclesiae qui illilm postea episcopo praesentabit. «(arg. 24. dist. quando.) 
Sed primum verius Videtur. Sed quid si patronus non concordat cum illo rec- 
tore? Nisi justam causam cbntradictionis ostendat, non nocet. Vel die, quod 
ambo sunt patroni et ambo debent similiter eligere quia de bonis utrinsqu« 
dotatur ecclesia et presbyterum praesfentabunt archiepiscopo. -- ad v. Obven- 
tione s wird die verschiedene' Auslegung erörtert: ob hierunter der eigent- 
liche Zehent mit zu verstehen sei? diesen habe nur der Papst von der ecelesl» 
matrix trennen können ; oder ob es sich nur handle de aliis oblationibus, z. B. 
mortuariifl et consimilibus. Würde der Papst den Zehent haben trennen wol- 
len, hatte er denselben ausdrücklich genannt (?). 

Pirhing, S. J. Jus. can. L. III. Tit. 48. §. 2. (Quaenam praeter legi- 
tim, causam , conditiones necessafio requirantur ad constituendam novam' eccles.) 
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erheischt die canonistische Hermisineutik, d^ss man b^i den zu er- 
kläreaden Texten die allgemeinen Eechtsprincipien sich vergegenwär- 



50. Eequiritiir at in erectione novae parochiae jus praesentsmdi sacerdotem in 
illa reservetur illis quibus de jure debetnr, videlicet in primis ei qui illam ex 
propriis bonis fundavit et sufficienter dotatur si tälis reperiattir. Si vero nova 
ecclesia fuit fundata ex reditibus ecclesiae antiquae, jus praesenfcandi ad rec- 
torem ejusdem pertinebit ut patet ex s. cit. c. »Ad aud.« Ita tarnen ut etiam 
fundator ecclesiae novae qui fundiim dedit^ simnl sit patronus ejasdem ex causa 
fundationis etc.. . . quodsi ecclesia . . . matrix nihil contulit ex propriis 
reditibus, non acquirii jus patronatus in ecclesia nova tum qüia in , 
nullo jure probatur etc. tum quia jus patronatus non acquiritür nisi ex 
fundat, vel constructione, vel dotatione ex receptissima omnium senten^ 
tia. Sed ecclesia matrix ex eo quod novo, ecclesia constituatur intra Hmites 
Parochiae ipsius, non dat fundum. 

Fagnanif Commentaria in HI. L. D. c. »a4^ andientiaxp.« . . . Similit^r 
si nova ecclesia dotata fuerit ex redditibus ad matricem ecclesiäm pertinen- 
tibus, planum erit jus praesentandi sacerdotem pertiiiere ad rectoxem matricis 
ecclesiae, ut probat liaec littera ibi »ad praesent.« Joh^ Andr. /. Abbas 
(Pan.) quia testatur banc opinionem communitiMr tueri atque ita secundiun eos 
duo erunt paironi porochidlis noviter erei^tae^ yidelicet ecdesia matrix i * .. 
et fundator .ex causa fundationis si tantunümodo fundum dedit . • . ^ * et dotis 
residuum, sicui in cqsu hujus decretalis dominus villae etc. 

{Abbas Panorm. ergeht skh. weitläufig darüber, dass die Ecclesia Matrix 
welche nicht mit dotirt, auch kein Patronatsrecht anzusprechen habe.) 

Schmalzgrueber, ad h. tit* n. 28. Vel eccles. nova constructa est in 
fundo et ex proventib. matricis ecclesiae aedificata aüt dotata, velsumptusad 
hoc suggessit alterius aut aliorum liberalitas. Si primum, jus patr. pertinebit 
ad rectorem matr. ecclesiae; si secundum . . . illi tribuendum est qui eam 
fundavit, construxit, dotavit. Abb. in c. »ad audientiam.« . . Teste Fagnani 
Respondii s, Congreg. Concilii. Ratio est quia. . . jus patronatus ex tribus . 
solum causis fund., dot., construct. acquiritür. Reiffenstuel, ibid* n. 17. be- 
merkt nach Fagnani : Nee dicitur ecclesiäm antiquam fnndare novam ex eo qd, 
futura^ oblationes de parte eidem decedant et accedant novae. 

Leurenius For. E. III. tit. 48. q. 998. Quaenam praeter jnstam causam 
ad erectionem novae ecclesiae requirantur conditiones : 4^. ut jus patr. seu jus 
praesentandi rectorem novae ecclesiae rieservetur matrici seu ejus rectori, (non ■ 
tamen ejus consanguineis) juxta c. ad andient. — Si tamen ex propriis rediti- 
bus contulit in exstructionem vel dotationem novae parochiae! ;hanc enim con- 
ditionem supponit cit. c. ad aud. et jquldem cumulative tantum cumi. eo qui 
fundum (quam matrix non praestat eo ipso quod nova construatur intra limi- 
tes iUius) ad hoc concessit vel partem dotis. — Secus, si nihil ad hoc contu-, 
lit ; cum jus patronatus juxta communem non nisi ex fundatione, constructione 
vel dotatione congrue competat; sed reservatur illis qui haec vel unum ex his 
praestiterunt. (Qu, 996. Eequiritnr consensua patroni veteris ecclesiae 
saltem si nova ecclesia parochialis dotanda sit de reditibus dotataeab eo ecclesiae 
matricis — quamvis, cum necessitaspostulat aedificationem, ad hanc eo invito procedi 
possit. — Doch von einem für ihni den Patron der alten Kirche, erwachsenden Patror 
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tigOi welche die betreffende Materie beherrschen und deren in der 
Begel dogmatischer Ursprung oder Zusainmenhang im rechtsge- 
schichtlichen Verlauf nur entfaltet und fortgebildet worden ist. 

Derartige Principien sind die Eechtsvermuthung für die freie 
Disposition des Bischofs über alle Kirchenämter seines Sprengeis; die 
Unabhängigkeit dieses jtss spiriiuale nach allen Seiten hin , dessen 
annexum temporale allein durch das positive Eecht determinirt und 
Beschränkungen unterworfen wird. 

Aber auch diese Beschränkungen sind strictae probationis, weil, 
wiederum nach einer allgemeinen Bechtsregel, das accessorium dem 
principale folgt, dies principale aber unbedingt in den Händen des 
Bischofes ruht. — 

Zu dem einen Schlüssel, welchen die Principien darbieten, bat. 
man denjenigen der historischen Thatsachen^ die genaue Kenntniss 
des »C/o^ttö« hinzu zu nehmen, auf welchen die zu interpretirende 
Oesetzesstelle oder richterliche Entscheidung sich bezieht. 

Lässt man sich nun die Mühe nicht yerdriessen, den Eechts- 
fall der in Trage kommenden Decretale P. Alexanders III. »ad au- 
dientiamc in der Glossa nachzulesen, so erfährt man dass ein Schloss- 
gutsbesitzer die Erbauung einer neuen Kirche angeregt und deren 
völlige Dotirung zugleich versprochen hat. Man erinnert sich nun, 
dass das Patronatsrecht, obgleich ein Ab- und Ausbruch aus dem 
vollen Bechte des Ordinarius, doch keineswegs eine gratia ah homine^ 
von Seite des Bischofs, sondern eine gratia ä lege ist ; dass man 
das Patronatsrecht ipso facto durch die Erfüllung einer der drei be- 
kannten Bedingungen erwirbt und behaupten kann , so lange man 
nicht ausdrücklich und förmlich darauf verzichtet hat. Der Ver- 
fasser der Decretale muss also das Patronatsrecht des Stifters der 
neuen Etrche als unisweifelhaft bestehend voraussetzen; nur dieser 
Gutsherr^ der die neue Kirche dotirt^ kann mithin in diesem Texte 
gemeint sein^ wenn von einem Patrone die Bede ist und in der That 
unverständlich wird es, wie ein anderer Ausleger hier für ein Patro- 
natsrecht des Patrons der ecclesia matrix einen Anhaltspunkt hat 



nats- oder Prasentationsrecht an der neuen Kirche ist nirgends die Bede, weil 
er dieser gegenüber weder fnndator, noch constructor, noch dotator ist. 

Wenn Host, (f 1271) in seiner Erklärung dieser Decretale von der Ein- 
stimmigkeit der allegirtn Lehrer abweicht, so ist dies wohl verständlich, Weil- 
er als Zeitgenosse zwar des Verfassers der Glossa ordin., aber nicht, wie dieser, 
in Italien geschrieben hat; während der Letztere (Beruh, de Botone t 1266 
in Bologna) die Darlegung des richtigen Sinnes im Commentar Inno- 
cen»* IV. (die oben wiedergegeben), vor Augen hatte. — 



* 
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finden können. Um so ungerechtfertigter ist diese Interpretation, 
als nirgend die mindeste Andeutung gegeben ist, ob die ecclesia 
matrix überhaupt einem Patronat untersteht oder nicht vielmehr frei 
conferirt wird ? Besteht aber hierüber Ungewissheit, so ist die Frei- 
heit der ecclesia matrix nicht blos mit gleichem, sondern besseren 
Rechte anzunehmen , weil die Präsumtion for diese Freiheit der 
Pfründen streitet und der Beweis des Gegentheils liegt Dem ob, der 
es behauptet oder eine Consequenz daraus ziehen will. 

Mithin ist fraglicher Text schlechthin nur dann verständlich, 
wenndn dem erwähnten Patron der ecclesia filia neviter erecta der JSr- 
hauer und Dotator derselben erkannt wird; von einem Mitpatronat 
oder Nominationsrechte eines zweiten Patronus, desjenigen der ecclesia 
matrix, steht nirgends eine Silbe. 

Erwägt man endlich, was nie unterlassen werden darf, unter 
welchem Titel nn^ere'DQcretale aufgenommen ist: »De ecclesisis aedif.,« 
so bemerkt man sogleich , welches deren Hauptintention sei; näin- 
lich den Neubau von Kirchen und die Neuerrichtung von Pfarreien 
zu begünstigen. Die ganze Tendenz geht auf Bestimmung ; ja Nö- 
thigung des Rectors der ecclesia matrix, dass er die Dismembrirung 
eines neuen Pfarrsprengels weder direct noch indirect erschwere; 
dass er vielmehr bereitwillig dazu mitwirke. Desshalb, wie von dem 
Gesichtspunkte natürlicher Gerechtigkeit dahin gewiesen, denkt 
nun der Gesetzgeber darauf, wie jener Rector und die Mutterkirche 
selbst für ihre Verluste einigermassen entschädigt werden könnten? 
— Dieses geschieht. Das eigentliche Patronatsrecht des Dotator kann 
und darf ihm aber .nicht genommen' werden; also- wird nur ein 
gewisser, an sich geringfügiger Theil von demselben ausgebrochen. 
Bei getheiltem Patronatrecht ist, nach der Natur der Sache, die 
Nominatia, die Wahl der Person^ der wichtigere entscheidende An- 
theil ; die Vorstellung des Benannten , Präsentation, an den Bischof 
das minder wichtige Ehrenrecht. 

Demnach muss das Nominationsrecht, das werth vollere, dem do- 
tirenden Patron verbleiben ; die Vorstellung des Benannten wird dem 
Rector der ecclesia matrix eingeräumt. — 

Eine entgegengesetzte Auslegung im Sinne des eingangser- 
wähnten Lehrbuchs, würde zu der gänzlich unzulässigen Folgerung 
gelangen müssen, dass ausser dotatio, aedificatio, fundatio es noch 
einen vierten Erwerbstitel des Patronatsrechtes gebe: nämlich die 
Dismembration einer Pfründe aus einer . andern ; ohne dass eine 
netie selbstständige Wohlthat dieses neue Privilegium veranlasst oder 
gerechfertigt hätte, und dieses vierten Entstehungstitels des jus 
patr. wäre , merkwürdiger ViTeise , im Titel des Gesetzbuches »de 
jure patronatus« mit keinem Worte gedacht; sondern er wäre nur 
durch eine Entscheidung über die Verpflichtung eines rector ecclesiae, 
eine Dismembration sich gefallen lassen zu müssen, bei einer jfremd- 
artigen Materie beiläufig erwähnt, gleichsam in das System mit ein- 
geschwärzt?! 

Diesen ünzulässigkeiten gegenüber liegt die Wahrheit ganz 
einfach so, dass aus der Dotation eines Beneficiums, ganzen oder 
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theilweisen , pro rata dieser Betheiligung an dem Zustandekommen \ 
des guten Werkes (beneficium) : ein Patronatsrecht, beziehungsweise 
ein Mitanspruch auf solches entsteht, und dass also im Casus der 
Decretale »ad audientiam,« das Patronatsrecht zwischen dem dotator 
und aedificator der neuen Kirche und dem dabei in Mitleidenschaft 
gezogenen Rector ecclesiae matricis getheilt wird. Dieser Mitau- 
spruch kann auch für letzteres Rechtssubject, das beneficium rectoris der 
ecclesia matrix, durch Verschulden des zeitweiligen Beneficiaten kei- 
neswegs verloren gehen. Er für sich allein vermöchte das .zur Sub- 
stanz der Pfründe gehörige und aus /derselben gewissermasseu er- 
wachsene Recht weder aufzugeben noch zu verscherzen. Die Reni- 
tenz gegen die Dismembration hat nur, zu seiner persönlichen 
Strafe, die* Folge, dass er bei der ersten Pfründebesetzung von der 
Mitwirkung ausgeschlossen bleiben soll. ^ 

Die in unserer Decretale beobachteten Grundsätze auf einen 
Fall anwendend, in dem aus einer Jcöniglichen Pairmatspf runde eine 
Dismembration in der Art stattfindet,, dass die Rente der neuen 
Pfarrei zum grösseren Theüe aus verschiedenen , dinglichen und 
persönlichen Rechten der ecclesia matrix entnommen wird, zum weit 
geringeren Theil aber aus y>Bmteniibcrschüssen katholischer Stiftungen 
der Diöcese ,« — ohne jede neue Wohlfhat von Seite des Tatrons der 
ecclesia matrixy {A. i. svom Staate); gelangen wir zu folgenden Er- 
gebnissen: 

1. Der Patron der ecclesia matrix muss über die Dishaembra- 
Vion gehört werden'^ ebenso wie der Rector der. Kirche aus deren 
Sprengel dismembrirt wird; vor Allem, weil das eigene, inaterielle 
Interesse des Patronus (und des liectors) durch Werthminderung der 
alten Pfründe dabei betheiligt sein kann und das Gesetz es desshalb 
ausdrücklich vorschreibt. 

Aber ein Titel auf ein zweites^ ganzes oder getheiltes, Patro- 
natsrecht an der neuen Pfründe entsteht nicht für den Patron der al- 
ten Pfründe und Mutterkirche. 

2. Die ecclesia matrix beziehungsweise deren Rector besitzt, 
wegen des grösseren Theiles der Dotation, überwiegende Ansprüche 
auf das Patronatsrecht ; der Rector ecclesiae matricis hätte daher zu 
nominiren und jenes Rechtssubject, welches den geringeren Beitrag 
leistet, hätte m präsentiren. Da es nun aber für dieses letztere Recht- 
«ubject,. nämlich die »Vermöglichen Stiftungen« und deren Rentenuber- 
schüsse, keinen andern kirchlich-rechtmässigen Vertreter gibt als den 
Ordinarius, so wäre, unter ^Zustimmung des Rectors jener Mutterkirche, 
deren Patronatsrecht etwa so zu limitiren, dass von demselben Rec- - 
tor eine Liste. vofi drei Candidaten auszustellen, und einer der Nomi- 
nirten vom Ordinarius auszuwählen wäre. 

Es könnte aber auch der Rector der ecclesia matrix im ersten 
und zweiten Falle unbedingt präsentiren ; in jedem dritten Fall da- 
gegen das freie Collationsrecht des Bischofs vorbehalten bleiben. 
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XXV. 
Decretum s. Poenitent-Roman. d. 4. August 1876. 

Super societate sie dicia caiholica lialica cujus sü, revindicare 
jura ad poptdum Christiatmm jxtque in specie ad cives Romanos 

periinentia. 

(Voce della Yeritä d. 9. August. 1876.) 

Eme et Bnie Domine. 

Nonnulli Sacerdotes Confessarii in Alma ürbe humiliter expo- 
nunt, hoc tempore per. eam circumferri quoddam folium continens 
programma typis impressum cum adnexis schedis associationis , quo 
fideles sollicitantur adhaerendum cuidam Societati in eum finem in- 
stitutae vel instituendae, ut . quandocumque Apostolica Sedes vacave- 
rit, populus romanus concurrat in Summi Pontificis electione. . So- 
cietati nomen inditum est — ßocieiä cattqlica üdliana per la ri- 
vendicazione dei diritti spettänti al popolo cristia/no ed in ispecie 
al popolo romano. — Qui autem huic Societati dant nomen decla- 
rare expresse debent, pi'out ex schedarum forma, se assentire doc- 
trinis in programmate enuneiatis, et obbligätionem coram duobus 
testibus contrahunt, se operam daturo&, ut tales doctrinae pröpa- 
gentur, et Societas ipsa dilatetur.^ Itaque accedentibus (Deo. opi- 
tulante gratia ad Sacramentalem Cönfessionem. iis, qui hujus pra- 
vae societatis promotores extiterunt, vel qui subscripserunt, caeteris- 
qu^e adhaerentibus et fautoribus, prefati Confessarii , ut eos rite ab- 
sei vere valeant, programmatis et schedarum exemplum S. Poeni- 
tentiäriae expendendum remittunt, et sequentium dubioruni solutio- 
nem expostulant. 

1. An omnes et singüli praedictae Societati nomen dantes, vel 
eam proDjoventes , aut ei quoniodocumque faventes, vel adhaerentes 
Excommunicationis majoris poeuam ipso facto incurrant? 

2. Et quatenus affirmo^ive an hujsmodi Excommunicatie sit 
Romano Pontifici reservata? 

Sacra Poeniteiitiaria ättentis omnibus expositis, et inspecta na- 
tura ac fine buiusmodi Societatis: facta premissorum relatione Sän- 
ctissimo Domino Nostro Pio Papae IX. et eodem SSmo t)omino 
approbante, ad proposita du))ia respondet ut sequitur: 

Ad primum Affirmative. 

Ad secundum. Incurri excommunicationem latae sententiae spB- 
ciali mpdo Komauo Pontifici reservatam. 

Datum Romae in S. Poenitentiaria die 4. Augusti 1870. 

R. Card. Monaco pro P. M. 

Hip. Can. Palomhi S. P, Secr. 
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XXVi. 

Literatur. 

1. Gladstone, Die vaticanischen Dccrete nach ihrer Bedeutung für 
die Unterihanentreue j Uehersetzmig von Dr. M. Lassen, Nord- 
lingenj Beck. 1875, 

2. Manning, Ersbischof von Wesiminsier^ Die vaticanischen Decreie 
in ihrer WirTcung auf die Pflichten der Unferihaneu gegen die 
Regierungen^ Uebersetjsung von Graf von Hompesch^Bolllieim. 
Mainz, Kirchheim. 1875. 

3. P. Newman, Ist die katholische Kirche staatsgefährlich ? Offerier 
Brief an den Herzog von Norfolk. Freiburg, Herder. 1875, 

4. Gladstone, Vaticanismus. Eine Antwort auf Erwiderungen und 
Vorwürfe. Nördlingen, Beck. 1875. 

Im October 1874 äusserte der frühere englische Premiermi- 
nister Gladstone in einem kleineren Aufsatze einer Zeitschrift: Es 
werde niemals möglich sein, das englische Volk zu romanisiren, »da 
ßom an die Stelle seines stolzen Kühmens »semper eadem« zu sein^ 
eine Politik des Zwanges und des Wechsels im Glauben gesetzt hat; 
da es alle verrosteten Werkzeuge, die man gern ausser Gebrauch 
gekommen dachte, wieder aufpolirt und von Neuem zur Schau ge- 
stellt hat ; da Niemand mehr römischer Convertit werden kann, ohne 
auf seine sittliche und geistige Freiheit zu verzichten, und ohne seine 
staatliche Treue und Pflicht der Gnade eines Andern preiszugeben, 
und da es ebenso den modernen Geist, wie die alte Geschichte von 
sich gestossen hat.« Der Widerspruch, den diese Worte hervorrieten, 
veranlasste Gladstone zu der ersten der obengenannten Schriften, 
welche die Rechtfertigung der obigen vier Sätze enthalten sollte. 
Der Widerspruch wurde dadurch nur noch stärker; Gladstone selbst 
zählte später nicht weniger als 21 E)itgegnungen auf, die zum Theil 
ansehnliche Broschüren bilden, und mit diesen war die Zahl der Er- 
widerungen noch nicht abgeschlossen. Es mag jetzt, nachdem die 
Bewegung ihr Ende erreicht, angemessen sein, im t^ Archiven we- 
nigstens die kirchenrechtlichen Materien anzugeben, welche in der 
ganzen Controverse zur Erörterung kamen. Sie finden sich freilich 
vielfach mit theologischen, politischen, geschichtlicheu und , selbst 
persönlichen Erörterungen vermischt ; theils forderte es so die Natur 
des Gegenstandes, theils die Person des Schriftstellers, theils endlich 
die angenommene Manier, kurze und gelegentlich hingeworfene Sätze 
später der Reihe nach zur These von langen Auseinandersetzungen 
zu machen. Indessen hat doch der Geist der Ordnung und der ein- 
fachen, sachlichen Discussion besonders in der Schrift des Card. Man- 
ning, diese Mängel vielfach weniger bemerklich gemacht. 
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1. Die erste Schrift von Gladstone : »Die vaticanischen Decrete 
nach ihrer Bedeutung für die TJnterthanentreue^ sollte eigentlich 
die umständliche BegründuDg der oben aDgeiuhrten vier Sätze brin- 
gen ; die vollen Phrasen derselben zeigen sich aber zum Theil sehr 
ungeeignet für eine eingehende Discussion. Als die verrosteten 
Werkzeuge, die wieder aufpolirt seien, werden eine Anzahl von 
Sätzen des Syllabus aufgeführt, und zum Belege dafür, dass ein 
Convertit jetzt seiner sittlichen und geistlichen Freiheit verlustig 
gehe, wird auf den Gegensatz zwischen einer Eeihenfolge von Er- 
klärungen der apostolischen Vicare und Bischöfe in Irland und Eng- 
land 1825 und den Erklärungen des Vaticanums hingewiesen. Mit 
Ausnahme dieses für Engländer besonders pikanten Punktes enthält 
die Gladstone'sche Schrift nichts für das Kirchenrecht Bedeutendes, 
was nicht schon anderswo öfter und wohl auch eindringlicher gesagt 
worden wäre. Die politischen und theologiöchen Hefiexionen Glad- 
stone's bleiben hier ausser Betracht. Ein der deutschen Ueber- 
setzung beigegebener Anhang enthält eine Beihe von Erklärungen 
für und wider Gladstone. 

2. Unter diesen Erklärungen waren jedenfalls die, welche der 
bald darauf zur Cardinalswürde erhobene Erzbischof von Westmin- 
ster Edw. Manning sofort veröflfeiitlichte , von ganz besonderer Be- 
deutung. Diese Gegenthesen wurden in immer grösseren Broschüren 
ebenfalls wieder erläutert und begründet. 

Die Thesen dieser Schrift lauten nilq, wie folgt: 

1) Dass die vaticanischen Decrete in keiner Weise die Ver- 
pflichtungen oder die Bedingungen der ünterthanentreue geändert 
haben. Das wird durch' Mitlheilungen über die Verhandlungen auf 
dem Concil begründet; das Concil habe über die Beziehungen zwi- 
schen Kirche und Staat gar nichts bestimmen wollen. 

2) Die ünterthanentreue der Katholiken ist ebenso ungetheilt, 
wie die aller Christen und aller jener, welche das göttliche oder das 
Moralgesetz anerkennen. Die Ünterthanentreue keines Menschen ist 
ungetheilter Natur, vielmehr ist die ünterthanentreue aller jener, 
die an Gott glauben, oder ihrem Gewissen folgen, in diesem Sinne 
getheilt. Nur in diesem Sinne , und in keinem andern , kann in 
Wahrheit gesagt werden, dass die ünterthanentreue der Katholiken 
getheilt sei. Die ünterthanentreue jedes christlichen Mannes in Eng- 
land ist die Folge seines Gewissens und des göttlichen Gesetzes ge- 
theilter Natur, und die ünterthanentreue der Katholiken ist nicht 
mehr, noch weniger begrenzt. Diese Erklärungen unterscheiden sich 
durch ihre Präcision bedeutend von den Gladstone'schen. Von den 
Ausfuhrungen über dieselben sind ganz besonders interessant jene über 
den Zweck der Kirche und des Staates, über die daraus sich ergebende 
höhere Stellung der Kirche die sogenannte »indirecte« Gewalt des 
Papstes in »weltlichen« Dingen, die Bulle: »ünam Sanctam« und 
die Anwendbarkeit der »indirecten Gewalt« in der Gegenwart, be- 
sonders nach der bekannten Erklärung Pius' IX. Durch diese sehr 
klar gehaltenen Erörterungen musste die Gladstonische Aufstellung 
schon wesentlich erschüttert werden. Manning geht dann zur Offen- 
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sive ober durch die Begründung des Satzes, dass alle heutigen Con- 
flicte durch Veränderungen, nicht von Seite der katholischen Kirche, 
viel weniger noch durch das Vaticanische Concil, sondern von Seite 
der weltlichen Gewalten, und zwar in Folge einer systematischen 
Verschwörung gegen den heiligen Stuhl hervorgerufen worden seien, i 
und dass durch diese Aenderungen und Gonflicte die bürgerlichen 
Gewalten ihren eigenen Bestand zerstören. An diese jedenfalls nicht 
kirchenrechtlichen Auseinandersetzunp:cn schliesst sich eine Darle^ng 
der Gründe der Definition der Infallibilität und einer eingehenden Erklä- 
rung des Dogmas. Die Schrift enthält eine Menge Material, sie macht 
aber durch die klare scharfe Angabe der Hauptpunkte und die Art 
der Beweisführung nicht den Eindruck des Ueberfüllten und Ver- 
wirrenden, wie er sich manchmal bei der 

3) J^ewman'schen Schrift aufdrängt. Der Gang derselben ist 
im Ganzen der liämliche, wie jener der eben besprochenen Schrift 
Zuerst wird durch eine Untersuchung über die »alte« und die 
»päpstliche Kirche« der Vorwurf des Wechsels im Glauben und 
der Verfassung zurückgewiesen, wobei viele Notizen über die jm)- 
litische Stellung des Papstes im Mittelalter mit einfiiessen. Am 
besten scheinen uns die Abschnitte über die »getheilte Unter- 
thanenpflicht,« die Natur und die. Grenzen des Gehorsams gegen 
den Papst, und die Freiheit des Gewissens zu sein. Daran schlies- 
sen sich ausführliche Erörterungen über die Encyclica von 1864 
und den Syllabus. Newman kommt bezüglich desselben im Gan- 
zen und bezüglich vieler einzelner Sätze zu Resultaten, welche die 
Bedeutung des Aktenstückes sehr herabmindern. In dieser Beweis- 
führung liegt die Eigenthümlichkeit der Schrift, die znm Schlüsse 
wie die Manning'sche auf die theologische Erörterung über das Va- 
ticanum und die Definition der Unfehlbarkeit eingeht. 

4) Gladstone sah sich veranlasst, auf die zahlreichen Gegen- 
schriften zu antworten. Er that es in einer neuen Broschüre : » Va- 
ticanismt4S.<ii War die erste schon nicht sine ira geschrieben, so 
die zweite noch weniger ; gleichwohl scheint uns mehr Studium auf 
sie verwandt als auf die erste Schrift, Das gilt namentlich von den 
Abschnitten, in welchen er die Newman 'sehen Ausfuhrungen über 
den Syllabus zu bekämpfen sucht. Beachtenswerth ist diese Zusam- 
menstellung der Gegenbemerkungen imnierhin, ebenso wie die gegen 
Manning und Newman gerichtete Ausführung über die Erklärungen 
der englischen und irischen Würdenträger, besonders in den Jahren 
1825 und 1826, Gladstone hält übrigens alle seine Behauptungen 
fest und glaubt sie sogar noch schärfer aussprechen müssen. 

Gleichzeitig mit dieser Broschüre gab er eine Zusammenstel- 
lung von Auszügen am den Beden Pins IX, heraus; diese Schrift 
hat indessen so sehr den Charakter des Pamphlets , dass sie keine 
Besprechung verdient. Entgegnungen von katholischer Seite sind unseres 
Wissens nicht mehr erfolgt, wie es scheint, weil das agitatorische Auf- 
treten Gladstone's auch auf anglikanischer Seite nicht viel Lob ernd- 
tete ; und weil die öffentliche Aufmerksamkeit sich bald auf die 
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Bill gegen die Ritualisten innerhalb der anglikanischen Kirche 
richtete. 

Zwei kleine Schriften : 

5. T>Die Kirche hdr achtet mit RücksicM auf* die gegenwcU'tig&ii Streit-^ 
fragen und die Bedürfnisse unserer Zeit von einem AmeriJoa- 
ner (Freiburg Herder 1875) und: 

6. "^Anglikanismus^ ÄÜJcatholicismus und die Vereinigung der christ- 
lichen Episcopalkirch&ny von C, Towdim (Mainz Kirchheim 1875) 

enthalten keine besonderen canonistischen Ausführungen, man müsste 
denn Tondini's gegen Reinkens gerichtete und aus Silbernagl entnom- 
mene Notizen über die Besetzung der Bischofsstühle in den orien- 
talischen schismatischen Kirchen hierher zählen wollen. 

Dr. Arcadius StracJcovic^. 

7. Samrnlung kirchlicJier und staatlicher Verordnungen für das Bis- 
thum Bottenhurg v. Adolph v. Vogt^ Syndicus des biseh. Ordii. in 
Bottenburg. Schwab. Gemmtd: G. Schmid 1876, VIL u. 828 S. 8. 

Die vorliegende Sammlung tritt an Stelle der seit lange vor- 
' griffenen vom Jahre 1863 und deren Neuer Folge vom Jahre 1870, 
umfasst jetzt aber nicht bloss die kirchlichen, sondern auch die staat- 
lichen Verordnungen nebst anderem für den Geistlichen Wissens wer- 
then. Columnenüberschriften und ein ausführliches Sachregister er- 
leichtern den Gebrauch der nach alphabetischer Folge der Materien 
geordneten werthvollen über die gegenwärtigen kirchlichen und 
staatskirchlichen Verhältnisse Württembergs aktenmässig belehren- 
den Sammlung. 

8. Sach" und Nachschlageregister zu den kirchlichen Verordnungs- 
blättern für die Seckauer Diöeese vom Jahre 1828 bis Juli 1875^ 
insoweit sie mm Amtsverkehr nothwendig sind nach Materien 
alphdbethisch geordnet^ von Anton Griessl,Ghorvicar tind Dom- 
caplany Graz 1875. Vereinsdruckerei^ 124 S. 4. 

Dieses sehr zweckmässig eingerichtete Register enthält je ne- 
ben einer bedruckten eine unbedrucktei Seite. Auf der ersteren ist 
in alphabetischer Folge eine ausführliche Inhaltsangabe der Diqce- 
sancurrenden aus dem Zeitraum von 32 Jahren unter cölumnenwei- 
ser Beifügung des Jahrs und der Nr. und Seite der Diöcesan-Eiiasse. 
Auf den unbedruckten Seiten ist ein leerer Raum mit denselben Ru- 
briken für Beifügung des Inhalts künftiger neuer Erlasse. Eine ähn- 
liche Art von Registern würde sich auch für die Verordnüngs- 
Blätter anderer Diöeesen empfehlen. 

• 9. Sacerdoiium et imperium seu jus publicum civile. ecclesiasiicum 
auctore Salvatore Pallottiniy s. theol. Doctore et in Bomana cu- 
ria advocato 2. Tomi Bomae ex typhographia Polyglötta S. C, 
de Prop. Fide. 1875. 

Ein canonistisches Werk ist dieses Buch, dessen 1. Bd. 489, 
und dessen 2. 714 Seiten zählt, nicht, ein dogmatisches , ein apolo- 
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getisches, ein kirchengeschtliches, ein kunsthistorisches auch nicht, 
und doch bietet es in allen diesen Sichtungen, bald in der einen, bald in 
der andern etwas, aber das Alles durcheinander und trotz der vielen Worte 
und der ersichtlich vielseitigen Belesenheit des Verfassers ohne Gründ- 
lichkeit und Tiefe. Trotz mancher guter Ideen und einzelner besse- 
ren Ausfahrungen ist das Ganze ' ein abschreckendes Chaos. Sollte 
man in Born einmal eine neue s. congregatio confusionis creiren, so 
dürfte sich der Verfasser zum Präfecten derselben empfehlen. 

10. Handbuch der allgemeinen Kircliengeschichte von Professor Dr. 
J. Hergenröther. Bd. I. Ahih. 1. Freiburg. B. Herder 1876, 
(Theol. Biblioth. VIIL) VIII und 480 8. gr. 8. {6 Mark.) 

Wir registriren hier einstweilen bloss das Erscheinen der 1. 
Abtheilung dieses werthvoUeu Werkes, dessen Resultate auf vielseiti- 
gen selbständigen Forschungen beruhen. Die 1. . Abtheilung reicht 
bis in den Anfang des Mittelalters. Die 2. Abtheiluug, welche bis 
auf Bonifacius VIII. reichen soll, wird in Kurzem erscheinen und 
werden wir dann auf den Inhalt des 1, Bandes näher eingehen. 
Das Werk ist auf drei Bände berechnet , von denen der dritte die 
Quellen und Literaturnachweise, sowie die Andeutungen einer histori- 
schen Begründung, wo diese dem Verfasser geboten schien enthalten sol- 
len. Es würde aber doch für den Leser bequem gewesen sein, wenn 
solche Nachweise und Ausfuhrungen sogleich dem Texte am Fusse der 
Seite in Anmerkungen beigegeben wären, weil man künftig um der 
Belege und Begründung willen von dem einen Bande zum andern 
greifen muss. 

11. Lehrbuch des katholischen und protestantischen Kirchenrechts 
mit besonderer Rücksicht auf das Vaticanische Condl^ sowie auf 
Deutschland, Oesterreich und die Schweiz^ von Dr. Fr. Vering^ 
Dritte Abtheüung (Schluss.) Freiburg. Herder 1876 gr. 8. 

Das vom Herausgeber des Archivs verfasste Sr. Eminenz dem 
Cardinal-Primas Joh. Simor von Ungarn gewidmete Lehrbuch des 
Kirchenrechts liegt endlich vollständig vor (beinahe 52 Bogen stark, 
wovon 785 S. Text.) Es ist darin ausser dem katholischen Kirchen- 
rechte auch das protestantische dargestellt, letzteres theUs desshalb, 
um dem academischen Bedürfnisse an den deutschen Universitäten zu 
entsprechen, theils um den katholischen Kirchenrechtsgrundsätzen die 
Abweichungen und Verschiedenheiten der Protestanten gegenüber zu 
stellen und dadurch die Einsicht zu erleichtern , wo und wie man, 
namentlich in neuester Zeit, vielfach der katholischen Kirche prote- 
stantische Kirchenrechtsgrundsätze aufzuzwingen gesudit hat. 

Die ältere Quellengeschichte , welche in manchen Lehrbüchern 
des Kirchenrechts einen ungebührlich grossen Raum einnimmt, 
habe ich zwar ausführlich genug und durchaus dem neuesten Stend- 
punkte der Forschungen enteprechend, jedoch kürzer und gedrängter 
dargestellt. Kürzer habe ich auch die Entwickelung der kirchlich- 
politischen Verhältnisse des Mittelalters gehalten, weil dieselben in 
der Kirchengeschichte wie auch in der deutschen Bechtsgeschichte 
näher abgehandelt werden. Dagegen habe ich die staatskirchlichen 
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Verhältnisse in den einzelnen Ländern vora Anfang dieses Jahrhun- 
derts an bis zur Gegenwart sehr eingehend und actenmässig darge- 
legt, und hier zum ersten Male ein Gesammtbild gegeben, welches 
in seinen Einzelheiten auch vieles ganz Neue bietet. 

Vollständiger als dieses sonst irgendwo geschehen, ist ferner 
das Vaticanische Concil berücksichtigt worden ; es sind bei den einzel- 
nen Materien auch die Anträge , die dort gestellt wurden , und die 
Entwürfe von Erlassen desselben, auch die von der kirchlich-politi- 
schen Vorbereitungscommission entworfenen verzeichnet und ihrem 
Hauptinhalte nach mitgetheilt worden. 

Mein Hauptbestreben ging dahin, das Werk den practischen Be- 
dürfnissen der Gegenwart entsprechend einzurichten. Bloss histo- 
rische Fragen habe ich nur berührt, soweit sie an sich besonders 
bedeutend oder für die Gegenwart noch von Wichtigkeit sind. Den 
practisch wichtigen und den die Gegenwart bewegenden kirchenrecht- 
lichen Fragen habe ich das Hauptaugenmerk zugewendet, und sind 
in Folge dessen auch manche sonst in Kirchenrechtslehrbüchern nicht be- 
rücksichtigte Fragen, z. B. die Lehre von dem Eide auf die Staats- 
verfassung, von der Dissimulation der Nichtigkeit eiiier Ehe u. a. m. 
von mir mit abgehandelt worden. Abgesehen von der zur allseitigen 
Orientirung nöthig erschienenen Darstellung der heutigen staatskirch- 
lichen Verhältnisse, die ich von der des allgemeinen Kirchenrechts 
möglichst trennte, — habe ich im Texte in gedrängter Form eine 
fassliche Uebessicht des zu Erlernenden und in den Anmerkungen 
kürzere oder, wo es nöthig schien , längere Begründungen und Aus- 
führungen gegeben. 

Die Literaturangaben nicht unnöthig zu häufen, war in dem 
Plane der »Theologischen Bibliothek,« der auch dieses Kirchenrecht 
eingereiht ist, ausdrücklich vorgezeichnet. Nur da, we der Gegen- 
stand eine erschöpfende Gegenüberstellung der verschiedenen Mei- 
nunnen verlangte oder die Quelle einer Mittheilung oder der Beleg 
für eine Behauptung zu verzeichnen war, habe ich keinerlei Litera- 
turangabe unterlassen, während ich dort, wo es sich bloss um eine 
allgemeine Orientirung in Betreff der Literatur handelte, nur die zu 
diesem Zwecke ausgewählte Literatur angemerkt habe. 

Das Erscheinen der Schlusslieferung des vorliegenden Werkes 
hat sich leider verzögert, theils weil dem Verfasser andere dringende 
Arbeiten (die Bearbeitung der vierten Auflage seines Römischen Pri- 
vatrechts , die Besorgung der lateinischen Ausgabe von Philipps 
Lehrbuch des Kirchenrechts u. A.) dazwischen kamen, theils weil 
derselbe den Ort seiner Lehr- und schriftstellerischen Thätigkeit von 
Heidelberg inzwischen an die ferne Grenze des Orients, an die neue 
k. k. österreichische Franz-Josefs-Universität nach Czernowitz verlegte. 

Um das Buch doch möglichst auf dem neuesten Stande der 
Dinge zu halten, ist für Preussen ein Carton (statt der früheren Sei- 
ten 117, 118 jetzt sechs neue Seiten, deren vier letzte als S. 118 
a — d bezeichnet sind) beigegeben, wodurch die dortigen staatskircb- 
lichen Verhältnisse bis zum Herbst 1876 fortgeführt sind. Ausser- 
dem sind am Schlüsse des Buches vor dem ausführlichen Sachregis- 
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ter beinahe 7 Seiten Zusätze und Berichtigungen angehängt und ist 
deren Hauptinhalt in dem Sachregister mit aufgenommen. 

Manche willkommene Berichtigung verdanke ich der gütigen 
Mittheilung mir bekannter und, unbekannter Freunde, die mir die- 
selben theils in öffentlichen Blättern , theils in besonderen Zuschrif- 
ten zukommen Hessen, Abgesehen von zahlreichen mich in meiner 
Arbeit ermunternden !Privatbriefen und einigen zwahWg äüerkenüeä- 
den Besprechungen der ersten und zweiten Lieferung meines Eirchen- 
rechts in Zeitungen und Zeitschriften, sind auch von zwei Seiten 
sehr heftig gegen mich eifernde KritikiBudör ersteii Lieferung 
fljMBeSrKirchenreohts losgelasge», nämlich von einjem mir vorher in 
keiner Weise Ijekannten, wie es scheint noch jwg^m M^nne, Phillip 
^Orn^ in dßr MQncheuer »Kritischen Üeberschau« 1.874 Heft 4, S. 
58^ f. lind lii der »Allgemeinen Zeitung« 1874 Nr; 302 Beil. , und 
^oda^iÄ in 'Förrh * und ■ AüSdi'uck ■ ähnlich ton Prof. Dr. Hinschius zu 
BiEJrliä in der »Jenaer Literatur^eitung« 1874' Nr. ' 51. .{Vgl. Archiv 
Bd.iS3. S-584i) Diese heftigen Vorwürfe retlnciren sich darauf!,, dass 
.der. iVerfasser das katljoUsche Kirchenrecht katholisch dargestellt hat, 
ebenso wie er das protestantische Kirchenrecht protestantisch dar- 
stellte, tind dass et nur da eine entschiedene Abwehr übte, wo nicht 
katholische canonistische- Schriftsteller das katholisch-kirchliche Cre-- 
biet anders zu gestalten sieh bemühten, als wie es nach der katho"^ 
Msehen Lehre, d. h. nach der des Papstes und der römisch-katho- 
lischen Bischöfe, ist. Ein Vorwurf wurde dann begründet sein, wenja 
der Verfasser den Leistungen von protestantischen und sogenannten 
altkätholiscben Canonisten nicht oder nicht genügend gerecht würde, 
dieselben absichtlich zu ignoriren oder zu verdunkeln suchte. Dieses 
ii^ aber im gd^hzen Buche nirgends der Fall. Eine ;^ Verunglimpfung 
«on PeräöfiJichkeiteti« würde dann vorliegen, wenn die Schilderung 
der "Meiiiungen, Bestrebungen und Handlungen von Personen eine un- 
wahre, oder entstellte wäre. Jedoch die Kichtigkeit meiner atif den 
TJi^ätsachen und den beigegebenen Belegen beruhenden Dal^tel- 
lüiig vermögen und versuchen tfieine Gegner nicht zu bestreiten. 
Wenö aber gewisse Bestrebungen nicht das rechte Licht vertra- 
gen können^ vielmehr durch deren Aufdeckung und Nachweis kund 
wird,, wie man von gewissen Seiten in der Gegenwart die Wis- 
senschaft des Kirchenrechts missbraucht und wirklich in hohem Grade 
erniedrigt, so ist das der Herren eigene Schuld. Der Wahrheit 
überall die Ehre zu geben, ist und war stets mein Bestreben. Sollte 
ich unter dem, unmiUelbaren Eindrucke der Ereignisse, die jetsstdie 
katholische Kirehe in Deutschland heimsuchen, vielleicht gegen mei^ 
nen WiUßft bei dei! Darstellung der gegeut^ärtigen staatskirchlichen 
Verhältnisse mitunter schärfere Ausdrücke gewählt haben, so sind 
dieselben blosser Ausfluss des verletzten Rechtsgefühls und der Ver- 
letzung der heiligsten Ueberzeugungen. Ob ich auf Grund der that- 
sächlicheü Verh'ältnisse da, wo ich mir ein ürtheil auszusprechen 
erlaubte, zu weit ging oder nur die Dinge bei ihrem richtigen Na- 
men nannte, darüber möge der geneigte Leser selbst urtheilen. 

Vering, 
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XXVII. 
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bie fiesetze der römischen^ Kaiser Dber die Immunitäten der 

Kirche hjnsictitlicli ilires Vermögens. 

Von Otto Graahof, Priester der Diocese Hildesheim. 

Constantin I. gab, nachdem er im Jahre 313 der Kirche ihr 
Eigenthum zurückgegeben hatte, schon im Jahre 315 das «rste Im- 
munitätsgesetz i) zu Gunsten der £irche, indetn er bestimmte, es sollten 
ausser den Privatbesitzungen des kaiserlichen Hauses und den Hau« 
Sern zweier anderer Männer auch die Oäter der katholischen Kirche 
von aOen Steuern und Abgaben frei sein. Gonstanitin beschenkte so-* 
dann die Kirche auch mit Grundstücken und Gebäuden,, und ini Jahre 
321 erliess er ein Gesetz , durch welches die passive Testaments- 
fähigkeit der Kirche ausgesprochen, und für dieselbe ein reicherer 
Erwerb von Grundbesitz angebahnt wurde. 

Eine so weit gehende Immunität, wie si(9 in gegenwärtigem Ge- 
setze ausgesprochen ist^ eine Befreiung von allen Abgaben rücksicht- 
lich der kirchlichen Güter hat kein anderer Kaiser wieder gewährt,- 
wenigstens nicht der gesammfen Kirche ^). Mit Bücksicht darauf, 
däss der Erlass dieses Gesetzes noch ini eine Zeit fällt, in der Con- 
stantin durchaus noch nicht alle seine Sympathien MU^scMiesslich 
^dem Christenthum zuwandte, hat man gemeint, der Kaiser habe 
lediglich der Zeitverhältnisse wegen, damit die in Armuth befind- 
liche Kirche gewissermassen etwas lebensfähiger werde, seine Be»- 
stimmungen getroffen., aus eigentlichen! Wohlwollen für die Kirche 
sei es nicht geschehen. Die Ansicht hat etwas für sich, obsbhon 
wir lieber glauben, man solle das eine Motiv festhalten, das andere 
aber nicht auschliessen. Beide sind hier in Eechnung zu ziehen: 
es war mehr BücksicMnahme auf die Zeitverhältnisse, auf die au- 
genblickliehe Lage, die den Kaiser zur Gewährung jener wichtigen 
Immunität bestimmte, wenn wir den Moment des Erlasses im Auge 
haben, es war aber auch Interesse j lebhaftes Wohlwollen für die 



1) »Praeter privatas res nostras et ecclesiaa catholica^ Qi domnm. . . 
nemo ex nostra jussione praecipnis emolumentis familiaris Juvetdr substantiae« . . . 
Cod. Theod, XI, 1, 1. cf. Thomass. 1. c. III, 1, cap. 33. 

2) Ein paar Einzelkxrehea erhielten von späteren Kaisem, wie unten sich 
zeigen wird, ein ähnliches Privileg. 

Archiv fiir Kirchenrecht. XXXYI. 21 
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Kirche, da Constantin das einmal ertheilte Privileg niciU wieder ein- 
gOQy auch daim nicht, als die ersten bitteren Nothjahre der Kircl^e 
vorüber waren, und ihr Vermögensstand sich bedeutend ' günstiger 
gestaltete. Es ist nämlich nicht zu läugn^n, dass in den letzten zehn 
bis irSnfzehn' Jahren der Constäntimschen Regierungszeit dag ^er- 
Mgen d6r .Kirche, wie an ;0eld und KöstbaTkeiten, 90 auch an I^ie^ 
geuschäften sich ^^udehei^ds genährt hätte. I^un^ ergab sich , aber 
daraus, dass fortwährend fromme und reiche röniischie Familien zu 
Öühsten cler'tirche Mch. ^grösserer ;;odei^ geringer^; ^^^ie'ihtör 
Ötund^wcke. entäusserten, als höthweridige Folge, 3ass nach dem Er- 
l^s^e* !des ißbn^täntinisctien Tmmünität^gesefzes die gtaätseiiipahme 
^%en mW ' eine efheblfch kleinere . wurde.' Ifeg" imniei^tip Yet 
öpterißöjnplex des BiftzeUen durch solche Geschenke und Vierinächt- 
iisse iiicht oft Wd'eutend verri und dadurch von dem mneetr 

neh nur ein Meines Minus-Eihlommen der Staatscässä erwachsen sein, 
aber dieses kleJne^Jtinus von je vielen verursacht und psämmerigiö- 
ÄÖmnieniiiag' einen erklecklichea Ausschlag gegeben haben, so dass 
def Staat sich ^egeh früher in nicht geringem Nachtheile sah. Die- 
äöf^'leiztei'e Waif nur zu heben entweder durch höhere Besteuerung 
der ftivätguter öder durch Aufhebung unseres Immunitätsgesetzes 
reSp. durch eine, wetm auch nur theilweise Besteuerung des Kirchen- 
gutes. Ersteres ^ wäre indessen unbillig gewesen , und zu letzterem 
mdchy Constantin sich nicht verstehen, und dass er sich nicht da- 
zd vörötähd, spricht uns für das reine Wohlwollen des Kaisers für 
die Kirche, aus dem' er das Gesetz, wenn auch nicht gegeben, doch 
waht'end seiner gatizen Begieruhgszeit aufrecht erhalten hat. ' 

Die eben ausgeführten Gedanken sollten uns zugleich über die 
Handlungsweise des Nachfolgers Constantins, über das Verfahrendes 
Kaisers Cbnstäntius orientiren. Da nämlich Cönstaniim ein neues, 
weniger günstiges Immunitätsgesetz für die Kirche erliess, so konntiB 
man bei der notorischen Zurücksetzung der katholischen Kirche Sei- 
tens dieses Kaisers hinter die arianische Secte versucht sein, zu 
gla,uben, als hätte lediglich eine gewisse Abgeneigtheit gegen die 
katholische Kirche dem Coristantius eingegeben, das von seinem Va- 
ter der Kirche ertheilte Privileg einzuschränken. Wir wollen dem 
Kaiser derartige Gedanken durchaus nicht ganz absprechen, aber 
bei der Kritik dßs gleich folgenden Gesetzes muss vom rechtlichen 
Staudpunkte ausgegangen werden. 

Naeh einer Verfögung des Constantius vom Jahre 680 sollte 
die Kirche fernerhin ' nur von den aussergewohnlichen Abgaben und 
Leistungen frei bleiben, die regelmässigen canonischen Abgaben, die 
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gewöhnliche JLandsteicer musste sie von da ab wieder entrichten ^). — 
Was zunächst die im Gesetze angefahrte Synode zu Bimini bekifft 
so beschränken wir uns hier, weil wir den 2. und 3. Theil vorlie- 
genden Gesetzes bei den Immunitäten des Klerus ausfuhrlicher be-' 
handeln müssen, wobei jener Synode gedacht werden wird, darauf, 
zu bemerken, dass in ßimini auch die Frage über die Immunitäten 
der Kirche und des Klerus besprochen, und ein BiUgesuch an den 
Kaiser Constantius abgegangen war, in welchem das Privilegium 
einer voUen uneingeschränkten Steuerfreiheit, also einer Befreiung 
auch von den regelmässigen Abgaben nachgesucht wurde. Ein sol- 
ches Bittgesuch hätte keinen rechten Sinn, wenn nicht bereits vor 
dem Jahre 359 -^ in diesem Jahre fand die Doppesynode zu Biminni 
und Seleucia statt — die von Constantin gewährte ausserordentliche 
Bevorrechtigung aufgehört hätte. Wann dieses geschehen , ist mit 
Sicherheit nicht anzugeben ; dass aber Constantius und nicht etwa 
schon sein Vater Constantin der Kirche jenes Privileg genommen, 
das beweisen uns die Worte des Ersteren, mit denen er da^ Bittge- 
suck der Synode von Bimini einfach abweist: »quod nostra videtur 
dudum, sanctio repulisse.« Wir besitzen leider diese schon dudum 
gegebene sanctio nicht mehr und erfahren ihre Existenz nur aus 
obigem Gesetze. 

Nach Constantius folgte Julian der Apostat. Dieser nahm der 
Kirche einfach jede Begünstigung, jedes Vorrecht, auch die bislang 
von ihr genossene Immunität von den aussergewöhnlichen Lasten 
und Abgaben sollte aufhören. »Omnia,» so bestimmte Julian, »quae 
consuetudo vel dispositio nostra amplectitur, hoc est cursum publi- 
cum, translationes , itinerum soUicitudines ceteraque similia cuncH 
possessores implere pariter compellantur^).« Diese einem jeden Be- 
sitzer jegliche Immunität absprechende Bestimmung Julians steht 
nicht allein; sie ist, wie sie hier vorliegt, nur ein Glied einer fort- 
laufenden Kette von Gesetzen 3), die alle darauf berechnet sind, den 
Staat, das heidnische Staatswesen wieder zu heben auf Kosten aller 
derer, welchen Privilegien irgend welcher Art ertheilt waren. Zu 
diesen Privilegirten gehörte aber zuerst und zumeist die katholische 
Kirche^ sie litt desshalb auch zuerst und zumeist unter dem neuen 



1) »In Ariminensi Syiiodo super ecclosiarum et clericorum privilegiis trac- 
tatu habito nsque eo dispositio progressa est, ut juga, quae videÄitur ad eccle- 
sinm pertinere, a publica functione cessarent inquietudine desistente, quod 
nostra Tidetur dudum sanctio repulisse.« . . . G(^d. Theod. XVI, 2, 15. 

2) Cod. Theod. XI, 16, 10. — 3) Cod. Theod, X, 3, 1; XU, 1, 50; 
Xm, 1, 4; etc. 

21* 
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Gesetze. Betrachten wir, nebenbei bemerkt, hier wiederum die 
feine, geränscblose Art und Weise, mit der Jnlian den Caltnrkampf 
gegen die katholische Kirche Ahrte! 

J)ie Kirche hatte nicht lange unter der ihr anfgebührdeten 
Last zu leiden. Zwar sind wir nicht im Klaren darüber, ob oder 
inwieweit Kaiser Joviän das vor Jnlian bestehende Yerhältniss her- 
gestellt habe, da wir keinen Gesetzestext von ihm besitzen, vielmehr 
nur eine allgemeine Kunde von seinen Beformen durch Sozomenus ^) 
gewinnen; auch aus dem ganz allgemein gehaltenen Edicte de^ 
Kaisers Valens^) vermögen wir nicht abzunehmen, ob er die vor 
Julian aufgestellten Gesetze billigte und beibehielt oder nicht; je- 
denfalls wurde das drückende Yerhältniss, in dem die Kirche zu den 
Staatsleistungen gestanden . hatte , zum guten Theile durch Kaiser 
Theodositis I. ihr erleichtert. Er verordnete nämlich ini Jahre 382, 
es solle die Kirche befreit sein von der Leistung der munera sör- 
dida, oder richtiger gesagt, es solle ihr diese von Julian genommene 
Freiheit zurückgegeben werden »vetusto more durante 3).c Zugleich 
werden die Leistungen, die Theodo^ius zu den muneribus sordidis 
gerechnet und von denen er die Kirche befreit wissen w;ill, einzeln 
aufgeführt. Es gehörten dazu: 

1. Fellinis confiiciendi cura, Anfertigung von StaubmehL 

2. Fanis excoctio, Brodbacken. 

3. Pistrini obsequium, Mahlen des Getreides, 

4. Faraveredorum et Farängiarum praebitio, Leistung von Mi- 
litärfuhren auf Haupt- und Nebenstrassen. 

5. Operarum etartificum diverser um . praebitio, Gestellung von 
Lohnarbeitern und Handwerkern. 

6. Calcis coquendae obsequia, Kalklöschen. 

7. Adjümenta, seil, carpenta, vehicula, juncturas, vecturas ma- 
teriis etc. subvehendis, Stellung von Trainfuhrwefk. 

8. Materia , lignorum et tabulatorum praöbitio , Lieferung von 
Balken, Holz und Latten. 

9. Carbonis praebitio, Lieferung von Kohlen. 

10. Fublicarum vel sacrarum aedium construendarum cura seu 
soUicitudo, Verpflichtung zum Bau öffentlicher oder heiliger 
Gebäude. 



1) »Eccleslis . . . immunitatea restituit et qoidqnid ^ntea ad utilita- 
tem atque honorem religionis nostrae a Constantino ejusque liberis donatum san- 
citumve et postea Julianj temporibus ademptum fuerat.« H. e. YI. 3. 

2) Cod. Theod. XI, 16, 11. — 3) Cod. Theod. XI, 16, 15. 
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12. Viarum et pontium constructionis soUicitudo, Betheiligung 
an Weg- und Brückenbau.. 

13. Capitüli et Temonis neeessitas, Zahlung von Ersatzgeldern 
für Recruten. 

14. Sumptuum praebitio seu coUatio Legatis et AUectis, Bei- 
tragung zu den Reisekosten für kaiserliche Gesandte und für 
vom Kaiser Berufene. 

Dasselbe Gesetz, welches Theodosius für die östliche Reichs- 
hälfte erlassen hatte, gab Valentinian IL im Jahre 390 für das 
Abendland ; hier waren gleichfalls die munera sordida , von deren 
Leistung die Kirche frei bleiben sollte, namentlich aufgeführt , >ne 
in occulto lateat, quae sit munerum enumeratio sordidorum ^).€ Kei- 
ner der beiden Herrscher verstand sich jedoch dazu , der Kirche 
auch die von Julian aufgebürdeten amserordentlichen Abgaben wie- 
der zu erlassen; diese »extraordinariae coUationesc sollte jeder 
ohne Ausnahme zahlen^). Wir können uds über eine solche Bestim- 
mung nicht wundem Angesichts der häufigen und heftigen Angriffe, 
welche die Barbaren der Zeit auf das römische Reich unternahmen. 
Der Staat bedurfte zur Abwehr dieser Angriffe grosser und ausser- 
ordentlicher Hülfsmittel und konnte darum niemandem in solch be- 
drängten Zeiten eine Befreiung aussefgewöhnlicher Abgaben zuge- 
stehen. Die Kirche hat es niemals für unbillig erachtet, wenn auch 
sie alsdann mit zur Besteuerung herangezogen wurde , sie hat kei- 
nen Augenblick gezögert, in solchen Zeiten allgemeiner Noth, wo 
es Bich ja um ihren und ihrer Angehörigen Fortbestand und Wohlr 
ergehen ebensogut, wie um das des Staates handelte, wo ihr Besitz- 
thum nicht minder, wie das der weltlichen Macht in Gefahr stand, 
gerne von ihrem Vermögen nach Kräften zur gemeinschaftlichen Ab- 
wehr der Feinde beizutragen. Den Vorwurf der Staatsfeindlichkeit 
verdiente damals die Kirche ebensowenig wie heute; er traf sie aber 
damals auch nicht, ausgenommen unter der neuheidnischen Julia- 
nischen Regierung. 

Dank der energischen Hand des Theodosius traten am Abende sei- 
nes Lebens ruhigere Tage für das unter seinem Scepter geeinigte rö- 
mische Reich ein, von dessen Regierung er leider zu früh abgerufen 
wurde. Seine Söhne Honorius und Arcadius vermochten nun aber 
wenigstens die Herrschaft in einem nach aussen ziemlich gesicher- 

1) Cod. Theod. XI, 16, 1.8. 

2) »Sane remm extraordinariarani manus cib onmibus' omnino Magnifi- 
centiätua (nämlich der Präfect Hyparias) sciat esse poscendnm, nee posthacatit 
petitioHem ant nsurpationem cniquam meminerit profütoram.« 
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ten Reiche anzutreten, womit sich zugleich für die Kirche etwas er- 
freulichere Aussichten eröffneten. Wir dürfen von Honorius, den wir 
bereits als einen der katholischen Kirche wohlwollenden Herrscher 
kennen gelernt haben, hoffen, es werde der Kirche die lästige Ver- 
pflichtung, an den ausserordentlichen Abgaben sich zu betheiligen, 
abnehmeii und den unter Constantius geschaffenen, aber seit 30 Jah- 
ren gestörten Zustand wiederherstellen. 

Wir haben aus der Begierungszeit des Honorius eine ganze 
Beihe von Qesetzen, die sich mit den Immunitäten der Kirche be- 
fassen. Die ersten Gesetze ^) sind mehr allgemein gehalten : Hono- 
rius will, dass di6 von seinen Vorgängern der Kirche verliehenen 
Privilegien aufrecht erhalten bleiben; ja, nach seiner Ansicht muss- 
ten derariige der Kirche gewährte Vorrechte eher vermehrt als ver- 
mindert werden. Wer es wagen sollte, die kirchlichen Immunitäten 
anzutasten, verfällt der gesetzlichen Strafe^). In einem folgenden 
Gesetze werden rucksichtlich der römischen Kirche schon genau^e 
Bestimmungen gegeben; Honorius will, dass die römische Kirche 
(d. h. hier im engen Sinne genommen) frei sei sowohl von den mu- 
neribus sordidis als auch extraordinariis. »Privilegia venerabilis 
ecclesiae, quae Divi principes contulerunt, imminui non oportet, quae 
drca urhis Bomae episcopum observätio intemerata custodiet, ita ^ 
nt nihil extraordinarii muneris ecdesia vei sordidae functionis agno&- 
cat3).€ — Wenn wir nun sofort einem neuen Gesetze begegnen« 
welches ebenfalls die Strafen festsetzt for solche, welche die Im«^ 
munitätsrechte der Kirche zu schmälern sich unterfangen solltesi, 
so bedarf das einer Erklärung. Der Kaiser sagt : »Si ecclesiae ve*- 
nerabilis privilegiae cujusquam fuerint vel temeritate violata vel dis- 
simulatione neglecta, commissum quinque librarum auri, sicut etiam 
prius constitutum est — eine nicht zu entdeckende Bestimmung, 
wenn nicht etwa das obige Gesetz mit sein^ allgemeinen Strafan- 



1) Das erste Gesetz datirt vom Jahre 395: »Quaecnnqne a parenti- 
bns nostris diversis sunt statuta temporibas, manere inviolata atqae incor- 
mpta circa sacrosanctas ecclesias praedpimus; nihil igitur a privilegiis 
immutetur, qaia temporibns nostris ,addi potius Beverentiae (seil, ecclesiasti- 
cae) cnpimns, quam ex bis, quae olim praestita sunt, immutari.« Cod. Theod, 
XVI, 2, 29. 

2) So im 2. Gesetze vom Jahre 397: . . . ^Priviiegia igitur, quae olim 
Beverentia religionis obtinuit, mutilari, suh poenae etiam inierminatione 
prohibemus.« Cod. Theod. XVI, 2, 30. 

3) Cod. Theod, XI, 16, 21. Ein ganz ähnlich lautendes Gesetz, das 
sich aber auch blos anf die römische Kirche zu beziehen scheint, ist die 



Grashof t Das kirchl, Vermögen unter den röfih Kais^r'm 327 

drohtiög gemeint ist — , cönaemnatione plectätar *).c 'Mab tönÄte 
aus dem Umstände, dasS die Beobachtung und Düfehftthtunig'*taiäe:p-i 
lieber, die Kirche begiinstigender Vörordnlingen durch fermlichö 
Strafgesetze eingeschärft und erzvruügen Tret^den inusdte , öchiieööefn 
wollen, als sei damals bereits »der allgemeine Zeitgeist;« >di^ ' allge-^ 
meine Sttnime« gegen irgend welche Begühstigting und Bevöröug*tfg 
der Kirche gewesen, als habedäis »gebildete Püblitfäm« ' lifeM etst 
im neuen deütscheiEi Kaiserreiche, "söndiernl beteits M ^^Iten rditii^chen 
Kaiserreiche • für dne Abschaffung aller • • kirchlichen Privilegien • ' ^ vo- 
tirt. Dem ist nicht so.' Honoriös gläübtö riicMJ'deßshälb aeißen 
ImmuniiHtsgesetzen zu Gunsten der Kirche durch Stra^aoidrohungen 
allgemeibe öeltuiig verschaffen zu mösseh; w^l rtim' überhaupt iBt 
Kirche und ihren Immunitäten iich feindselig ^zöigte''^ sondern weil 
Häretifeer und Sfectirer sich nicht an die kaiserKfehen Verordouögeo 
hielten; der Kirche ihre Pritilegiefl, deren sie si(^htolbstnniehfc'»^ 
freuten', missg6nnten und mcht selten^'^ie ibi*€l^)s88e«ddrjS9lben stöir^ 
teu'. Dasi Gesetz i^Ibst ^ isagt es , dass iMne Spitze^ *g^^ ' meis^mi 
anders, al» gegen die gelaunten' Häretiker sicir: richte :i»Si quiÄ 
ig5tör' öoiitra;' eoelMäs vel OlericÄs per obr4ptk)nem ml'db'Jm^i^ 
eis veläb ^hufmcmiödikomin^riss^ fuerii'KJcmtitfa'ic^es hyipetmtiin/ 
hüjuö «»Äötkmis auct^rttate Äaifinetiir;«'' vHxwtoriiiff^^hät aucir' hier^ 
wie sdhoft filäier, ^haupti^öhlidi' "Sie »donati8tis^eiEi^>Altk%tfaölikeu%^ 
im Auge; efwusste iBCht: wohl;*»« ton^ dieser Sorte Menstäiten' 
der Staat itnNotbfiill'keiue BfUhm €(rW9:rton«fbabie(V'^(ia^r #^bi«^ 
a«»^^ keiner li^Hvtlegieii' wertih 'bidt; ihre ^tidäuid^ucW -g&^^ü^^^* 
privikgirtekatboliscbe'Kiwjheihat er kräftig gialhndet^X ^m - ^ 
Mtfit üebergöhung :a!ider^r »ichts Neues eöthÄltendeij^Ver*-' 
fagteofgeu«) beschäftigen wirf uns mit dem letzten Kierkergelfi^igBö 
Gesetze ^d«» Honoriiis vom J%hre 412^); Es wiM b dttaistil»en mehr 
ü«'^*)i>jfergZwm;daB Verhältfiiss bestinmots in d»m''die'Klrch€i mit ih-'^ 



193^^,22,. ebendaselbst: ;>Privilegia veneral^ilis -Ecclesiia .imminni nm l)atimur 
ita ut nihil extrßordinarii mune;rM Ecc],esiae vei SQrdidci^^ftfin>cij^^ißB,g', 
noscant.« . . . 

. 1) Cod. Theod., XVI, 2, H/ ^. " "' :."^ V V\7 -uv/"' \ 

2) Ein späteres Gesetz drohte mit Deportation, nicht mehr blos mit Geld- 
strafen. Cpd. 7%^od. XVI, 2, 40. " . . . :'/ 

3) Cod. Theod. XVI, 2, 38. 

4j Cod. TÄcod. XVI, 2, 40: »Placet, rationabilis consilii tenore perpenso 
destricta moderatione praescibere, a qnibus specialiter necessitätibus Ecclesiae 
urbium singularium habentur immunes. Prima quippe illius usurpationis cön- 
tnmelia depellenda est , ne ,praedia ^s^bus coelesUum secretorum dicata 
sördidorum mv/rierum fasce vexentur. 
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len Leistangen nad Abgaben für die Zukunft zum Staate steb^n soll. 
Um etwaige: Missdeutungen und Missverständnisae in^ den BegriSen 
inuneia extraordinaria et sordida vorzubeugen, werdßn diese termini 
etwas speciali^rt« Die Eirebe soll von folgenden Leistungen und 
Abgaben verschont bleiben:. Herstellung von Brücken, Verbesserung . 
und Pabrbarmacfaung von Wegen, von der Yerpflicbiung ferner, die 
kaiserlichen Gesandten und Beamten auf Beisen zn befordern, Fuh- 
ren oder Vorspann zu steilen, um entweder Eourage für das> H^p zu 
befördern oderum im öffentliche fietreide aiis entlegenen Provinzen 
des BeieÜeB faerbeisehaffen zu helfen, kurz von allem, was sich unter 
den Begriff »Frohndienste, Fcehnzinsen« subsnmmiren liess. M^ht 
aberi^l di« Kirche befreit sein von den regelmässigen Abgaben^ 
die' »oanonica illatio« soll sie^ leisten^ »quod advenUciae neeesaitates 
saxcina repenti&a depc^cerit.c. • . 

üttier Honorlus war die Lage dev Eirofae jedenfalls eine reebt 
gftnstigfe' zu nennen, wenn auch der ürnfging :der voa Gonstantin I. 
gewährten Imimiiiitäten nicht erreicht war. Letzteres konnte und 
woUte. die. Eärche auch gar nicht verlangen , sie . beanspruchte es 
nicht, das» ein in ihren drückendsten Verhältnissen ihr verliehenes 
Privileg auf immer aufrecht erhalten. bleibe, auch dann^ nachdem 
ihre Situation eine ganz andere, wesentlich bessere geworden. Die^ 
Kir^ woUte gerne dmKuiser geben^ was des Kaisers ist^ und sie 
hat, wenn das Vaterland in Noth war, zu allen Zeiten Opfer ,m 
bringen gewussty oft c^Ossere^ als man ihr abverlangte« So auch^in jer 
nen kriegerischem »Zeiten. Dafür aber trat die Kirche /auob &r i)m 
Vertaög&nsreehte auf, sie berief sich auf . die Beieitwäligkeit und 

. Pünktlichkeit, mit der sie die ihr abgeforderten Steuern zahle , und 
Ambrosius rief dem Kaiser Valentiiuan' 11.^ der über katholische 
Kirchen und 46ren Vennögen ssu Gunsten der Arianer zu diq^oniren 
gedachte, mit Erfolg zu: ^Steuern mögen sie nehmen, ja auch die 

' Güter, jedoch dann auch für die, Armen sorgen; aber die Kirche 
ist Gottes Sache und steht dem Kaiser nicht zur Verfügung. lob 
darf dem Tempel Gottes, den ich zum Bewachen und nicht zum Ver- 
rathen empfangen habe, nichts entziehen ^)'.€ 

Theodosius II., Herrscher im oströmischen Beiche , anerkannte 
gleichfalls die Befreiung der Kirche von den muneribus sordidis im 
allgemeinen, er verband jedoch damit nicht den weitgehenden Be- 

1) Die Sprache der deutschen Bischöfe von honte, die sich entschlossen 
weigern, anch nur das Geringste vom Eirchengnt an eine von der katholischen 
Kirche abgefallene Secte ansznliefem, ist also schon vor anderthalbtausend 
Jahren geredet. 
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gdff seiner Yorgänger! Er war nämlich der Ansieht, Brücken-* und. 
Strassenbau seien nicht zu den niedrigen Lasto) zu rechnen loiid die-^ 
serhalb die Kirche davon nicht zu dispensircm ^). -^üebrigens. zeigte 
sieh dieser Kaiser bei anderer Gelegenheit der Kirche gegenüber sehr 
wöhlwollettd und freigebig. So stellte er z, B. für die Kirehe yoxl 
Thessalooicb die alte Immttnität selbst von im ordentUehen A.h- 
gaben her. Nachdem er iiänilich dmrih ein Ge^sete die allgem«tlne 
Steuer|)flieht in Erinnerung : gebracht hat^ macht er zQ|^eibh d^n Zu- 
satz: »Sacrosancta Thessalonieensis ecdesia civitatis eio^tawc* So-» 
fot't fdgt er aber noch weiter hkii »ita 'tarnen') ut aparte sciat 
prepriae tautum > uiodo capitationis modum herkefmo : mp, Nmimis 
sublevandum , neo^ externomm gravamine . tributöruni Bempublicam 
ecd^siästiei nomitiis abusione laedendana^).« Also nur für die Kirche 
von Thessalonich und nur kraft eines hesonderen kaiserlichen Fri- 
Hlegs soll ein solcher Abgabenerlass eintreten. Warum nun gerade 
die genannte Kirche sich dieser Immunit&t zu erfreuen gehabt, da- 
für lassen sich leicht Grunde ermitteln. T&essalonich 3) war. die 
Hauptstadt von Illyrien und nicht allein als Reichsstadt yon grosser 
Bedeutung, so dass sie mit den bedeutendsten Städten, des -römischen 
Reiches sich messen konnte, sondern auch als Metropole von ganz 
Macedonien in hohem Anseheü bei der gesainmten Kirche, sie war 
die |iT]T>)p icrf^c MaxeÄovtac, die vom Weltapostel zwei Sendschrei- 
ben aufisuweisen hatte, sie war also eine apostolische ^rnYi^^ in me- 
tropoli urbe fundata, deren Bischof primas totius Illyrici war und stets 
derartig im ; Ansehen stand , dass wir bis heute einen genauen und 
vollständigen Gatalogus aller alten dortigen Bischöfe besitzen^). Dazu 
kam nun aber/ dass wahrscheinlich die Kirche von Thessalonich 
unter den fortwährende Einfällen der Barbaren am schwersten mit 
gelitten hatte, somit am ersten einer aussergewöhnlidien Immunität, 
auch von den regelmässigen Abgaben, bedürftig war. 

Wir müssen auch auf die Form achten, in der Theodosiüs seine 
Vergünstigung ausspricht ; er thut es auf eine Weise , die verhin- 



1) »Absit, nt no8 instrnctionem viae pablicae et pontinm strataminq^e 
operam, titiilis magnoram prindpuin dedicatam, inter a(»'dida mimera numere- 
mus. Igitur ad instructiones reparationes^ne itinemm pontinmque nnllmD ge- 
uns hominiun nolliusqne dignitatis ac teneratioms meritis cesaare oportet. Do- 
mos etiam divinas ac venerandas ecclesias tarn laudabili titulo libenter ädscri- 
bimuB,« . . . Cod. Theod. XV, 3, 6.. 

2) Ebend. XI, 1, 33. — • 3) Hente Salonichi, das jüngst in den orienta- 
liflcben Wirren vielgenannte. 

4) Baronius gibt denselben a Constantini Magni temporibus; 
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dern soll , dass diese Immunität zum Nacbtheile des Staates nicbt 
auch auf andere Kirchen oder gar auf Privatgütör ausgedehnt wBrde, 
indem man diese als Eigenthum der Kirche von Thessaloüich be- 
2€!ichnete. Die Begünstigung soll sich nur iaufdie tributa ecclesiae 
(seil. Thessalonioensis) beziehen^ nicht auch auf die tributa externo- 
rum, d. h; auf nichts, was nicht Gut der Kirche von Thei&salonich 
ist; Aus der Vorsicht, mit welcher Theödsofiftus zu Werke geht, 
müssen wir schliessen, dass Betrügereien, wie die genannte, hin und 
wieder vorgekommen waren, und die Aufmerksamkeit d^r Staatsge- 
walt- erregt hatten. Wir werden kein Unrecht begehen, wenn wir 
unsern Verdadit unter andern auch auf den Bischof von Thessalo- 
nich werfen, als habe derselbe sich mit daran betheiligt, unter dem 
Namen «seiner Kirche seine eigene und auch anderer Besitzutigen xind 
Güter^ als gehörten sie der Kirche von Thessalonich , an der dieser 
zustehenden Immunität Tfaeil nehme& zu lassen: Beireits drei Jahre 
vor dem Erlasse de» Gesetzes j das wir hier besprechen, hatte Thöo- 
ddsius d. J. Veranlassung nehmen 2u ünüsseti geglaubt/ an PhilippU^, 
den' Prijfecten ^von« ülyrien ^ folgeöde Weiäung^r^ehen '«n lassen^: 
»Omni invocatione cessaftte/'vetustatem et canobes ^isi^aos ecclesias- 
ticos, qui nunc us^ue tenuertrnt, ^^er omnes Illytici provihclas setv 
vari praeoipimus i).« Diese Worte^ deuten auf ungeordnete' ZüstäÄd^e 
auf Biüföhräng vönNeuerungBö in »der Ekche voü Thessaloni^h Mn, 
und Goth<rfredUs macht ' in seinem Goinmentar dai^auf aufmerkdämf, 
es habe^ der iBiscbctf dieibir'StadH^"ni^ht im be^t^ki Btife ^ gesttoden',' 
so dass die'Stiaattsg'ewailt «ieh' v^&nlasst sah, ^ihn'^ewii^ermkssetii UÄ- 
ter Oontrole des 'BldCh^ ¥0n Ooustelidiln^ zu stoäeü/i '»SiMitiid 
dubielatt8,c so^'sehtfeibt Thw)do8l^ wMter ' ätt den* ülyrisehelö PtSttöi 
ten , • (»ebi^seiit , > id oi|^)*tet ,' nM' alb'sqüid scienti!^ 'viri ' rev^r^ilidissii^^ 
sacrosainctäe' 1^ 'Ad;istitis ^rbis Coitetähtlüopdlitahae^ ^a^ Böäi^ 
veteris praerogativa laetatur , conventui sacerdotali sanctoque judicio 
reservari.*^ So ist eis g9,r nicht unwahrscheinlich, dass, wenü der- 
selbe Kaiser drei Ja-hre später der Kirche von Thessalojiich jene 
uns bekannte . Immunität verleiht, aber mit der q,uffälUgen Clausel 
»nee axtemorum gravamine tributoramBempublieam ecclesiasticijao^ 
minis^ abusione laedendam^« er nntei andern dabei auch d^n Biscb)f 
jener Stadt im Auge gehabt habe, als könnte dieser gewillt öeih, 
das der Sir che verliehene Privileg auch für sich .und zum Nutzem 
anderer Privaten auszubeuten. Mag indessen der Verdacht g^gen 
diesen ßischof begründet oder unbegründet sein, ganz zweifelsohne 
hatte eine derartige Ausbeutung von, einer bestimmtm Kirche gewähr- 
1) Cod. Theod, XVI, 2, 45. (anno 421.) ' 
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ten Immunitäten zu Gunsten auch anderer oder Privater vor kaum 
einem Jabrzehend iu den Kirchen von Constantinopel und Alexanr 
drien stattgefunden , wie aus einer bundigen Ei'klärung des Kaisers 
Theodosius vom Jahre 415 hervorgeht, in welcher der Präfect Au- 
relian seine, Instructionen empfängt ^). 

Uebrigeus legte Theodosius U. noch wiederholt Beweise seines 
Wohlwollens gegen die Kirche an den Tag. So gewährte er die- 
selbe volle Immunität, auch von den gewöhnlichen^ canonischen Ab- 
gaben, wie der Kirche von Thessalonich , auch der von Aphrodisium 
in Carlen. Hier bekleidete Cyrus die bischöfliche Würde, derselbe, 
welcher auf der allgemeinen Synode zu Ephesus als ^hauptsächlicher 
Gegner der nestoriaQischen Häresie und Eiferer für die kathcdische 
Lehre aufgetreten war, so dass man vermuthete , auf des Cyrus Be- 
treiben besonders habe Theodosius den tTestorius zum Exile verur- 
theilt Der Kaiser anerkannte das Verdienst , das sich der Bischof 
Cyrus um die wahre katholische Lehre gegeben, und um die<- 
ser Anerkennung Ausdruck zu geben, sprach er der. Kirche von 
Aphrodisium die Immunität auch voik den ordentlichen Abgaben zu ^). 

Während Theodosius H. noch immer im. Oriente herrschte 
(408 — 450), war im Abendlande Honorius im Jahre 423 gestorben, 
und sein Tod hatte zur Folge, däss ein gewisser Jobannes den Thron 
usurpirte und die Herrsohalt über Italien^ an sich riss; lUyrien und 
Afrika jedoch vermochte er nicht zu 'gewinnen « da der Statthalter 
Bonifacius die^e Länder der Kaiserin Placidia. und . Valentinian HI. 
erhielt. Der Ursurpator Johannes non, ein Arianectr hatte, den ka- 
tholischen Kircheu alle Vojrrechtß und Privilegien, die ihnen von den 
früheren Kaiserin ^uigeräumt waren, entrissen, lebte jedoch^ nur kurze 
Zeit, nachdem er sich dxd den Tharon geschvnmgen,, da er im Kampfe 
gegen den von Theodosius II. unterstützten Yalentinian fieL Yalen- 



1) . . . >QaidqTiid antem in tempns nsque dispositionis habitae . aura il- 
lustri decessore Sublimitatis tnae Ecclesiae yenerabiles, id est Constantinopoli- 
tana atque Alexandrina, possedisse deteguntar, id pro intuitu religionis, ab bis 
praecipimus firmiter retineri, sub ea videlicet sorte, ut. in futurum func- 
tiones omnes, quas Metrocomiae debent et pabUcivici pro antiqna capi- 
tationis professione debent, so^nt procul dubio - subeundas.^ .... Cod. 
Theod, XI, 24, 6. 

2) Praeteritis, ntcanqne ünpetrata, in sao statu manentibus, qnoniam ma* 
nificentiam principalem nefas est revocari, in posterum, excepto Cyro, Reve- 
rendiss, Afrodiscensium civitatis episcopo , cujus tanta sunt meritat 
nt etiam contra generalem hujuscemodi sanctionem speciali beneficio perfrui 
non vetetur^ qnicimcqae • . . partem quintam pro annis singnlis solvere com"* 
peUantur.« (anno 436). Cod. Theod. XI, 1, 37, 
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tinian in, oder, wie wir woÜl richtiger sagen tuässen, dessen- Mat- 
ter Placidia, da der junge Kaiser erst ein Kind von siebei) Jahren 
war, erliess nun sofort im Jahre 425 zwei Geeetae, in.weldiien 
die der Kirche darch die früheren kaiserlichen Gesetze rerliehenen 
Privilegien aufrecht erhalten wurden* Baronios, der diese Gesetze 
in seinen Annalen angeführt , lässt schon das erst^^) deo'selben aus 
dem Grunde entstanden sein, damit, der Kirche die durch. den Usur- 
pator Johannes entrissenen Bechte und Immunitäten wieder verlieben 
würden. kw\i lUffely 1. t. pag. 156 sehliesst sich der Ansicht d^s 
Baroniäs an. . Indessen kann zu diesem Gesetze das Verfahren des 
Jpfaannes nicht wohl Yeranla^sung gegeben haben: denn es ist zu 
beachten , dass die kaiserliche Verordnung, an den. Proconsul voji 
Afrika adressirt ist und sich nur auf die afrlkamsche Kkcbe bezieht. 
Afrika war aber, wie bereits bemerkt, nie unter der Botmässigkeit des 
Johannes^), folglich konnten auch die kirchenfeindlichen .Bestim-- 
mungen dieses Tyrannen in Afrika nie zur Geltung kommen. Es 
waren . vielmehr wiederum die Umtriebe der. damals in Afrika domi- 
nirenden Häretiker, besonders der mehrfach genannten Donatistsn, 
welche die kaiserliche Begierung ftewogen, die Immunitäten der ka- 
tholischen Kirche gesetzlich zu sichern. Dieses. Motiv scheint unci 
so mehr das wahrere, als in demselben Jahre 425 sehr strenge Staats- 
gesetze 3) gegen die Häretiker erlassen wurden. 

Anders ist 'es mit dem in demselben Jahre erlassenen zweiten 
Gesetze Valentinians : »Privilegia ecciesiarum omnium^ quae saeculo 
nostro Tyrannus (Johannes) inviderat^ prona devotione revocamus, 
scilicet ut quiquid a Divis Principibus constitutum est, vel quae sin- 
guli quique antistites pro causis ecclesiastids impetrarant, sab poena 
sacrilegii jugi solidata aeternitate serventur^).c Hier ist eine Zu- 
röckerstattung der Privilegien für alle Kirchen cuageordnet, welche 
durch des Johannes Missgunst (inviderat) ihre Vorrechte verloren 
hatten. • ■ 

Die Kirche war jetzt wieder in den -status quo ante , nämlich 
wie zur Zeit des Gonstantius, versetzt, so zwar, dass sie sich be- 
freit sah, sowohl von den atisserordenüichen Steuern, wie von den 
niedrigen Lasten. Diese letzteren indessen, die munera sordida, nah- 

1) »Privilegia praeteritarum legum, ecclesiae sive clericis delata, serven- 
tur.€ God. TÄcod. XVI, 2, 46. 

2) Das geht klar aus dem Berichte Prospers hervor: >Superioribus con- 
solibus Johannes, dum Africam, 4^^^ Bonifacius obtinebat, .bello reposcit, ad 
defensionem sni infirituor f actus est.« Ganz ähnlich berichtet auch Olympio- 
dorus. 

* 3) Cod. Theod. XVI, 5, 63 und 64. - 4) Cod. Theod. XVI, 2, 47. 
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men die gesetzgeberisehe Tb&tiglreit Valentinians III. noch etwas in 
Anspruch. Wir sind bereite zweimal, in den Gesetzen 15. und 18. 
Cod. Theod. XI, 16, einer amtlichen Erkl^lrung über den Umfang 
des iBegriffes »niedrige Lastent begegnet, allein jeder Kaiser wahrte 
sich das Becht, allerhöchst nach eigenem Ermessen diesem terminus 
weitere oder engere Grenzen zu ziehen. So auch Yalentinian : »Wir 
befehlen, dass niemand der Lieferung von Führen, Transporten und ' 
Wagen oder andern derartigen Leistungen sieh entziehe , und dass 
zur Erleichterung der Keise .'unserer Hoheit die Bewohner^ aller Or^ 
ten, durch welche wir unsern Weg nehmen, uns die herkömmlichen 
Dienste leisten sollen, wenn auch die Besitzungen den hochheüigen 
Kirchen gehören *).€ Durch diese Verordnung will der Kaiser durch* 
aus nicht der Kirche schlechthin die Pflicht zur Leistung der mu- 
nera sordida aufbürden. Achten wir auf den Ausdruck »ad felicis- 
simam expeditionein.« Das Wort expeditio hat augenscheinlich die 
Bedeutung: kaiserliche Heise, zum Zwecke einer Unternehmung ge- 
gen Feinde des Reiches. In Zeiten aber, wo die Barbaren die Gren- 
zen des römischen Beiches aufs äusserste bedrohten, war. es no'th- 
wendig alle ertheilten Privilegien einzuschränken und zu den Lei-' 
stungen,-die der Krieg erforderte, alle unterschiedslos anzuhalten, 
wie z. B.. zu den angariis und parangariis und plaustris, zur Er- 
bauung ferner von Mauern und Schutzwehren, zur Lieferung von Proviant 
u. dergl. m. ^). Leistungen wie die genannten, welche Theodoslus I. 
und Honörius unzweifelhaft unter die munera sordida gerechnet hat- . 
ten, zählte Valetitittian auch gar nicht darunter. Er meinte, die 
Uebernahme solcher Leistungen, wie Verpflegung der Soldaten, die 
Fabrikation von Waffen, die Herstellung von Befestigungsmauern, das 
Herbeischaffen von Proviant und Fourage sei durchaus nichts Enteh- 
rendes , hier lägen gar keine munera sbrdida tor , solche Arbeiten 
seien vielmehr ehrenvoll , auch für die Kirche , da durch dieselben 
das Eeich.vertheidigt und geschützt und. der Glanz desselben yer-^ 
mehrt werde. »An forte c.oniumelio$um putandum est,^ argumen- 
tirt der Kaiser^), »inventum contra rationem nomen munernm sordi- 
dorum, quo insta,urati<) militum virprum, quo armarum fabricatio, quo 
murorum refectio, quo apparatus annonae, quo reliqua opera, per 

1) »Neminem ab angariis vel parangrariis vel plaustris vel qnolibet mu- 
nere excusari präecipimus , cum ad felicissimam expeditionem nostri Nnminis. 
omninm provincialium per loca, qua iter arripimus, debeant solita nobis minia- 
teria exhiberi, licet ad sacrosanctas ecclesias possesiones pertineant.« (anno 
440). Cod. Theod. I, 2, 11. 

2) Cod. Theod. XI, 17, 4; 15, 2; Cod. Just. X, 27, 2. 

3) Leg. Nov. Theod. tit. 21. 
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qaae ad spendorem reipnblicae distinctionis perv6nitiir, prava appel- 
latione censentur, sine quibns nailas maximarum reram. prooedit 
eventus, qu(»iim adminicnlo statam pariter ac decos tuemac im- 
perii?c , , . 

Ebensowemg irie VatoDÜnkui dorek diese bei<ien YerordnUDgen 
die Eirohe den niedrigen Lasten fiberhaapt unterworfen wissen wollte, 
sondern nur meinte , es kSnne in den genannten Fällen y6n solchBu 
gar nicht die Bede sein, ebensowenig wollte auch Justinian die von 
seinen Vorgängern der Kirche verliehenen Lnm&nität vm^ ZoMtuig 
tmaserarienüicher Ahgeiben und Uebemahme niedriger Lasten auf- 
beben, wenn er sich der genannten Ansicht Valentiniana anscbloss 
und ein in diesem Sinne gehaltenes Gesetz <) erliess. Dasselbe trägt 
vielmehr die Bärgscbafb für Aufrechthaltung der der, Kirche ver* 
liehenen Immunitäten an der Spitze: 

»Wir verordnen, dass den Besitzungen aller hl. Kirchen und 
der übrigen frommen Stiftungen weder niedrige Dienste noch ausser- 
ordentliche Auflagen aufgebürdet werden sollen.« Dann heisst es 
aber weiter: »Wenn jedoch die Npthwendigkeit eines Strassenbaues, 
einer Erbauung oder Ausbesserung von Brücken eintritt, so soU^ 
nach Art der übrigen Grundbesitzer auch die heiligen Kirchen und 
die ehrwürdigen Anstalten ein solches Werk verrichten, wenn sie näm- 
lich in dem Bezirke derjenigen Stadt eine Besitzimg haben, in wd- 
eher ein solcfies Werk ausgeführt wird.€ Dieser letztere Zusatz ist 
von Bedeutung für die Kirche; denn damit wurde nicht tnehr so 
allgemein und ausgedehnt die Verpflichtung der Kirche ausgesprochen, 
wie es Valentinisui III. gethan hatte. 

Bücksichtlich der Abgaben erliess Justinian noch zwei weitere 
der Kirche zu Gute kommende Immunitätsgesetze. In beiden^) 

1) >Ad haec sancimttSi onmiam aanctarnm ecdesiarom et Yenerabiliuin do- 
momm possesiones neque sordidas functiones neque extraordinarias des- 
criptiones snstinere. Si tarnen itineria stemendi aat pontitim aedüidi vel re- 
parationis opns faerit, ad instar aliornm possessomm hujnsmodi opos et 8. ec- 
clesias et venera^, domoa complere, dnin sab üla possident dvitate^ sab qaa 
tale fit opos.« Not. JimL 131, o. 5. 

2) »Saiiciinas, res ad vwerabiles ecclesias vel xenones, rel monasteria vel 
orphanotrophia ... Tel deniqae ad aliad tale consortioin descendentes ex qaali- 
conqae coriali liberalitate sive inter yIvob siye mortis causa sive in oltimis vo- 
lantatibns habita a lucrativorum inscriptionibas liberas immonesque esse, 
lege seil., qoae super hajosmodi inscriptionibas posita est . . . in parte eccle- 
siastica vel alium domorum, quae hajosmodi piis consortiis deputatae sunt, 
yigorem suum, pittatis intuitUf mitigante.« Cod. Just, l, 2, 22. Nov. Juat, 
131, c. 5. 
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verordnete er, da9S^.w;eua;,dne?: Kirche.. o^eir frommen Stiftung aus 

Freigebigkeit, sei es bei Lebzeiten o(Jer. letztwillig yop. irgend einem 

Curialen Gegenstände geschenit' Würden, diese von der Erwerhsteuer 

frei sein sollten; ' ' » Denn watiim sollte iiibht, « fragt der itaisei^J »ein 

Unterschied zwischen göttlichen und menschlichen Dingen geinächt, 

und der himtnlisebea Liebe seinnbeatMulieirea'Vörreeht^m wer* 

djp.T- cur ;fmin?i,u()n iaciapii|us,i4i8firw^ ju^fli.diifin&s ethuma^ 

nas?, et .^^uarej^on ^c^Oj^ypteiis ,pf^ ,fioel^jÄJpori fioi^er- 

vetüi-r« ' ' ' . . , .. 

'^ ^ mtfachten^w^ir- nu'n'''^e iröä'^d^^^^^ über 

<^^Itakunität^d0r: Eiiv.h0tM^ksifcMicW Verftögötish gegeberiien 

Ö^aet^e , in ißinem £leBammt{iberbIicKe,' bo^ g^ictog^j^ wir, abgesehen ten 

ein^^ii^i^. 4il9P3,hmpn>/ wi^ sie/in ., a|a8i§i§Fgew5h>ili«towi Zeiten oder in 

^ ?olffe besonderer Unastände^ sei, es, znpx , V ortJi,eil)y Sjei . es . zum ^Naph-^ 

i!i^' thefl' der Kirche, vörkaiienV zii fo^genrfem Eesultate : . Öie Kirchen- 

ck guter Wäreii de^ ffeu^ökfUicheh ^ oraMliihevi Bestemrung^ 

fen, es mussten die canonischen Abgaben Vom kirchlicheU Grunäbe- 
^ aitese sogut^^wie, von allen .andern liegenden Gründen; entrichtet wer- 
den. Dagegen hatte die lEJirche von. ihrem Grund, und Böden in 
der Beger keine ausserordentlichen Steuern zu ^hlqn und, ebenso- 
wenig üie im allgemeinen auf demselben lastenden niedrigen Dieiiste 
zu leisten; sowohl vöit den JSxtraordinariis als von den munerihus 
5<mi^i5 genoss die Kirche eine' ImmunitM. 

Wenn die römischenHerrscher; durcbgehends in dieser Art das 
Verjiältniss deß Staates zum kirchlichen Vermögen feststellten, wenn 
sie neben einer gewissen Verpflichtung, welche . die Kirahe hinsicht- 
lich ihres Vermögens gegenüber dem Staate zu übernehmen hatte, 
auch gewisse Vorrechte ihr zustanden, deren weltliche Besitzer sich 
nicht eitfreuten, wenn sie also eine Ausnahme von den bestehenden 
Rechten zu Gunsten der. Kirche schufen, so erscheinen die durch 
diese Ausnahmen gebotenen Immunitäten zwar immer als ein Aus« 
fluss kaiserlicher Gnade, als ein Privilegium, aber als ein solches, 
das gewissermassen den Character der Naturgemässheit , der ,Noth-" 
wendigkeit an sich trug, wenn anders die Kirche mit ihrem Ver- 
mögen die Zwecke erfüllen sollte, zu deren Verfolgung das Kirchen- 
gut überhaupt da war. Wir kennen diese Zwecke ; sie waren an 
erster Stelle Unterstützung der Armen und Bedürftigen, Aufhülfe 
und Verbesserung der heruntergekommenen socialen Verhaltnisse. 
Nun, was folgte darauß für den Staat, wenn er dem kirchliehen Ver- 
mögen Immunitäten wie die angeführten verlieh P , Wir haben hier 
nur eine bereits früher gegebene Antwort zu wiederholen: Von den 
verliehenen Immunitaten zog der Staat in der Unmasse der Armen 
und Nothleideuden den eigentlichen Nutzen ; er. verlor oder verzich- 
tete nur scheinbar auf eine Einnahmequelle; im Grunde verlor er 
nicht ; ^ denn die Kirche kam ihrer Verpflichtung zu Abgaben und 
Leistungen uur auf eine andere ihr viel würdigere Art %nd Weise 
und so aber auch im reichlichsten Masse nach. . 
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XXVIII. 

Akten Ober die Errichtung des BistlHims Luxemburg 

0870— 1873)0- 

, • • • * • _ - 

' (Ans dem EirchUchen Anzeigier f ür dia Di&cese Luxemburg. 1870, Nr. 1—13.) 

PIüS PP. IX. 

1. Äd perpetuam rei memoriam. 

Iq hac Beati Petri Cathedra sublimi velati in specnla, arcano 
divinae Providentiae consilio, nuUis quidem nostrid meritis^ coUocati, 
ea praeatare quacaniqiie ope possumus, mataramns» quae catholico 
nomini bene proBpere fS^liciterque etenire prospexerimus. Itaqae si- 
miil ac relatum Nobis fuit, Catholicae Fidei in Magno Lnxembnr- 
gensi Dttcatu admodam profathrnm , si Vicariatus Apostolicns inibi 
jamdiu constitutns, iisdem servatis limitibus in proprie dictam Dioe- 
cesim , . buic Apostolicae Sedi immediate snbjectam, erigeretur, Nos 
in id curus cogitationesqüe Nostras. intendimus, singulisque sedulo 
perpeiisis, Gonsistoriale Decretum, ab omnibus interim habendum 
perinde ac si in id Litterae Apostolicae sive in forma Brevis , sive 
sub plumbo de naore f uissent per Apostolicam Cancellariam eipeditae, 
ea de re expediri mandavimus. At enim cum Venerabilis Frater 
Nieolaus Adames Episcopns Alicarnassensis et Vicarius Apostolicns 
in memorato Ducatu , enixe postulaverit , ut ilova Luxemburgensis 
Ecclesia non secus ac Vicariatus antea existens, caeteraeque Episco- 
pales Ecclesiae in HoUandia erectae sub directione et dependentia 
raaneret Congregationis Venerabilium Fratrum Nostrorum S, B. E. 
Cardinalium Fidei Propagandae negotii^ praepositorum, Nos ad rem 
iternm animum* appulimus, atque ^ttente consideratis omnibus ratio- 
num xnpmentis, quae ab Alicamassensi Episcopo adductae sunt, motu 
proprio, certa scientia, deque Apoötolicae potestatis Nostrae plenitu- 
dine, haec, quae infra scripta, sunt, decrevimus. — L — Vicariatum 
Apostolicum Cuxemburgensem usque adbue extantem omnino suppres- 
sum atqüe extinctum deolaramus. — II. — Civitatem Luxembur- 
gensem in Magno ejusdem nominis Ducatu ad EpiscöpaUs Civitatis 
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titulum, honorum et Privilegium sicuti eeterae Episcopales Civitates 
in HoUandia evebimus, eamque pro uno eju^dem Hominis Ordiaario 
Fastore residentiam statuimus, adsiguamus. — UI. -*- Ecelesiam, 
quae inibi praestat , sab titulo Beatae Mariae Virginia Consolatricis 
Afflictorum, quae satis apta, depor^. ^ opportuna dignoseitur, retenta 
sui prisci nominis invocatione neo non Paroecialitate , quam habet, 
ad Epi8<K»palem Ecelesiam effafimi^^^iditniQmm^ jwibus, 

privilegiis, ' quibus ei ju|re pfmopjuni (Cft^^'ae Episcopales Eeelesiae in 
Hollandia nüperrime erectae utuntur, fruuntur. — IV. — Inibi igi- 
tur Oatfaedra <^onBtitiiatur, et Sädeis Epäseof»alis pro i»no adscisce&do 
Ordinario Episcopo Luxembutges$i < enla omnibus item honoribus, 
juribus ac Privileges, .quibu3 ex p^moiUDi jure e<v legitima consuetu- 
dine in HoUandiae Begno caeteri novi^simi Episcopi potiuntur. — 
V. — Deleg^to Apostölicb baec ad exequoiida infra designando eom- 
mittimus, ut capitulum Cauonicoruin, caeterorumqpe, qui Ecdesiäe Ca* 
thedralis servitio debent eäse mancipäti eri^at^ institnat, jttxta nor- 
mam sacri Concilü Tridentini/ Apöstolicarum Constitutionutn , nec- 
non aliarum in Hollandia Catbedralium novissime erectarum. — VI. — 
Idem Delegatud tum Cathedralis Ecclesiae servitlnm, cum insignia 
bujusmodi Luxemburgensis €api tuli Catbedralis, tum alia omnia, quae 
necessaria sunt ad kanc rem rite juxta Sacros Oanones confidendam, 
ad normam etiam aliarüm in Hollandia mos erectarum Catbedralium 
constituat , decernat. — VII. -r- Cum vero in Civitate Lutembur^ 
gensi jam extet Clericorum Seminariiim, idcirco Delegatus ApostoU- 
cus omnia similiter statuat, declaret, quae ad Episcopale Seminarium 
constituendum necessaria dignoscuntur , yuxta Sacrorum Conciliorum 
präesertim Tridentini, et Apostolicarum Constitutionum sanetiones. 

— Vin. — Nova haec sie erecta et constituta Episcopdi« Sedes 
Luxemburgensis iisdeml omnino Dioecesanis limitibus contineatur, qui- 
bus antea sub Apostolico mox suppresso Vicariatu sepi^batur« r^ser- 
vata tarnen Nobis et Sanctae huic Sedi Apostolicae facultate, alte- 
ram quandoeunqne instituendi totius Dioecesis 'circumdcri|)tionem. 

— IX. — Porro volumtis, mandamus,' praeciplmus, ut Luxemburgen- 
sis Episcopatus Sanctae huic SMi Apotolioae sit immediäte subjectus, 
ita tamen, ut sub dependentia Congregationis Ve&ersbflium Fratröm 
Nostrorum S. B. Ew CardiMlium negotiis Fropagandae Fidei prae- 
positorum mauere pergat. — X. — Tandem Apostolicum ad haee mu- 
niä exequenda Delegatum statuimus, deputetmus dilectumfilium An- 
gelum Bianchi , Nostrum et Sanctae hujus Sedis apud HoUandiae 
Aulam Internuntium, eique idcirco omnes et singulas facultates ne- 
cessariasi et opportunas tribuimus ac impertihius : facta eidem venia al« 
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teram personam in Ecclesiatica digoitate, constitutam subdelegandi. Ipse 
vero, ac subdelegata persona teneantur, post tres menses ab exequu- 
tione oonfecta, omnia acta, quae in id lata fuerint, ad memoratäta 
Venerabilium Fratrum Congregationem negotiis Propagandae Fidei 
pi'aepositam transnaittere , adjecta Charta topographica hujus novae 
sie erectae Dioeceseos Luxembnrgensis. Haec volunvus, statuimus, 
edicimus decernentes praesentes Npstras Litteras firmas , validas et 
efficaces existere et fore suosque plenarios et integros effectus sor« 
tire et obtinere, ac illis ad quos spectat, et pro tempore quandocum- 
qiie spectabit plenissime suffragari ; sicque in praemissis per qaos<- 
eumque judices ordinarios, et delegatos etiam Causarum Palatii Apo* 
stolici Auditores judicari et definire debere irritumque et inane si 
secus super bis a quoquam quavis äuctoritate scienter vel ignoranter 
contigerit attentari. Non obstantibus quatenus opus sit Nostra, et 
Cancellariae Apostolicae regula de jure quaesito non toUieudo, Bene- 
dicti XIV. Praedecessoris Nostri recol. mem. super Divisione Mate- 
riar. aliisque Apostolicis ac in UniversaHbus Provincialibnsque et sy- 
nodalibus Conciliis editis generalibus vel specialibus Constitutionibus 
et Ordinationibus , nee non dicti Vicariatus Luxemburgensis etiam. 
juramento cohfirmatione Apostolica vel quavis firmitate alia robora- 
tis statutis et consuetudinibus , caeterisque contrariis quibuscuinque. 
Item Toluinus, ut praesentium Litterarutn transumptis sive exemplis 
etiam impressis, manu alicujus Notarii publiei subscriptis, et sigillo 
personae in ecciesiastica dignitate constitutae munitis eadem prorsus 
' fides adbibeatur, quae adhiberetur ipsis praesentibus siforent exhibi- 
tae et ostensae. . 

Datum Bomae apud.Sanctum Petrum sub Anhulo Piscatoris . 
die XXVU. Septembris MDCCCLXX. , 

Pontificatus Nostri Anno Vigesimo quinto. 

L. S. (Sig.) ST. Card. Paracciani Clarelli. 

2. Veneräbüi Fratri Nieölao Adames, ^nscopo Alkarnassensi in. 
pariibus infidelijum et Vic'ariö Apostolico Luxenibürgensi. 

• PIüS PP. IX. 

Yenerabilis Frater Salutem et Apöstolicam Benedictionenn 
Apostolatus officium, meritis licet imparibus, Nobis ex alto commis- 
süm quo Ecclesiarum oninium divina dispositione prae»idemu», uti- 
liter exequi, adjuvante Domino, cupientes, solliciti corde reddimur 
et solertes, ut quum de Ecclesiarum ipsarum regiminibus agitur 
committendis, tales eis in Pastpr^s praeficere studeamus, qui Po- 
pulum suae curae creditum sciant nön solüm doctrina . verbi , sed 
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etiam exemplo boni operis informare commißsasques ibi Eccledias in 
statu pacifico et tranquillo velint et valeaüt, auetore Domino, sa- 
lubriter regere et feliciter gubernare. Dudum siquidem provisionem 
Ecclesiarum omnium tiinc vacantiüm et in.posterum vacaturarttm ordi- 
natiöni et provisioni Nostrae reservavimus , d^cernentes ex tunc ir- 
ritum et ifaane, si secus super bis a quoquam quavis auctoritate seien* 
ter vel ignoranter contigerit attentari. 

Postniodum vero Vieariatu^Apostolico, in Magno Ducatu Lu- 
xemburgensi jampridem constituto^ iisdeni servatis limitibus, in pro- 
prio dietam Dioecesim^ Sanctae buic Apostolicäe Sedi immediäte süb' 
jectam, a Nobis erecto, Nos ad novae istius Sedis provisionem cele- 
rem, atque felicem , in qua nemo praeter Nos, se potest, poteritve 
immiscere, decreto et reservatione obsisteu.tibus bujusmodi, paterno 
et soUicito studio intendeutes , post delibejrationem, quam de praefi- 
ciendo eidem Bcclesiäe personam utilem, atque fructuosam cum VV. ' 
FP. NN. S. ß. E. Cardinalibus negotiisPropagandae Pidei praepo- 
sitis habuimus diligentetn , demum äd te , Venerabilis FratjBr , qui 
Vicarii Apostolici munus in ipso Magno Ducatu Luxemburgensi^ 
summa cum laude functus es, oculos mentis Nostrae con?ertimus» 
Qiiae cum ita sint, a vinculo^ quo Alicarnassensi isti Ecclesiae ad-^ 
strictus detineris, ex Apostolicäe Potestatis Nostrae plenitudine, te, 
Venerabilis Prater, tenore praesentium solventes, necnon ab quibus- 
yis excommunicationis et interdicti, aliisque Ecclesiasticis senteatiis, 
censuris, et poenis quovis modo, vel quavis de causa latis, si quas 
forte incurreris, hujus tantum rei gratia absolventes, et absoluturo 
fore censentes, de eorumdem VV, PP. NN. consilio, auctoritat^ Nos- 
tra Apostolica, ad ndvam Sedem Luxemburgensem transferimud, te- 
que eidem in Episcopum praeficimus et Pastorem , curara , regimen, 
et administratiouem ejusdem Ecclesiae tibi in spiritualibus et tem- 
pontlibus plenarie committendo, in lUo qui dat gratias et largitur 
dona confisi, quod, dirigente Domino actus tuoä , praedicta Ecclesia 
Luxemburgensis per tuae circumspectionis ihdustriam et Studium utir 
liter ac prospere dirigatur, grataque in ipsis spiritualibus ac tempo- 
ralibus incrementa suscipiat. Jugum igitur Dni tuis impositum hu- 
meris prompta devotione animi amplectens curam administratiorieni 
praedictas ita studeas fideliter prudenterque exercere , ut Ecclesia 
praedicta gäudeat se provido gubernatori et frücttiosö administratori 
esse concreditam, tuqüe, praeter aeternae retribütionis praemium, 
Nostram quoque et Sanclae hujus Sedis uberius exinde consequi 
merearis benedictionem et gratiam. Non obstantibus Apostolicis ac 
in universalibus provincialibusque et synodalibus Cöncilüs editis, ge- 
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neralibiis vel spedalibus C!onstitatioiiibii8 et OrdinatioDibns, necnon, 
quateniu opus sit, dictae Alicarnassensis Ecclesiae, etiam juram^nto, 
Goofirmatione Apostolica, vel qnavis firmitate alia roboratis statatis 
et conaiietiadiDibiis, ceterisque contrariis qaibnscamqne. 

Datam Bomae apad 8. Petrom, snb Annalo Piscatoris die 
XXX. Seplembris MDCCCLXX. 

Fontificatus Nostri Addq Vigesimo Quioto. 
L. S. (Sig.) N. Card. Parradani Glarelli. 

3. Nos ANGELUS BIANCHI, 

Protofiotarius Apostolicus SS. DD. NN. PH, divina Providetiiia Papae 

IX. , ac 8, SediS Apqstolicae apud Serenissimum et pofeniissimvfn 

Gulielmum III. Neerlandiae regem internuntms CU^'o et Populo 

Magni Dueatus Luxcmburgensis. 

Scdutein in Domino sempiternam. 

Quod jamdiu in votis vestris erat, nempe at in florenti Magno 
Dncatu Luxemburgensi, qui separatim a Neerlandici Begni provinciis 
civili regimini Serenissimi Neerlandiae Segis snbjicitur, et cnjns ad- 
ministratio ecciesiastica a pluribus annis per Vicarinm Apostolicnm 
a. S« Sede depntatum fuit gesta, Episcopalis Sedes erigeretar, id tan- 
dem cöntigisse nobis compertum est. Sanctissimus enim DD. NN. 
Pias, divina Providentia Papa IX. qui restituta feliciter jani anno 
1853 in ipso Neerlandiae Regno hierarcbia ecciesiastica, Vos pariter 
et Yestram regionem Episcopalis Ordinariae Sedis et Begirainis de- 
core et beneficio dotare, pro Sua erga Vos paslorali sollicitudine, 
röaxime peroptabat, existiraavit veüisse tempns, quo res tanti mo- 
menti ad effectum deduci possit in majorem anrmarum vestraram 
utilitatem aptioremque apud vos rei catholicae procurationem. Eo 
igitur id post maturam deliberationem volente, die vigesima Junii 
proxime elapsi Consistoriale Decretum editum est , ab omnibus 
interira perinde babendum ac si in id Litterae Apostolicae sub 
forma Brevis vel sub plumbo fuisseiit expeditae, quo Sanctitas 
Sua, motu proprio, deque Sua certa seien tia et de Suae Apostolicae 
potestatis pUnitudine, Luxemburgensem Yicariatum Apostolicnm us- 
que adhuc exstantem omnino suppressum atque extincturo declaravit, 
ac dein Civitatem Luxemburgensem ad Episcopalem Civitatem atque 
ad residentiam pro uno ejusdem nominis Ordinario Pastore, Eccle- 
siam vero quae inibi praestat sub^ titulo Beatae Virginis Mariae 
Gonsolatricis Afflictorum, retenta sui prisci nominis invocatione sua- 
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que paroecialitate, ad Episcopalem Ecclesiam, in qua esse debeal 
Cathedra et sedes enuiitiati Episcopi Luxemburgensis , evexit juxta 
normam caeterarum Civitatuni, Ecclesiarum et Sediiim Episcopa- 
lium nuperiiTie in ipso Neerlandiae Regno erectarum , assignando 
novae ita erectae Sedi Episcopali Luxemburgensi eosdem diocccsanos 
limites quibus antea Vieaviatus Apostolicus ejusdem nominis mox 
suppressus sepiebatur. 

Haec -autem omnia et alia in dicto Constitoriali Decreto statuta 
et sancita voluit dein Sanctitas Sua etiam in Apostolicis Litteris 
sub forraa Brevis edicere et enucleatius definire, quarum Litterarum 
tenor est sequens: {Qmnia ut Nr. 1.) 

Nos itaque mandatis hisce Pontificiis obsequentes atque delega- 
tione Apostolica Nobis cöramissa utentes , praefatas Apostolicas Lit- 
teras vobis notas faeimus, praeeipientes ut omnia et singula in eis 
statuta ab omnibus, quorum interest, religiöse admittäntur, et ob- 
serventur. 

Notum ergo sit et ab omnibus firmum habeatur Civitatem Lu- 
xemburgensem, et Ecclesiam, quae inibi praestat sub titulo B. Y. 
Mariae Consolatricis Afflictorum in Episcopales respective Civitatem 
et Ecclesiam atque in ista Sedem Episcopalis Praesulis pro uno dein- 
ceps Episcopo Luxemburgensi erectas et institutas esse, huicque sie 
erectae Sedi Episcopali, quae S. Apostolicae Sedi immediate subjecta 
erit sub depenbentia tamen S. Congregationis de Propaganda Fide, eos- 
dem dioecesanos limites assignari ac antea sub Apostolico mox sup- 
presso Vicariatu, salvo tamen jure S. Sedis alteram quandocumque 
totius Dioeceseos circumscriptionem instituendi, quemadmodum haec 
omnia in memoratis Litteris Apostolicis decernuntur. Igitur ultra 
civitatem ipsam Luxemburgensem cum suis Ecclesiis parochialibus 
vel succursalibus, Dioecesis Luxemburgensis constabit ex caeteris bis 
centum quadraginta duabus paroeciis seu locis vulgo noncupatis: 
Alzingen, Bartringen, Centern, Peittingen, Hamm, Hesperingen, Hol- 
lerich, Hostert, Itzig Merl, Mutfort, Niederanven, Oetringen, Sand- 
weiler, Schüttringen, Siebenbrunnen, Steinsei cum Heisdorf et Huns- 
dorf, Strassen, Walierdingen , ^ Weimerskirch cum Dommeldingen, 
Bettemburg cum Livingen, Aspelt, Beles, Bivingen, Differdingen, 
Düdelingen , Ehleringen , Ehlingen , Esch , Prisingen , Hellingen^ 
Kayl cum Tetingen ^ Leudlingen, Limpach, Monnerich, Nieder- 
korn, Noertzingen, Oberkorn, Petingen, ßeckingen, Rodingen, Rei- 
lingen , Roeser cum Peppingen, Rümelingen, Sassenheim, Schifflingen, 
Steinbrücken cum Berchem, Zolwer, Betzdorf, Beidweiler, Bnrglin- 
ster, Eschweiler, Flaxweiler, Gostingen cum Bayern, Junglinster cum 
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Gonderingen et 6odbriBg«n, Mensdorf, Olingen, Rödenborn, Bodt, 
Clerf cum Eselborn , Ässelborn , Boegen cum Beisdorf, Baxhorn, 
Doeningen cam Stocken), Heinerscheid cum Fischbach, Heizingen cum 
Hpffelt, Holler cum Binsfeld,- Hüpperdingen, Lieler, Lullingen, Mar- 
nach cum Roder^ Munsbausen cum Buchboltz et Neidhausen, Niederbess- 
lingen cum Huldingen et Oberbesslingen, Trotten , ülflingen cum Bü wisch, 
Weicherdingen, Weiswampach cum Bejler-Leythum, Wilwerdingan, 
Diekirch com Ingeldorf et Tandel, Bastendorf, Bettendörf, Branden- 
burg, cnni Lahdscheid, Burscheid, Eppeldorf , ErpeMingen, Ettelbrück, 
Gilsdorf, Medernach cum. Ermsdorf, Michelau cum Lipperscheid, 
Moestrofif, Niederschierert, Oberfeulen cum Niederfeulen, Öbermertzig 
cum Nied^rmertzig et Michelbuch, Reisdorf cum Klein-Reisdorf, 
Schlindermänderscheid, Stegen, Welscheid cum Bürden, Echternacb, 
Bech, Befort, Berdorf, Born, Christnach, Consdorf cum Breidweiler, 
Hemsthal cum Alttrier, Herborn, Mompach, Moersdorf, Osweiler, Ros- 
port cum Girster^Klause, Steinheim, Waldbillig, Grevenmacher, Ber- 
burg, Biver, Ebnen, Lellig, Maöhthum, Manternach, Mertert, Nieder- 
donven, Wasserbillig, Wormeldingen cum Oberwormeldingen ,. Koe- 
rieh cum Goetzingen et Kap, Bettingen, Dippach Eischen, Fingig, 
Garnich cum Dalheim et Hivingen, Hagen cum Steinfort, Hobscheid 
Holzem, Kahler, Kehlen, cum 01m, Keispelt, Kopstal, Küntzig, Ma- 
mer, Niederkerschen, Nospelt cum Rodt, Oberkerschen cum Linger, 
Siebenborn cum Calmus, Sprinkingen cum Schuweiler, Mersch cum 
Beringen et Reckiiigen, necnon Rollingen, atque Schoenfels, Berg, 
Bissen, Blascheid cum Eisenborn, Boevingen, Buschdorf cum Bruch, 
Grachten, Fels, Fischbaeh, Greisch, Heffingen, Liutgen cum Gössel- 
dingen, Lorentzweiler cum Bofiferdingen, Meysemburg cum Angels- 
berg, Moesdorf cum Pettingeu, Nommern cum Schrondweiler, Saeul 
cum Schwebach, Tüntingen cum Ansemburg et Hollenfels, Gspera 
cum Niederpallen, Arsdörf cum Neunhäusen, Beckerich cum Loeve- 
lingen, Bettborn, Bondorf, Budchrodt, Colpach cum Klein-Elcherodt, 
Ell, Elwingen cum Noerdingen, Ewerlingen cum Schandel, Folscheid 
cum Hostert, Grosbouel cum Dellen, Holz, Oberpallen, Perl, Rambruch, 
Redingen cum Nagern, Rindschieiden cum Kuborn et Grevels, Rodt 
cum Launen, Useldingen cum Rippweiler, Vichten, Wahl, Wolflingen, 
Remich, Bech-Klein-Macher, Bous^ Bürmeringen, Canach, Dalheim, 
Ellingen, Elwingen, Greiveldingen, Lenningen, Mondorf, Remerschen, 
Scheugen, Schwebsingen, Stadtbredimus , Syren , Trintingen , Wald- 
bredimus, Weiler zum Thurm, Wellenstein, Vianden cum S. Nicoiao 
et Biwels, Consthüm cum Holsthum, Fouhren cum Bettel, iBoscheid 
cum Dickt, Hosingen cum Dorscheid, Merseheid cum Weiler, Roders- 
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hausen, Stolzcmbiirg, Untereisenbach, Wahlliausen, Niederwiltz cum 
Winseler, BäuscbJ^iden cum Baschleiden, Berle, Beweno, Brachten- 
bäch, Dahl cum IToeher, Derenbach, Dunckerbdt, Esch, Eschdorf, 
Eschweiler, Goesdorf cum Buchholz, Harlingea» Heiderscbeid cum 
Heiderscheidter-Grund et Merscheid, Insenbarn, Kaundorf cum Bu- 
dersclieid,.Kautenbach,Knaphoscheiä, Merkholz, Niederwampach, Noer- 
tingen, Oberwampach cum Allerborn, Oberwiltz, PiDtsch cum Dräuffelt 
necnon Enscheringeu, Lellingenque et Siebenallei, Soller, Syr, Tadler* 
Ringel, Tardchamps, — Declaramus igituT supra memoratam Ci- 
vitatem et singulas paroecias et loca praedicta eorumque incolas 
utriusque sexus praefatae Ecclesiae Episcopali Luxemburgensi ejusque 
Praesuli pro suis Civitate , territorio , Dioecesi , Clero saeculari ac 
utriusque sexus regulari, dälvis tarnen Begularium in quantum sint, 
exemptionibus, nee non populo , in perpetuum assignari et in spiri- 
tualibus subjici> 

Et cum jam in Gonstitorio secreto die vigesima septima Junii 
proxime elapsi habito Summus Pontifex ad memoratam jBccIeaiara, 
ut ipsa celcriter proprio Ordinario Pastore provideretur , dignatus 
sit promovere et in primum ejusdem Episcopum praeconizare B. P^ D. 
Nicolaum Adames usqne adhuc Yicariatus Apostolici mox supressi 
providura et fructuosum administratorem , transferendo eum ab Ec- 
clesia Halicarnassensi i. p. i., cui obstrictus.erat, ideo officio simul 
et gaudio sibi ducent omnes in praedictis civitate et loci permanen- 
tes eumdem Praesulem, cujus zelum paternum jam perspectum ha* 
beut, imposterum tanquam proprium Episcopum agnoscere et reverieri 
ejusque salutaribus mändatis ac mönitis promptiori et alacriori 
in dies animo iiitendere; Quoniam vero Sanctitas Sua !Hobis com- 
mitti voluit , ut Gapitulum Ganonicorum caeterorumque qui Ec- 
clesiae Gathedralis Luxemburgensis servitio debent esse mancipati, 
erigamus atque constituamus , ac insuper, ut tum Ecclesiae ca* 
thedtalis servitium tum insignia ipsius Gapituli , tum alia omnia 
in hac re necessaria constituamus ad tramites SS. Ganonum et 
ad normam Ecclesiarum Gathedralium nuper in Hollandia erecta- 
rum, praeterea , ut , relate ad Seminarium Glericorum Luxemburgi 
jam existens omnia statuamus et declaremus quae ad Episcopale Se- 
minarium constituendum necessaria dignoscuntur juxta ecclesiasticas 
Sanctiohes, ideo Nos, utentes facultate Nobis simul facta aliam per- 
sonam in dignitäte ecclesiastica constitutam subdelegandi, dequepru- 
dentia, dexteritate et scientia memorati Episcopi R* P. D. Nicolas 
Adames pleno confisi, eumdem subdelegandum ducimüs et per prae-^ 
sentes subdelegamus ad illa omnia Junta normas tum in memoratii . 
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Apostolicis Litteris tum infra traditaSi atqne ex subdelegata sibi Aposto- 
lica anctoritate, exequenda, imposito ei onere, post duos menses ab expleta 
execntione , omnia acta, quas in id talerit, ad Nos mittendi, ut Nos 
eädein ad S. Sedem tempore debito transmittere possimus. 

Capitnlnm antem Canonicorum Ecciesiae.CatbedralisLuxembnr- 
gensis, cujas igitar erectio praefato Episcopo committitur, ut pri- 
mum institutum fherit, omnibns frnetur juribus omnibusque tenebitar 
oneribus quae Catbedralis cujuscumque Capituli ex communi SS. Cano- 
num jure propria sunt. Quare quoties dcinde contigerit, ut Ecciesia 
Luxemburgensis ex Pastore stio viduetur, et nemo sit cui ejasdem 
administratio a S. Sede fnerit deroandata, pertinebit ad Capitulum 
in illa institutum, ut Bioeceseos procurationem profipiciat per depü- 
tationem Vicarii Gapitularis^ atque ad eum modum qni communi 
SS. Ganonum jure et ex Tridentini Concilii deereto praescriptus est. 

Gonstabit porro Gapitulum Ecclesiae Gathedralis Luxemburge^- 
S)s ex una tantum dignitate cum titulo Praepositi, et octo canonicis. 
Prima vice Capitulares omnes, comprehensa dignitate, per Episcopum 
supra deputatum libere eligentur ; imposterum vero nominatio fiet 
juxta methodum pro Gapitniis Gathedralium Ecciesiarum Neerlandiae 
nuperrime erectarum a. S. Sede concessam, quam proinde laudatus 
Episcopus in actis latius exponere et declarare curabit. 

Gum autem Ganonicales praebendae modo desint , et Canonici 
designandi curae animarum, juventutis institntiooj , aliisque muniis 
pro Beligionis bono, attento etiam sat medioeri Sacerdotum numero, 
vacare debeant, ideo, usquedum a S. Sede aliter disponatur, Gapitu- 
lares ab onere residendi penes Gathedralem et sacra ofßcia persol* 
vendi eximentur üti in Neerlandia, ita tamen ut laudatus Episcopus 
in suo erectionis deereto curet de nonnullis diebus infra annum (se- 
mel saltem in mense quolibet) designandis/ in quibus Canonici Gho- 
rum adire, atque officia peragere teneantur, utque etiam apud Epis- 
copum advocati congregentur praesertim pro negotiis, circa quae ex 
sacris Ganonibus Gapituli sententia est perquirenda. Quoad istos vero 
et alios extraordinarios conventus Gapituli , administrationem tum 
spiritualem tum temporalem catbedralis Ecclesiae, constitutionem 
Ganonici Tbeologi et Poenitentiarii , eaedem valebunt normae et a 
praefato deputato Praesule enucleatae definientur, quae pro Gapitu- 
lis Neerlandiae per decretum S. Gongregationis de Propaganda Fide 
die decima septima Julii 1858 datum a Summe Pontifice probatae 
et sancitae fuerunt. Pariter insignia Ganonicorum ea erunt quae 
per Bescriptum ejusdem S. Gongregationis die 1. Junii 1862 quibus- 
dam HoUandiae Gapitulis a SS. Patre concessa fuere. 
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De caetero, postquam hacc omnia rite ordinata fuerint, curare 
debebit idem Praesnl, vel ejus in Sede Loxemburgensi successor, ut 
capitulnm LnxembnrgeDse sna peculiaiia statuta, ad trainites SS. 
Canonum et praedictarum normarum condita, habeat. 

Haec Nos ex delegata Apostolica auctoritate, declaramus, de- 
cernimus et committimus, contrariis qoibuscumque non obstantibus. 

Harum antem Nostrarum Litterarum tria exemplaria confici 
jassimns, quorum nnum ad S. Congregationem Constitorialem aterum 
ad S. Congregationem negotiisPropagandaeFidei praepositam mittimus, 
aliud tandem in archivo Ecclesiac Episcopalis Luxemburgensis asser- 
vari mandamns. 

Datum Hagae Comitum die septima Novembris S. Willibrordo 
Sacra, anno millesimo octingentesimo septuagesimo, Pontificatus SS. 
DD. NN. Pii Papae IX. anno XXV. 

L. S. (sig.) Angeltis Bianchi, Int. et Deleg. Apostolicus. 

(sig.) MarcelUnus Vuülemin, Secretarius. 

Vorstehendes Schreiben wurde in deutscher Uebersetzang am letzten 
Sonntag des Januar 1870 zufolge bischoflicher Anordnung von den Kanzeln 
verlesen. 

5. Nicolaus Adames^ Miseratione divina et Apostolicae Sedis gratia 

Episcopus Luxemburgensis, Solio Pontificio AssistenSy Omnibus 

praesentes Nostras Litteras lecturis vel legi audituris 

SaJutem in Domino. 

Pretiosa sanctorum Patrum scripta et antiquitatis monumenta 
plenissitne testificantur, a christianae Beligionis exordio, sub Episcopo 
cujuslibet ecclesiae Presbyteros in necessaria dependentia, quam sola 
haeresis non cognovit, positos fuisse illi in sacro ministerio socios et 
eooperatores ; ipsum aorum consilio et juvamine res ecclesiasticas 
gessisse, sacrosancta fidelibus sacramenta dispensasse, caeteraque mu- 
neris sui ofBcia peregisse. Ex hoc avito presbyterorum coetu ortum 
duxit Canonicorum CoUegium, in praesens omni Ecclesiae Cathedrali 
episcopali connexum, cujus jnxta s. Concilium Tridentinum praecipuae 
partes sunt : od conservandam augendamque disciplinam ecclesiasti- 
cam pietate proecelUre, aUisqt4e exemplo esse ; Episcopum dpere et 
officio juvare, eidemque celebranti mU alia Pontificalia exercenti as- 
sistere et inservire; in choro ad psallendum iftstittäo hymnis et can- 
(icis Dei nomen reverenter^ distincfe devotequc lauddre, atque ea 
morum integritate poUere, ut merito Ecclesiae Senatus dicipossit ^). 

1) Conc. Trident. Sees. XXIY. de Bef. 
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Sapremas omniam Episcoporum, Prebyterorum et fideliam Pas- 
tor/ Sanctissimus DomiDus Noster Pius PP. IX. pro Saa ergo nos 
pastorali sollicitudine , votis Cleri populique obsecundana Luxembur- 
gensis, Consis(toriali Decreto die 20. Janii anni proxime elapsi dato. 
et per Litt-eräs Apostolieas die 27. mensis Septembris ejusdem apni 
aperto, mota proprio et ex plenitadine Apostolicae potestatis Nos et 
nostram regionem Spiscopalis Ordioariae Sedis et Begimiois decore 
et beneficio dotare dignatus est, erigendo Civitatem Luxemburgen- 
sem et Ecclesiam, quae inibi praestat sab tituio Beatae Virginis Ma- 
riae Consolatricis Civitatem Luxemburgensem et Ecclesiam, quae inibi 
praestat sab tituio Beatae Yirgiiiis Mariae Consolatricis Afflictorum, 
in Episcopales respective Civitatem et Ecclesiam , atque insiituendo 
in ista Sedem episcopalis Praesulis pro uuö deinceps Episcopo Lu* 
xemburgensi , juxta normam caeterarum Civitatum , Ecclesiarum et 
Sedinm episcopalinm nüperrime in ipso Neerlandiae iregno erec- 
tarum. 

Sanctitas Sua per easdem supra memoratas Litteras Apostoli- 
eas commisit Revereudissimo Angelo Bianchi , Protonotario Aposto- 
lico et S. Sedis apud Hollandiae Aulam luternuntio, omnes et sin- 
gulas facultates necessarius et opportunas ad exequenda munia , ad 
erectionem, constitutionem Capituli Ganonicorum caeterorumque qui 
Ecciesiae Nostrae Cathedralis servitio debent mancipari, ad insignia 
ipsius Capituli et alia in hac re necessaria spectantia , facta eidem 
venia, alteram personam in eoclesiastica dignitate constitutam sub- 
delegandi. Praelaudatus vero Beverendissimus Internuntius Aposto- 
licus, litteris Hagäe Comitum die 7. mensis Novembris proxime 
elapsi, s. Willibrordo sacra, Nosmetipsos subdelegare dignatus est, 
ad illa omnia perficienda juxta normam s. Concilii TrideAtini, Apos- 
tolicajrum Constitutionum uecnon aliorum in Hollandiae Ecclesiis ca- 
thedralibus novissime erectorum Capitulorum. 

Nos igitur hac concessa Nobis potestate subdelegata utentes 
per praesentes litteras nomine S. Domini Nostri Pii divina Provi- 
dentia Papae IX. in Cathedrali Nostra Ecclesia erigimus et consti- 
tuimus Capitulum unius Dignitatis seu Praepositi et octo Canonico- 
rum non comprehenso eo, qui dignitate Praepositi insignis erit, qui- 
que et ipse canonicatum obtinebit. Eidem vero Capitulo sie consti- 
tuto conferimus eadem potestate omnia jura, et imponimus omnia 
onera, quae Cathedralis cujuscunque Capituli ex communi ss. CanO- 
num jure propria sunt, salvis tamen omnibus et singuUs, quae pro 
Capitulis Neerlandiae per Decretum s. Gongregationis de Propaganda 
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Fide de 17. JuHi 1858 datum a Sumiuo Pontifice probata et san- 
cita fueruiit, necnön iis, quae per ßescriptuin ejusdem s. Congrega- 
tiotiis die 1. Junii 1862 cir,cä insignia Canonicorum . quibusdam Hol- 
landiae Capitulis Sanctkisimus Pater concessit. 

Prima vice Nos ipsi omnes Capitulares, comprehensa Dignitate, 
libere eligimtts ; imposterum autem Canonicatas in mensibus Jaima- 
rii, Martii, Maji, Julii, Septembris ac Novembris vacaturi a Sancta 
Sede Apostoliea conferentur! In religuis sex mensibus alterni? no- 
minatio fiet vel libere per £pisoopiim vel per Gapitolam ea tarnen 
ratione^ ut tres ecclesiastici viri semel, iterum , vel tertio exbibean- 
tnr, ut idoneas et undequaque commendatus ab eodem canonicus in- 
stitnatur:' äliter electio libere ad Episcopum pei-tineat. Praeter 
Dignitatem, Praepositi titulo ditätain, constituendi sunt canouicus 
Tbeologiis et Poenitentiarius, qui prima vice a Nobis, absque cou- 
cursu eliguntur; in posterioribus autem eorumdem electlonibns äd 
88. Ganonum tramites perficienda erit 

Quoties contigerit, ut Ecclesia Luxemburgensis Pastore suo vi- 
duetur, et nemo sit, cui ejusdem adminiatratio a S. Sede fuerit de- 
mandata, pertinebit ad Capitulum in illa institutum, ut Dioieceseos 
procurationi prospiciat per deputationem Yicarii Capitularis, atque ad 
eum modum, qui communi ss. canonum jure et ex s. Tridentini Co- 
cilü Decreto praescriptus est. , 

Integrum administrationis tum temporalis tum spiritualis Ca- 
thedralis Ecclesiae jus apud Episcopüm manet, donec Apostoliea Se^ 
des aliter provideat. • 

Cum autem canonicales praebendae modo desint et canonici 
designandi curae animarum, juventutis institutioni aliisque muniis 
pro Beligionis bono, attenta etiam mediocri sacerdotum nnmero, va- 
care debeant, ideo, usquedum a S. Sede aliter disponatur, Capitula- 
res ab onere residendi penes Catbedralem et sacra officia persolvendi 
eximuntnr, uti in Neerlandia, ita tarnen, ut Canonici semel in mense 
diebus ulterius designandis, chorum adeant, atque divina officia pe- 
ragant, utque etiam apud Episcopüm advocati congregentur praeser- 
tim pro negotiis, circa quae ex sacris canonibus Capituli sententia 
est perquirenda. Quoad extraördinarios vero Conventus Capituli, hi 
cogi nequeunt, nisi de consensu Episcppi, et in iisdem conventibus 
capitularibus, etiamsi de re spectante ad Capitulum agatur, Episcopo 
liberum erit, per se vel per Generalem suum Vicarium interveuire, 
salvis tamen cauonicis praescriptionibüs« Authenticum autem capi- 
tulariiim omuiura actorum exeraplar Episcopo quamprimum traden- 
dum erit. 
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Cam congruiim admoduin sit, ut qui iu Ecclesiae Senatam, 
Consiliarios Episcopi ac praecipuos ejusdem Adjutores pro Dioeceseos 
administratione assamnntur, aliqua etiam ratione distinguantur, Ca- 
Donici, nuUa habita ratione gradds, sapra^saperpelliceum indnaot 
mozettam nigram ab intus investitam serico rosacei coloris aut pur- 
purei, sie at fimbriae ejasmodi coloris foris pateant; itemque nodi 
et scissurae quibns nodi interuntur. 

Haec omnia et singtla Sanctissimi D. Nostri Pii PP. IX. no- 
mine et Auctoritate Apostolica acta et perfecta in perpetuum vali- 
tura jubemus et mandamos. 

Ex eadem potestate Nobis subdelegata tcnore praesentium pri- 
mos canonicos Capituli Ecclesiae Catbedralis Luxemburgensis eligi*- 
mus, constituinons et nominamus plurimum Beverendos Donainos: 

1. J. M. Fohr^ Cap. ad hon. S. Pii IX. et Praesidem Semin. cleric. 

Luxemb. 

PI. R. D. Bern. Ambrosy, Decanus-Parochus ad s. Michae- 
lem Luxemburgi, et consiliarius noster synodalis , ca- 
nonicatum oblatnm propter infirmitatem recnsavit. 

2. J, Majerus^ Parochum-Decanum in Mersch. 

3. J. Englingy olim Professoren! Philosophiae. 

4. Nie. Schmitt Professoren! s. Scripturae. ) 

5. Bern. Weeber^ ProfessoremTheologiaemoral. > in Senain. der. Luxemb. 

6. Leon. SühSy Professorem Juris canonici | 

7. Theod. Schloeffer, Parochum-Decanum in Glerf. 

8. Joan. Bapt. Beck, Parochum in Mertert. 

9. Nie. WieSf Institutorem doctrinae christianae ia Athenaeo Luxemb. 

Eadem pariter potestate Apostolica conferimus et assignamus Dig- 
uitatem Praepositi pl. B. D. Joanni Michaeli Fohr, Officium Ca- 
nonici Theologie pl. B. D. Bemado Weber, Officium Canonici Poe- 
nitentiarii pl. B. D. Nicölao Wies , supra nominatis. Die a - Nobis 
determinanda Praepositus caeterique Canonici in Ecclesia Gathedrali 
Luxemburgensi convenient, ut, servatis, singuli in realem, corpora- 
lem et pacificam possessionem Dignitatis et canonicatus introducan- 
simulque injungimus, ut juxta praescriptum s. Concilii Tridentini 
(Sess. XXIV. cap. 12. de Bef.) a die adeptae possessionis ad minus 
intra duos menses in manibus Nostris orthodoxae suae fidei publicam 
faciant professionem et in Boroauae Ecclesiae obedientia se perman- 
suros spondeant et jurent. 

Datum Luxemburgi die 19. Martii 1871 sub sigillo Nostro et 
cum manus propriae subscriptione. 
L. S. (Sig.) t Nicöhus] Episc. Luxemb. 
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6, Projet de Loi ayant pour ohjet la creatiqn d'un eveche, 
1. Rapport aar esse au Conseil d^£tat.. 

Loxembourg, le 12. d^cembre 1872. 
Monsieur le President, 

Le Grand-Ducliö de Luxembourg forme un vicariat apostolique 
depuis qu'il est separe du diocese de Namur; il a 6i6 constitu^ 
corame tel par Bref de SaSaintetö Gregoire XVL du 2. juin 1840, 
dont les dispi)sitions ont 6t6 approuväes par arretö royal grand-du- 
cal du 13. juillet suivaut. 

Le vicariat apostolique est consid^re comme un Etablissement 
anormal de Peglise; il est 4rigE dans les pays non-catholiques qui 
se trouvent en Etat de mission. L'administration episcopale est celle 
des pays catholiques et y prEvaut portout ; eile est iutroduite de 
plus en plus dans les autres , tels que .les Fays-Bas , rAngleterro. 
Le Gouvernement a donc cru devoir arreter le projet de loi que j'ai 
l'honneur de soumettre au Conseil d'^tat et qui apour objet d'au- 
toriser TErection du Grand-DuchE en EvechE. 

Cette mesure, rEclamEe depuis longtemps, entrait dans les vues 
des Gouvernements prEcEdents ; eile a eu Tapprobation des reprEson- 
tants du pays; eile aurait Ete rEalisEe dEjä, si eile n'avait pas du 
entrafner pour Tliltat des obligations qu'il ne s'agit plus de lui im- 
poser aujourd'hui. 

Je crois devoir rappeler brievement les actes et les faits qui 
justifient la proposiiion que je viens d'Emettre. 

Les nEgociations pour la conclusion d'un concordat eurent na- 
turellement pour principal objet le rEglement de la position du cbef 
du clergE. Le Gouvernement luxembourgeois, qui avait d'abord bE- 
sitE sur le titre d'Eveque ä lui attribuer , admit bientdt ce titre ; 
dans le projet de concordat qu'il arreta en 1858, il adopta des disposi- 
tions d'apres lesquelles de Grand-DucbE Etait constituE en EvecbE, 
Peveque Etait nommE par le Saint-Pere, jouissait d'un traitement de 
10,000 fr. outre TindemnitE de voyage, et avait pour Tassister un 
vicaire gEneral an traitement de 2500 fr., un cbapitre et provisoire- 
roent quatre conseiller sayant droit cbacun ä une indemnitE de 500 fr. ; 
je ne parle pas des attributions assez Etendues qui lui Etaient en 
meme temps confErEes. Une entente ne put avoir lieu ä cause des 
prEtentions qu'Elevait la Cour de Eome. Des 1859, le Gouverne- 
ment accEda ä la proposition que le caractere Episcopal fut attribuE 
au vicaire apostolique en attendant la conclusion du concordat. Un 
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Bref du 26. mars 1863, en ^levant M. Adames du rang de provi- 
. caire apostolique ä celoi de vicaire apostoliqluie , con££ra %aleme 
mentla dignit^ d'^veque d'Ha.licamasse. II fut reconnu eomme vicaire 
apostolique et öveque d'Halicamasse en vertu d'un arret^ r. g.-fl. du 
11. aoüt 1863, etremplit depuis sa nomination jusqü*ä Be jour\les 
fonctions^piseopales dans le Grand-Dach^ de Luxembourg. 

Le Gouvernement luxembourgeois, des qu'il connut les inten- 
tions de la Cour de Rome d'elever M. Adan^es & la dignit^ d'dVe- 
que, -fit des propositions pour faire constituer le Grand-Duch^ comme 
^vech^, meme avant la conclusion du concordai Ses propositions 
sont contenues dans une d^peche du 26. mars 1863^ adress^e au mi- 
nistre des Pays-Bas äi Borne. EUes reproduiseut Celles du projet 
de concordai de 1858 que j'ai rappel^es plus haut, avec cette cUf- 
ference que le traitement de T^v/gque est port^ ä 7000 fr. seulement 
au lieu de 110,000 fr,, et que sa nomination aurait. lieu avec le con- 
sentement de Gouvernement. Ges ouvertures n'eurent pas de suite, 
parce que la Cour de Rome äleva comme condition de son assenti- 
ment, des eiigences qui ne purent etre admises. II est donc cer^ 
tain que le Gouv^nement luxembourgems n*a pas cessö de poursuivre 
de ses voeux la cr^ation d'un ^veche de Lux^mbourg. Oe qui süit 
fera voir que la repr^sentation du pays^tait d*accord avec lui, 

. Lorsque le projet de concordat arretä en 1858 fut soumis ä 
la Cour de Borne, celle-ci refuisa de continuer les n^gociations, si cet 
acte une fois sign^ devait istre soumis ä Tapprobation de rA^sem- 
bl^e des ^tats; eile demanda, conformdment k la däpeche de M. 
Öuchatel du 14. septembre 1858, »que le Gouvernement luxembour- 
geois fit connaitre les n6gociations pröliminaires qui avaient eü lieu 
ä La Haye, les deruieres propositions qu'il avait faites ä Borne, ses 
intentions ult^rieures , et fit präciser par les ^tats jusqu'ä qu^Ues 
limites il ^tait , autoris^ ä aller ; afin qu'en se tenant strictement 
aux prescriptions des .l^tats , le Gouvernement n'eüt plus besoin de 
soumettre le concordat ä leur sanction et que Tafifaire put Stre con- 
düite ä bonne fin.c 

Le Gouvernement soumit la question soulevee ä TAssembl^e 
des :6tats, ()ui se conatitua en comit^ secret pour entendre les expli- 
cations qui lui furent donndes sur la Situation des mSgociations. 
Deux s^ances ä huis clos furent consacrees ä Taffaire, les 9. et 17. 
döcembre 1858 ; il est incontestable, d'aprfes les proc§s-verbaux de 
ces s^ances, que TAssembl^e eut connaissance, conform^ment au d^- 
sir manifeste par la Cour de Boine, du projet de concordat arretä 
par le Gouvernement lui^embourgeois , et qu*elle n'avait aucane ob- 
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jection ä faire Qontre les dispositions qu'il renfermait. D^puis lors, 
TAssembMe des !^tats a continu^ ä insister sur la conclusion du 
concordat, dont eile coiinaissait les termes, et a ainsi fait voir qu'elle 
persjstftit ä admettre le point qui en faii la base: r^tablissement 
d'un 6vecb6 h Luiembourg. 

Le Gonseil d'^ltat a de sön cöte reconna dans son avis22. aoüt 
1870 que la cr^ation d'uu ^vech^ i Luxembourg n^avait rien de con*- 
traire aux vpeux da pays et aox d^sirs du Souverain; je pehse donc 
que cette niesure ne peut guere rencontrer. d'objection en principe. 
Le Gouvernement a cru devoir d'autant moins b^siter ä la proposer 
que r^tat n'assume aacun des engagenieuts qui lui ^taient impos^s 
par le pröjet concordat de 1858 ou. par les propositions de 1863, et 
que la prestation de serment qui est exigäe de Teveque constitue 
une garantie ä laquelle on a toujours attach^ de Timportance. Un 
arrangement n'a pas eu lieu relativement ä Tintervention du äouver- 
nement dans la nomination de r^veque ; le projet de loi renferme 
upe disposition qui semble faire disparaitre tous les inconvänients 
qu'oQ pouvait craindre ä ce sujet; eile pprte qu'en cas de remplace- 
ment de Teveque, le Aouveau titulaire ue pourra jouir d'aucun trai- 
tement tant quil n*a pas ^t^ agr^^ par le Souverain; de cette ma- 
niere les justes d^sirs de Tautorit^ civile semblent beaucoup moins 
pouvoir ietre m^connus que si un accord ^tait interveuu dans les 
termes de la disposition de Tart. 4 du project de concordat de 1858. 

II a sembl^ qu'il convenaiit d'introduire dans la löi une dispo- 
sition concernant le traitement de Täveque afin qu'aucun doute ne 
subsistät sur ce point. Le traitement resterait le meme que celui 
accord^ jusqu'ä präsent, au vicaire apostolique par la loi du S, fe-* 
vrier 1865, sauf qull serait augment^ comme celui des autres fonc^ 
tionpaires. 

Je crois, que le projet de loi, s'il est adopte, rösout d'une 
manike satisfaisante une question qui a souvent fait nattre des dif- 
ficult^s et des divisions. 

Pamu les pieces que j'ai Thonneur de commuBiqner au Gon- 
seil d^^tat se trouve la d^pecfae par laquelle le nonce du Saint-Pere 
ä La Haye donne des ^xplications sur les motifs qüi ont di^terminä 
Sa Saintet^ ä öriger le Grand-Duch6 en 6vechö. 

Le Minisire d^£tdt, President du Oouvernement^ : 

L.-J>K Servais. , 

^. Ävant'-projet. 
Nous GÜILLAüME III, etc., etc., etc. 
Notre Couseil d*£;tat entendu; 



.-* 
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De rasseotimeni de la Chambfe des d^put^a ; > 

Avons ordona^ et oidoimons: :;-. 

Att. 1. 
Le Oonvernement est autoris^ ä consentir ä T^rectiÖTi du Oratid- 
Duchö en 6vech6, sous la condition: 

1. Qa'aucun changeme&t ne sera apport^ anx rapports existant 
entre raütorit^ ciyile et rautorit^ eccl^siastiqne, et que leirrs droits 
et obligatious continneront a Stre r^gl^s par les dispoditions eti ti- 
gueur; . . 

2. Que r^veque pretera le senneiit saivant: 

»Je jure et je promets sur les Säints l^irangiles de DSeü, af nsi 
qu'il convient k un ^vSque, de garder oMissance et M€liV6 k Sn 
Majest^ le Roi des Pays-Bas, Grand-Ddc de Luxembontg, mon I^gi* 
tin:e Souverain, et ä ses successeurs. Je jure et je prometft ättsi de 
n'avoir aucune Intelligence et de n'assisteir ä aucnn conseil ^ai soit 
coutraire ä lai tranqnillit^ publique et de n^entretenif aueuh rappört 
suspect, doit au dedans, soit au dehors du ferritoire du Grand-DucU^, 
et si j'apprends qu'il se trame quelque chose au prÄjudic^ de rfetät, 
de ne rien omettre pour öcarter un pareil dangen c '' 

Le traitement de rövSque est fix6 ä . . . . 

Art. 2. 

Dan3 le cas dß remplacement de T^veque , le noi;iyeau titulaire 
ne peut jouir d'aiicun traitement taut qu'il n'a pas ^t^ agr^^ pitr le 
Sou verain. 

Mandons et prdonoQns etc. 

7. 5. Avis du Cottseü tt^tat. ■ ' "■■ ' 

Par d^peobe du 12 de ce mois, ]A. le Ministre d'l^t^t.^ f^p- 
pel^ le Conseil d'lltat ^ d4Ub^rer si^ur oi^ projet dci loji aya^t. ppiir 
objet d'autoriser le Gonveirnement ä cpnsieatir ä ^'(^^i^qtiQp dp Qxffii" 
Dnßh6 en 6vech6 et ä d^terminer les conditi<mß 90Hß I^sq^elles ce 
consentemejit poorra §tre doim^« ^ 

n ; a une queatioif pr^alable qni domine tout le projet. .4iS loi, 
c'est Celle de savoir a'jil faut pr4f(Srer pQur . radmini^tration de Veg- 
lise catbolique dans le Grapd^Duch^ la Ibnoe hi.^riirchique d'uo ätecM 
k Celle d*un vioariat apostolique» 

Le Conseil a di^jä touc)i^ cette question dans son avis d^Hb^r^ 
le 22« aoüt 1870; il a ^mis Fopinion que la or^ation d'un ^vechä 
n'a au fond et en principe rien de contxßxve i^ai veeux du paj^ et 
aax d^sivs du Souverain. . . 
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Apres avoir delib^r^ plus specialement sur la meine qaestion^ le 
CoDseil d'Etat n'h^site pas h reconnaitre que la forme hierarchique de 
r^veehä doit etre preteree pour Torganisation de T^glise eatholique 
dans le Grand- Buche h celle d'un vicariat apostolique. 

L'övechö est la forme hiörarchique reguliere- et normale ; les 
vicariats apostoliqnes ne sont ^tablis que dans les pays oü T^glise 
eatholique existe ä Tetat de mission, et \h oü les populations ca* 
tholiques sont dissäminees parmi Celles en majojit^ d'un culte dis- 
sident. 

Dans r^veche Teveque et les membres du clerg^ sont plac^s 
sons Tautorit^ du droit canon et participent des garanties que ce 
droit, renfermä; dans le vicariat apostolique le vicaire apostoli- 
que relöve d'une congr^gation stabile k Borne et il est ad ntäum 
du Pape. 

Le vicaire apostolique, ä moins qu'il ne seit revetu de ladig* 
nitö d*un ^veque in partibm, manque de differents pouvoirs essen- 
tiels; il ne peut pas ordonner des pretres^ il ne peut pas consacrer 
les ^glises, il ne peut pas meme, sans autorisation particuliere , ad* 
ministrer le sacrement de la confirmation. 

Lorsque par suite d'övenements politiques, le Qrand-Duchö a 
du etre söpare de Tövech^ de Namur, Ton con^oit qu'il y avait des 
difficult^ ä entrer en n^goeiations avec le Saint-Si^ge pour Tätab- 
lissement d'an äveche, surtout puisque le Saint*Sjöge n^aurait sans 
doute pas consenti ä un tel etäblissement , sans qu'il ait obtenu des 
concessions sous la forme d'un concordat, l'adoption d'un yicariat 
apostolique etait donc absolument command4e par les circonstances 
du moment. 

Aujourd'hui ^ue la creation d'un ^vech^ peut se r^aliser sans 
que le pouvoir civil ait ä faire des concessions quelconques viä*ä-vis 
de la Cour de Kome, et sans memo qu'il en resulte une Charge spe- 
ciale pour le budget de Ffitat, le Gouvernement agira bien en pre- 
tant son concours ä une oeuvre qui n'a d'autre but que d'assurer ä 
Teglise eatholique dans le Grand-Duche un regime normal et stable, 
parfaitement appropriä ä ses besoins, et qu'elle parait en droit de 
r^clamer comme ^glise'd'un pays parfaitement ind^pendant et ren- 
fermani une population presque entierement eatholique. , 

Le Conseil d'^tat se plait k constater , au vu des documents 
qui lui ont ^t^ communiqu^s, que nos Gouvernements qui se sont 
Sttco^d^s dans les derniers temps, se sont plac^s, pour ce qui con- 
cerne la question de Torganisätion de P^glise eatholique dans le 
6rand-Duch6, au point de vue qui vient d*etre d6velopp4 A cet 
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£gard il convient dß citer le passage qui suit d'une d^Sche qne 
H. le baron de IMrnaco a adtess^e, ä la date du 16. mats 1865, 
it M. le comte Dncbatel, ministre de notre Sonteraiü pr^s'du Saint- 
Siöge.. ' • ^ 

>Le öonvernement grand-duoal ^ pörte la d^peclie -^ aiine h 
»consid^er la nomination propos^e (celle de M. Adanies ä la Äig- 
>nit^ d'^veque in partibus) comme un acbemitieinent vers une ine- 
»stire phis hnportante. En effet, dans la sitnation od se trontrent 
»les. D^gociations avec la Cour de Borne, la conclasion definitive d^un 
»concordat pent encore stibir des retards prolong^^s H impr^viis. Dans 
»ces circonstancies le Gouvefnement s'est tivement pr^öccupöde 1'^- 
»tat provisoire et anormal dans lequel se trouvent radininistrd^ion 
»et lV)rgani^ation de FEglise catholiqne dans le Qrand-Ducb^, par 
»snite de la crdation Mte en 1840 et maintenne jtisqu'ä c^ )out 
»d'un vicariat apostolique. D^sireux de Yoir eesser cette position 
»irr^gttliere et doter le pays des avantages d'une Organisation et 
»d'tme bi^rardbie eccl^siastiqties fixes et durables , le Gouverne- 
»ment ne seraiS pas ^loign^ d^accMer Ik nne propositioii qtti tendrait 
»ä ^riger le 6rand-Dacb6 en 6Y^ch6 h Tinstar de cenx da Royatime 
»des Pays-Bas.« 

Le Gonseil d'l^tat se plait encote ä constater, an vu des dits 
dbcuments, qne Sa 3fajest(S le Boi Ohind^Dnc , dans Sa baute soHi* 
citude pour les int^rets de ses sujets catboliqnes da Grand-Baehe^ 
a' daign^ d^clarer an Bepr&entant du Saint-Si^ge ' h tia Haye qae 
»r^rection da Laxemboarg en ^vecb^ ne »poarrait que Lui ertre 
agr^able, paisqu-elle est dans le voeu du elergiS et de ses popula- 
tioris.« 

Le Gonseil d'lltat , dans son avis d^ib^r^ le 22 abfit 1870, 
tont en se pronon^ant favorablement en principe et au fond potirF^ 
täblissement d'un i$v^4, a ^mis ravis qull n'y aVäitlieü de i'econ- 
nattre d'aueune mani^e T^tablisseoaent de T^veeh^ Iqftii a en lieu ^fa 
le Saint P^re, jnsqu'ä ee qae la Cour de Borne äit donnld uu^ expli- 
cation officielle sar sa port^e reelle et saus qae certftines gäranties 
ne fossent obtenues. 

L'explication offlcielle demand^e par le Conseil d'j^tat a ^t^ 
donn^e dans la d^pScbe da B^räsentant du Saint-Si^ge ä' La HayOt 
qui porte la date du 27. septetnbre: dernier et qui est jointe au 
dossier. 

' Le projet de M soümie aux döUb^rlations'da Ct^tiseil d^tennine 
les eonditions speciales qai doivent former les garanties aoxquelW la 
reeomialssaitce de T^vSeb^ doit etre sübordÖnn^e. ' 
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Ces condUions sont les suiva,utes : 

1. >Aupnn changementi ne sera apporte aux rapports ei^istant 
entf e rautoritö civile et Tautorite »«oclösiastique, et les droits et ob- 
ligations continueront ä etre r6gUs par les dispositions en vigueur.« 

Le Conseil d'lfetat n'a pas (J'obervsitions ä präsenter äVencontre 
de cette dispoöition, qui ^st.conforme ä TaTticJe 119 de laConsütu- 
tipn. II est l^len entenc^u que les disipositions des lois ea viguenr 
dans le Grand-Puchö qui r^glent . en geaöral la condition juridique 
dßs 6y§icb(5a, seront applicables au nonvel eveche ä cr^er, 

2. J^'öveqjae pretera le serment suivant; 

»Je jure et je promets sur. les Saiuts Evangiles de Dieu, ainsi 
»qu'il coiivieot ä uu öveque , de garder obässance et fid^lit^ ä Sa 
>Majest6 le 'Rpi des Pays-Bas, Grand-Duo de Luxembourg , mon W- 
»gitime Sou verain, et ä ses successeurs. . J« jure et je promets aussi 
»de n'avQir aucuoe int^lligence et de n'asBister ä aueun conseil qui 
soit contraire ä la tranquillitö publique et de n'entretenir aucun rap- 
»port siuspect, soit au dedans, soit au debors du ^Grand-Ducb^ , et 
»si j'apprends qu'il se trame quelque chose au prdjudice de Tlfetat, 
»de ne rien omettre pour öcarter un pareil da/nger.« 

Le Conseil d'^tat, dans son avis d^lib^r^ le 22, aoüt 1870, 
avait. 6mvLCii parini les eonditions auxquelle^ la reconnaissance de 
l'övecbö devait etre subordonn^e, celle que Tev^que pr^tat serment 
au SouY^rain. ., 

Par Fadoptioa de la diaposition pr^cit^e, cette condition sera 
donc remplie. 

La formule du ^ermpnt e^t, en 3ub$tance, celle 6tablie par Tar- 
ticle 6 du concordat de 1801; une pareille formule avait 6t(5 ad- 
mise Sans discussion.auc^ne lors, des n^gociat^ons que le Gouverne- 
ment g^and-ducal avait engag^es en 1858 avec la Cour de Koine pour 
la (joDelijsiou d'un concordat ; dans sa depßche du 27.. septembre 
derQier^ rXnterponce du Saint Pere ä La Haje se döclare autoris^ 
h Tadmettre. couinie ayant d^ä - 6t6 cpnvenue autMeurement entre 
le Saint-Siäge et le Gouvernement ,grand-ducal; la formule du ser- 
ment dont il s'agit a donc pour ainsi dire un caract^re . contractuel. 

.ir4Qit:jgtre bien e(itendu que q^huk au .ser^fint'.tel qu'il est 
proppa^, il rfa 6te,!aä^i^ par le Conseil, que .CQm.ijijie Ja reproduetion 
d'uQe anpie^ne fprmule .imp}iqaai^ necessairemeiilj la promesse ä 
Toböissance ä la Constitution, le Souverain constitutionnel du Grapd- 
Duch^ riSssumant ',rensemb]l>e! des «dispositions , l^^ales .qui. r^gissent 
r:^tat..' \ . ..';i^ *'.••_. ^ • .' ... ^..•■; :.; .'• ^ ...• • ; 

8. En cas de rfonplaeeinent de Täveqne, ;»le nouv;eaiL titulaire 

23» 
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»ne peut jooir d'aacnn traitement tant qu'il u'a pas ^te le Soa- 

. * Panni les garanties doot.le G<mseil d'Etat avait i^eommaad^ 
Fadoption dans son s^vis d^lib^r^ le 22. acut dermer, il ae trouTe 
Celle qa^äuCun itranger ne pourra @tre iM>mmä e76qiie.^ / 

C'est nn pomt qa'il convient de regier par une dispositioa h 
coniprendre Mta Uivloi propos^e. 

. Le Conseil d'^tat est encore d'avis que la di^ifosition projet^e, 
suivant laquelle r^veque ne jouira d/^ttcun traitemeot tant qu'il n*a 
pas.,^ ^gr4^ pax le Sowv^raia^estjucoujpl^te.« Il.;pn)po9e derem- 
placer Tart. 3 du projet.par 1^ di3po»itipii suiyante: , . 

>Lc^ si^ge ,4piscppal ne p^ut etre accup^ que par x^ Luxem- 
»bouifgeojs*. T- li* ;n^Daination d'un ^veque/ n'a^ra d'effet Aris^ävta 
»de Pautorit^ civile qu'apres qu'il aura ^t^ agr4^ parleSony^paiaf: 
I , Le;)pr9|et 4e jloi apumi§ anx . Mi^^ration^ du Con&eil renterme 
fuiale^p^ un^.:di9positiQii qui ^ pour objet^ de fi^er, le traitemenii 
de r^veque. Cette disposition se justifie parfaitemeni I^a lol da 
9,,f Syrier. 1865, qui jßxe.Je traitement du, vicaireapo$tolique, -est en 
eff^tiunef .Ipi qui^ a. iin.cawitejre tp.uli-Ji-fait. pprßowe]; le t^aütem^nt 
n'^.öt^ d^terrain4 par cette, Ipi, que pour le titulair^ actuel. du vi- 
cariat apostolique; 11 convient donc de fixer d'une man^^ra g^n^rala] 
le traiteui^nt dii ch^f ,du pi|ltj3 c^thol^que. ^ ^ 

Ifa loi di^, 3, Uyxkx lß65 a port6 le tvaitement dv tit^tairö 
actuel du vicariat apostolique, y compris le trait^meot» de j<Hjir^ d^ 
r6gii9(^,]!lotrerDame,! h, 600Q.fr* par, an* üne . indemnitÄ de 2800 
fr. ]|ai a ^t^ alloi;^e eQ o\itre ^po^r fra|» 4^. buraau et.de tomm^es. 

< ;.I/ef proj^t (^ loi sQun^ ;ia Conßqil D'^mairge pa^tla (^iöre d^Q 
traitenient qui doit etre allou4 ä T^veque. . k« 

, i JJans .s^.d^pec^ du 12i.de q^ mois, lij,.le Miaiatre d'^tat dit 
que le , itraiifpi|iept^ resjberait; le, m^mje. qHft <:!elui ac<?03^d^ JMSp*^^ pi^eut 
au vicaire apostolique par laloi du 3 fövrier 1865, sauf , qui} itejrait 
augment^ (HmA^'^ßlui des autres fonctionnaires. 

Lß ,©()Äaeil:t:4'£tat estime que les fonction3 de eui^ dei Notre- 
Dame ^tant distinctes de Celles d'^yeque, il parait conv^ir qu'elles 
soient reraplies pap^^jj^i^utit^law:^ ?p6<jifth^t4^ juste de 

ne pas Q0]iiprfipd4'$.^d£inS;j|[e.tmtecQeQt de r^veque celui de cur^ de 
Notre-Dame. , ;» ^ ; 

W^W(pk^ Oc«iUpapl(f une . poaitiitti biSrorebique ti^äi-'ölßv^ et 
^laaiiobligf^vä: ^^ d4peiisäs diverses h raison de cette posltidil, dl 7 ' 
aurait Hm d'yi eirV0ir;4gard pmir la fixation de »on tiraijtement, i^f 
ne:.dpnaiipa«i.etre::taßw»D k 7<W)0, trancs. / 
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Le cbiffre de frais de bureau eik de toura^es ä alloaer ik 1-^ye* 
qäe resterait le meme que eeini fiiä par la^ loi du 3 %rnßt 1865 
pottr ie ficaire apostolique. 

Aiüsi d^lUy^T^ en sfe&ee [>l(§nidre le 20. > d^eenübre 1872. ^ 

'Bio Ptöddent,;' ' 
Le Secrötaire, . . JSa. Thäffes. •• * 

-'-: •• . P.-ATf^ibem. • •'"• ••.:■•• -i 

• Li3 projet de loi äyant poür- objet T^fectiott du Gränd-Öuche: 
en 6vech6 ne parle paa du chapitrö d^ T^teeh^ ' ' ' ' " ' ! 

Cepeudant Pfiteque doit ötre • assist^ ' d'un conseir, c'idt une 
des nöcessiWs d6 Pinstitutito et par cönöiSquent aussi une suitö die 
r^rectäon pröjetfe. ' / :^ • .- ' ♦ .^ : 

Oe cönseil, compos^ de pretres experimentes ei imMi^Bi sera 
une gatantie aussi bieii poör' le clerge dti Gi*Änd-Dubh* que p<mr la 
bonne administration du diöcese. ' . : - 

DaöB Patis dölibgr^ le 7. de'cethbre derniei* sur le projet dcf 
majoration des tntitemeöts des förictibnnaires püblics, le Cohsefld'Etat 
a exprim^ Topinion que tout Service rendu dans un iritfirSt public 
dolt fetre r^tribü^. • . . :,; - .. •., 

Ce principe appliquö k riftstittition du cKaßitfe d^' l'i^Vgöh^, d^- 
ntande qu'il soit aecord^ aux membres de ciB coifps des frais de d6- 
placement et d'ässistance. ''■ ' ' ' 

üne sohittiö globale' raod^ree 2000 fr. serait Ji mettrt anntteli^^" 
ment ä la dispositlon de l'I^Yöque, p6tir §tre r^partie entrö les Äts 
membres k titre - d'iudemnitifi pour frais de voyage et pönr jetons de 
prcsence.^ •• - / • - ='|- ••• - '' ' - '' 

Ainsi döpddö, en coTörf(M'mit« de Part: 32 du rSglenient tfordre 
Interieur du 14 dÄeembte 1886; en la söänc^ dti Coriseil du 20. ' dö* ^ 

cetnbre 1872.'"'' ;•.••.:•. .\. . J vi ':•■' j -r- f *,.. ■: r 

• : • Le Pr4side«/bt .... 

Le Söcpölaire, ' JEd: TkU^eSi 

" e. 4. Eapp6tt%u T^ifüie-lMii^ ' " '*' 

• ' XiüDdml^iiifg, ie M. d^eebbre IÖ72. ' . 
Monseigneur, 

Je. psends la iceepeotueuse ^libisrt^! de deniaii4<^t ä ¥otre Altesse 

Bdyale rautoTifsation dd soumettre ä la Cbambre jcl^s d4put^ ttU ph)^ 

jet -de loi cooijeraant T^räction du Grand-Duijhö en^vech^i GfeC pro^ 

jet de loi qui est conforme 4 VmU du Gonöeil d^lltat, ne'paflrait^ag 

pouvoir faire Pobjet d'une objection fondöe. 
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La demaade que le Grand-Ducbd füt constitu^ en eveche , a 
plusieurs fois et4 fprmeß par les Gouvernements pr^cedents., sans 
doute parce qu'on a ^econnu que ladministr^tion.^piscopale est le re- 
gime des pay^ catboliques et doit jetrQ pr^feree pour ce n^otif k 
Celle d'up vicaire apo^tolique, Les prec6dents sont donc favorables 
ä la mesure proposee. 

Le projet de loi ne fait d'ailleurs aucune concessiou comme 
condition de la creation de T^vech^ de Luxembourg. Bien au con- 
traire, il ne renferme que des dispositions qni tendent ä maintenir 
les droits de Tautorit^ civile. En effet^ la lögislation qui regle les 
rapports de P%lise et de l'J^tat est maintentte ; l'^v^ue pv6te le ser- 
ment qui avait ^t^ adopt^ par un projet de concordat arretö en 1858 
par le Gouvernement, il doit Stre Luxembourgeois et ss nomioation 
ne produit aticun effet vis-ä-vis de Pautoritö civile qu'apres avoir 
et^ agreäe par le Souverain. II faut ajouter que r^tabliagiement de 
Teveehe n'est la cause d'aucune nouvelle cbarge ; l'öveque conser- 
verait en effet le traitement fixe pour le vicaire apostolique ; ce trai- 
tement serait seulement augmentä dans la meme proportion quece- 
lul des fonctionnaires. 

J'ai donc lieu d'esp^rer que Yotre Altesse Boyale daignera 
ni'accorder Tautorisation solUcit^e. ; 

Je suis etc. 

Le Ministre d'Jßtai, President du Gouvernement^ 

L»-J.-E. Servals. 

9. 5. Projet de loi. 

w 

JIou3 Qiiiüaume Uly^Bx la gräce läe Dieu, Boi des Pays-Bas, 
Prince d'Orange-Nassau, Grand-Dnc de Luxembourg, etc., etc., etc. ; 
Notre Conseil d'^ßtat entendu; 
De Tassentiment de la Cbambre i3es d^putds ; 
Avons ordonnÄ et ordonnons : 

Art. 1. 
Le Gouvernement est autoris^ h> consentir ^ Terection du Grand- 
Duchö en evecbö sous la condition, 

1. ftu'aucun cbangement ne sera äpiiorte aux rapports existant 
entre rautorit^ civile et Talutoritö ecclesiastiqüe, et que leurs droits 
et feuijs obligations continuent ä etre reglös par les dispositions et 

vigueür.; .' / " . '' , " ". '" . "^ ' 

2. Que r^veque pretera le serment suivänt; 

>Je jure et je promets sur les Säints-^ßvangfiles de Dieu, ainsi 
»qu'il convient ä un öveque , de garder obßissknce et fidölitö ä Sä 
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>Majest6 le Boi, QraQd-Duc de Luxembourg , mon legitime Soa?e- 
»rain, et ä ges successeurs. J6 jure et je promets aossi de n'avoir 
»aocuue intelligence et de n'assister k aucuii conseil qui soit con- 
>traire ä ;la trauqmllit^ publique et de h'entretenir aucun räpport 
»su^pect, soit au dedans, soit au d^hoi^ du territoire du Grand- 
»Duchä, et si j'apprends qu*il se trame quelque chose au prejudice de 
»rj^tat, de m neu omettre pour ^carter uu pareil danger. < , 

■■'ArL 2. ; 

Le traitemeut de r^vequ§ est üx6 k . , . . 

Art. 3. 

Le si^ge ^piseopal ne peut iltre occup^ que par uu Luxem- 
bourgeois. 

La uomiuation d'un ^veque n'aura d'effet vis^ä-vis de Tauto- 
ritfi civile qu- apres qu'ellQ aura 6t4 agr^öe par le Souverain, 

Mandons et ordonnons etc. 

Notre Miuistre d'lötat, President du Gouvernement, 
est aUtorisä ä präsenter le projet de loi qui pr^c^de h la 
Chambre d^ d^putös. 

Walferdange, le 1. janvier 1873. ■ ■ > 

' Pour le Soi Grand-Duo: 

Son Lleutenant-Eepr^senlant dans le Grand-Dttch4, 
Henrik Pririce des Pays-Bas. 
Le Ministre d'^tai^ President du GouvernemefU, 

L.-J.-E. Servals. 

10, Rapport de la Section Centrale sur le Projet de hi ayant pour 
ohjef la OrSätion i^ün J^t/eche Presente en sSance de Mardi; 

^ "■ ;'' -'•• ' 18. Mars 1873, " "' .'■ ' '\ '• '' 

par M. le depule Paul Ey sehen. 

Pour bien appr^cier le caf:^t;eve et la portiSe du i^ojet de loi 
söumis ä nos dölibärations, il convieut de rappelt succinotement les 
diyßrjse&i pba^ßS; q^^ont tr^vQrsj^es les. niSgociations entr^ le Gouverne- 
ment grand-ducal et la Cour de Bom^g au sujet de T^rection d'un, 
]äyecb.4 ä L^xe:[ubol^'g. , A cet effet npus croyons utile de placer 
egal^^iani spus les yeu^ de la.Chan^bje.qußlques exträits des princi- 
pafes pie4$e^,qjai nowsont et^ conununiqu^es. 

Depuis r^tablissement du vicariat apostolique de Luxembourg^ 
en 1840, les divers Gouv^rn^m^nts graud-ducaux n^ont cess|§ de faire 
des efiforts pour Voir . disparaitre Tetat anormal dans lequei se trouye 
chez nous r^glise cathoUque. On espera obtenir fin r^glement 



860 Ahi^n^yilHr, dit..E3:ifiiMH(ni) dm\Bis^. lanaemhurg il870^1H13:h 

Gordat ä conclure avec la Cour de Borne, mais il a et^ imposablsr 
df^j^lxT: l;Il«|ic#^^^^ieÄ^rftJJes;dÄtlx PouwJrB« iDe^ teügföteletjp^oib- 
l€i?j;n^o?i^iW*8,.wt.^f^pli[^ ay«ööaitr»yersfi68» let 

tquifi^J,^ ^ffprte .4§?; iBartiQß, ji^^ht) «ö 'pdur .fei^iiltafe qie des pioitoilner- 
de pari et d'antre une esp^nd«;!)a93U^del.et^'de ^^obrageiiitiitv ei^ 
d'a|flB(^r,!^j^0BKJ(rti!W/qtt[ni»' aiifijfiiigeüieöt ^Älniiif tsmr tOas Jefe; rap- 
P9irts,t^is.ji^t:'f?it^ul'%li^ n-e^jb guere jen«(Mre. ä?s esperei*: 

t.j, II y, a.5e^p^p4ftnt. CJ^rtftinB pQißfei spr lesqueU oä airöussi ä se 
n^jttr^,:,d[fic^r!(J^ ,.j4eipJu?,ipjportÄPidq-{6^ pl^ete: ^st eehi 4« »la 
tr^n^fcrTOti/??! ,^^ Wfjrisit:^^ •. •:,.... i 

,:,..jj^-i^4^..|dV.J;pb^^ ÖQ j^veeM ^^«3/ Je .€rraodrI>uche;Be ref^ut poiat ; 
au.;qoinme!P,(}pj^€;^«|;, :^Q,;l^;{p^i*|,,d^ de la ßkiattvbi»^ 

up a(i^y^il ^faYoria}>Ie,v ;,I^8 divi^rs ■ prpjeta <te cjonöordafc ^manant d^ 
Gouvernement depuis 1840 ä 1S54 rejeterent cette mesure. 
.. jv :l^. pfre|nj[eriiJ5]5stemQ.;qu?piiMlu},^P|M)Ä^ ^tait aelui fl'une anöexion 
du Luxembourg ä un evecb^^ratigQyi Ji. c#Wi de,- Trew*! ß^^ 
le.,jpQ4ft,Ji9iiP)[jWjec9Roni|que .^t iJ naraiasaü ^aÄ Getiseil dui^äouver- 

.ne)i3aj?pt^^'%yi%i!'t 184?» JI^^^Rt^yi de . gc^Rclea jg&r$fttie^ «on$ i le ^uapport v do 
Teducation et de Titistruction du ;i(?l^rgi$*- rCe»tt^:»aauiere'4e voir »fet 
abwido^ipöei jpj^rGeiquf^Uotrepugmtfii tro^^ uöe/grande partiöf.de la 
popj|i^|iipflf et aa„pl^rg,f,.ciiitier4; .mim * '•',''> - '' : • 

On essaya gfl^siiite il0. q^iaabiuerM jia forwp admmi$traJäve.,du yi^* 
ca^i?,^, £jBpst<)}{qpp ^ReQ.iUjft.^tatiröguliQ)' et i^finHif des auti»» . affai- 
res ecclesia,stiques. On craignm,ti«(loi;Ä;qup -s'il.y aüraitoiun. öil^cW^ 
Taiitoritftj^iyUp Äpr%ij}[^p;i%ipeiR0 .^.ktterv^onfere^ le- pouvah/ spiri- 
tuell ; Wg^WS^i |d'wp ffl3-iner«.^^pB4ife|te.i D'wtr^ftipart; , lös rchairgeb; 
resij]|;3pt t,^f ,)#n W*B!^^le o^ga^i^atic^B ,parafesaient : b-opt ott^reusßs» - ' 

Cette appreciation se maintintja34«b'ei]il3HVrOUil'^ri3Gtioft df»ikt 
sieg9,,4pHi«pojigl ^..J49i5ftwft^rg) futc(#iffii«ef!ett 5[riÄ(»pej»ßa»iJ« ööuver- 




^^P iYj^lJ*HÄ'5WiW»%i^ftWjWI Ö^ojßl^ ^^^^& I pays « KjatltoM^ues. 
Le^.jsri^ßjijpJ^fC9pf;i|ldß?^^ j^pflU^^vd^öMveettenlÄlceHiSO«*' quel 
cet etat des choses laissait trop d^ncertitude sur le Statut per^oiUiell' 
du j({l^g^,,^e8(f4l?(€l?*,gr^dc«iet(qu:'tt y.iiww^ 
nii:.;,4*i ß^nJ^t9i(i^ge^f.jPöifWgW«»tto«wanrt^ oelle-^es ¥iteifiats. 

ap9st^l^(]^QS .d|^ 9f^QUie8|.;^)9aäse3 1 iqui ' t^aemb^ dlTersT 

rappojiis.iaus,^ecJi6^, D^piiUÄ: lors^iaiör^attotivd« r«mhiö fmiA oör- 



Akten üder die EtricMung des Bisih. L^tstemburg (1S70—1S78.) 361 

taines conditions fut one des clauses adnuses par tous les Gonver- 

En 1857, le Gouvernement admit encore en piinleipe que*, emos 
certaincs rastlrictMns , la nomination de T^vdque ' 'äi^partiendrait aa 
SaJnt^Pere. ' €e'>droit ddvait (Art insmt danä l'arüele 7' du proj«t 
de caneerdat ^labor^ par le Gdttvem^meni; i'i : . / 

II Insulte explicatioBB fonvoies ))ai^ Mgr. Yeeobidti ique le Saiht- 
Pere avait cofasenti ä ce qüe;- pa¥ utie note verbale, faisant soite on 
partie du 6oncordat, il soit donn^ au GouvernemeütFasduränce '»qtie 
»dans le choix de Feveque le SaintrSidge fera attention ä ce que 
»par de gtaves Taisona pölitiquies et üt^nd^es sür des faits, il nesoit 
»pas desagr^able k Sai MajesttS.« Crestainsi qu^il tat admis entre 
partim, que »si le Saiat^-Pere avait Tintention d'appeler par exein)>le 
>un ätratiger au sl^ge'^isoc^al, le Gouvernement pönrrait s'y op- 
»p^er , ^ par le motif qu'nn 4tranger ne pourrait pas $tte reconnu 
6veque.« . . ; . 

' Voiciencore quelques dispösitions dU' projet d^finitif de concor- 
dai;^ dlabor^ par le* Gouvernement de 1858 : 

^ *Att. 2. -^ Sä Saintet^ Ärigera la ville de Luiembourg en 
»si^ge ^piseopal, relevant direotement du Saint-Si^ge, dont le dio- 
»ctoe oomprendra tont le Grand-Ducb^. • 

»Art*'4. — L'öglise cathMrale de LuxÄmWour^ aura un tiol- 
»l^ge de cbanoines, d'apres la norme des saints eanons. - L'i^v^üe 
nommefra les chanoines d'aprftsie preserit des c^nons. * 

• J »Art. 8. — Cet article prövoit le serment de M^Iite tel qu'ii 
»est' libelW' dans le projet de^loi actuel. 

»Art. 9; — Les comÄunicatiöiis nmtuelles <le l'öveque , du 
»ol«rg($' et des fidlles avec le Saint^i^ge, dans lefs affaires eecl^' 
»siastiques; seront libresi De mdme r^veque comiMniquera libre«*' 
»meut avede derge et les Üd^les. ^ .< ' 

> »Eo «bUBequenoe, las insltructioiis et o]!^(>niiltnces M PiSvSque, 
»aitfsi'que xelles 4« synoder diöc^sain, du <eoti!cile ptioviiiciäl- et itä 
iSaint^Si^ge; relatives an affakeis ec^lesiastii^eä , siertmt puMi^eä 
»säi^ inspeötioii ou äpprobation pr^blee dtt Göüvern^ent:' 

* y At(; lO. ^ L'^qae nommerä et ctaoisira libtätneüt, d'ä^r^ 
»la formendes saintGi oanouis, s<m vloaire g^ni$rat poiir les ^eiioäe$ spt^ 
rituelles; ■•■ ' ' '" ■•• " ••• •' •" • •■ •• - '' '■*''■ 

»Art. 11. u^ ' P^veque exercera dd mdme librement toütes les 
»aitribtttions qur lui comp^enipour Tadminitttration du diocdse, 'soit 
>par dlsposition, soit • par d^claration des saints eanons, conformi^ent 
»ä la diseipline de T^lise aotuelle, approuv^e par le 8aiüt'>Si^ge. 
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r, , »A-rt. .144 T-r Jtp, Gpnveiimem^qti laxl^mbpl^'ge^U. a^ignoi^ pour 
»les* ke8«>u)& de; Pßyeqiie, do^ clerg^ Qt^^q^lte, des reY^nafl sa^$is»nt|i 

»etrp fe^s. pajjjajlpi, Iß^GojQif^^i^ip^ßiit.piiffPQsera ^ TiL^seimbl^.dßa 

,ttl^,4,l'#$JlPerf4Ji;rir»^ aipiel. de 10*000. fraj^i», et. 
>ffm ffßiß 4^ wyW8..st^e .^joiV, l»l>^4ndefla^^^ aiwweUe dQ,.2/)(^Q 

li .»2h!(|u^ viciure,g6ri4is^, un iraite^^t jaBQueji.. di^ 9fS^Q0 frapis«;; 
,.M' iit3<;^»n »ew^Wrp 4» i?^vequjE(»: nm tf^itwjöut awuel de l»8ft0 

. ..,»4^ W SP«ß-8#Qr/$t^rßi» mtmti^ß^jit an^|)«J d?JU20Q |ranc3; 
). ;>»$u|.4».#aci^ .d^i^^^oiUei:« ^wl^8i^tiq^e^3,,d^ l'dy^qaQ, ifne 
>indemnit4 annuell^ de.; 500 francsLc .. . , 

.. Ce proj^t^de CQncofdl^t, pas plus ^ae ses deYanci^rs, pe re9at 
l^assentimßjit de la Cour de Borne, et les contre-propositions de cette 
dierqje^e ^J^jaAßnt ^alemeiit de pati]ire ä, ne pouvoitr etre apcepl^e^ par 
le p.ouve^jcieipe^t graud-duc^l. NMnmöins les negociations conti« 
nuerenti activement. On yentendait encoresnr la maniere dont PAs* 
sembl^ß des Etats devait danner soa adh^sion ä. la Convention, äcon- 
clure qt siir d^'^^utjces points de moindre importance. Mais comiiie il 
^tait ä, ^revoir ,qu'a9 accord parfait sur . toutes les claußes .du con^ 
cordatj^e p9uyait alors etre obtenu, le Saint-JSie^e exprima 1^ 4 mai 
1859 le d^slr d'accorder provisoirement au t^rovicaire apostoliqüe eft 
fonct|y9^ le car^ct^re ^piscopal, afin qu^Ü püt :rempl}r len charges 
in(M)IQ^{^.äi: befjte di^nit^, comme p^r exemple Fordination d6s pre- 
tfj^, la.cVnfirni^pjd, et9. Le Gouvernement n'y . appbi*tä pas d'öb- 
stacle. Le l6. niars 1861 le Qoiiverhement fut inforni^; que la öoor 
de Eome avait le projet de nomiber Mgi:. Adamus öveqüe in parH- 
buB, ' inälä qtte^ cette^ miknite ' ne* chäiigehtit ^ribn y lAiäohime^t rfen , ä 
r^^'äesfeti^ösd^istaätldd: Cettie^'a^^^ fut >^t^ie> dand-tine 

dipecWin' feomtö-Dttcmrett'^dtite dd'a;' mars 186B. -L^^ IK »ärt 
i^' Wikeineiiäi^d^^l^ fiioUiitaiSoi^ db M^k Äd^^es Mimiid'äv^tte 
inpcO'iÜHUlikt i:d!äonySe'äil'^^t^ du* Pape^et te \l«. 

aoüt suivant le Gouvernement grand-dü<5al fi^önnüt c<itf aet^. ^ ''^'> * 

1 'i)än8nfin«iA^gbbö{d»tli6JliaarB 18A3<{noinrfiiGoiivernettte»t prit 
rinitiative pour demander r^rectuniidtt^Gittsd^DQididtdeLraembovirg 
en l6vd(^lM& #rimt .la .conidn^icin ,M cwcwdftt d^^ßnitii: A joettß occa- 
si<Hi il s'Ajqpiridn^ dir la laaiii^ suiva^ i 
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»Dans la Situation oÄ se troiivetit ltetii4gooi«ltions'äveelaConr 
»de Rome, la cöiicladon dtäfiiütive d*un tsöncortfeit peut 'önddre Biibtf'^* 
»des retards prolong^s et impr^vus. Dans ces drtiOfi^aä^Sj 1er Ödäf« 
»vefnement s'e^ i'döiönimerit' fnrÄJCCüp^ d^ Fi^öfti pi^viBoli*6^1( anor- 
»inäl danö lisiiuel se tröthreÄt rkdmiiiirttetioä et r^i-g^ümÄatiloto' 'def 
»r%ise cailiölique dahs le Grähd-Da^MV päir lätiite'dö la er^attöb 
»faite an 1840 et maintenue jdii^u('ä'Ö6'j^ttr,^#^^ ^^(dlü^ 

»qüe. D^sireux de ' vo^ (^esier eetfe ^ppfeitlön' irr^tfli'er^ - et doter le 
»pays des avantagös d'une drgiöfealibii'et''ä^ ^66l6sää^ 

»tique fixes et darables, le Gouvernement neserait pas' äloign^ d'ftlH* ' 
»cedeif; ä une proposltlön qnä tetid ä' Arigßr' le GrÄiid-DudW en 
»öveche. ä riäslär de <3c!ui de PÄys-Bäfi/ 11 y a liete de peiter qti'une 
»proposition con9ue dans le sens indiqu^ rentre parfaitemeirf; dttns 
>les vues du, Saint-PSire; et dans <ie sens elk deVA salis d^utie ame-« 
»ner une entente ultörleure entre le ödttternemeii* gfänd^-dncal et 
»la Cour de Rome, au sujetde sa tnise äfe ex^fcutioü.V ' ' '•' « • ' 

Il#ot röpondu är ces oavertures le '22^ äYril 1863, *q^ö le 
»Saint-iSiege avait |)ri8 en düe corisideration Toffice flu 2!S. inat^, 
»par lequel le GouvernemenVgraüdrducatdeüiande V^re'ctiön en di6-\ 
»cese du vicariat apostolique de Jpü|:emböürg; qtie laXVut^ 
»ficale aimanl ä en conclure que l'^rection d'un nöüvöau, diöcese sm 
»un preliminaire ä uh Systeme plus ^tehdü des affaires eccl^stias^^^^ 
»ques dans le Grand-I)uch^, ne fäisait aücuüiä dimcült(§ de dbnher 
»suite ä la demande susm^ntionn^e ; que cependa^nt-les täotif^^ qtii 
»qui d^tefminörent ^le Saint-Siöge ä faire des cömmissioiid pärtteu- 
»lieres aux sieges ^piscopaüx en /Hollande', ne pouWai^nt s^äppli-^ 
»quer au nouveaiu siegiß ä Äriger dans le liulemboürg, pays enU^^ 
»ment catholique; qu'il serait dpnc necessäire que leiÖaint-iSi^^^^ 
»le öouvernement , grand7ducal s^entendisseat prÖaMleme^^ 
»fixer Torganisation du siöge ^piscopal. * ' ' * 

»Cetjt^ entente SQ ^ppprjterait au .podßd'a{>re^.l^^ o^gomj-^ 
»Yoirait ^. une positijQn cQn5^ijia.We dft.T^ve^jje, ^5^ c)b|ßit^^ 
-»minair» . et de la cour ^piscopfdeijieqmjQjiet^u^c^,^^ d'aa^u^^ ^^i^. 
»präat c^tte J,uste. lij^pytö d-aptipp. dOAt U ,4ftit jpuir^/^^ps ,^^ ti:oja]irqr|. 
»en, co^flit,a¥j^ :de^ d|;?ppsitipa8, a^^Binifijra^^^ 
»pourraieiit:.lui.etre.ppp^.c. .,,,^, ^,,L:^,,^,; -'^ui hu.ni.^^ uk^. 
i LeGoavehiementidpoiidit 10.20. mav^lSÖidänsnünei^eche 
ä M; le oonite Duchäiel enk^es termes: 1 si, ,.,;,., *.,. ^';}..i)?;:; 

»Le' Gouvernemebi gränd^ducal a-oeiainiflt§ a^C'^ssoHicäiiide/ leip 
»difl^reuts points qui doivent' former entre' 1^ Qonv^^emcjflt' gicaiid^ 
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jiaudäT^et le Saint^Siö^e robjöf (?ttil ' äccord pröäläble, qurpr^ce- 
idferä hi läWe-Jt ^x^Öütion dü'projöt 'U\k 'ägre^, de rrionäii'ftce 
»Grand-Duch^ de Luxembourg en 6v6ch6. Le Gonvernement a la 
iäätisföctibti de ßoüvbir Vöusi (jotamiittiquei- äujöurdliui le r^sultat 
>Äe ises 'd^RWÄA^lonö, enosärit se flätter de Tespoir que les pra|K)- 
»sitions qu'il a forinul^ pour 'sfervir de base ä rärrangement ä in- 
»teifVfehfir, trbiiverdtft iin ätecüeil favörable pres de la Cour Pontißcale ; 
>vous voudrez bien "^etnärq'uer, M;^!^ cJamte, que ces propositions r^- 
»j^üdctot d%örd ^ toiis les'pölnts wgoal^s dans te Memoria de la 
»^trr'flö'ßÖmö;' et qü'elW nesofit en definitive que la reproduction 
^Xxü oü faWns 'fidöle de dispositions Öü projel de . concördai , >a 1*6- 
>'gärd' d^^tiÖllefs * les n'^gbdatio^^^ bnt' d<Sja 6tabli lin accord entre 
»W''*GotiV«^iicmeWt gtäiid-ducal et *le Siaint-Siege , ainsi que cela 
»tößulte'dti: dehiieir' projdf döjä pröpöS^ pär le' Gouvernement grand- 



>ducal;« 



au 



' Les Vues du Göuv^rriemeht gränd-äucät se r6sumaient' amsi: 
* ' • 1': * lia ' Tiiofeitiation' ' dö TiJ v^^ub äppartiendrail au Saint-SiiSge, 
rüäMiSä'Baintete conseütirait ä sournetti-e le choix ä faire a Tagrea- 
tibü'^ t)rMäbIe de Sa Majest6 de Böi Grand-Duc; avant de. com- 
mencer rexercice de ses fonctiojis ^piscopales, l'eyeque preteralt de- 
vätit Sai Mäjaste le Kbi"Gmd-Öuc le serment de fidelM 

^^' Les ti^itötneüts de töuö les raömbres du (jlerjgfö d.evant,. d^apjres 
lai CcinstJttitibn: dtt Grkrid-Duch^, etre fix^s p^^^^ loi, le Gouver- 
neiÜBöt pVbpbsi^r^it'ä l'Assemblöe deä ifetats un projet de loi, teu- 
dtot ä-'allöüfer 'k Fdve(Jue tiü traitement annuel de\7Ö00 fr., in^ö- 
pefiidamttbnt' de fräfa db Voyage et de s^joiir ä fixer u^^terieurenaent. 
üne habltätioh' pai*öculiere' et QönVen9,ble etant de^ affectöe 
^Wgbmiaiittf dü'elref di cWg^ catholiq^ue/ Ip Gouvernements. P'Mr- 
rait^ä ais»iii!nbi:''"i9öti^ cb !fäppört äiicutie nöüyelle obligatipii. 

•'' 2j'L*iiÖti1nitiöri d*un öölW^b^ de! chanoines serait . reconnue . eja 
priÄöipb;' tiiäli fe Sainft-Si^ge consentiraii ä ce que la, creation du 

'■ ' Si, ä i'exiirätlon de 6e d^lai, cette cr^atioa öpröüvaii encore 
des'diöKjÄltiSä', Ms tiälrtieä cöntiractaiites cönviendräient- d'un d4Iai 
ulWrieur. .•/■-•' f. •-■-•■■ '■■■■■ '■"■■''"'■ ■ '■ ^■"■'■' ■'■' - ■' 

* ^'^ Btt ätttodärit lä'cr^ätioÄ du bhapt^^^^^ le conseil de rbveaue. 
serättt"föi:Aö tläir qttätrö öoiiäefflws öhöisis par lüi parmi les pretres 

dr'aibc^sör"'*'- '■"'■-'' "" ■••"••-■^■- '■■■;"^' ■-"^"; ■■" ""■ ■•;■ _ ■ 

■"•'*. Lö'Ö^ufebiement du 6rand-t)üöfi^ cöntihuei^a'ä: faire ''en, 
faVeur '^ ^^«tttaairö' W 'tiiifemboür^'iles'sa'-crifices' ciu;ii'fait'actuelle- 
m*^t -^t t(ui 'äöWilatetir^r'fet flx^i' par' des '<iMts pori4 au 'buifget 
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des d^penses permanente?^ ^ ßaY,o|r. U,783 fr, poujc.le 4)fQctci9r,r.ßt 
les proiesseur^ et 4200. fr. po^ir .des. >oi|rs^s,.elevje^ n^ce^si^ii^ 4» 
sSminaire. - ........ i ^ ,.;».». mm > 

4. Le^ secrätaire et le sous-s€icj;^taire ^e.^jäv^qpe jou^mi^i^tridn 
traitement' dont sorit actuelleniQnt. m jopis^anoe Je .pi;eji^i^.!(?t4e ^^- 
confl secretaire du vicaire apo8^%iie., ,. . .^ . j; ., . « 

Le C^ouveriienieiit aUouei;ait en pyjkr.e a^ux, ^q(^ 
ques de löveque des frais de voyage et^.de sejpiir.. . ,^ . . i.,,. , ,,j, ,/. 
, 5. Pour .qe ftui cqncer^ie les ^apportsientr^ j'|;gliee ,e^.i;]&t^ ' 
il ne seraii rien chang^, ä .l'j^tat actuel des ßhQs.eSi;. o^^ jqpLaint^n4P(ii 
la Situation prösentq teile ^u'elle se trouv^ ötabjjej pai; .1^ J^ägj^liViiipn 
qul existe de fait dans le Gi;and-Duche^ Le nsiaintiej(i/4n ß)l^,;V'9 
impliquerait donc entre autr^s 1^ Uberte, assar^e . ä r^veq;^ (^§ ,q(Miir 
muniquer avec le clergö. et ß.vec le, Sainjt-Siiöge,. et . l^.;diÄpen«f|,.du 
pläcet pour les mandements. ..!> 

Si la Cour de Borne 4tait disposee ä nj^^pdex;* sui;. lea bases 
öi-dessus indiqu^es, le Gouvernement grad-^ducal ^'exppresseraft de 
d^l^guer la personne qui ßjerait muiiie dps po\iyoirs q^jQes^airostpjPn^, 
arreter et ,signer av^c le .Gai:dif al-seer^ta^er d'lltai; l'^j-^g^penlf ^ 
d^finitif. . . •. . I ..;im r- 

Le 6. mai 18(i4, la Qour,pontifical^.ad))^a eq. priivcip,e> f^Q^- 
ouvertures fäites par, le Gouvernepa^jat pour r^re^tipi!- . d,u ;Q;i[and- 
Duchö en 6vech(S. Elle, ajouta cependaut .. qu?p(i, Aöu» ant ^\U, ,|^,'¥n: : 
tel projet, on n^arriyerait qu'ä faire cesser en. partif lIötati.pjrpvi^Qirie.' 
de l'admioistration eccl^si^stique da, GraiffJ-pjaeJie ,, fit.j^Ufi.iijßijjiJi^.: 
sur ses d^sirs r^it^r^p pbur Ja conclusion. d^fii^tiYe.id'un^^CQi^i;^ r 
rögiant compl^tement to^tes le^ afßairejs jreljgij^UBes ciu pftjf«...,..! 

A cette occasion, Je Duchätel (v. aa lettre iu/ l^j m^i ^8|(H).^ 
informa le Gouvernement que la Cour de Bü^me delQW4^Fdit, ^u^ ; 
deute une r^daction plus claire de Tart» ö. de? propositiofia) ^ui • j[)0U« 
vait faire naitre. de sörieuses diffiquUös. , iC'eat Jft disp|(>ß|tioa,}jq|i^i-j 
d^clare que la l^gislationy existant de fait dansi}e Graoji^p^cb^ifppn ^ 
tiuuerait ä regier les r^ppprts d? r^li&je ßt d^ l'll^t , .Ce^f u^ l'Hiter- 
pr^tatiön donn^e ä Qet article qpi^^m^jia la iruptur.^ d|j?;|,a^gftfia»^ 
tions.' Voici comment.le Gouvernement exprima sa pensie*: uvns^AUi 

»LQ.GopvernementgrandrdjjCfil i^,^se..dv?9iw«Ji^ WlA^pwft^ |W dif- 

ficült^s a'uxquelles peuf aonneT lieja cettf t prppoQitipnv, YjCHIs; ^'4gn<WW'v 

pas, Monsieur le comte, que la legislation du Grand-Duch^^ipn-;. 

cernant les rapports entre Tl^t^t et l%lise^ A'e^t, p^^- ^t^bl^ 4'nne 

»maoi^re qui ^carte tout. doute et tonte ..ineertitviidii«,.. {]JQ.,p(M|iit .^^ii^ 

»certain ,pour tout le mpnde, e'est; qu'au «moins Juaqi^^en. 4330 riß«. 
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»GfüR^rrDiM^))^ ^ ^te plae^ sqqsIq regime dies twkmiai» A^ 1801 
»et de 1827, et qae dea Jkois npmbreiises , riSgissfludt ie calte et 
. »piömtlgn^s ,dc^uis la coqclui^on' da coacordat de 1801. jusqa'ä 
»oette ^ppqai^ de 133O4 sont < bas^es. sur ees denx ^onvenitions. Mais 
»ii purtir d^ 1^330 d^.d^a^.^e sont f\&?^. au a^}6t. de la l^!i9la- 
>tiQn. r^lant tes mpporta entre T^at et rKglise et aujottrd'bui deax 
»opini^ms diYergei&tes ,pe treu?ent en {»näsence. Les uns, s'appujaut aur 
:i^lei fi^it< de la r^^olution beige, sui: racte de repnae de • po88e9si^n du 
»G^mid^Daeb^ psir Ba>.Maji«jbä:le lk)i Orand-Daci en date du 11. 
>jiim 1889«;. et epr r^vectioQ 4a Gi-and^-Dachö eo vicianat aposNi- 
^ne, d^rdit^: ea 18405^oiitieBQent qoe r%lis8 et le cl^rg^ dans 
:»to GtrandrDacb^f aa moins dt^ns If plat pajs^ sout l^al^ment ^u- 
if^mis. an rßgioie (Stabil par la : Goastitutipn beige, regime . qai abolit 
»pluaieurs diqK)sitions essentielles dea eoneordats. . lies autre^ oon- 
'»fiidergnt fsm^^ aajord'h«! les ooBCordats. de IBOl et de 1827, ainsi 
»que la l^gislation qai s'y rattacbe, comme fiyant fcMTce de loi dans 
»le £baadr})aeb4. Cett^ deraiera opiakm a 6i& d^endae arec Energie 
.twm)m^ de J'Ass^bl^ des ;^ts. Cbaqae fois qxie les repr^sen- 
Maots dai.pays ei^t ea ä, se pr4>&(mcer.<8ar>€ette qa^tlon, U9 se sont 
»d^clar^s non seulement en favear de la force l^ale des eoncordats 
oide ICDL et 1887, maia-eni^iNce en faveiir des principes consacrös par 
»ceS'icaaf^^tionA. LeGauverjaemenigra^dTdui^al, apres de müres de- 
i(lib4ra|idiiS))«.acqiu8 la eoavictiop qae* les eoncordats de 1801 et 
»1827 n'ont ät^ abrog^s dans le Örand-Duch^ par aucune disposition 
»Mgale ,. 0iaia HquUls. peiifonit av<Ar litd mo^ifi^ dans ceUes de lears 
iidiqmiti0ii0 H|ai sgnt inconciliablee ay<ec la^ Constitation a^taelle du 
^OratndrBaob^i O^a s'a9pliqu^rait notammeat ^ la dispense du ^^iset 
»poni lea 'mandem^ats ^piacopaux ^et ,& to faault^< assar^e aat-ehef du 
»clerg6 de correspondre avec Borne ei tm ßw^imxm* ,Le9 wckym-^ 
.>Ai0na'Sis$diteä..dta»i)eB'Viguettr,rl0.^o^ coosid^irprait en 

.•eons^ttett^r^reetiAB du OfitndrDiich^ en^ii^ecb^. comme «ne ex6* 
»cntioB de.Fact. 2 du ooncordat . da 1801. . liie- Qoi|?ernexaent d^irer- 
»ait dODC qu^il Mt reconniLqa^en attendaut la conclusion da ooa?eaa 
i»QOiicordat qi»,^« ai$ga(f)ie„ites i^ppoits enj^e r|}tat «t rllglise de- 
.»vaiedt etare/fr^^l^-d'apsea lea dispoeiti^ns €|ea.<s<;M|cor;dat8 de 1801 
.»öt.dö l887ft/popr/Wtort^'qa'il n'j: atti^ai*^^ laGon- 

jratitotion 'aotnlle du/O^iFud-Dfusb^^oa par l^uai» ou rayitrf de^.quatre 
;^|^i»iiiiire8^ preipojfilliOASLfv -....,.,, - . .. 

' : I^^^filow^meineot 44<>uta< 4«^ si aop^ i^rp^4tftti(M» reiM^ontrait 
^s 4&f&uU^f<iiapres^deJa'C9)ir de ßpiii^) il.pr^f^iierait venoncaraii 



- ^ 

Cbur die ?teitie'r^6ödit qufe ^nmc'liai^'le iSfiSös»» d«! 'ptöctrer' le 
»plas prömptcfmerit 'possiüle ä M'p<^Iä</k>ti^'ltix^nlbfi1ii^<!f6i(»^tM fn^- 
»rileux avÄlfiftage»' giii-ddivent-'^istiltM» '-pöiii* itrite -^e^'P^r^ötiön' ^<dü 

>ätteiidaDt lä' cdfßcliMo^ da tiouVeau^dOtudötd^t 'qti 9^ d^gMie, ües 
:»rapporte i^ntre l'^lis^Met T^t fadsmtt -t^gf^ d^apl^ 1^ '4tepäsi- 
jJtidiiir de* • coiicoritatd d* jalOl ^ 1927i''p(«ifr aii«ta«'^qü'il''fi^^^ 
»pas 6t&46i^g6 pai^ la CoWatitüMöii'ä^nellef'd^ Gfaii^4)^^ ou*par 
>rurie oti l'Äüteö des qtfätre'prömifef^ cOödtti^ Üteisif p» . W Qou- 

iVernemenk' graBd-^dtteal, fi^nSs sohs la^c6iiditi!(^^'Meff!^ätitoiffoV'<Vi^ 
»le Oöuterneaient gränd^^Kiäcal dÄ^larertittr ^i - • »- »' ;i) n^ ;?.. 

»a) qne leä ariides (H^amqiies' ajcfn^ 
ii'i^ serorit pas cötöpris?' •' - ^ »' ' ■' -^'^ •[' 

' >b) qüe t<mtes li98 ' lofa^ ^tii nä äi^räfegnt-päs etfkftftiaeA^^eAx lois 
»de r%Iüie deraient consid^r^es < eoinbe abriog^e^' jttsqif ä lacoindtt- 
»siött da coticörSat, en d^aati^ iXfttQBs qne jissqtt^ c^ 'fnO&etA eUes 
»fte fitewflt'pas'mides ä exeißtttton.*^ - •• • J . i; ..... ^,»1 

Li^ Saiii'bfii^gö däelai^ait '^tf ^ fölrcl^ik fttk€f cette delttabdej pb?ce 
qu^l n'äväit jamais reeoiina' >le9 ' artMesr ^gumques^ ajoiotife par la 
France an coneondarl; 4e 3801 idt ^o'S arait protestii eontre '^^iidiarticfles 
ä'Chäqiie 'OiröOBstailcef.' ''''>••-• • - -'•••»' • .-«''•'> •.:••• -.p» •':; »";,'■'*•< 
^ ' Cebte'di^p^e '^-ä^^bi'- septembi^ >t894u0Bitr^'tla^:dei«illrQ * 4 wf fut 
^chäAg^e^eütre Itö deüx Qm^rmamisi*' XiesvigcieiaiiMer povr^t>F£. 
rection de ri$ir$ohi$ n'oht ameiit^'aii^fi;r48Ullbat ^ ^IfeS'f^r^teicKm- 
^^litöian'^a^tieordai^ n^er fareot ^ tMm plus ^QpiAsMi nQtA <{teb se 
■Böaihtini^durafit'fl'epfc'aiiB^v.- •"'*'-'^-- '■■ ^'i» i*'ii>:ioi^-j;;-ij «ii. 'V.:.-)^;:». ^ 
^ Le^3. jairi<1870,t Mg:r^A<km6^^^air#^pMMi9Mf^iftfc:BeaIKli^ 
ä 'M. le Hitiistre 'd -£tet;^ pr^sfid^nfc 4a' Oidttvmi^im^ 
lii Oöur Pdfttifieate d'i$toy€Hr M vi^ariat äpMtoKque äa^i^fieh^; ^^Sfoici 
le teile- -de^ eötte''dÄp§eh'e:** *'>•'' 'i •' '•/ •'it'H»:.'.: jü: iisn» • aoi- Ui<: 

'" »Je t>i^d« 1^ tiiSs-respieleto^läe^Jih^M' d^laforoMy Tieüve^fixoel- 
»lenee qti^' je tf^sr ^ap^rtodrd qu't^ attito'd^aii^iiMUiretle Aemande 
»di& tout* le^^terg^ldxefadxmvgebis,' ^n^i« SäfilM4^dMf tturaU^: ridteiitioii 
»ä'^iletet hiQitüe ViteriW bpeAdiqtte ed le^«Afii6^'d«iL«iddii^^ 
»il le fit autrefois pour les.yicamts apitlMiS^ii»'^'^^ 
»Cette mesore, si eile aura lieu, n'amenera pas fie changements datui 
»les ndlatiöins actadIeii}eiit"exbtäflfteB^ iMitM iä'XlIoaiviNiiinletJ girand- 
»doeal et le^ didf eöci|^äiij^(]tie;^eUi«^i4e'^ä C^^ <dje tilre, 
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>et r^tat provifloire et exceptionnel de son administration , tel qa^il 
»eiiste dans les pays de mission, sera «eidemeat converti en un ^tat 
>d^&Bitif et regoliar, tel qttll existe dans tous les pays catheliques. 
»Les oägoeiations peodantes pour la conclusion d*an concordat ne 
»seraient pas rompaes par cet acte du SoaYerain-Poutife^ mais elles 
»pourront etre reprines lorsqae les . circoBstaAces da temps s'y pre- 
»toroot mieux; qae ipaitenant ee serait donc uniquement penr le 
»bien s^rituel de la popalation oatholique da <jhraad-Dacb6 et pour 
^r^gUilariser enfia Tötat proyis<Hi:e de son ädministration eeel^kusti- 
»que, que, d'apres ce qo/e je ?iens d'apprendre, notre Saint-Pere aa- 
»rait rioteBti^d de prendre la mesare qaestion.« 

La r^solution 4ttSalQt-Si%e fafc ex^at^e au consistoire da 28. 
join. ün bref apostolique, dat^ de Bome le 27. septembre 1870, 
coDState la cr^ation de r^?gob4 de Lnxemboarg, et an aatre dn 30. 
septembre ooiQnoa Mgr. Adames premier äveqae da noayeaa si^g^e 
^piscopaL 

M. le Mimstre d'J^tat etait dispos^ d'agir comme on Tavait 
fait lorsqae Mgr. Adames a et^ nomm^ 4v§qae inpartHmSy c'est^'ä- 
dire de donner aete ä ce dernier de sa. conmianication avec la t6^ 
serve que T^rection de Tevecb^ de Luxemboarg ne cbangerait rien 
aax rapports existants antre TEglise et Plitat, et n'eiitrainerait pas 
de nouvelleB obligations poar ce dernier. 

lie Conseil d'liltat ^mit le 3. aout 1870 an a?u oiHitraire. »On 
»ne peat m^connattre,. disait-il, que le proeed^ de la Goar de Bome 
»ernenne sitnatioii assez.difftcile, sartoat en Tabsence d'ane noti- 
»fieation, officielle s«r les motifs qui l'ont guid^e et aes intentions 
>rteUes'q«aint i la post^e de la» mesare. - 

. »Ce. procäd4 est.meate en: contradiotion avec les dfolaratieiis 
»foroielles ^ouin^es jasqa'ici de la chaneellerie de Bomet qui u toa- 
»jo!arS;3«bofdoiu»4. la creatibn de r^ricfa^ de Luxemboarg h ane en- 
»teaie pr^alable a?ee le Qauveraement sor rorgäniss^on de cette in* 
»stitution, et meme sur les bases fondamentales le Tadmimstration 
»du Gulte, ainsi qu'il appert de lu derniere eommunicaiion faite aa 
»Goutemememb'.par le comte Ducbitel^ soos la date da.25. septem- 
»bre lfii64. . Pourqooi la Gour de Bome a^t-elle tout ä coup chang^ 
»de{6ysttoe.]et.preiid<-eHe*9 h oUe seale, ape r^olution, äpr^s six an- 
»n^es d'abandon de lai n^goeiation et msSme en Opposition aFec le 
:ry^u qjoe le GroavernemeBt lui ayait fait mamfester le 18. aoftt 
»^1864, Jt sayoir qu'il pr^fiäcerait voir leS choses rester in' statu quo^ 
»si eile ne reoennaissait pas la fwee et vigneur du concordat de 1801 
»et de celai de 1627, reconnaissanoe que, sfliyant la commanieation 



Akten üher^ di&^Sf^cMm^^ei^ mkhy J^!tlt¥^rffil87&^iS7S^ 'ÖÖÖ 

»d^ ]^ Daobltel dura5.>8^tm]^Tä{*<1664^iell6 r^^^^ i|ae 

»8oii&;la «(Midjti»» ^tte^^IeiiS' aartfeles orgaiil^a^il 1901 ^ärsdefit c(äi8id<- 
»räs saiis YAleqr^^ qm Id Oont^e^eätemk d^cktt<6i!«klt;'en öxMil '^e 
»tontdd lea loiffiqai oe sdüt pas <;oiifotm^ ' i^ Ms €e ' l^lise te- 
>täieiit <0ou8id^^ös eoiQBiid' 'abtiog^8^> ö'est^ä'^dsr« '^ü^Mlefir n^'^s^rüSönt 
»plus mises^en ex^ciitkAi, «ti alte&daDt'la'<(k>nc{ü^^^ Hau aoiiot/tdkt. 
tA.ipm sis annto: d'mtetTttptioir des ti%6eiM{ttn6j 3es VttcB^^t' l^ir in- 
»tentions. dn GoTiv«i^6mefiit;'du^Oimnd^Midlii$<ipöüv&lieM^^ s^te <itiodi- 
ifi^s V tiMit antösi bie» : sor la questioil ' fbüdadieiitale - de 1a^ c^ättion 
»d^un.^dek^ qa%ii> Qe^qQijCQnder&ie k ebok> dela^rionnls de' 'P^- 
»veque, et la Cour dd'ltom^, jsans a^ertissem»^ a/ftcAitf ^^ 
>et nomine. l^ey^ne. LaOonr.de Borne d^esi^elle dobo ba6^ sur des 
»principeSfAut^w qäe o^ur;(pl^elle^tldididp<^^<ä/ädmei^<^ e^ 
»se ;eroi<Helle' en^drpiide laire^des^^cb^ et' de honämer feä'<y$- 
»ques cofflme boia loi semblef^ Qe semii ^^mettrV^ il: V^rt tiOB'Ssfitt- 
»lement les concordats, noais toutes les uormes suivies depül» des 
»siecles daiis> ee pajs. £t ponrttint^lil Cbiir^ de iKoütf^^avait lä(ccaeilli 
»farorablement te8vdmqi<cendilioD»q<ie le Goavät&enaeiii avdt^ ^oiMeb 
»eonune base» ddib ci^atio» de- l%^hoh6j eb n^täiämMii' c^llä' de 
>nommer ^yeqne Jone personne* agräable ä $a Mftjeiät^. On'^ !ne^* t>l9ttt 
>s?expliqu6r ila naaniere dö iproc^deo^^ ädoptö^' päi^^Ia^Oonir- dti'Rotaä, 
»en Pabsence d'une d^claration «Ificaelle d^ «ii |)ajti' ■ -^ • i' • ! 
»S^apnes les diiolaratiönS' ' du bou vel (^c[Qe, ' il M &'a]gitäit que 
>d'aii ebangement de ti>Üre>et de ia transfinfntaiion d'^äm^^t'protf^r^^n 

i^jnxa^/ä Pavenir? ' ün iy^täi mU^ti'4\m M(imiM-9;^^\»^^ 
»Organisation ^piscopale an Meu dfund miseicffly^r^t äOfilltriifä^'liän 
»de'Fätlit ano£inalv4e A6&f^it.mliM dftipvoi^ivk "%,' la cr^a- 
»iion.de pet 6vUh6i eirl2L^''mmm9iü6n 'iA^^^b'4^^ dcid'^dts 

»pnnmpaAiiC: de'<L'orgariisal)iönf d^äitif>e<'dii^^^^idtei q#i '^d^ds^^Patt. 
»ä& de la Consütntiops id(&vreät 'f!A»e'^l^el)jcH;''def >c(mv^^^ le 

»Siatukl^Siigä.' Si Ton' pmtiiAm^ttmsim^^^Amtxm'*'^^^^ 
»anraii^t^ agn^^^^acSa *Mfl^^ dontoiTi (Jy^Tie'de'Mtemtii^t^V^^l 
»ft'en est pas mms :irrd'qn!ii) •dst^^änjcrao^ äaveiitä'<ä^'^*tiiti:e 
»sanai qnül conste qudiaaiiioBiiiiaföon^'aii' iStdt'iM^^t^ 
»fiation pr^plableriBt-s'il »venaitiiä«- (U^raiiaid'>thN^^ 
»tnerait-il soa jm^cesaeor ««»«imei.ili ¥u mföm4^^ lotMtidinieMP'' »L'iEK^- 
»mativa'estlla' cxms^nenise/logiqQe dei tabmesa^e'fqdi >^ie»(r' d^^Stte 
»d^rätfäe; iSi)on^ 1870t le^ßal^e 18 /pniinointneat {t'6fgqi«^/>de^^Lüstfib^ 
:|lMHirgi atolbB iB» päreuc^ plis i^n 

»il^l oa-plna« tirä^'flans s^^epqiiörir doi^d^s» dtf^^^^ '^ '' 
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>£ji pr^sence de la Hianiere dont la mesore en queabon st 4te 
>pr^e tout a fait ea dehors du Gouvernement, sam äYertissement 
»jjMT^alable offidel et en temps opportun, sauf la gin^e aniKMice 
»officieuse faite de Bome . par ^M. le vicaiFe apostolique, IL Adames, 
»^ous }a data du 23. juiu,.c*est-ä-'dire cinq jours ayant la proela- 
»i^ation faite par le Pape en consi^tcHre, en absenee. detoute anta-e 
»e^i^jl^cation de.la Qour de fiome, et en pr^sence de l'exöcutiDn «le 
ila mejBore en question, proelamee par le nouvel eveqi» dans ime 
»lettre pastorale, le ßouvernement doit prenire une mesure qui sau- 
»vegarde les droil$ de la Cpuronne et du pays. 

»Quant ^ la nature de cette mesure, le Conseil estime que Ist 

»creation de l'eveche et le choix du ütnlaire u'ayant au fond et eii 

»principe rien de contraire aux voeux 4u pays et aux desirs du Soa- 

»Y^^io , il n'y a. pas lieu de recourir ä une espece de [Mrotestatioxi 

.^forqpßUe, quöique Gelle*ci serait bien fondee. 

»Mais le Gonseil estime en meme temps qu'il n*^het pas de 
»donner acte sous reserve ä ]^» Adames, ainsi que le propose If . le 
»Ministre d'J^tat, d'abord parce que M. Adames n'a pas qualit^ poar 
»recevoir cet acte qui devrait etre porte plus haut, et que M. Ada- 
»ipes n'a (ait conster dlaucun mandat special qu'il aurait eu de faire 
»n^e^notification au GouvernenienL . En aecond lieu, danner ade 
»de.la mesure, ca serait la reeOnnaitre taciteznent; les reserves ä 
»ä iaXxi^ seraient, au.moins ea ce.que Tacte entraine oomme cons^ 
»queppe.n^ce^aire, ä consid^rer coimme protestation iushuß de contra" 
frio.\ la r^serve ne pouvant defaire ni T^veehä ni la nomination de 
»revjgque, £aits saus Je, eoncours du Sou verain, et qui sont des par- 
»ties ^essentielles d'unet orgat^isa^iipn d^nätive des äffest du culte, 
^»ou ce eo^poui^ ätait requis d'^pres les.concordats existants. 

»Le Gonseil d'Etat estime des lors qu'ü y a lieu de ne don- 
»ner aucun acte et de ne reconiiaitre d'aucune maniere la mesure 
»prise, jusqu'ä ce que la Gour de Borne- ait donne une explicatian 
ioffieieUesur saportee reelle d accardS les garanties jugees indis-- 
^pensablesj parmi lesqnelles le Gonseil ränge, ayant tout, le principe 
;»q^'il pe pourra atre nopam^ aucun ^veque scms Vagrementdu Sau-- 
:^veraü^ ni aueun ^veque äranger , et, que le titulaire seit tenu au 
»serment de fidelüe au Smveram; qu*en ätlendant, le Gouverne- 
»ment doit consid^rer T^tat de missieft sabaista^t quant ä lui, ce 
»qui faqilitera, sans riutervention de la Ghambre, l'emploi des crS- 
»dits destinäs aux depenses du culte.« 

Dans une depeche du 30. potobre, Mgn Adames communiqua 
au Gouvei?uement les brefs . apostoUques des 27. d> 30. s^»tembre. 
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II r^p^ta, h, cette odcassion, que cet acte de la sapr^me Jurisdiction 
• spirituelle du. Souveräin Pontifenlamenait pas de cbangemeuts d^ns 
les relations actuellement existantes entre le Gouvernement grand-, 
ducal et le Chef eccläsiastique. Gelui-ci ne fait que chaoger de titre, 
et r^tat provisoire et exceptionnel de son administration , tel qn'il 
existe dans les pajs de mission , est seulement eonverti en un ^tat 
d^ünitif et regulier, t^l qu'il existe dans tous les pays catholiques. 
II ajouta que par cet acte pos^ uniquement pour le bien spirituel 
de la populatibn catholique du pays, les n^g(!9iations pendantes pour 
la conclusion d'un concordat'n'^taient pas rompues; mais :qu'elles 
pouvaient etre coptinu^es lorsque les circoitetances du temps s'y pre- 
teront mieux que maintenant. 

iiä notification officiiQ^ ainsi que les d^clarations dMr^es par 
le GoDseil d'!^tat eurent lieu par d^p^clie du 27v septembre 1872.. 
Mgr. Bianchi, internonce apostolique pres Sa Majest^ le Boi Orand- 
Duc, charg^ de ces devoirs , d^clara , entre autres , que »l'acte du 
»Saint-Si^ge n'avait eu d.*atttre but que le bien spirituel de la po- 
.»pulation catholique du Grand-Duch4 et qu'il ne portait, du reste, 
»aucun changement dans les relations existantes entre le Gottverne- 
»ment grand-dncal et le Chef ecd^siastique du Grand-Ducfa^. €et 
»acte, continua-t-il , qui se renferine sur le terrain eccl&iästlque, 
»n'empeche et n'empechera eji aucune maniere de continuer ou de- 
# »reprendre des nögociations pour la conclusion d'un concordat, 
»ou d'une Convention pour regier les aftaires dont un accord des 
»deux pouvoirs serait n^cessaire. Enfin^ il ajouta qu^en atten- 
»dant et pour dönner un gage de ses sentiments et da ses intentions 
»toutes amicales pour la personne de Sa Majest^ le Boi Grand-Duc, 
»le Saint-Pere autorisait Mgr. Adames ä preter le serment de fid^* 

»lit^ d^jä convenu ant^rieurement.« . 

• ■ ■ . 

Suite du Happort de la section centrale sü/r le prqjet de.loi ayant 

pour ohjet la creation cFun eveche, presente en seance de Mardi, 

18, mars 1873^ par M. le depute Paul Ey sehen. 

Le 12. d^cembre, le Gouvernement saisit le Gonseil d'^tat du 

projet de loi soumis ä nos d^libärations. Cette fois le Conseil donna 

un avis favorable aux intentions du Gouvernement. Comme ces 

.pieces ont d^jä antM^irement 6t6 imprim^es et commuhiqu^esj 

nous croyons pouvoir, pour fe moment, les passet sous silence. 



Lors de la discussion g^ndrale du projet de loi, un membre de 
la. seetioQ a ämis Tavis qu'il y avait avant tout lieu d*examiner, si 

24» 
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par r^raction de l'evech^ en dehors de la partieipation da pouvoir 
civil, la Goar de Borne n'avait pos^ un acte illegal et contraire k 
la l^gislation qni regle dans le pays la Situation de F^glise catho- 
liqne. Foiir le cas on cette qaestion serait r^solne affirmativement, 
rhonorable membre propose de sarseoir h tout exatnen du projet jus- 
qn'ä ce qne le Saint-Si^ge ait retabli les choses dans lenr ^tat an- 
t^rienr. Discnter la loi dans de pareilles circonstances , dit-il, ce 
serait consacrer une ill^galit^. 

' L'acte posä par la Conr pontificale anrait, d'apres Pbonorable 
membre, vioU les art. 2 et 17 du concordat conclo entre le Gou- 
vernement fran9ais et Sa Saintete Pie VII, le 7. septembre 1801, 
ainsi que les art. 1 et 2 de la loi organique pnbliee en France ä 
la suite de cette Convention. Voici ces diverses dispositions : 

»Art. 2. — H serä fait par le Saint-Siege , de concert avec 
le Gouvernement, une nouvelle circonscription des dioceses fran^ais.« 

»Art. 17. II est convenu entre les parties contractantes que, 
dans le cas ou quelqu'un des successeurs du premier consul ne se- 
rait pas catholique, les droits et Prärogatives mentionnes dans Tar- 
ticle cj-dessus, et la nomination aux övech^s seront r^les, par rap- 
port ä lui, par-une nouvelle Convention.« 

»Art. 1. 7- Aucune bulle, bref, rescrit, döcret, mandat, Provi- 
sion, signature servänt de provision, ni autres expeditions de la Cour 
de Borne, meme ne concemant que les particuliers, ne pourront §tre 
re^us, publik, imprimes, ni autrement mis k execution, sans l'au- 
torisation du Gouvernement.« 

»Art. 2. — Aucun individu se disant nonce, l^gat, vicaire ou 
commissaire apostolique ou repr^sentant de toute autre d^nomination 
ne pourra, sans la m§me autorisation , exercer sur le sol iran^ais ni 
ailleurs aucune fonction relative aux affaires de T^glise gallicane.« 

Dans Topinion de Pbonorable membre, le concordat et la loi 
organique ont encore Force de loi dans le pays. L'etat provisoire 
ct66 par la publication de la Constitution beige dans le plat pays 
avait abrogö le concordat et la loi organique, mais par le traitö de 
Londres du 19. avril 1839, Tancienne lögislation a rev4cu en vertu 
du droit posilimmaire. Aux termes de Fart. 23 de ce traitö, il n'y 
a que les jugements , les actes de T^tat civil et les actes notari^s 
qui ont 6t6 maintenus dans leur force et vigueur. 

La plupart de nos hommes d'l&tat ont partagö cette opinion. 

Lors de la discussion de la Constitution de 1848, le rappor- 
teur a d^clarä que Tart. 127 avait 6t6 introduit pour qu'on ne 
puisse tirer des autres articles la supposition que Tabrogation des 
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concordats anterieurs serait reconnue. Nos Goaveraements , nota- 
ment ceux de 1848 et 1865, ont avec pluaieurs deput^s soutenu 
cette doctrine. 

Or, 81 les affaires ecclesiastiques sont soumises ä ce regime, 
Terection d'un nouyeaa diocese ne pourrait etre faite que de concert 
avec le Gouvernement. 

Comme Sa Majeste le Roi Grand-Duc ne professe pas le culte 
catholique, la nomination aus fonctions d'^veqae devait etre preoe* 
dee d'une nouvelle Convention. Les deux brefs des 27. et 30. sep- 
tembre 1872 auraient du avant leur publication etre soumis ä Fap- 
probation du Gouvernement, laquelle ätait encore n^cessaire pour 
rinstallation de T^veque par Mgr. Bianchi. 

Un autre membre de la section a d^clar^ se joindre ä la pro- 
Position d*ajourner la dißcussion du projet jusqu'ä ce que le chef de 
TEglise ait retir^ les decisions prises unilateralement par lui en 1870. 
U a motiv^ ses conclusions a peu pres de la maniere suivante: En 
adm'ettant meme que le concords^t de 1801 et les articles orgam- ' 
ques n^aient plus force obligatoire dans le pays, ce sont nos principes 
constitutionnels qui ont et^ vieles par la Cour de Borne. 

L'art. 22 de la Constitution dispose ainsi: »L'intervention de 
»r^tat dans la nomination et l'installation des chefs des oultes, le 
»mode de nomination ^et de rövocation des autres ministres des cul- 
>tes, la facult^ pour les uns et les autres de correspondre avec leurs 
»superieurs et de publier leurs actes, ainsi que les rapports de 
»PEglise avec TÄtat fönt Tobjet de Conventions ä soumettre \ la 
»Chambre des deputäs pour les dispositions qui n^cessitent son in- 
»tervention.« 

L'art. 119 dit en outre: >En attendant la conelusion des Con- 
ventions pr^vues k Tart 22 , les dispositions actuelles relatives aux 
cultes restent en vigueur.« • 

U en r^sulte que le Systeme de la Separation complete de P%- 
lise et de l'^tat n*a pas ei6 adopt^ dans le Grand-Duchö \ c'est 
au contraire le regime des concordats que notre pacte fondamental 
a introduit dans le pays. L'%)ise n'y est donc pas entierement 
libre, comme en Belgique par exemple. Le culte catholique est sa- ^ 
lari^ et protägä par TEtat; d^s lors, Facte pos^ par le SaintPerQ, 
saus Taccord pr^alable du Gouvernement grand-ducal^ a ^t^ contraire 
aox termes et ä Fesprit de la Constitution. 

A Tencontre de la proposition de demander le retrait des actes 
poses par la Cour de Borne en 1870, on a fait entre autres les ob- 
servations suivantes: La l^gislation concernant les rapports entre 
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riEitat et FEglise präsente beaucoup dMncertitnde. G'est surtout le 
point de savoir, si le concordat et les articles organiqnes sont abro- 
g^s dans tont oa partie du pays, qui est doateux et a toujomrs ete 
vivement controversÄ. 

An sein de la section centrale ^galement les ayls ont 4te par- 
tag^ snr cette question. 

Les honorables membres qui ont soatena que les lois avaient 
perdu leur force obligatoire, ont principalement invoqne k Tappai de 
leur opinlon Tart. 16 de la Constitution beige, les art. 7 et 12 de 
Farret^ de reprise de possession du. 11. juin 1839 et le fait de la 
formation d'un vicariat apostolique dans le. pays. En d^clarant qae 
ri^tat n'avait aucun droit dliftervenir dians la nomination des mi- 
nistres d'un culte quelconque, ni de d^fendre ä ceux-ci de corres- 
pondre avec leurs sup^rieurs et de publier leurs actes, la Constitution 
beige abolissait virtuellement en 1830 les concordats ant^rieurs. Le 
plat pays ä v^cu sous cette legislation jusqu'eti 1839. -En reprenant 
possesion du Orand-Duch^ en vertu dutrait^ de Londres du 19. 
ayril, le Souverain d^cr^ta en termes explicites »que toüt ce qui 
»concernait le clergö, les öglises et le Service divin, restait entiöre- 
»ment dans TÄtat du jour de la prise de possession ;€ ce n'est que 
»pour radministration de la justice qu'on d^väit suivre le fond des 
»Codes, lois et arret^s subsistant dans la ville de Luxembourg.« . Ces 
expressions doivent faire admettre que- tout ce qui conceme Texis- 
tence du clerg^, son agr^ation psu* >r!^tat, sa bi^rarchie, ses rap- 
por^s avec ses sup^rieurs, etc., a et6 m^intenu dans le statu quo. 

L'empire du concordat cessa d'ailleurs dans la ville de. Luxem- 
bourg dds 1833. Le vicariat apostolique, c'est-ä-dire T^tat de mis- 
. sion, 7 fut alors stabil du consentement du pouvoir civil. La meme 
mesure fbt d^cr^t^e en 1840 pour le pays ex^a muros. Or, la mis- 
sion, c'est Tadministration spirituelle directe du Saint-Pere^ s'exer- 
9ant par son d^^gu^, et cet^tat de chose semble etre incompatible 
avec Texistence du concordat de Fan X. 

Enfin les dispositions les plus importantes de la legislation 
de 1801 n'ont plus ^t^ ex^cut^es dans le pays depuis 1830. Le 
Qouvernement n'est pas intervenu dans la nomination des cur^s. II 
n'a pas exig^ le serment des eccl^siastiques de second ordre. Iln'a 
pas mis d'entraves ä la libert^ du chef du clergä de correspondre 
avec Borne et avec ses sup^rieurs. H n'a pas subordonn^ ä son 
agr^ätion pr^alable la pubücation des bullös de lä Cour de Borne 
et des mandements du chef du clerg^. Enfin Fexercice de Fappel 
comme d'abus semble ögalement impossible sous la legislation actuelle. 
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Une opinion interm^diaire admettoit que le ooncordat eit^istäit 
encQte pour la ville de Luxembonrg^ inais. qu'il .ötait abroge pour- le 
plat pays.. 

Qaelque soit maintenant le- Systeme auquel pn croira devoir 
s'arreter, OQ ne peut di^convenir que la question <doit etre eorisag^e 
comme tres-douteuse. 

Piasieurs GQuvQrneiQeBts et xneme . la Constituante Tontf consi- 
d^r^e camme teile. Les tribunaux ne lui ont jo^qa'ä ce jour donni^ 
aucune Solution. P^s lors, il 8,emblerait t^n^^raire de se pronouQer 
cat^goriquement sur. ce point et d'infliger ä la Cour pontificale un 
l>lä,n^e pour avoir transgress^ de3 prescmptions dont Texisteaee l^ale 
est Gontest^e par de s^rieux arguments. II n'y a done pas non 
plus Ueu d'examiner si les faits ont 6te riäellement contraires ä cette 
Wgislation. 

Pour voir si la mesure prise unilatöralement par le Saint^iiSge 
etait contraire ä.nos principe^ consütutionnels^ il.ne faut pas^oublie)r 
comment oes actes ont ^t;^ amen^s, ni quelle en a -^t^ la v^ritable 
porti^e. . Depuis nombre d'annäes däjä r^iablissement d'un ^v^cl^^/ä 
Luxembourg ^tait arret^ en prinoipe, entre le Saint^Si^ge et le Gou- 
vernement grand-ducal. Les deux P^uvoirs ötaient completement 
d'accord sur Fopportuöitß de cette cröation. Seulei»ent on ne pou- 
vait parvoDir ä s'entendre sur les eonditions . attach^es ä cet; acte. ' 
La Cour de Borne demanda que T^Btat ireconnät exjHres^äment lä a<Hi- 
existence des articles orgsrniques, et oonse&tit, är Vabrogatio&rde ton- 
tes les lois contraires aux droits de r%liset EUedemandarenoutre 
que r^vech^ füt.convenableipent dote. En ^tablissant unilat^rale- 
ment un si^ge ^piscopal.ä Luxembourg, le cbef de r%lise deyait 
donc croire que cet acte n'ötaii pas contraöre aux voeux du pays, et 
il ienon9ait en meme temps aüx eonditions qu'il voulait j attacher 
en 1865. L'%lise se soumettait sans räserve aux lots existantes, 
aänsi qu'aux prescriptions du droit eommun , meme' pour le caä oü 
les autorit^s judiciaires auraient admis que le concordatet les ar- 
ticles. organiques continuaient encore ä r^gir le pays. ' 

Dans son arä du. 22. aoüt 1870 , le Goüseil d*^tät ayait fait 
observer que le changement n'avait pas ^t^ notifl^ dans les - formes 
usit^es, et que la Cour ^e Borne u'ayait'pas iom6 d'^elaircissements 
sur les cons^quences que.devaient entrauier ces actea^ La ^^pecbe 
de Mgr. Bianchi du 27. septembre 1872 est venue remplir cette la- 
cune. Elle r^p^ta les d^clarations contenues dans les d^eches ecri- 
tes par Mgr. Adames« L'acte du Saint-Pere se renlermait^, dfapres 
lui^ aussi sur le terrain purem.ent' ecd^iastique, et aucun change* 
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ment n'^tait introduit daiis les rapports edstauts entre les deox 
Poavoirs. Le chef da culte n*ötait pa|( change , il recevait' seule- 
ment an antre titre et d'aatres poavoirs eccl^siastiques. L'acte du 
Saiot-Pere n'exer9ait donc d'influence quo dans la spbere puremant 
spirituelle« n ne devait avoir aacun effet sur le terrain des rapports 
eiyils. On ne peat donc comprendre comment la ConstitutioQ et les 
leifi dnles anraieat pa etre viol^es. 

Ces divers motifs ont amenä la majorite de la section ä re- 
soiidre n^gativement la question prealable pos^e par les deux bono- 
rables membres et k d^clarer qu'il y avait lieu d'eiaminer le projet 
de loi soaj»is par le Gouvernement. 

Un membre de la section a alors propos^ de rejeter la loi, paree 
que Tari 17 du cpncordat de 1801 prevoyait une Convention au 
sujet de la nomination des eveques, Convention qui n'avait ,pas en* 
core eu lien. Get article dispose en effet que si le Souverain du 
pays n'est pas catbolique, une nouvelle Convention röglera la ques- 
tion de la nomination aux ^vecb^s, 

Cette opinion fut rejet^e par les consid^rations dejä Bnt^rieu- 
rement develof^ees. 

On fit encore observer que la presente loi avait precis^ment 
pour but d'amener une entente des deux Pouvoirs sur la question, 
et de cr^er une espece >de Convention sur le mode d'apres lequel le 
si^ge ^piscopal de Luxembourg devra ^tra occup^, La loi ainsi que 
les actes pos^ par la Cour de Bome constateront Taccord les deux 
parties ^et leurs conditions, et auront le meme effet qu'un concordat 
partiel. G'est en d^nitiv^ une espece de transaction sur d'ancien- 
nes difücult^, et des lors il n'y a pas lieu de r^clamer encore au 
prealable une autre Convention. 



La section centrale passe ensuite ä la discussion des diff^rents 
articies du projet. 

Art. .1. — Le projet de loi pour but a) d'autoriser le Gouver- 
nement ä consentir ä T^rection du Grand-Daeb<ä en evech^, et b) de 
däterminer les conditions sous lesquelles ce consentement pourra etre 
acoord^. 

n ne äiaurait etre doateux que pour Torganisation de rj^glise 
cathoMque la forme hi^rachique de Nvechene soit sous tous les rap- 
ports pr^förable ä celle du vicariat i^Müstolique. Ge dernier est un 
^tat exceptionnel et provisoire cr^ pour les pays des missions. G'est 
* le Pape lui-meme qui en est le chef eccl^siastique direci II exerce 
son p<mvoir par un däl^gu^, qui est rävocable au gr^ du mandant. 
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Dans son administration le Ticaire apostolique n'est ent(Mire d*aucun 
conseil, et comme il releve de la oongregation de Propaganda fid^^ 
son action n*est restreinte que par la teneur de ßes pouvoirß aposto- 
liques. L'öveche au <j<mtraire est Pinstitutfon reguliere de Tlfeglise, 
c'est un 6tat definitif et permaoent. L- 4veque, «ne fois iaställe, ne 
peut etre revoquö contre son gr6 par le Saint-Siege que dans les eas 
et suivänt les formes prevus par- les lois canoaiques. L'administra- 
tiön de r^vSque est limitöe par ün conseil compos^, d'au inoins neuf 
merabres du clerge , dont Favia et souvent. meme le conseiitement 
sont requis pour les actes importants. Le clerge dans cette' Organi- 
sation trouve les garanties que lui acoorde le droit canon dans les 
autres pays. 

La Chambre est appelee ä examiuer si l'Ätat doit donner son 
concours ä cette derniere Organisation. Comnie il ne s*agit que 
d'ässurer dans le Grand-Duche ä TEglise cathoiique une Institution 
stable et normale qui soit en parfaite Concor dance avec FsStat pt)li- 
tique du pays comme puissance autonome et independante la ques- 
tion semble devoir «tre rösolue affirmativement pour le cas ou il 
n'y a pas ä craindre que les droits ou les intörets de Tl&tät en xe- 
9oivent une atteinte. 

Or, la section a pu constater que le projet de la crfetion de 
Teveche peut se r6ali«er sans que le pouvoir civil aitdes concessions 
queleonques ä faire vis-ä-vis de la, Cour de fiome et sft£ts m@tne 
qu'il en^r^sulte une Charge speciale pour le budget de Ffitat. Elle 
töt danc d*aris qqe r£]tat peut consentir ä la er^tion du iioüveau 
diocese, mais eile pense avec le Oouvernemfent quMl y a lieu de saisir 
Toccasion que pr^entera la reconnaissance de rev^ch^, poUr rat- 
tacher au mode de nomination certaines conditions propres ä sau- 
vegarder dans une sage mesure les intörets du pouvoir civil. 

Le §• 1. de Tart. 1. d^clare qnepar le n6uvel 4tat des choses 
aucun changement ne doit etre apporte aux rapports existants entre 
l'autorite civile et Fautorit^ ecclesiastique , et que leurs droits et 
leurs obligations continueront a etre r^gt^s par 1^ disp<föitioiis^ en 
vigueur. 

A Toccasion de cet articlo un membre demande quellt sont 
les lois qui en ce moment rögissent la matiöre et, afin d'^carter 
toute ^uivoque, il propose d'ajouter aujf. 1. du §.1. les «fwts »et 
notamment par la loi du 18 germinal, an X;« 

La section n'a pdfS cru pouvoir se rallier ä. cet amen^etdent; 

Le point de savoir, si la l^gislatiou de Tan X qui se ' compbse 
da concordat et des articles organiques, est encore en vigeur dans 
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le Öraod-Duchö, est nne pure question de droit positif dont il con- 
Tient de rSser^er la decisioii aux tribaüanx , les interpretes naturels • 
de !a loi. Qu'aniyerait^tt d'ailleurs si la l^gislature decrötait um-> 
Iftteralement quele concordat de 1801 continue ä regir le paysP 
Le pouvoir jadiciaire ne poarralt41 pas le l^deinain de cett^ d^dar* 
ration döcider le contraire ? Le concordat est une Convention bilate- 
rale qoi, nne fois <^teinte, ne peut revivre san0 le consentesnent des 
detrx paiües. Dans le cas m. la justice admettrait que les evetie* 
mehts de 1830 ä 1840 ont abröge la Convention interveiiue entrc 
Pie VII. et le prenüer consul, il n'est pas au pouvoir des autorites 
dviles de donner une nouvelle existence ä cette Convention, sans Fad- 
hösion de la Cour de Borne. 

L'utilite pratique de FameiHieineut ne. »emble d'ailleurs pas 
Ötre tres-^ande en tant qu'il ferait revivre le concordat. Les points 
les plus importants de ce contrat. et qui ont encore de Taetualite, se 
trouvent insör^s dans le projet soumis ^ä notre appröciation. II n*y 
a que deux dispositions tomb^s en d^su^tude que la propositimi 
reseusciterait, c'est Tart. 10 qui dit que le cboix des eur^s-doyens 
no peut tomber que sur des personnes agr^^es par le Gouventemeiit, 
et Tart. 7 qui assujettit les doyens au serment de fid^it^ ä preter 
par les eveques.- 

Quant aux artieles organiques, il ne saurait etre douteux que 
les pfincipales dispositions en ont ^ abrog^es par des. lois postM* 
'eures ou sont ^alement toiub^es en d^su^tnde. Beauooup de ces 
artioles' n'ont d'aiUeurs jdus aucune valeur pour l'autorit^ civile* II 
est memo dt)uteax que Tadoptiofl de ramendement tel qu'il est pro* 
pos^, puisse, rdellement faire revivre plusieurs dispositions des plus 
importantes de la loi organique. 

Yoici quelques-uns des princip^ux de la loi oi^nique, en tant - 
qu'dte r^t ks rapports g^n^raux de l'%lise catbblique avec les 
droits et la poKce de T^tet: 

»Art, 1. -—Aueune bulle, bref, rescrit, ddcret, nüandat, signa- 
ture servrfnt de provision, ni autres eipeditions de la Cour deRome, 
mSme ne Goneerimnt que les particuliers , ne pourront etre re9us, 
publik, imprim^ay ni autrement mis ä exäcution, säns l'autorisation 
du Gouveraeinent.« % : 

»Art. 2. — Aucun individu se disant nonce, I6gat^ vicaire ou 
commissaire apostolique , ou se pr^valant de toute autre d^nomina- 
tion, ne pourra, sans la meme autorisation , exereer sur le sol fran- 
9ais ni aiUeurs, aucune fonction relative aux affaires de T^glise gal- 
Hoane.« ^ 
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*Art. 3. — Les d^crets ctes ^ynodes iStrangers, meme ceux des 
conciles g^nöräur, ne pourront etre publica en France avant quß le 
Gouvernement en ait examine la foriüe, leur conformitö avee les loWi 
droits et franchises de la repnblique fran9ai6e , et tout ce qui , dans 
lenr publication , ponrrait altörer eu int^resser la teanquillite pu- 
blique.« 

Ges trois articles se rattaefaaient aux anei^nes Itbert^ de F^g* 
lise galKcane. Protecteur de la doctrine et de la discipline des cul. 
tea reconnüs, Tlltat ne permettait pas que leurs regles foesent djanr 
gees ou modifiees sans son autorisation. ßx, ce Systeme est-il bion 
conforme aux id^es modernes et ä Tind^pendance des cultes proclar 
raöe par la Constitution (Art. 19.) ? Cette nöcessitö d'une autori- 
sation prealable pour la publication des buUes et des d^cretSi com- 
ment la concilier ayec les principes de la libert^ de manifester ses 
opinions et de la libertö de. la presse qui öcarte toute mesure präven^ 
tive (Art.- 24 dela Constitutipn.) P Enfin, l-utilit^ pratiqtie äe <?es 
mesures n'a-t-eUe pas toujours ^t^ tr^s^douteuse ? 

Dne autre disposition importante de la loi organique^se treu-- 
vait dans Tart.S; qui d^clare qu'il y aura recours au Conseil d'Etat 
. dans tous les cas d'abus de la part des sup^rieurs et autres person- 
nes ecclesiastiques. Les cas d'abus sont Tusurpation ou Texces de 
pouvoir, la contravention aux lois ou reglements de la r^publique, 
l'infraction des regles eonsacr^es par les canons en France, Fatten- 
tat aux libertäs, franchises et coutumes de V^gliae gallicane, et toute 
entreprise qui dans Texercice du culte peut compromettre Thonneur 
des eitoyens , ^troubler arbitrairement leur conscienee et d^gi§nerer 
contre eux oppression, injure ou scandale. 

L'appel cömme d'abus ^tait donc un recours k la puissamce 
temporelle contre la violation des saints canons ou de la loi , com- 
mise par un ministre du culte dans l'exercice^de ses fonctioüs ou 
par un fonctionnaire portänt atteinte ä Texercice public du culte ou 
ä la libert^ de sea ministres. 11 avait son fondement dans les deux 
maximes suivantes : »Le Hoi est exäcuteur ot protecteur des saints 
canons, et il a. la puissance de faire des lois et ordonnances ooByeer- 
nant la police extärieore de F%lise.« Cette dermdre coiisid<6rätion 
seule a conserv^ sa valeur dans le droit moderne. Mais le remide 
qu'on croyait trouyer dans Pappel oomme d'abus ne r^pondait pas 
au bat qu'on en attendait. Le Conseil d'l^tat, saisi du recours^ n^a^ 
vait pour ainsi dire aucune action efficace. II devait se borner ä 
d^clarer qu'il y äyait eu ou nou abus. Pour tonte sanction de^sa 
d^dsion, il pouvait dans quelques cas joindre h, sä d^claration des 
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injonctions ou certaines peines administratives, teile que la snpptes- 
sion de l'ecrit abusif. S'il y avait delit, fl pouvait aussi renvoyer 
devaDt Tautorite competente. Cette juridiction u'ätait donc guere 
appelee ä rendre de bien grand Services. 

Llnstitation a completement dispam de notre legislation , et 
jusqu'ä ce jour an ne semble pas avoir 6prouv6 le besoin de la faire 
ressusciter. La simple proclamation de Pexistence des articles organiqaes 
ne saurait d'ailleuvs la faire revivre. La juridiction exceptionnelle, ap- 
pelee ä Gonnaitre des appellations comme d^abus, le Conseil d'lStat^ avait 
cesse d'exister dans le pays, et lors de sa reconstitntion cette attribution 
exceptionnelle ne lui a pas 6tä rendue. ( Vdr la loi du 16. janvier 
1866.) Pour introduire de nouveau Tappel comme d'abus, il faudrait 
plus que l'amendement produit ; une loi nouvelle attribnaut au Con- 
seil d'j^tat juridiction speciale ä cet e£fet deviendrait necessaire« 

On se demande d'ailleurs, avec raison, pourquoi les lois pöna- 
les ordinaires ne suffitaient pas k Tavenir, comme elles ont sufiß 
jusqu'ä pröäent, k reprimer tous les veritables abus de ministre des 
eultes? 

D'autres articles de la loi organique, comme, par exemple, ceux 
qui prescrivent qu41 n^y aura qu'une seule liturgie et un seul catö- 
chisme pour toute TEglise de France, que Töveque ne peut sortir du 
diocese sans la permission du Gouvernement, que tous les ecclösiasti- 
ques seront habill^ ä la Fran9aise et en noir, etc., n'ont certes plus 
de raison d'etre aujourd'hui. 

Enfin, il y a certains articles qui ont toujours etö observes dans 
le pays. Ce sont, entre autres, ceux qui disposent qu'aucune partie 
du territoire ne saurait etre erigee en eure ou paroisse sans Tassen- 
timent du Gouvernement, que Tautorisation de ce demier est n^ces- 
saire pour la validite des fondations faites en faveur de rexercice du 
culte, etc., etc. 

En dehors de ces derniers articles diverses autres dispositions 
legales rdgissent chez nous les affaires ecclesiastiques , ainsi que les 
rapports de T^lise et de l']fetat. Ce sont principalement les prin- 
cipes genöraui qui sont proelames par les ai'ticles 18, 21, 22 et 109 
de la Constitution. Les dölits commis par les ministres des eultes 
dans Texercice de leur pouvoir, comme par exemple les critiques di- 
rigöes en chaire contre Fautoritö publique, sont punis par les art. 
199 ä 206 du Code pönal, modifiös en partie par la loi sur la presse. 
L^influence dont ^ouit FEglise sur Tenseignement public est deter- 
minöe dans la loi du 26. juillet 1843. L^art. 26 de la Constitution 
soumet rötablissement des congregations ä Tagreation du pouvoir 1^- 
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gislatif. L'administration des biens de r%lise est rögfe entre autres 
par le d^cret du 30. d^cembre 1809 snr les fabriques ot la loi du 
6. novembre 1813. 

Dans ces circonstances , il a sembl^ ä la section centrale qu'on 
devait et qu'on pouvait sans hesitation rejeter la proposition de pro- 
clamer dans la loi que le concordat et les artioles organiques out 
encore force de loi dans le pays. 

Le Yote de la pr^ente loi ne pr^jugera d'ailleurs en rien la 
question de savoir, s'il y a lieu d'edicter de nouvelles lois de poüce 
QU autres pour atteindre le but que se propose Fhonorable r^dacteur 
de ramendement, et alors cette nouvelle l^gislation pourra mieux 
s'approprier ä la Situation particuliere du pays et ä la Constitution 
qui nous rögit. 

La section pr^fere donc que la Situation de fait teile qu'elle a 
^t^ cr^^e par la position particuliere dans laquelle le pays s'est trouvä, 
seit provisoirement maintenue jusqu'ä ce que, par un concordat 
complet ou une loi nouvelle et speciale , les rapports entre T^lise 
et rjfctat seit d^finitivement reglos. C'est ainsi d'ailleurs qu'avait 
proc^dö la Constitution de 1848 , laquelle a 6te vot6e k Tunanimitö 
de ses membres. 

üne autre condition h laquelle le projet de loi äoumet Törection 
de r^vech^, consiste ä demander au futur äyeque la prestation du 
serment de fid^Iit^, prävu par le §. 2. de Tart. 1. 

ün membre proposa d'exiger le serment d'ob^issance ä la Con* 
stitution. 

La section a admis la r^daction propos^e par le Gouvernennent, 
laquelle est emprunt^e ensubstance h Tart. 6 du concordat de 1801. 
Cette formule.a 6t6 maintenue en France malgr^ tous les change- 
ments politiques et soas tous les r^gimes que ce pays a traverses. On 
Ty a toujours entendue en ce sens qu'elle impliquait la promesse 
d'ob^issänce ä la Constitution, älaqtielle, d'ailleurs, tous les citoyens 
sont soumis. II va sans dire que la prestation du serment aura dans 
notre pays la meme signification. 

Ce libellö avait toujours ete proposa par les divers Gouverne- 
ments luxembourgeois, et il a Tavantage d'etre admis par la Cour 
de Borne. Comme il präsente des garanties süffisantes, il n'y a pas 
lieu d'entamer encore une fois des negociations pour en obtenir le 
changement. 

L'art. 2 du projet de loi est appeK ä fixer le chiffre du trai- 
tement ä allouer au futur ^veque. 

Dans sa däpeche adress^e au Conseil d'l^tat Je Gouvernement 
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avait propos^ de maintenir le traitement aetael da vicaire apostoli-- 
que, tel qu'il eat d^Stenflin^ par la loi du 3. föviier 1865, sauf, ä 
raugmenter ä Tinstar de celai des aatres fonctioDnaires. Gomme 
le Chiffre ainsi* majori r/^tait pas indiqu^ dans le projet , la section 
a priä le Gonvernement de lui faire ä oe sajet des propositions de- 
finitives. M. le Ministre d'^tat a pens^ qu'on pouvait alloaer nn 
traitement minimum de 6,400 francs, avec uae augmentation bien- 
nale de IQO francs pendant 10 ans, ainsi que cela est* proposä ponr 
les fonctionnSdres en gön^raL 

Le Gonseil d'^tat propose un traitement fixe de 7,000 francs. 

La section adjtnet le principe du traitement invariable tout en 
r^dujsant le chiffre ^* 6500. fr. Elle a pens^ qu'on ne pouvait assi- 
milier l>)fßce de l'äveque ä Temploi d'un veritable fonctionnaire. Le 
Systeme des aügmentatious süccessives ne saurait etre appUqu^ au 
traitement du chef eccl^siastique sans de s^rieux inconv^nients. Par 
exemple, Part. 3 du projet de loi g^n^ral pour la majoration des 
traitements disposänt que Taugmentation biennale ne peut etre ac- 
cord^e qu'apres une d^lib^ration du Oouvernement, constatant le» 
bons et loyaux Services du fontionnaire. 

Le Chiffre de 6500 fr. proposö par la section centrale ne peut 
paraitre exag^r^, quand on se rappelle que le traitement actuel dn 
vicaire apostolique eist de 6000 fr., qu'avant 1840 il 6tait de 8000, 
et que les projets de concordat älabor^s par nos Gouvernements le 
portaient ä 7000 ^t ä 10,000 francs. 

Les autres dispositions de la loi du 3. fevrier 1865 sont main- 
tenues. 

. Uu avis s^par^ du Conseil d'Etat propose d'accorder am\uelle- 
ment une- somme globale de 2000 fr.s ä titre d'indemnit^ pour frais 
de voyage et de jetons de pr^sence aux meinbres du chapitre. Ni 
le (Jouvemement , lii les seetions n'ont reproduit cette propoMtion. 
La section - centrale n'a d^s lors pas cru devoir s'en occnper. 

La 3. section avait propos^ d'affecter des-ä- präsent k la dota- 
tion de T^vechä la somme de 5291 fr. , pay^ annnellement k titre 
de Pension k Mgr. Laurent, conformement k la loi du 18. d^em))re 
1855, et oe dds que cette pension viendrait k §tre steinte. Le but 
de la propositiod est le suivant : Par le §. 2. de la loi pr^mentionn^e, 
^te penslon aerait supprim^ en cas que le pensionnaire accepterait 
un Office lui procurant un revenu äquivalent h 6347 fr. Jusqu'ä oe 
jöur cette ^entualit^ ne s'est pas encore r^alisSe. Les r^dacteurs 
de Tamendement esperent que Pavantange que procurerait cette 
dispösiüon au nouvel ^vSehä, aurait pour effet d'engager Mgr. Lau- 
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rent ä accepter plus focUement d:i|.utre!3 foactio«s et ä renoncer peutr 
etr^ en fareut du nouveau. diocese ä la.pensioD que lui paye ,le 
Graud-Duche* 

Cette proposition a 6i6 rejet^ par deux voix contre deux* eit 
une absteution. * 

On a fait observer que le r^sultat qu'ön espere obtenir par cet 
atoendement parait trös-probl6in3.tique ; qu'en töut cas la proposi- 
tion a quelque chose d'insolite en ce qn'elle aurait pöur effet de 
cröer en faveur de T^vSche une dotation pui'ement Eventuelle. Si 
r^ellement il y a lieu de subventionner en ee nioment r^veehö, il 
semble qu*on ne devrait pas faire- döpendre Tei^öeution de ee projet 
de circonstances plus ou moins incertaiues. Si, äu contraire, le be- 
soin d'une'nouvelle' dotation ne se fait pas sentir, on ne compreiid 
pas le motif pour lequel on ferait d^s-ä-prßsent döjä une allecation, 
üjSme purement conditiönnelle. * 

L'art. 3 . du projet a Egalement 6U adtnis par la seetion 
centrale. 

Cet article dispose que^la nomination aux fonctions d'^veqije 
n'aura d'effet vis-ä-vis de Tatitoritö civile que lorsqu'elle aura 6t6 
agr^öe par le Souverain. 

On s'est un instant denaandö s'il ne CQnvenait pas de faire d4- 
pendre Teffet de Tagröation prMable du cbef de P^Itat- La sectian 
ne s'est cependant pas ärretäe h cette id^e.; Comme en 1357 4Ejä 
la Cour de Eome avait promis de s'entendre au. pr4^1able avec Sa 
Majestö sur le choix de TEveque ä nommer,- mais avait önergjqjoie- 
ment r^sistE ä naettre cette clause dans le ppncordat, la seetion a 
cru ne pas devoir insisteiF ce point. Elle pense que rarticle^ tel qu'il 
est libellE dans le projet aura pour efifet d'amener forcemei)t entre 
les deux Pouvoirs, d6jä avant la nomination au^ fonctiions Epiacöpa- 
les, un behänge d'observations sur les, divers candid^ta et w^ccojrd 
^cartant toutes difficult^a ult^rieures, Car, en n^bteoant pä3 une 
entente pröalable sur le choix du titulaire^ la Cour de Kome ris- 
querait, en cas de non-agröation, de faire perdre h r%Use les avan- 
tages dont eile jouit dans le Grand-Duche, Non seulement l'öve- 
quenon agr^ par le Souverain ne jouirait des EmolumentB pEcuniaires 
attaohäs ä ces fonctions, mais par exemple tbutes les nöminati(>ns 
qu'ir ferait des metubres du culte seraient sans.effet vis^yis de 
Tautorite civile, en sorte que les curös ainsi nomm6s ne toucheraient 
pas de traitement. L'llglise perdrait encore une grande partie de 
Piüfluence que les lois lui accordent sur renseignement, en ce 
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que r6v§que non agr66 ne pourrait si^ger ä la Commission d'instruc- 
tion, etc. 

G'est avec cette Interpretation que la section centrale a cru 
pouYoir sang h^sitation adopter ^galement le dernier article du pro- 
jet de loi. 

Ainsi d^lib^r^ le mars 1873. 
Le Bapporteur, 

Patd Eyschen. Le Präsident, 

F, De Blochausen. 

Die Eammerdebatten über das Qesetzproject, die officielle An- 
erkennung der Errichtung eines Bistbums zu Luxemburg betreffend 
began nen am 28. März. Gegen die Gesetzvorlage sprachen die Her- 
ren Ä. BrasseuTj K. Simons und N. Metz; das Pröject haben 
vertheidigt Hr. Paul Eyschen und der Staatsminister Hr. E. Servals. 

Am 3. April wurden die Debatten geschlossen, das Gesetz vo- 
tirt und von den 27 gegenwärtigen liGtgliedern mit 21 Stimmen 
gegen 6 angenommen. 

Für den Gesetzentwurf stimmten die HH. Berger^ v. Bloch- 
ausen, Collart, Conzemius^ Eyschen, Faber, Föhr^ Hamelius, Hess, 
Jacques, Knaff, Macher, Mertetis, Peshatore, Bisch, Schmit, B. Ser- 
vals, J. Servals, Toutsch, Veiter, de Wacquant, 

Gegen den Gesetzentwurf stimmten die HH. Andre, Brasseur, 
Fischer, Metz, Pauly und Simons. 

Hr. Lessei enthielt sich der Abstimmung. 

Nachträglich -erklärten die HH. De Muyser und de la Jbn- 
talne, sie würden, wenn sie bei der Abstimmung zugegen gewesen 
wären, ebenfalls für die Gesetzvorlage gestimmt haben. 

Im »Memorial« vom 6. Mai 1873 wurde das Gesetz promui- 
girt. Es lautet: 

11. Wir Wilhelm IIL von Gottes Gnaden, König der Niederlande, 
Prinz von Orlanlen- Nassau, Grossherzog von Luxemburg etc. etc. etc. 

Nach Anhörung unseres Staatsrathes ; 

Mit Zustimmung der Kammer der Abgeordneten; Nach Ein- 
sicht der Entscheidung der Abgeordnetenkammer vom 2. April 1873 
und derjenigen des Staatsrathes vom 18. des nämlichen Monats, ge- 
mäss welchem eine, zweite Abstimmung nicht stattfinden wird; 

Haben verordnet und verordnen: 

Art. 1. 

Die Begierung ist ermächtigt in die Errichtung des Gross- 
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herzogthums zum Bisthutn unfer nachstehenden Bedingungen einzu- 
willigen. . • 

. 1. Dass an den zwischen der Staats- und der Eirchengewalt 
bestehenden Beziehungen keine Veränderung stattfinde und dass die 
beiderseitigen Bechte und Pflichten fbrtan durch die zur Zeit gel- 
tenden Bestimmungen geregelt bleiben; • 

2. Dass der Bischof folgenden Eid leiste; 
»Ich schwöre und gelobe auf Gottes heilige Evangelien, wie 
»es sich einem Bischof geziemt, Seiner Majestät dem Eönig-Qross- 
»herzog von Luxemburg, meinem rechtm.äasigen Souverän und des- 
»sen Nachfolgern Gehorsam und Treue zu wahren. Ich schwöre und 
. »gelobe desgleichen, kein.Yeratändniss ^u pflegen und keiner Be- 
»rathschlagung beizuwohnen, welche der öffentlichen Ruhe, zuwider 
»sind, sowie auch , keine verdächtige Beziehung, weder innerhalb 
»noch ausserhalb des Grossherzoglichen Gebietes zu unterhalten, und 
»falls ich vernehme, dass ich etwas zum Nachtheile des Staates 
»zettele, nichts zu versäumen eine solche Gefahr abzuwenden. 

. ' • 'Art. 2. 
Das Gehalt des Bischofs ist auf sechstausend fanfhttndert Eran- 
ken festgestellt. 

Art. 3/ 
Der bischöfliche Stuhl darf nur durch einen Luxemburger be- 
setzt werden. ' . 

Die Ernennung eines Bischofs hat der Staatsbehörde gegen- 
fiber hur Wirksamkeit nach erfolgter souveräner Bestätigung. 

Befehlen und verordnen, dass dieses Gesetz ins »MemoriaU 
^ eingerückt werde, um von Allen, die es betrifft, vollzogen und be- 
folgt zu werden. 

jffaa^f, den 30. April 1873. 
Der Staatsminister, Präsident der Regierung, 
(gez.) L. J. E. Servals. Für den König Grossherzog, 

Dessen Statthalter im Grossherzogthum, 
(gez.) Heinrich, Prinz der Niederlande. 

13. Königl.-Grrossh. BescMuss v. Arrete r.^g.'d. du 23. juin 1873^ 
23. Jwni 1873, wodurch daß Bis- poriunt reconnaissance de VevSche 
thum Luxemburg anerhcmni wird. de Luooembourg. 

Wir WüheümÜL, von Gottes Nousi Ouülaume III, palr la 
Gnaden, König der Niederlande, gräce de Dien, Roi des Pays-Bas, 
Prinz von Oranien-Nassau, Gross- Prince d*Orange-Nassau , Grand- 
herzog von Luxemburg etc., etc. ; Duo de Luxembourg, etc. etc. ; 
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Nach Einsicht des Breve Seiner 
Heiligkeit Papst Pips IX. vom 
27. SapteiHbel: 1870, betreffend die 
Errichtung eines Bisthnms Luxem- 
burg an Stelle eines Apostolischen 
Vicariates ; 

Nach Einsicht des Gesetzes 
vom 30. April 1873, wodurch die 
Regierung ermächtigt wird in die 
Errichtung des Grossherzogtbums 
zum Bisthum unter den Beding- 
ungen einzuwilligen : 

1. dass' an den zrwischen der 
Staats- und der KirchengewjJit be- 
stehenden Beziehungen keine Ver- 
änderung stattfinde, und dass die 
beiderseitigen ßechte und Pflich- 
ten fortan durch die zur Zeit gel- 
te^nden , Besthjamungen geregelt 
bleiben ; ' 

2. dass der Bischof folgenden 
^dleisfß: 

»Ich schwöre und gelobe auf 
».Gottes heilJLge . Evangeliea , wiß 
»es öioh einem Bischof geziemt, 
»^,eii\er Majestät deniKönigt Gross- 
»herzog von Luxemburg, meinem 
»rechtmässigen Souverän und des- 
»sen Nachfolgern Gehorsam und 
»Treue zu wahren. Ich schwöre 
»und gelobe desgleichen, kein Ver- 
»ständniss zu pflegen und keiner 
»Berathschlagung beizuwohnen, 
»welche der öffentlichen Ruhe zu- 
» wider sind, sowie auch keine ver- 
»däeHtige Beziehung, weder inner- 
»halb noeh ausserhalb des Gross- 
»heraogliöhdn Gebietes* zu unter- 
»halten , und falls ieh vernebn^e, 
»dass sich etwas zum Nachtheile 
»des Staates zettele , nichts zu 



Vu le bref de Sa Saintete le Pape 
Pie IX, en date du 27. septembre 
1870, relatif ä Tetablissement d'un 
övech^ de Lüxembourg, qui rem- 
placera le vicariat apostoliqae; 

Vu la loi du 30. avril 1873, 
qui autorise le Gouvernement ä 
consentir h. Terection du Grand- 
Duchä en evech^, sous les con- 
ditions : 

1. qu'aucun changem^t ne sera 
apport^ aux relations existant entre 
Tautorit^ civiie et Tautoritö ec- 
clesiastique et que leurs droits et 
leurs obligations continuant ä etre 
röglös par les dispositions en vi- 
gueur ; 

2. que röveque pietera le ser- 
ment suivant: 

»Je jure et je promets sur les 
»Saints llvangiles de.Dieu, ainsi 
»qu'il convient ä un eveque, de 
»garder ob^issance et fid^lite ä 
»Sa Majestö le ßoi, Grand-Duc 
»de Lüxembourg , mon legitime 
»Sou verain, et ä ses successeurs. 
»Je jure et je promets aussi de 
»n'avoir aucune intelligence et de 
»n'assister ä» aucun conseil qui 
»soit contraire ä la tranquillit^ 
»publique et de n'entretenir aucun 
»rappert suspect, soit au dedans, 
»soit au d^hors du territoire du 
»Grand -Duch^, et si j'apprends 
»qu'il se trame qaelque chose au 
»präjudice de P^tat, de ne rien 
»omettre pour harter an jpareil 
»danger ;« 
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»verabsäumen eine solche Gefahr 
»abzuwenden;« 

Nach Anhörung iftiseres Staats- 
rathes ; 

Auf'den Bericht unseres Staats- 
ministers, Präsidenten der Regie- 
rung, und nach Einsicht der Con- 
seilsberathung der Regierung; 

Haben beschlossen und be- 
schliessen : 

. ♦ Art. 1. 

Das Bisthum Luxemburg ist 
anerkannt unter den durch das 
Gesetz vom 30. April 1873 auf- 
gestellten Bedingungen. 

Art 2. 

Die Diöcese Luxemburg begreift 
das ganze Territorium des Gross- 
herzogthums. 

Die Liebfrauenkirche ist zur 
Eathedralkirche erhoben, behält je- 
doch ihren Character als Pfarr- 
kirche bei, vorbehaltlich nöthigen 
Falles das gegenseitige Civil-Ver- 
hältniss beider Anstalten ander- 
weitig zu regeln. 

Art. 3. • 

Unser Staatsminister , Präsi- 
dent der Regierung, ist mit der 
Ausführung dieses Beschlusses be- 
auftragt« 

Haag, den 23. Juni 1873. 

Für den König-Grossherzog: 
Dessen Statthalter 
im Grossherzogthum, 
Heinrich^ Prinz der Niederlande. 

Der Staatsminister, 
Präsid. der Regierung, 

L. J. E. Servals. 



Vu Tavis du Ponseil d'^ßtat; 

Sur le rapport de Notre Ministre 
d'ißtat, President du Gouverne- 
ment, et vu la d^lib^ration du 
Gouvernement en conseil; 

Avons arret^ et arretons : 

Art. 1. 

L'6v6ch6 de Luxerabourg est re- 
connu sous les conditions döter- 
min^es par la loi du 30. avril 1873. 

Art. 2. 

Le diocese de Luxembourg com- 
prend tout le territoire du Grand- 
Duchö. 

L'^glise de Notre-Dame est 6ri- 
g^e en cath^drale et conserve 
n^anmoins le caractere d'^glise pa- 
roissiale, sauf ä regier ult^rieure- 
ment les rapports civils entre les 
deux Etablissements, s'il y a lieu. 

Art. 3. 

Notre Ministre d'lltat, President 
du Gouvernement, est chargE de 
Texöcution du present arretö. 

La Haye, le 23. juin 1873. 

Pour le Roi Grand-Duc: 
Son Lieutenant-Repräsentant 

dans le Grand-Duchö, 
Henrif Prinze des Pays-Bas. 
Le Ministre d*;^tat, 
President du Gouv., 

L.-J.-E. Servals. 

25* 
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13. Königl.-Grossh. Beschluss v. 
23. Juni 1873, wödurGji Hr. 
Adames als Bischof von Luxem- 
burg bestätigt udrd. 

Wir Wilhelm III. von Qottes 
Onaden, König der Niederlande, 
Prinz von Oranien-Nasssau, Gross- 
herzpgvon Luxemburg etc. etc. etc.; 

Nach Einsicht des unter Da- 
tum vom 30. Septeniber 1870 er- 
folgten Apostolischen Breve, wo- 
durch . Seine Heiligkeit Papst Pius 
IX. den - Apostolischen Vicar von 
Luxemburg, Bischof von Halikar- 
nassus, Hrn. Nicülaus Adames 
zur Würde eines Bischofs von 
Luxemburg erhoben hat; 

Nach Einsicht des Gesetzes vom 
30. April 1873 und des Art. 109 
der Verfassung; 

Nach Einsicht des Gutachtens 
unseres Staatsrathes ; 

Auf den Bericht unseres Staats- 
ministers , Präsidenten der Re- 
gierung, und nach Einsicht der 
Conseilsberathung der Regierung; 

Haben beschlossen und be- 
schliessen: 

Art. 1. 

Hr. Nicolaus Adames ist als 
Bischof von Luxemburg bestätigt. 
Derselbe wird den durch das Ge- 
setz voni 30. April 1873 vorge- 
geschriebenenEid in Unsere Hände 
oder in die Hände Unseres Staats- 
ministers, den wir zu diesem 
Zwecke delegiren, leisten. 

Art.' 2. 

Unser Staatsminister, Präsident 
der Regier ung< ist mit der Ausfüh- 
rung dieses Beschlusses beauftragt. 

Haagy den 23, Juni 1873. 

Für den Könijj-Grossherzog: 
Dessen Statthalter 
im Grossherzogthum, 
Heinrich y Prinz der Niederlande» 

Der Staatsminister, 
Präsid. der Regierung, 
i. J. E. Servais. 



Arrete royal grand-ducal du 28. 
juin 1873, portant agreation de 
Jf. Adames comme evSque de 
Luxemhourg. 

Nous GuiUaume III. , par la 
gräce de Dieu, Roi des P^s-Bas, 
Prince d'Orange-Nassau , Qrand- 
Duc de Luxembourg, etc., etc., 

Vu le Bref apostolique dölivre 
sous la date du 30. Septem bre 
1870, par lequel Sa Saintet^ le 
Pape Pie IX. a 4lev6 ä la dignite 
d'eveque de Luxembourg M. Ni- 
colas Adames, vicaire apostolique 
de Luxembourg et öveque d^Hai- 
licarnasse; 

Vu la loi- du 30. avril 1873 et 
Tart. 109 de la Constitution ; 

Vu Tavis du Conseil d'l&tat; 

• Sur le rapport d$ Notre Ministre 
d'^ßtat, President du Gouverne- 
ment, et vu la döliberation du 
Gouvernement en conseil, 
Avons arretö et arretons: 

. • • 

Art. 1. 

. M. Nic^as Adames, est agr^^ 
comme öveque de Luxembourg. 
il- pretera entre Nos mains o\\ 
entre Celles de Notre Ministre 
d'i&tat que Npus del^guons ä cet 
effet, le serment prevu par la loi 
du 30. avril 1873. 

Art. 2; 

Notre Ministre d'l&tat, Prösir 
dent du Gouvernement, est charg^ 
de Texöcution du präsent arrete. 

. La Haye, le 23. juin 1873. 

Pbur le Roi Grand-Duc: 
Son Lieutenant-Repräsentant 

dans le Grand-Duchä, ' 
Henri, Prince des Pays-Bas. 
Le Ministre d'fitat, 
Präsident du Gouv., 
L.-J.-E. Äermi«. * 
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XXIX. 

Wann bewirken litterae dimissoriae ad quemcumque Episcopum 

die Excorporatfon aus einem Sprengel ? 

Von Domcapitular von Oberkamp in München. 

',,Ne Ovis quasi perdita aut efraös inveniatur.- 
(c. 1. dist. 72.) • 

Der organische Leib der Kirche kann an keiner seiner übernatür- 
lich oder natürlich begründeten Lebensbedingungen verletzt werden, 
ohne überall Störungen zu erfahren. Anomalien ihres natürlich-ge' 
schichtlichen Bestandes wirken mittelbar auf ihre übernatürlichen 
und zur ünveränderlichkeit bestimmten Lebensfunctionen. Diese Wir- 
kung selbst beweist erfahrungsmässig die innere Wahrheit undNoth- 
wendigkeit auch in Dem, was man, ausserhalb der Kirche stehend, ' 
für rein menschlich im Sinne beliebiger Modiflcirbarkeit halten möchte. 
In der Art zufälliges ist . nichts an ihr ; sondern Alles göttlich und 
menschlich zugleich, wie ihr Stifter und Haupt. — . ' 

Diese Bemerkungen treffen unter Anderm jauch die Uebelstände, 

welche aus der Abwesenheit des Beneficialsystems in vielen und 

. grossen Kirchenprovinzen sich ergeben ; wo dasselbe theilä durch 

die Revolution zerstört, theils wegen der Ungunst der Verhältnisse 

niemals eigentlich aufgebaut worden ist. 

E^leriker, welche keine BeneiScienrin canonischem Sinne besitzen, 
entschliessen sich leicht, Posten und Diöcesen zu wechseln ; und Bi- 
schöfe, deren Sprengel weder genügende Incuratbeneficien, noch an- 
dere Institute zur Versorgung gealterter Priester , noch Demeriten- . 
häuser oder zahlreiche und wohlhabende Klöster aufweisen können, 
sind versucht, jede Gelegenheit erwünscht zu finden, Mim der Sorge 
und Verantwortung für minderbrauchbare Priester sich zu ent- 
schlagen. 

Welcher Jtmsdiction ist also ein Kleriker unterstellt, wo hat 
derjenige väterlichen Schutz und Obsorge zu finden ^ welcher Ent" 
lassbriefe -»ad qu^mcumque<^ von seinem Ordinarius erhalten hat^ 
ohne noch ausdrücMich oder stillschw^igetid.von einem andern auf- 
genommen worden zu sein? 

Vergeblich haben wir in den meisten neuern Hand^ und Lehr- 
büchern nach der Beantwortung dieser Frage uns umgesehen. Nur 
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in Craisson's Manuale totius jur. can. (Pictavii 1875) Tom. I. p. 539. 
finden wir die bündige Erklärung: »Hujusmodi litterae (litterae 
excorporationis Exeats; olim »formatae« dicebantur) non operantor 
excorporationem ä propria dioecesi nisi excorporatus consentiat; 
ita enim se habet c« 1. dist. 72: »Episcopus subjecto sibi sacer- 
>doti vel alii clerico nisi ab ipso postulatus , dimissorias non faciat^ 
>ne oyis quasi perdita aut errans inveniatur.« 

Item necesse est ut excorporatus ab alio Episcopo recipiatur, 
alioquin esset pariter in hoc casu sicut ovis perdita ai4 errans. 
Quandonam vero censeatur admissus in aliena dioecesi , vide id ex- 
pensum ä D. Bouix in collect. »Bevne des sciences ecclesiastiques, 
n. 25, 20. janv. 1862. p. 37. etc.« 

Dieser Spur sind wir zunächst gefolgt und erachten die in Be- 
zug genommene nicht Jedermann zugängliche Abhandlung ^) des aus- 
gezeichneten französischen Canonisten iur wichtig genüge um deren 
wesentlichen Inhalt hier anzuführen. 

Der erste, einleitende Abschnitt erläutert die zweifache Be- 
deutung des Ausdruckes »litterae dimissoriae« (neben der dritten 
synonimen mit »Apostoli,« im gemeinen und canonischen Processver- 
fahren.) Nach den Gesetzesstellen can. 1. dist. 72. und dist. 73, 
dann c. L und 2. Decretal. (de clericis peregrinis) I, 22; c. 5. 
Decretal. (de der. non residentib. III. 4. c. glossa;) c. 8. Decretal. 
(de offic. archidiac. I. 23.) und c. 10. sess. 7. des h. Conc. v. Tri- 
dent unterscheide man die Genehmigung der Auswanderung (litt, 
dimissoriae), durch die der Kleriker: »dimittitur et-absolvitur ä po- 
testate Episcopi perhibeturque hunc in finem clerico peregrinaturo 
testimonium de moribus, vita et ordinibus illius, quaeque etiam 
formatae dicuntur 2);« von der urkundlichen Erlaubnisse die Weihen . 
von einem fremden Bischöfe empfangen isu dürfen: »porro hae lit- 
terae . . . dimissoriae vocantur uti et reverendae.^ 

Die ersteren, »quia sunt species alienationis,« können nur vom 
Bischof selbst, nicht sede vacante ertheilt werden. 

Von den hier wiedergegebenen Aussprüchen der Autoren : Van 
Espen, scripta omnia T. III. p. 543. ed. Lovan. 1753; Leurenius, 
forum benef. vol. ult. tractatu de Archidiacone, qu. 656 ; und forum 

1) De VExeat on des conditions requises pour qn'un Ecdesiaatique soit 
excorper^ d'iin dioc^se et incorperä dans nn antre. 

2) Berardiy Commentaria. HI. p. 1. c. 1. »Graviter aciterque in id incnmbi 
oportet nt Episcopi dimissorias Utteras non indefinite coucedant sed ad certa tan* 
tmn loca profectnris ne alias veniat clericos non tantnm a dioecesibus in alias 
migrare, sed etiäm qnasi peregrinantinm more Yitam in incerta sede traducere.« 
(Wohl zu beherzigende Worte t) 
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eccles. T. I. qu. 571; Fagnan% ad cap. Signif., de Officio Archid. 
H. 2 et 3. und PiffnateUi^ T. X. consult. 158. n. 37. ist nur derje- 
nige des zuletzt genannten belangreicher, indem er den Dimissorien 
ausdrüeklich die Wirkung beilegt: »ex ipsorum (der cfnüassenden 
Bischöfe nämlich) clericofum catalogo expuncti, aliento Kinseriim» 

Der zweite Theil der Abhandlung bescfaSftigt sich mit^'folgsen* 
den Thesen.* ?: 

1. Der Bischof kann keinen Priester aus seiner Diöeese emorpO" 
riren ohne dessen Zustimmung ^). Dieser Satz wird auf die oben 
bereits angeführte Stelle des Decretes gestützt , welche noeh eine 
Verstärkung in der Glossa finden solle, lautend: »dixerat supra 
magister, clericum sine commendalibus litteris sui episoopi non esse 
recipiendum: nunc ostendit quod Episcopns non ddbet eas dare nisi 
instanter rogatus.« »J.6 ipso^ — ^scilicet qui eas habere .äesiderat 
et postulat, sicut cum quis transit in familiam alterius, ut.ff. de 
adoptione, lege 2.« , - 

Was dem fraglichen Canon an formeller Sanction abgeht, werde 
ersetzt durch die Macht, welche in der Natur der V^hältnisse selbst 
liegt. »Ne ovis quasi perdita aut errans inveniatur< sei Jlur der 
Ausdruck eines^ natürlichen Gesetzss , dem niiemals derogirt . werden 
könne. . ^ 

»Glericos vagos et acephalos magno odio semper habuit Eocle- 
sia. Concilrum Moguntinum c. 22: De clericis vagis seu acephalis, 
id est, de bis qui sunt sine capite, nee in servitio domini nostri, nee 
sub Episcopo, nee stib abbate, sed sine canonica et regulari' vita 
degentes . . . praecipimus ut Episcopi siöe üUa ^ mora eos sub cus- 
todia distringant.« {Gonzalez Telle^^ ad cap. 5. Tit. de Cleric. non 
resident.) 

Selbst das üebereinkommen des entlassenden Bisehofs mit ei- 
nem andern Ordinarius, der den zu dimittirenden Kleriker aufneh- 
naen wollte, würde ohne die freiwillige Zustimmtmg dieser .letztern 
unwirksam sein. 

J2. Die Zustimmung oder die. Bitte des m Entlassenden ge- 
nügt nichts um die Eaxorporcxtion wirksam zu mmhen, wenn nicht 
ein Bischof in die oherhirtlichen Hechte und Pfliditen desjenigen 
nachzufolgen bereit ist, welcher jenen dimittirt. -^ Zur :Erlauterung 
dieses Satzes vergleicht der Verfasser die Dimissorien mit der Schen- 



1) Aber auch den Austritt nitsht yerwehren, »nisi habeant (clerici) in titu- 
lum beneficium requirentia residentiam.« cf. Pirhing in .1. I. Diecret. "T. 22. 
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knngscirktinde aber. ein unbewegliches EigeBthum, die ohne A.ccep- 
tatiön des Besehenkten keinerlei rechtlichen* Erfolg zu äussern: ver- 
mdchte« 

3. Die Aufnahme eines. Klerikers van Seite eines fremden JBi- 
schofs kann nicht blas müMs einer ausdrücMichen Erklärung gesck^Aon, 
sondern auch durch CollaHon eines (eigefMichen) Beneßdu/ms . wnii 
wdchem die Besidenzpßicht i>erbunden isi. -^ Als eine förmliclie 
Erkläriing . genage die Aeusserung: »Das Exeat (vom früheren Gr-^ 
dinarins yoUzogen) wird angenonimen.€ • (Nämlich .durch 4en aceep- 
tirenden, bisher fremden Bischof.) 

Bei Darstellung der factischen Aufnahme durch Pfründecolla- 
tion legt der Verfasser das Prädicat »perp^tuel« dem »Beneficiuxn «: 
bei, indem er letzteren Terminus nicht im eigentlichen Sinne nimmt 
sondern von den französischen Verhältnissen zu reden sich be- 
wusst ist. 

Dass ein Beneficium ohne Besidenzitflicht in einer fremden 
Diöcese, ebenso wie die Weihen, von einem fremden BiSchofe ser- 
vatis serv, ohne. Veränderung an dem früheren Junsdictionsverband, 
angenommen werden köimen, bestätigt u. A. Garcias, de Beneficiis 
IL" c. 4. n. 1. et sq. 

4. Die Verleihung eines Beneficiums ohne Besidenzpßicht ; 
oder die Uebertragung ^ad nutum^ eines mit Besidenzpflichl verbtm^ 
denen Kirehenßmtes {T>bene&Gn€ im weitern Sinne), oder irgend einer 
andern Function berechtiget nieht jsfur Schlussfölgerung, dass der i)er* 
leihende Ordinarius das ^Exeai€ far dei^ beliehenen Kleriker ange^ 
nommen^ noch dass dieser aus seinem bisherigen Sprengel rechtlich 
enüass&n und einem andern incorporirt sei. 

Der erste der hier vorgesehenen Fälle ist für IVahkreich in- 
sofern ohne- practische Bedeutung, als es dort, ausser den bischöf- ' 
liehen Stühlen, nur Ganonicate und Cantonalpfarrpfründen gibt, wel- 
chen die dingliche Eigenschaft oder die Inamovibilität des Besitzers 
beigelegt wird. Der zweite Fall behauptet dagegen sowohl in Frank- 
reich als in Deutschland seine Wichtigkeit und darf nach seiner 
rechtUchen Natur nicht aus dem Auge verloren werden. Wenn in 
Frankreich die Ernennung eines Exdiöcesanen* auf eine s. g. »Suc- 
cursälp&rrei« die Einverleibung in die Diöcese ipso jure nicht mit 
sich bringt ; so gilt dasselbe von den norddeutschen Priestern, die 
in süddeutschen Bisthümem , oder von den europäischen Priestern 
die in überseeischen Missionssprengeln ohne förmliche Aufnahmser- 
klärüng, sei es selbst als Ifarrvicare oder Professoren, ad nutum, 
angestellt werden. 
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5. Visrlcrngt ein Bischof, bevor er einen fremden Kleriker in 
seinen Sprengd aufnimmt oder ihn ordinirt, eine eigentliche EnP- 
lassungsurkunde ; seiet aber auf Grund einer solchen , den Namen 
des. bisher fremden Klerikers dem. Catälog seines Klertis (ohne Vor- 
behalt) bei, so scheint dies Verfahren gleichbedeutend mit ausdrücke 
licher Annahme des Exeat; mit dem Austritt des Betreffenden aus 
seiner frisieren und dessen Eintritt in eine andere IHöcese, 

Bouix macht hier darauf aufmerksam , wie leicht und wün- 
schenswerth zugleich es sein würde, durch den Inhalt der Dimisso- 
rien selbst jedem Zweifel über ihre Wirksamkeit vorzubeugen ; wenn 
man denselben z. B. die Causel beifügte , dass der fremde Bischof 
die Cession der ihm vom dimittirenden Ordinarius angetragenen 
Rechte und Pflichten ausdrücklich und schriftlieh anzunehmen habe. 

6. Es' gibt Fälle \ in welchen ein Kleriker ohne Zustimmung 
des Ordinarius seine Diöcese verlassen kann, indem er zugleich uh' 
ter die Jurisdiction eines andern tritt Dahin gehört die Ordens- 
profess ; die Annahme eines mit Besidenepflicht verbundenen Bene- 
fißiums in einer fremden Diöcese, von Seite eines bisher unbepfrün- 
deten Klerikers. Ein bepfründeter bedarf der Dimissorien, könnte 
aber diese nöthigenfalls richterlich erzwingen. -— 

Der treffliche Bouix beschliesst seine gelehrte Abhandlung, 
denselben Qedanken wiederholend, welchen er vorausgeschickt: er 
habe über die vorwürfige, in Frankreich und anderwärts heutzutage 
öfter verhandelte Frage weder eine bestimmte Lehrmeinung der 
Schule noch eine Gesetzesstelle ausfindig . machen können , um eine 
Sentenz genügend zu begründen. 

Wir glauben eine Vermuthung wenigstens aussprechen zu dür- 
fen, wesshalb Bouix die von ihm unter Nr. 2. gegebene Solution 
nicht mit grösserer Bestimmtheit hervorgehoben und ausgeführt hat. 

Der Text des Canon 1. dist. 72. »Episcopus subjecto sibi sacer*- 
doti vel alii clerico, nisi ab ipso postulatus , dimissorias non faciat : 
ne Ovis quasi perdita aut errans inveniatur,« scheint nur die freie 
Zustimmung des Subjicirten zu erfordern, um aus seinem Subjections- 
Verhältniss entlassen werden zu können und es ist aus demselben, 
so wie er lautet, schlechterdings nicht einzusehen, wie dadwrch das 
Vorhandensein der vagen und herrenlosen Geistlichen abgewandt wer- 
den soll: >ne ovis .quasi perdita aut errans inveniatur.« 

Der fragende Blick findet aber die beruhigende Lösung in 
der Glossa, welche ad v: »Episcopus« lautet: ^»»Nisi ab ipso« 
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scilicet^) qui cum habere desiderat et ppstulat: sicut cum quis 
transit in familiam alterius: ut ff. de ado. L. IL s. Dist. 70. e* 2.«« 
Während die Worte ab ipso schlechthin überflüssig oder doch 
nicht Veranlassung zu einer erklärenden Glossa sein wurden , Tv^enn 
sie nur aussagten, dass derjenige, welcher die Dimissorien erbitten 
soll, eben der zu dimittirende Priester sei; so enthalten sie einen 
im Canon selbst sonst gar nicht angedeuteten neuen Gedanken , so 
hold ipse quipostvHat der Ordinarius ist, ^qui eum i. e. sacerdotetn 
habere desidercU.^ 

Der Glossator versichert also, dass ein Bischof nur dann für 
seinen Diöcesanpriester Entlassbriefe ausstellen dürfe, wenn ein 
anderer Bischof denselben unter seine Jurisdiction aufnehmen su 
wollen erklärt hat. Für diesen Sinn der Glossa oder vielmehr für 
die sachliche Eichtigkeit ihres Inhalts spricht nicht blos die ang-e- 
fügte Parallele der Arrogation,,aus dem Civilrechte, welche die Zu- 
stimmung des aus seiner Gewalt entlassenden leiblichen Vaters und 
des in eine bisher fremde Familie Aufnehmenden erheischt^), son- 
dern der Gedankengang der Distinction. Nachdem hier die Ent- 
lassung durch die anderwärts dargebotene Aufnahme bedingt wird, 
schreibt der folgende Canon vor, dass die Aufnahme oder Promotion 
eines fremden Klerikers von der Concession seines bisherigen Bi- 
schofs abhängig sei. 

Diese klare und bestimmte Bestätigung seiner Ansicht konnte 
aber Bouix nicht in der Glossa entdecken, wenn in dem ihm vor- 
liegenden Exemplar zu lesen war, wie sein Citat p. 34 der »Revue 
des sciences ecclesiastiques« v. 1862 lautet: »ad v. nisi ab ipso: Sci- 
licet qui eas habere desiderat et postulat sicut etc.« 

Aus einer solchen Erklärung war allerdings nichts für den Sinn 
des Canon's, kein Aufschluss über dessen Verständniss in der Schule 
zu gewinnen ; ja der Nachsatz ^sicut cum quis transit in familiam 
alterius« blieb oder wurde dunkel; das y>sicut<n gänzlich ungerecht- 
fertigt. 



1) Unerheblich ist die Abweichung, dass statt scilicet in den ältesten 
Codieib. blos s. steht, da dieses erweislich in denselben Druckorten bald durch 
scz. (Strassburg. Codex n. 1484) bald durch i., (Venedig 1479), bald durch, scili- 
cet (Venedig. 1500) ersetzt wurde. 

2) L. 2. D. de adopt. (I. 7.) Arrogatio — quia et is qui adoptat rogatur, ... 
id est interrogatur an velit eum quem adoptaturus sit, justum sibi ^lium esse. 
So auch in der Gl. zu Dist. 70. c. 2. »in ijua ecclesia quilibet titulatus est, in 
ea perpetu'o . . (i. e. dum vivit . . '. filius enim non debet este temporalis nee 
heres.) perseveret. 



\ 
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Sollte an der fragliehen Stelle ein Druckfehler mit unterlaufen, 
so ist dies nicht bei dem uns vorliegenden Abdrucke der Fall (Lug- 
duni. apud Hugonem etc. 1548), welcher mit den ältesten Ausgaben 
von Strassburg y. 1471 und 1472; jener von Mainz 1472; Venedig 
1474, Rom 1476, aber auch mit der Pariser Ausgabe von 1612 über- 
einstimmt. 

Könnte endlich noch ein Zweifel über die wahre Willensmei- 
nung des Gesetzes oder -der Glossatoren obwalten, so wird er voll- 
ständig, wie wir glauben, beseitigt durch den Text des Synodalbe- 
schlusses, welchem Gratian seinen Canon entlehnt bat: 

»JEJp. subjecto siM sacerdoU vel alii clerico\ nisi ah alio 
p ostulatus dimissorias non faciat^ ne ovis quasi perdiia aut er- 
rans inveniatur : sed per consensum unius in alterius inveniaiur 
ovili. Et ne falsae ut verae credantur et verae ut falsae suspician- 
tur, universalis pontificis aut imperialis vel metropolitani buUa eas 
roborari oportet. Synod. Boman. Eug. P. II. a. 826. c. XVIII. bei 
Mam% Eivenet. 1769. Bd. 4. Wiederholt in dem Concil. P. Leo's 
IV. V. J. 853, ohne den Zwischensatz: »ne ovis« bis »ovili.« 

Allerdings sind die römischen Synoden v. J. 826 u. 853 keine 
öcumenischen Concilien und die Aufnahme einer ihrer Bestimmungen 
in die Sammlung Gratians nicht genügend , um sie sofort einem 
geschriebenen allgemeinen Kirchengesetze gleich zu achten. Aber 
feststeht dennoch : 1) dass dieser Canon als Ausdruck des geltenden 
Bechtes von den Glossatoren betrachtet worden ist; 2) dass der 
Sinn der in einem wesentlichen Puncto den Text ergänzenden Glossa 
mit der geschichtlichen Quelle übereinstimmt, aus welcher der Ca- 
non geschöpft ist; also der historisch-richtige ist. Dass 3) die 
WirTcsamkeü der litt, dimissoriae eines Bischofs auf die Entlassung 
eines Klerikers aus dem Subjectionsverhältnisse im ihm , bedingt ist 
dur<ih die Acceptaitimi der Jurisdiction über denselben durch einen 
andern Ordinarius, beruht demnach nicht blos auf der Natur der 
Sache oder dem natürlichen Bechte, sondern auf der Auslegung und 
dem Zeugniss der Olossa zu dem c. 1. der dist, 72. des Decrets. 
4) Eine Entscheidung römischer Gongregationen der spätem Zeit, 
welche Entgegengesetzes ausspräche, ist uns nicht bekannt; wohl 
aber gibt es solche, die das Princip der Glosse zum c. 1. d. 72. 
stillschweigend vorauszusetzen scheinen. 
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XXX. 
De transHu regularium, 

aoctcre Ferdinando Valerio Bällayj 0. S. 6. yicario -generali arclual>l>atis 

Montis Pannoniae. 



Nomine transitiis hoc loco yenit yiri regnlaris ab ordine 
nasterioqae, cni per saeram professionem obnoxias est, ad aUuni or- 
dinem alqne aliud monasterium siye ejnsdem, sive diyersi institiiti 
commigratio eo fine, nt rapto priori Tinculo, isthic deinceps Yitsk& 
religiosae ofBciis defangatar. De hoc jam transita qoaeritiir: an li* 
citus sit? Prioribns qnidem ecclesiae saeculis illicitiim fiiisse, non 
panca docent. Sic s. Gregorins M. prohibnit, »ne monacho de mo- 
nasterio in monasterium teroere migrare liceat, . . . sed si hoc prae- 
sumpserit, monasterio, in quo ab initio conversatus est, snb abbatis 
sui regula competenti coercitione reddatur^).€ Concilium vero An- 
glicanam I.,^ ut refert venerabilis Beda^), decrevit: »üt monacbi 
non migrent de loco ad locnm, hoc est, de monasterio ad monasterium, 
nisi per dimissionem proprii abbatis ; sed in ea permaneant obedien- 
tia, quarn^ tempore suae conversionis promiserunt.« Et Concilium 
Nicaenum II. can. 22.: »Monachus vel sanctimonialis non re- 
linquat suam habitationem, .et discedat ad aliam : »si autem. id coa- 
tigerit, ipsum ut hospitem recipi • est necessarium , non tarnen, sine 
voluntate praepositi sui recipiatur 3).« His interim non obstantibiis 
dicendum: transitum ad strictiorem religionem jure cömmiini esse 
perinissum; nam ut Joan. Petrus Gibert recte observat^): nuUus 
exstat textus nee in corpore juvis, nee in concilio Tridentino, quo 
ejnsmodi transitus absolute vetetur; quod quidem adeo verum est, 
ut justa snppetente ratione, transitus in iis etiam ordinibus conceda- 
tnr , qui speciale habent indultum , ne alumni ipsorum ad alios or- 
dines transire queant, ut liquet ex c. 18. X. de regulär, et transe^ 

unt. (III. 31.) Ordines autem, qui hac de re Privilegium in corpore 

I I ■ I.,.. .. » II .. 

1) c. 5. X. de regularib. et transennt. (111. 81.) 

2) Hist. eccles. IIb. 4. c. 5. 

•8) Conf. OonzaleZy Commentaria perpetua in decretal. Greg. IX. tom. 3. tit. 
31. cap. 5. 

4) Corpus juris- can. per regülas naturali ordine digestas expositi tom. 
3. tit. 14. sect. 5. reg. 1. 
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juris clausuni habent, sunt: ordo canonicorum regularium (c. 1. 2. 3. 
C. XIX. qu. 3. et c. 12. X. de aetate et quälit. I. 14), Cistercien- 
sium, (c. 7. X. de regul. et transeunt. HL 31:) Templariorum et 
hospitalaribrum (c. 18. iMd.) nee non mendicantium (c. Viam ambi- 
tiosae 1. de regul. et trans. III. 8. in Extravag. comnh) 

Ceterum ut transitus ad strictioris quoque observantiae religio- 
nem licitns sit, sequentes requiruntur eonditiones: ä) ut fiat sincero 
studio et zelo periectioris vitae; ideo transiens tenetur causam ex- 
primere suo praelato, et hie eam ponderare ; in casu autem contro- 
versiae, requirendum est indicium superioris ipsius praelati regularis, 
nempe sacrae Congregationis. b) Üt cum humilitate a superiore mo- 
nasterii deserendi licentia petita sit. c) Ut ex transitu prima religio 
jacturam seu laesionem non capiat. — "Insuper sacra Cöngregatio 
Cöncilii in decreto de apostatis et ejectis, jussu Urbani VIII. edito, 
§. 3. statüit, ut nullus permittatur ad arctiorem transire, nisi prius 
. praelato regulari legitime constiterit, religionem illam paratam esse 
recipere eum, qui hujusmodi licentiam petit; aliter superior praä- 
sumens facere, incurrit eo ipso ppenam privationis vocis activae et 
passivae , et inhabilitatem äd alia , cujus dispensatio reservatur Pa- 
pae*): Si cui, dum requisitae adsint- eonditiones, a praelato tran- 
seundi venia negetur : »talis , ut verbis utär Innocehtii III., post- 
quam a praelato suo transeundi licentiam postulaverit, ex lege.pri- 
vata (quae publicae praejudicat) absolutus , libere potest strictioris 
vitae propositüm adimj)lere , non obstante proterva indiscreti contra- 
dictione praelati^).« Hinc auctores, quos nominatim appellat Gonza- 
lez 3), magna consensu docent, licere religiosis majoris perfectionis 
desiderio animatis ad strictiorem transire religionem, petita, quamvis 
non obtentä praelati licentia. . 

Alia antem quaestio.haec est: num quod licet, expediat quo- 
que, id est, an deserta, cui quis hactenus adscriptu$ erat religione^ 
transire ad aliam, utile sit ac dignum laude? Gonsultä gravissimo- 
rum aeque ac piissimorum virorum hac de re senteiattiä, faeile de- 
prehendimus, transitum ab iis vehementer improbari disuaderique. 
S. enim Basilius Constitutionum monasticarum capite 21 totus ineo 
est^ ut ostendat »eum, qui seuiel fraternitati spirituali alligatus est, 
ab iis, quibus ascittts est, nullo naodo resecari ac separiari posse.« 



1) Joe, Pignätelti, Oonsult. Canonic. tom. 1. consult. 39« 

2) Cit. c. 18. X. de regulär, et transeunt. (III. 31)/ 
3] Loc. cit. ad t. 18. X. de regul. et trans. 
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Idem cap. 33. monet praepositos : »ne simpliciter et ineonsiderate 
desciscentes fratres admittant; hoc enim summa confasio est, clisso- 
lutioque et eversio spiritualis operis^).« — Nesterotes autem abbas 
apud Gassianum GoUationnm libro 14. c. 5. ait: :>Hoc nnicmque 
utile ac conveniens est, ut seeundum propositum quod elegit, siye 
gratiam, quam accepit, summo studio ac diligentia ad operis arrepti 
perfectionem pervenire festinet: et aliorum quideöi laudans admi- 
ransque virtutes, nequaquam a sua, quam semel elegit professione 
discedat^).« S. vero Bernardus, qui quaestionem hanc saepius at- 
tingit, suam de illa meutern in libro de praecepto et dispensatione 
cap. 16. eopiosius declarans sie loquitur : »A bono, quod semel quis 
voverit, descendere non licere, et ad hoc mutare locum, quem sibi 
quisque delegerit, et cui se sua voluntate et voce firmaverit, omnino 
non consulo .... Forte velit aliquis de Cluniacensibus institutis ad 
Cisterciensium sese stringere paupertatem, eligens prae illis, nimiram 
consuetudinibus, magis ßegulae puritatem. Si me consulit, non con- 
sulo, si non sane id abbatis sui usurparit assensu. Quamobrem? 
Primo propter scandalum ipsorum quos deserit. Deinde quia certa 
pro dubiis relinquere tutum non est; forsitan enim haec teuere po- 
test, illud non poterit. Tertio suspectam habeo levitatem, qua id 
saepe, quod facile volumus antequam probemus, experti jäm nolumus, 
uno prope raomento idipsum et cupientes et respuentes, tam leviter 
quam et irrationabiliter. Quales utique non paucos frequenter ex- 
perimur, quia una vix hora in una voluntate durantes, aura levitatis 
impulsi , Vagi et instabiles hac et illae velut ebrii nutant ; mutant- 
que pro experimento Judicium, imo sine judicio fluctuantes et tumul- 
tuantes, tot de se consilia praesumunt, quot loca revisunt; semper 
quod non habent cupientes, et quod habent fastidientes 3).« Unicum 
tantum Doctor mellifluus excipit casum , quo transitum nedum pro- 
bat, verum etiam commendat: dum videlicet aliquis inter ea versa- 
tur adjuncta, quae conversionem morum, ceterarumque per professio- 
nem susceptarum obligationum exsecutionem impossibilem reddunt: 
»Si haee, inquit, ibidem pro improbitate atqae irreligiositate coha- 
bitantium obtineri forte nequiverint : duce spiritu libertatis transire 
indubitanter suadeo ad locum alium, ubi non impediatur homo red- 
dere Deo vota sua, quae distinxerunt labia sua ^).< Attamen vel in 
hoc etiam casu excusandura eum putat, qui transeundi licentia non 



i; Opp. tom. 3. col. 1394. et 1422 ed. Migne. 

2) Opp. tom. 1. col. 959. ed. Migüe. 

8) O^p. tOm. 1. col. 886. ed. Migne. — 4) Ibid. 
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utitur; ait enim: ,>Si quis ad Kegulae cupiat transire puritatem, 
sed propter. scandalum non audeat, aut certe etiam ob eertam cor- 
poris infirmitaten) ; pnto quia neu peccat, dum tarnen in suo sta- 
deat loco sobrie, et juste, et pie conversari Nam si quae ex more 
monasterii minus forte districte quam Eegula constituisse videtur 
observare compellitur, excusabit hoc forsitan aut illa Caritas, qua 
cunctatur migrare ad melius propter scandalum, . . ..aut illa humi- 
litas, qua propriae conscius infirmitatis , se reputat imperfectum ^). 
Qua de re S. Thomas Aquinas ita sentit : ;> Transire de religione ad 
religionem, nisi propter magnam necessitatem , non est laudabile: 
tum quia ex hoc*plerumque scandaUzantur illi^ qui relinquuntur, tum 
etiam quia facilius proficit aliquis in religione, quam consuevit, quam in 
illa, quam non consuevit ceteris paribus'^). Quid igitur mirum, post tot 
sanctos doctores spectatissimis quibusvis canonistis eamdem de trän* 
situ insedisse persuasionem. Unum omnium loco juvat appellare 
Laurentium de Peyrinis in haec verba disserentem: »Vere maxi- 
mum est levitatis et instabilitatis , ne dicam ingratitudinis indi- 
cium. priorem matrem, cujus ubera sucta sunt, deserere, cum prae- 
sertim nuUa sit tarn relaxata religio, quae vires, et multos exemplari 
vita, religiosis moribus et sanctitate refertos non nutriat, ut expe*- 
rienüa constat; non nego tarnen , quod una plures quam alia non 
alat, sed hoc nihil facit ; nam decet religiosum exempla peirfectionis 
non a multis, sed ab uno vel paucis expetere^). Et haec quidem 
satis osteudunt, opinor, transitum ab uno religione ad aliam, etsi 
jure permissum, minime expedire. 

Si quis nihilominus justam videatur habere causam transeundi, 
quaeritur: penes quem resideat jus veniam ejus rei concedendi? 
Lucius Ferraris existimat^): reguläres professos non posse ad 
aliam religionem etiam strictioreni transire sine licentia Sedis ^pos- 
tolicae. At vero minus accurate haec ita dbsoltde a Lucio asserun- 
tur ; nam ut Card, de Luca ^ , et post illum Card, Petra ^) obser- 
vant, dispositio juris in citato saepius c. 18. X. de regularibus et 
transeuntibus (lU. 31.) contenta, qua licentia cooceditur ad stric- 
tiorum transeundi ordinem, revocata neutiquam est. Quare ut pro- 
posita quaestio rite expediatur, opus est distinctione : Sermo enim 
est de transitu vel ad strictiorem, vel aequalem, vel laxiorem reli- 



« 

1) Epiflt. 7. n. 19. Opp. tom. 1. col. 104. dictae ed. 

2) 2. 2. qu. 189. art. 8. — 3) Subditns, praelatus et formul. tom. 1. qu. 
1. c. ^. §.2. 

4) Prompta biblioth. v. tranaUus n. 1. — 5) Discurs. 87. n. 3. item 
disc. 38. n. 35. — 6) Tom. 4. in constit. 1. Benedicti XIIL n. 28. 
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gionem. Licentiam autem transitos ad stricüorem a praelato darl 
posse, e saperioribus manifestam est, e qaibus patet, si praela- 
tns petitam humiliter Iicen|;iam injuste neget, ea etiam noä obtenü 
liberam esse transeandi facultatem. Geteram attendendae semi^er sunt 
pecaliares cnjusvis ordinis constitutiones, qnae nefors transitom cer- 
tis coDstringant limitibus. Sic canonicus regalaris transiturxis »patris. 
totiusque congregationis permissionem habeatc est necesse^). Keli- 
giosas etiam ordinis mendicantis , si in ordinem non mendicaniäum. 
exceptis Carthusianis, transiye velit, speciali sedis apostolicae indig^t 
licentia^). Transitus vero ad aequdlem de jure communi fieri pari- 
ter potest ex sola licentia snperiornm /^tim justa oatisa. Nam talis 
transitus a jure nbn est probibitus, et concilium Tridentinuni sessione 
25. de regularibus cap. 19. nihil novi circa hoc indnxit, cum solam 
prohibuefit transitum ad laxiorem religionem ; adeoque non est ratio, 
cur fiere non possit ex licentia superioris regularis concurrente justa 
causa 3). — Si vero agatur de transitu ad lax^iorem, in diversa abe- 
unt auctores. Tamburinus ^) affirmat : abbates et praelatos inferio- 
res, justa causa interveniente, posse religiosis sibi subditis licentiam 
ad laxiorem religionem transeundi indulgere; et haue sententiam, 
quam 9tiam Franciscus Pellizzar^) delendit, communissimam dicit 
Sanchez, et practiee probäbilem Suarez ^). At vero sententiam hanc 
pluribus ref ellit Card. Petra "0, omni hac in re auctoritate soll Fon- 
tifici Bomano ?indicata. Et sane cum concilium Tridentinum ex- 
presse decreverit: »Nemo regularis, cujuscumque facultatis vigore 
transferatur ad laxiorem religionem:« quis ambigat, omne praelatis 
praecisum esse jus hoc in negotio quicquam concedendi ? — Prae- 
termittere heic non possum, quin levitatem, aut potius j&vaxpißetav. 
Fransisci Pellizzar paucis perstringam. Gitat is loco indicato Lau- 
reutium de Peyrinis, qui vestigiis insistenä aliorum asserat: pro^ 
haMlim esse, quod etiam praelatus regularit possit dispensäre, etsi 
focilis Sit aditus ad' Papam; cum tamen memoratus auctor in hunc 
sensum loquatur: coneedere facultatem transeundi ad laxiorem cum 
legitima causa, est probabile , posse etiam praelatum religionis • . . 
Ceterum probabilius videtur hanc licentiam transeundi solum sum- 
mum Pontificem posse coneedere •). 

1 — ■ — " j I 

1) c. 3. C. XIX. qu. 3: • 

2) c. Yiam ambitiosae 1. de regnlar. et trans. III. 8. in Eztrav. comm. 

3) Ita BouiXf Tract. jure regulalr. tom. 2. pag. 527. aecutuä Card. Petra 
tom. 4, in Constit. 8. Engenii IV. n. 12 sq. 

4) De jure abbat, tom. 3. disp. 8. qa. 5. n. 7. 

5) In decalog. lib. 6. c. 7. n. 53. — 6) De relig. tom. 4. tract. 8. Hb. 3. 
c. 11. n. 20. — 7) L. c. n. 19 sq. — 8) Loc. supra cit. 
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Quisqnis autem regularis professus relicto ordine sno transgre- 
ditur . ad alinm sive strictiorem, sive laxiorem, aat etiam ab una fa- 
inilia in aliam ejusdein ordinis : debet novum subire aunum proba- 
tionis , novamque emittere professionem ; cujus rationem luculeiiter 
explicat Fagnanns bis verbis: »Dum concilium (Tridentinum sess. 
25. de reguliir. cap. 15.) decernit, necessario esse praemittendum an- 
num probationis ad professionem emittendam in quacumque religione, 
et adjectis aliis verbis universalibus ac repetitis ; perinde est ac si 
sanxisset, id esse observandum in quacumque religione, sive illa sit 
laxior, sive strictior, et sive alterius, sive ejusdem ordinis, in quo- 
cumque casu tarn ingredientium, quam transeuntium . . . Praeterea 
nt religiosus unius religionis fiat religiosus alterius, requiritur, ut 
canonice transferatur c. 32. de praebend. in 6. IIT. 4. Sed canonice 
non transfertur absque nova professione ; ergo religiosus unius reli- 
gionis fieri non potest religiosus alterius, absque nova professione, 
et per consequens absque novo anno probationis, qui ad professionis 
validitatem exigitur, tarn de jure communi in ordinibus mendicaü- 
tium c. 2. et c. 3. de regulär, in 6. HI. 14. quam generaliter in 
Omnibus e decreto concilii in dicto paulo ante cap. 15. sess. 25. de 
regulär.^).« Idem Fagnanus^) refert, responsum a s. Congrega- 
tlone Concilii fuisse: transeuntem de licentia sedis Apostolicae 
ad laxiorem religionem etiam ejusdem ordinis, teneri in secunda 
religione novum annüm probationis peragere. Deinde , ut ad vertit 
Joannes de Lezana^), etiamsi religiones censeantur caedem ratione 
regulae et fundatoris: tarnen simpliciter sunt diversae, quia habent 
diversas austeritates , vel adminus diversum vivendi moduin; atque 
ita necessarius est novus novitiatus, tum ad illa experienda, tum ad 
hoc, ut religio ipsa experiatur mores et conditiones admittendorum 
ad illam.« 

Atenim insolitum haud est, ut transeuntes non invento quod 
quaerebant, ad priorem quam deseruerunt religionem redire postu- 
lent ; quaeritur ergo : num integrum illis sit reverti ? atque num 
religio prior eos recipere teneatur? Qua in quaestione solvenda priii- 
cipii instar tenendum est : »Professionem esse, quae incorporat reli- 
gioni irrevocabiliter.« ut decidit ßota romana *). Quare si in secunda 
religione novitiatu expleto, emissa sit professio, omnem reditum prae- 
clusum esse, per se patet ; at vero professione non emissa , si trän- 

1) Comment. in secund. part. iibri 3. decretal. ad cap. Ad apoatolicam 
de regnl. n 52 — 54. 

2) Ibid. n. 67. — 3) Summa quaestion. regulär, vol. 1. part. l. c. 22. 
n. 16. — 4) In recent. decis. 115. n. 7. part. 2. 

Archiv für Kirchenrecht XXJLVU. 26 
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siens qnamcumque ob causam, e r^ligioue ad quam transgressus est, 
egrediatur, aut ab ea dimittatur, nön taatum potest, sed et ob- 
ligatur sub poeaa excommunicationis redire ad priorem, (utpote cni 
sempec adhuc vinculo professionis est adstrictus), et haec illum rea- 
pere. Ita uuo veluti ore doceut auctores omues, quoram nonuullos, 
ad majorem argnmento praesenti conciHandam claritatem ac firmi- 
tndineiu, in medium producere liceat. Agmen ducat Franciscus 
Saarez, cujus baec est seutentia *) : >Si translatüs, et in alio ordine 
jam receptus in iUo nolit, vel non posait perseverare, vel profiteri ; 
teneri postqnam ab illo egreditur ad religionem suam sine mora re— 
Terti , cujus ratio manifesta est, qnia ille semper mauet religiosus 
priorJs religionis, et solum coacessuäi est ei esse extra Obedieutiam 
ejus, üt posaet aliam religionem probare; ergo eo ipso qaod ab alia 
deficit, tenetur ei vi suorum votorum ad propriam religionem redire 
. . . Dubitari autem bic solet, anteneatur prior religio sie redeuntem 
ädmittere, quod tractat Sylvester verbo Religio 4. qu. 5. et affirma- 
tive respondet, estqne res manifeBta, quia nemo potest a religione 
expelli sine causa sul^ciente; ille autem qui ex legitima facultate 
Toluit ad aliam religiouem transire, non dedit causam ut expellatur 
postea, quia in alla receptus non est, vel in ea non perseveravit : 
ergo debet recipi , quin potius addo esse cogendum et ad boc teneri 
praelatum religionia, quia nee religio, nee ipse religiosus possunt in 
hoc cedere juri suo, quia esset cotitra bonos mores, et contra obli- , 
gationem professionis, qüatenus Deo principaliter fit. Idque eonfir- 
mat cap. Abbates. 18. qu. 2. Et idem aatis indicant Pins IV. et 
Pins V. in dicto indulto , qüatenus dicunt iios religiosos teneri ad 
reditum, et excommunicant tam ipsos in mora existentes, quam illos 
reeipientes , vel eis auxilium , consUium vel favorem praestantea. 
Nam haec omnia supponunt ex parte etiam religionis esse obligatio- 
nem illos suscipiendi.« — Paulus Laymann ait^): »Qui proposito 
vitae austerioris, aut ex justa dispeusatione ad aliam religionem 
transire cnpit, et non recipitur , rel receptus iterum ante professio- 
nem egreditur, is ad suum ordinem reverti ac recipi debet, sicuti 
docet Sylvester verbo Religio 4. qu. 5. Miranda tom. 1. qu. Sl. 
art. 18. et seq. Ratio est: quia non simpliciter ex ordine dimissQs 
fuit, sed snb conditione aut modo , Ut aliam religionem, iugrediatur . 
ac profiteatur : ergo hoc non secuto debet redire ac recipi ad aunm 
ordinem.« — Äscanius Tamburinus baec habet'): »Teneri superio- 

1) De virtnta et atat. relig, toiii 4. tr. 8. lib. 3. c. 12, n. 30, 

2) Theolog. Moral, .tom. 4. tract. 5. c. 6. a. II. ed. Mooachie 1626. 

3) De jure abl)at. tom. S. disp. 7. qa. 1. n. 20. 
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rem recipere religiosum . . . si^ante emissam professionein in se- 
cunda religione, reverti vult ad priorem, eo quod rigorem strictioris 
sustinere nequit, et qaia poenitnit. Ratio est : quia licentia tran- 
seandi et renuntiatio prioris religionfs facta fait ei causa, qua non 
secuta, nuUus etiam sequitur effectus: Quod etiam docent Miranda, 
tom. 1. Manual, praelat. art. 18. Rosella, verb. Religio, 4, n. 9. 
Sylvester, eod. verbo. 4. qu. 5. Idem dicendum est de religiöse, qui 
injuste transivit a sua in aliam religioneni> — Joannes deLezana: 
»Religiosus, inquit^), qui legitime ad aliam religionem transivit, 
si ante professionem velit redire ad priorem religionem , est in illä 
admittendus; cum adhuc maneaf) cum vinculo professionis factae in 
religione a qua discessit, sitque membrum il.lius ... Idem dico, 
etiam si injuste aut illegitime ad aliam religionem transivit, prop- 
ter eamdem, imo majorem rationem.« — Perdinandus de Castro 
Palao, proposita quaestione : An Societas, ex cujus licentia carthu- 
siam, vel aliam religionem ingressus es, teneatur te redeuntem re- 
cipere? ita prosequitur 2) : Breviter respondeo, si professionem fecisti, 
nee teneri, nee posse ; quia ea professione Socisstatis professio ex- 
stincta fuit. At si ante professionem factam redeas, omnino obli- 
gata est te recipere, quia verus religiosus Societatis es, a qua non 
es absolute dimissus . . . sed dimissus ■ solum, ut aliam religionend 
probes. Qua probata et repulsa ad pristinam obligaris sub poena 
excommunicationis reservatae redire. Ergo ipsä religio obliga- 
tionem habet te recipiendi. Adde, Societatem non cessisse, nee 
cedere potuisse jure te gubernandi, alendi, et retinendi, nisi sub cön- 
ditione quod in alia religione profitearis. Ergo te non profitente, 
cessat facultas data, et öbligatur te redeuntem redpere, et nolentem 
revocare. . . . Verum sinuUa requisita licentia, vel ea subreptitie 
et fraudulenter obtenta religionem strictiorem vel laxiorem ingre-» 
diaris, cum ille ingressus nullus sit, teneris sine morä ad pristinam 
religionem redire^ eaque religio obligata est te admittere, juxta cap. 
fin. de regularibus.« —Audiatur adhuc HyacinthusDonatus, qui rem 
ita expedit^): »Transiens in secundam religionem, si reyertatur ite- 
rum ad primam, an debeat recipi et admitti ad jura primaeva ? Syl-. 
vester verb. Religio', 4. qu. 5. Tabiena, eod. verb. n. 24. in fiü. Mi- 
randa, tom. 1. Manual, qu. 31. art. 18. Sanchez, ad Decalog. lib. 6. 
c. 7. Bonacina, de claus. qU; 2. punct. 9. §. 1. n. 2. Bordöh. reso- 
lut. 29/qu. -16. n. 57. i*espondent affirmative, si fiat iste regressus 

•1) Summa quaestion. regulär, vol. 1. pat 1, c. 22. n. 88. 

2) Operis moral. part. 3. tract. 16. disp. 4. punct. 26, §. 6. n. 4. 

3) Berum regularium praxid resolutoria, tom. 1. park. 2. tract. 5i qu. 52. 

26* 



Ballay, De transUu regularium. 

eqnata. Tum qaia professus nnmquam desinit esse 
) snae religioois, nisi per professiooem rite factam 
a sola professio rite facta transfart profeasnm de ano 
tatum irreTOCfkbiliter. Tnm' etiam qnia ticentia pe- 

etiam simpliciter et absolute, est ex catisa et con- 
'alide profitendi: cessaate autem causa, ob quam 
ncessa , et conditione non adimpleta , cössat tam 
icesBio licentiae, adeo at cenaeatur aon liceatia- 

... Et sicut religio potest cogi ad hoc, nt recipiat 
tivos sui ordiDis ; multo plns eo3 , qai transierunt 
]ua recednnt, vel qoia poenitet iyisse , vel quia ao- 

QOn poseunt, aut quaviB alia causa, adeo ut non co- 
e , nee profiteri de novo , quia hujuamodi reverten- 

snnt, et professiODes eonim non sunt dismptae.« 

qnae de transitn regularinin dicenda occnirebant ; e 
im est, reducem, qui legitime transivit, nee poenae alli 
eqae , nt uuper quidam in sermone familiari perpe- 

ad subeundum denuo probationis annum cogi posse 



supervacaneum ridetur peculiari discussioni subji-" 
: uum regularis, qui per dispensatjonem poutificiam 

saecularis tranalatus est, ad sunm postliminio, ci- 
n, redire poasit ordinem , hicque recipere illnm te- 
aamqne principio in snperioribus esposito: »profes- 
e religioni incorporat irrevocabüUer ;< nitro conse- 
tensatioue pontifieia , quantumris ea ampla sit et 
m professionis, penitus dissolvi. Salvum illud in 
istit, nee nisi in rebus accidentalibus relaxatnr; 
is rescriptis. apostolicis, qnibus ejuämodi dispensatio- 

luculentissime patet; semper enim in iUis hae si- 
itur phrases : concedi indultnm »manendi extra - 
1 presbjteri saecularis, ita tarnen, ut substantialia 
igiosae professionis obaervet, signum habitus ordinis 
'atc etc. ffumquid haec alio tendunt, quam ut prae- 
ensatus umquam opinetur, se charactere et officüs 
I exsolutum esse , neve in illo aliquando factae Deo 
ntia oblitteretur ? Falluntur itaque non paruni, qui 
rem impetrata ad statum cleri saecularis transe- 
a omnem exnere monacfanm, nt nulla plane retineat 
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conditionis prioris vestigia, Manet is religiosus sui ordinis in habitu 
etiam presbyteri saecularis, omnium essentialium ex solemni profes- 
sione ortarum obligationum reus » ubicumque degat locoram ; ne- 
que ordo sno in illum jure excidit; atque adeo non modo integrum 
est dispensato redire: verum ut id faciat, vehementer etiam consu- 
lendum; ordo autem reducem, tamquam alumnum suum admittere, 
pristinoque resti^tuere loco tenetur. 

Unicus est casus, in quo nexus omnis cum religione abrumpi- 
tur, nempe probata, et per judicis sententiam pronuntiata professio* 
nis invaliditas; quia in hoc casu mutuum, quod contrahi videbatur 
vinculum, jam ab origine nuUum fuit; ac proptereä nee taliter pro- 
fessus ullum habet jus redeundi , nee religio revertentem. obligatur 
recipere; aut certe admissus, noviim habet probationis annum sub- 
eundum, novamque emittendam professionem. 




XXXI. 

I freiwillige Trennung von Elieleuten. 

DB dem Fastoralblatte der Diöceee Eichstätt.) 

in sich selbst nnter dem Landrolbe die Fälle zu meh- 
itverbältniase machen es sehr begreiflich), dass Ebe- 
be Ztusammenlebea aufgeben und zwar nach eigenem 
verBchiedeneo ihr Zasammenlebeu erschwerenden 
me eine Entscheidung des kirchlichen Richters an- 
Sie bringen dadurch den Seelsorger in mancbe 
d stiften ausserdem viel Aergerniss in der Oemeinde. 
on mehnnal die Anfrage gestellt worden, wie mit 'sol- 
m verfahren sei , ob sie nnter allen umständen nnd 
iienstrafen angehalten werden sollen, die richterliche 
Q suchen, oder ob es auch Gründe gebe, sie einst- 
rillen zu überlassen? 

n bei B^twortung dieser Frage im Allgemeinen die 
sa machen , dass eine Entscheidung des -fcirchllcheD 
len Fällen nicht von jener unbedingten Notbwendigkeit 
3nn es sich um die Lösimg vom Bande-hfkndeln würde, 
.le vernichtet der Richter die geschlossene Ehe fiber- 
en co^istatirt er nur , dass die Ehe zwar gilUg, aber 
3ben der Eheleute ohne Ciefahr der Seele odeir des 
sr oder für' einige Zeit unmöglich sei. Es können 
misse so liegen , dass diese Gefahr rdn selbst offen 
b, und dann bedarf es weniger einer richterlichen 
!s ki^mien aber die Verhältnisse der Art gestaltet sein, 

richterliche Anerkennung der Scheidnngsgründe die 
Iche aus einer nicht hinreichend motivirten Trejinung 

oder entstehen könnten verhütet werden. Im All- 
ffird immerhin die Nothwendigkeit vorhanden sein, 
die Dazwischehkunft des kirchlichen Richters früher 
urufen, damit eine so wichtige Sache nicht der Will- 
jichtfertigkeit der Einzelnen vollkommen überlassen 

wird die Frage genauer dahin gestellt : Ist der Pfar- 
, .io oft ihm eine Trennung von liheleuten bekannt 
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wird , dieselben alsbald zur Wiedervereinigung oder zur Klage 
beim geistlichen Gerichte anzuhalten, oder kann er eine Zeit lang 
zuwarten? 

Stellen wir die Fälle voran , in welcher der eine Theil wirk- 
lich das Becht hat, ohne vorgängiges kirchliches Urthejl vom an- 
dern sich zu trennen. 

Dahin gehört zuerst das adulterium des einen Ehetheiles, wel- 
ches den Grund zu einer separatio perpetua quoad torum et raensam 
bildet. Ist die Schuld des einen Theiles eine öffentliehe, so hat der 
unschuldige Theil das Recht , sich propria auctoritate vom Schuldi- 
gen zu trennen, und kann der Pfarrer oder Beichtvater denselben 
nicht zurückhalten, wenn er von diesem Rechte Gebrauch gemacht 
hat. Er wird ihn nur erinnern, für seinen Scheidungsgrund im In- 
teresse der Ordnung eine kirchliche Sentenz zu erhellen. Jedoch er-' 
mahnen kann er den unschuldigen Theil , dem schuldigen zu ver- 
zeihen , namentlich wenn die fortgesetzte Trennung dem letzteren 
mehr Anlass gibt, die Sünde fortzusetzen als sein Leben zu. bessern. 

Ist der Ehebruch eitf geheimer, so> kann der unschuldige Theil 
wohl auch auf dasselbe Recht der Trennung propria auctoriate An- 
spruch machen, allein da in diesem Falle Rücksichten auf die öffent- 
liche Ehre der Familie, des schuldigen Theiles, der Kinder t. dgl. 
zu machen sind, so ist wohl zu uirtersuchen, ob nicht die laicht 
für ihn vorhanden sei, sein strenges Recht zum Opfer zu bringen. 
Ist diese Pflicht yorhanden, so hat der Seelsorger Alles aufzubieten, 
die Trennung zu verhindern, oder, falls sie geschehen, dieselbe wie- 
der aufzuheben, nicht aber kann er die Aufhebung durch Androhung 
kirchlicher Strafe erzwingen wollen. 

Es versteht sich von selbst, dass bezüglich der Thatsachen des 
geschehenen Ehebruches die Regel eintt^eflfen muss ,. welche der hei- 
lige Liguori angibt: Non sufficit, de hoc aliquam habere probabili- 
tatem, sed requiritur, ut adsit talis praesumtio, quae fundet mora- 
lem certitudinem. 

Ein zweiter Fall, in welchem der eine Ehetheil vom andern 
sich trennen darf, auch ohne vorher einen kirchlichen Richterspruch 
abzuwarten, ist die apostasia vel haeresis alterius partis, in wieferne 
dieselbe eine Gefahr für das Seelenheil des unschuldigen Theiles. 
involvirt. Diese Trennung hört jedoch mit der Rückkehr des Schul- 
digen zum Glauben auf (Instruct. past., Eysett. pag. 371.) 

Auch bei Gefahr des Lebens und der Gesundheit, welche durch 
grobe und fortgesetzte Misshandlung und Drohung (saevitia) , durch 
eine Art von unerträglicher Verfolgung herbeigeführt wird, gestat- 
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tet die Pastoralinstruction, sobald Gefahr auf Verzug ist, die 
nung des verfolgten Ehetheiles, ohne vorhergegangenes Urtheil des 
kirchlichen Richters. Dieser wird immerhin noch angerufen werden 
müssen, und hat der Pfarrer den beleidigten .Theil dahin zu ver- 
weisen; aber weil die beschriebene Art der Misshandlung gewöhn- 
lich evident und dem ürtheile der öffentlichen Meinung verfallen ist, 
kann der Seelsorger die vorgängige Trennung bestehen lassen. 

Indessen sind es weniger die bisher genannten Fälle, welche 
den Seelsorger zweifelhaft machen, als jene, in denen die Schuld eine 
beiderseitige ist und das Quantum sich nicht so leicht vertheUen 
lässt. Es ist oft schwer bis auf die letzten Ursachen eines häusli- 
chen Z\^istes zurückzukommen, der oft spät erst zu Tage tritt. 
Hier ist die Leidenschaftlichkeit des einen Gatten, welche Ungeduld 
und inmier steigende Erbitterung auf Seite des andern hervorruft. 
Dort ist eine Ehe, wie heutzutage so manche, geschlossen worden 
ohne gegenseitige Liebe und Zuneigung, lediglich aus zeitlichen In- 
teressen oder auf Drängen der Eltern und Verwandten. Derlei 
Eheleute standen von Anfang an nur äusserlich sich nahe ; ihre 
innere Entfremdung wird immer stärker, sie fühlen sich unglücklich, 
sie quälen Andere und sich selbst mit Klagen und Vorwürfen , es 
artet ihr Leben in einen stillen Krieg aus, ihr gegenseitiges Beneh- 
men wird immer unleidlicher, und eines Tages verschwindet der eine 
Theil vom Schauplatz. Der Seelsorger wie die Verwandten bemühen 
9ich, die Ordnung wieder herzustellen, oft ohne nachhaltigen, öfter 
ohne allen Erfolg. Ifie Unglücklichen bleiben getrennt und leben 
in der Trennung fort, versichernd, das Beisammensein sei ihnen un- 
möglich geworden. Weil der Zwist solange geheim geblieben, ist 
als äusserer greifbarer Anlass nur eine hie und da geringfügige Ur- 
sache der Trennung erkennbar. 

Was hat hier der Beichtvater zu thun ? Er wird unterscheiden 
müssen, ob solche Eheleute bezüglich der Gründe ihrer Trennung 
und deren Berechtigung nicht selbst zweifelhaft sind, dann ob sie 
in ihrer feindseUgen Stimmung beharren. In diesen Fällen wird er 
sie als der Lossprechung unwürdig anzusehen haben. Sind sie da- 
gegen bona fide,. und hat der eine Theil sein möglichstes gethan, um 
sich dem andern wieder zu nähern, und sind seine Schritte und Ge- 
sinnungen öffentlich bekannt , so kann Nachsicht gegen ihn geübt 
werden. In der Begel wird indess auf beide Theile eingewirkt, und 
geschehen auch Versuche von beiden Theilen , wieder friedlich bei- 
sammen zu leben. Allein diese Versuche führen nicht zum Ziele 
wegen der beiderseitigen Abneigung, die immer wieder auftaucht und 



t ■ 



I 



. IT iTTi- "•--.-; 



Die freiwitligt Trennung von Eheleuten, 409 

zu Zank und Hader führt. Ist die Lage so, stehen keine schlim- 
meren Folgen zu befürchten für die Kinder oder für die Moralität 
der Getrennten, so kann sich der Beichtvater entschliessen, das fac^ 
tisch gewordene Verhältniss zu dulden, natürlich nicht ohne Er- 
mahnungen der Pdnitenten, zur besseren Gesinnung zurückzukehreo. 
Für den Pfarrer bleibt eine solche Ehe immer ein wunder 
Fleck in der Gemeinde. Er wird daher jede Gelegenheit ergreifen, 
für di^ Wiedervereinigung der Getrennten thätig zu sein. Sind die 
Gründe, wesshalb sich die Eheleute getrennt haben, evident und 
öffentlich bekannt, so kann er eine Zeit lang zuwarten, ob nicht 
seine und die Bemühungen Anderer Erfolg haben. Dann aber er- 
hole er sich Rath bei der'kirchlichen Oberbehörde, welche entweder 
die Einleitung des Processes verfügen oder bis der eine Theil selbst 
klagbar wird, einen modus vivendi anordnen kann. 

Sind die Gründe nicht evident oder nicht öffentlich bekannt, 
so ist — an und für sich — die Entscheidung des kirchlichen Rich- 
ters noth wendig, damit der Pfarrer die Trennung als erlaubt erklär 
Ten kann, ehe sie factisch geschehen ist. 

Ob aber, wenn diese Trennung schon geschehen, sofort die ge- 
richtliche Klage gestellt, oder der weggegangene Theil zur ßück- 
iehr gezwungen werden solle, bis die richterliche Entscheidung er- 
folgt ist, wird vom ürtheil des Pfarrers abhängen , der zu beherzi- 
gen hat einmal, ob nicht die Anregung der Klage die Rückkehr er- 
schweren, dann ob nicht eine erzwungene Rückkehr eine zweite und 
schärfere Trennung nach sich ziehen dürfte ? Muss er diese Frage 
unter den gegebenen Verhältnissen bejahen, so mag er die Trennung 
noch länger dulden, namentlich, wenn die Gründe derselben nach 
und nach bekannt werden. 

Es kommt auch vor, dass der eine Ehetheir lediglich aus Ei- 
gensinn, ohne legitimen Grund, und gegen den ausgesprochenen Wil- 
len des andern sich trennt. Solche sind natürlich unbedingt zur 
Rückkehr anzuhalten und ^ der Lossprechung so lange unwürdig, bis 
sie sich zur Rückkehr bereit finden. 
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XXXII. 
Das Patronatsrecht des Patrons der Mutterkirohe an dem 
von der letzteren dismembrirten Gotteshaiise. 

Eine Antikritik von Prof. Dr. Isidor Silbernagl zu Müncheii. 

Herr Dömcapitular vo7i Oberhamp, polemisirt in einem Artikel 
des Archivs (Bd. XXXVI. S. 307 f.) gegen die Behauptung Per- 
maneder's, dass bei Tbeilung einer Patronatspfründe der Patron auch 
auf die abgetrennte Pfründe entweder das alleinige* Patronat oder 
das Compatrouat erwerbe, je nachdem das neue Kii:chenamt gBJiz 
oder theilweise. aus dem Vermögen der Stammpfründe dotirt wurde. 
Bei dieser Polemik geht er nun von der Ansicht aus, als habe sich 
Perpaaneder für seine Behauptung auf das unmittelbar vorher citirte 
cap. 3. de eccl. aedif. X. HI, 48. bezogen, ja in dem Artikel (1. c. S. 307, 
Anm. 1.) wird geradezu diese Decretale der Behauptung Per^aneder'^ 
beigefügt, als oh sie Permaneder hierfür wirklich eitirt hätte, tactö 
gänzlich unrichtig ist Nur auf solche Weise konnte die Behauptung 
Schulte's, die sich auf den in der erwähnten Decretale entschiedenen Fall 
bezieht, der Behauptung Permaneder's entgegengestellt werden. Es 
konnte sich aber auch Permaneder auf diese Decretale gar nicht be- 
rufen, weil hier von der Theilung einer Patrotiatspf runde durchaus 
nicht die Bede ist, wie Herr von Oberkomp selbst in longum et latum 
nachweist. Damit fällt von selbst -diie weitere Schlussfolgerung, dass 
es nach Permaneder noch einen vierten Erwerbstitel des Patronats- 
rechtes gebe, nämlich die Dismembratio einer Pfründe aus einer an- 
dern, in sich zusammen. 

Herr von Oberhamp unterscheidet ferner zwischen divisio und dis- 
membratio nicht,, obschon bei seiner Erörterung diese Unterscheidung 
von Belang gewesen wäre. Wenn nun bei Theilung eiiier Patronats- 
pfründe die neue abgetheilte aus dem Vermögen der Stammpfründe 
dotirt wird, so erscheint doch gewiss der Patron der Stammpfründe 
auch als Dotator der neuen Pfründe, und auf diese Dotation als eine 
ordentlichen Erwerbsart des Patronatsrechtes gründet Permaneder seine 
Behauptung, wie sich das aus dem Wortlaute ergibt. 
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XXXIII. 

Fürstlich Schwarzburg-Rudolstadter Verordnung v. J. 1872, 
betreffend die katholisch-kirchlichen Verhältnisse^). 

§. 1. Dem Bischof von Paderborn wird die Ausübung der bi- 
schöflichen Jurisdiction über die Katholiken des Pürstenthums in 
demselben Umfange und mit denselben Rechten und Pflichten zu- 
gestanden , wie solche den katholischen Bischöfen des Königsreichs 
Preussen zustehen und obliegön. 

§. 2. Dem Bischof von Paderborn wird insbesondere die Be- 
fugniss eingeräunit, in unserer Eesidenz eine ständige katholische 
Seelsorgerstelle zu errichten. Der vom. Bischof ausgewählte Seel- 
sorger ist jederzeit vor der Einweisung in sein Amt uns zur Geneh- 
migung zu benennen. Wir werden diese Genehmigung nur aus 
wichtigen staatlichen Gründen versagen. Der gedachte Seelsorger 
übt die cura animarum über sämmtliche in der Oberherrschaft le- 
bende Katholiken, versieht alle pfarramtlichen Handlungen bei den- 
selben mit Ausnahme der Führung der Kirchenbücher und bezieht 
die Stolgebühren. Doch soll den gegenwärtig im Amte befindlichen 
evangelischen Pfarrern der Anspruch auf die in ihrer Parochie vor- 
kommenden Stolgebuhren ad dies muneris vorbehalten bleiben. Die 
auf der Gemeindegesetzgebung beruhenden Abgaben werden hier- 
durch nicht berührt. Taufen, Trauungen und SterbföUe sind dem 
evangelischen Pfarrer, in dessen Parochie der Fall vorkommt, zur 
Eintragung in das Kirchenbuch unverzüglich anzumelden, und erhält 
letzterer für die Eintragung die betrefifenclen Gebühren. Dies fallt 
fort; sobald sich eine selbständige katholische Gemeinde mit unserer 
Genehmigung constituirt haben wird. 

. §. 3.. Der katholische Seelsorger , resp. Pfarrer besorgt auch 
den Religionsunterricht der katholischen Elementar-Schulkinder. Auch 
bebalten wir, uns vor, -die Genehmigung zur Errichtung einer eigenen 
katholischen Elementarschule, wenn hierzu das Bedürfniss nachgewie- 
sen ist, zu ertheilen und dem katholischen Seelsorger, resp. Pfarrer 
nachdem derselbe vor. einer inländischen oder königlich preussischen 
Prüfungscommission seine diesfallsige Qualification haben wird, den 
gesammten Elementarunterricht der katholischen Schulkinder bis zur 
Bestellung eines besonderen katholischen Elementarlehrers zu über- 
'tragen, ■ 



1) Die Frankfurter Zeitung und die protestantische Kirchenzeitung theil- 
ten diese Verordnung mit ohne das Datum, welches auch wir nicht zu ermitteln 
vermochten. Der angeblich unter der Aegide des katholischen Staatsministers 
Beriiruh und des ebenfalls katholischen Hofmarschalls von Humbrecht erlas- 
sene Verordnung gingen Verhandlungen mit dem Bischof von Paderborn voraus. 
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XXXIV. 
Circular des italienischen Justizministers vom 22. Sept ISTS, 

an die Generälprocttratoren über, das sogenannte Placet in Betrefft 

der Bischöfe. « 

Aus Rom^ 31. October schreibt man der Germania 1876, Bei- 
lage zu Nr. 253. Der Justiaminister Mancini hat folgendes Circular' 
an die Generalprocuratoren erlassen, welches die heutigen officiösen 
Organe publiciren : ' . 

T^Rom, 22. September 1876. Nach der umfassenden Discus- 
sion, welche in der Deputirtenkaramer in den ersten Tagen des Mai 
1875, in Betreff der Kirchenpolitik stattfand, glaube ich, dass es 
nicht nöthig sei, Ihnen die Grunde anzugeben, aus denen ich der 
Ansicht bin, dass die Acte und Anstellungen der Bischöfe, welche 
flicht officiell anerkannt sind, nicht mit dem Placet versehen werden 
dürfen, ausgenommen die Regierung würde in Anbetracht der Um- 
stände und besonderer Nothwendigkeit, welche im Interesse der Be<- 
völkerung vorhanden sein können , es anders ermessen. In Folge 
dieses Princips habe ich mich schon seit dem Beginn meiner Ad- 
ministration enthalten, die Allerhöchsten EntSchliessungen in allen 
jenen Fällen einzuholen, in denen, dem königlichen Decrete Nr. 320 
vom 25. Juni 1871 gemäss, die Generalprocuratoren nicht ermäch- 
tigt sind, auf Verlangen das Placet zu bewilligen, und hierüber ans 
Ministerium berichten müssen. Nun aber , um einen Zusammen- 
hang in das System zu bringen und, um dem Principe vollständige 
Geltung zu verschaffen, lade ich die Herren ein, sich gänzlich za 
enthalten, Anordnungen jener Bischöfe, welche nicht gesorgt haben, 
die officielle Anerkennung zu erhalten, anzunehmen und das Placet 
zu ertheilen, wenn dieselben^ auch zur Gompetenz der Generalprocura- 
toren nach dem citirten Decrete gehören, und ferner in jedem Mo- 
nate dem Ministerio ein Verzeichniss der präsentirten Anstellungen, 
auf die keine Rücksicht genommen werden koqnte, zu unterlegen. 
Zu gleicher Zeit bitte ich die Herren, in jenen speciellen Fällen dem 
Ministerio Anzeige machen und dessen Entschliessung abwarten zn 
wollen, welche durch ausserordentliche Umstände schleunig irgend 
eine aussergewöhnliche Anordnung des Ministeriums, vorzüglich vom 
Gesichtspunkte dringender localer Bedürfnisse der Bevölkerung aus, 
verlangen. Ich behalte mir vor, den Generalöconomaten (Kirchen- 
güterverwaltungen) Instructionen zu geben, damit in jedem Falle 
der Pfarrgemeindedienst gesichert sei. Der Minister Mancini.^ 

Es ist di€£i ein bedeutender weiterer Schritt im Kampfe gegen 
die Kirche. 
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XXXV. 

Oesterreichische staatskirchliche Erlasse und Entscheidungen.- 

1. Circular-Verordnung des Je. h LandesvertJmdigungS'Ministeriums 
vom 4, Mai 1876 Z. 47571178 VI. , betreffend organische Bestim- 
mungen für die Landwehr- {Landesschützen") Seelsorger und Vor- 
schriften für die MatriJcelführung in der k. Je. Landwehr. 

(Mitgetheilt im Verordnungablatte für den Dienstbereich des Ministeriums für 

Cultus und Unterricht. St. XIV. vom J. 1876.) 

» 

Seine -k. und k. Apostolische Majestät geruhten mit Allerhöch- 
ster Entschliessung vom 8. April d. J. die nachfolgenden »Or^awi- 
SCÄ6W Sestimmungen für die Landwehr- (Landesschütgen--) Seelsorger ik 
sammt der damit im Zusammenhange stehenden » Vorschrift für die 
Matrikelführung in der k, k. Landwehr € a. g. zu genehmigen. 
Dazu wird bekannt gegeben: 

1. Die Landwehr- (Landesschützen-) Seelsorger werden nur im 
Kriegsfalle zur activen Dienstleistung in der Landwehr oder im 
Heere einberufen und haben vom Tage ihr.es Einrückens angefangen 
Anspruch auf die nach den Gebühren- Vorschriften ihrer Charge ent- 
sprechenden Gebühren. 

In diesem Falle müssen sie mit der vorgeschriebenen Dienst- 
kleidung versehen sein. 

2. Dieselben sind in Strafsachen von dem Tage der Zustellung 
des Einberufungsbefehles oder der legalen Kundmachung desselben 
(Gesetz vom 23. Mai 1871) angefangen, den Militär-Gesetzen und 
den bezüglichen Disciplinar- Vorschriften unterworfen. 

3. Im Frieden sind sie, obwohl der Civil-Jurisdiction unter- 
stehend, zur Beobachtung der Landwehr-Evidenz- Vorschriften, daher 
auch zum Erscheinen beim Offiziers-Rapport verpflichtet, (§. 53 
Wehrgesetz und Circular- Verordnung vom 16. October 1875, Nr. 
12706/395 VI.) 

4. Der Austritt der Landwehr- (Landesschützen-) Seelsorger 
ans dem Landwehr- (Landesschützen-) Verbände hat nach beendeter 
Wehrpflicht^ wenn sie die Bitte zum freiwilligen ^eiterdienen nicht 
stellen , sofort zu erfolgen und werden die Austretenden von dem 
Ministerium für Landesvertheidigung mit AtiBtritts-Certificaten bö- 
theilt. 
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5, Im Falle ihrer Entlassung aus der Seelsorge oder nach Ä.uf- 
gebeh des geistlichen Berufes ficden aut sie die gleichen Vorscbrif- 
ten, wie für Landwehr-Offiziere, Anwendung, 

.5. Die im Kriegsfälle erforderlichen Feld-Kapellen oder die an 
deren Stelle unamgänglichen nothwendigen Kircben-P^amente vrer- 
' den nach einer beaonderen Vorachrift auf ßecbnnng des Äerars bei- 
gestellt 

7. Eueksichtlich der, StcJa-Gebühren finden für die k. t. Land- 
wehr. (Landesachützen) im KriegsfaUe äio bezüglichen Vorschriften 
des stehenden Heeres, im Frieden dagegen die Civil-Stola-Ordnuag' 
volle Anwendung. 

8. Mit diesem Landwehr- Verordnungsblatte werden alle Land- 
wehr- (Landesschützen-) Seelsorger betheilt, welche dasselbe nach 
ihrem Austritte oder ihrer Entlassung ans der Landwehr-Seelsorg-e 

' an die zuständige Evidenz-Behörde abzuführen haben. 

H&rst m. p. 

Organisch Bestimmungen für die Landwehr- {L<mdesschüt0en-J 
Seelsorger^ 

I, Zur Äusübnng der Seelsorge und zur Matrikelführnng über 
die im Landwehr- (Landessebützen-) Verbände stehenden Personen 
sind im Frieden die Givil-Geistlichkeit und nur im Kriegsfalle die 
Geistlichkeit des Heeres und der Landwehr (Landesschützen) berufen 
(§. 25. W. G.) 

n. Im letzteren Falle wird der Seelsorgedienst ausgeübt; ■ 
a) über die der katholischen Kirche , des lateinischen oder grie- 
chischen Ritus, oder der grieebisch-orientalischen Kirche an- 
gehörigeti . Landwehr-Personen durch katholische , beziehungs- 
weise griechisch-orientalische Landwehr- (Landesschützen-) 
Kapläne und nur subsidiarisch durch die betreffenden Militär- 



b) über die evangelischen und israelitischen Glaubensgenossen 
durch den bei dei mobilen Armee aufgestellten evangelischen 
Peldprediger, beziehungsweise Rabbiner des Heeres (X. und XL). 
HI. Die auf Grund des §. 25. W. G. in die Liste der Militär- 
Seelsorger aufgenommenen Landwehr-Personen des geistlichen Standes 
bilden einen eigetfen Coneretual-Status mit der Gruppenbezoichnung 
»Landwehr- (Landesschützen-) Geistlichkeit« und rangiren unter sich, 
gleich den Militär-Kaplänen II. Classe des Heeres, in der IX. Diär 
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IV. Dieselben werden im Kriegsfalle nach Bedarf zur Dienst- 
leistung einberufen und kommen in Verwendung: 

a) als Kapläne bei den Landwehr-Brigaden ; 

b) im Bedarfsfälle als Curaten bei den Feld- und stabilen Spitälern ; 

c) als Feld-Eapläne bei den Tiroler Landesschützen-BataÜlons, 
eventuell 

d) als Aushilfs-Geistliche, beziehungsweise Prediger oder Rabbiner 
bei der Armee im Felde. 

V. Die Ernennung und Einthetlung der Landwehr-Seelsorger 
erfolgt mit Berücksichtigung der sprachlichen und confessionellen 
Verhältnisse der Landwehr-Truppe im Einvernehmen mit dem apo- 
stolischen Feld-Vicariate des Heeres durch das Ministerium für ' 
Landes-Vertheidigung. ' 

VI. Dieselben haben während der Dauer ihrer Activirung An- 
spruch auf dieselben Gebühren/ wie die Militär-Kapläne IL Classe 
des Heeres und treten nach Aufhören des Activitäts- Verhältnisses 
in die Civil-Seelsorge zurück. ' 

Vli. Die äctivirten Landwehr-Geistlichen sind bei Ausübung 
des Seelsorger-Dienstes an die» bezüglichen Dienstes- Vorschriften des 
Heeres gebunden und in nichtseelsorgerlicher Beziehung den ihnen 
nach der Ordre de Bataille vorgesetzten .Commandanten des Heeres 
oder der Landwehr untergeordnet. 

VIII. Die den Brigaden zugewiesenen Lanäwehr-Kapläne sind; 
auch Hilfsorgane der Truppen-Divisions-Commanden und werden auf 
dem Marsche dem Truppen-Divisions-Stabe angeschlossen. . 

IX. Das bleibend in Wien aufgestellte apostolische FeldVicariat 
des Heeres ist im Kriegsfalle auch für die Landwehr die oberste 
militär-geistliche Behörde und wird dieser in Angelegenheiten der 
Seelsorge und des geistlichen Amtes der unmittelbare Verkehr mit. 
der äctivirten Landwehr-Geistlichkeit gestattet. 

X. Sobald eine Armee auf den Kriegsfuss versetzt wird, hat 
der für dieselbe vom Heere beigestellte Feldsuperior auch die geist- 
lichen Angelegenheiten über die zur mobilen Armee eingetheilten, 
der katholischen Keligion angehörigen Landwehr-Personen zu besor- 
gen, die Seelsorgedienste der Landwehr- Brigade-, Landesschfltzen- 
Bataillons- und Spitals-Seelsorger zu überwachen und die geistlichen 
Angelegenheiten der Armee- Angehörigen griechisch- orientalischer Ke- . 
iigion zu vermitteln. 

XI. Bei jeder mobilen Armee ist überdies noch ein evangeli- 
scher Feldprediger und ein Rabbiner mit der Dep^ndenz vom Armee- 
Commando aufgestellt, welche vom Heere beigestellt werden und den 
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bezüglichen Seelsorgedienst auch über die zur Armee gehörigen liand- 
wehr-Personen äu versehen haben. 

XII. Die der Armee als Aushilfs-Qeistliche allenfalls zogewie- 
. senen Landwehr-Seelsorger finden dort ihre entsprechende Dienstver- 
wendung (IV. lit. d.) 

Vorschrift Über die Führung und Aufbewahrung der Landwehr- 

(LandesschUben-) Matrikeln. 

I. Abschnitt. 

Ueher die Führimg der Matrikeln im Allgemeinen. 

§. 1. Die Führung der Qeburts-, Trauungs- und Sterb-Matri- 
keln über Landwehr-Personen, sowie die urkundlichen Ausfertigung-en 
aus demselben obliegen im Frieden den hiezn nach den gesetzlichen 
Vorschriften über die Civil-Matrikeln bestimmten Personen. 

Sobald jedoch die Mobilmachuog der Landwehr eintritt, sind 
die in der Landwehr sich ergebenden Matrikel-Fälle von den Militär- 
Pfarrern des Heeres und den bei den stabilen oder Peldspitäleto auf- 
gestellten Militär-Curaten oder in dieser Eigenschaft in Verwendung 
kommenden Landwehr-Kapläne, so wie von den griechisch-orientali- 
schen , evangelischen und israelitischen Seelsorgern in ihre bezüg- 
lichen Matrikeln einzutragen. 

§. 2. Für den Kriegsfall werden die Landwehr- (Landes- 
schützen-) Bataillone und Escadronen, nach der beiliegenden üeber- 
sicht dem Militär-Pfarrer jener Militär-Territorial-Behörde zugewie- 
sen, aus deren Bereiche sich die betreffenden Bataillone oder Esca- 
dronen ergänzen. 

§. 3. Die Militär-Pfarrer haben für die ihnen zugewiesene Land- 
wehr- (Landesschützen- Bataillone und Escadrone eigene Matrikel- 
Protocolle (a conto aerarii) anzulegen und übertragen in diese die in 
den eingesendeten Matrikel-Duplicaten und Ternionen der Spitals- 
Curaten, Landwehr- (Landesschützen-) Seelsorger (welche unter Ab- 
schnitt n. und IV. behandelt werden) verzeichneten, nach §. 2. in 
ihren Amtsbereich gehörigen Fälle, dann die sonst überkommenen 
Matrikel-Scheine. - 

Die vorangeführten Temione hat der Militär-Pfarrer einen 
Monat nach deren Empfang mit den Matrikel-Duplicaten über die 
von ihm selbst vorgenommenen Functionen (§. 5. lit a) dem apT)sto- 
lischen Feld-Vicariate vorzulegen, wo dieselben als Orginal-Matrikeln 
zur VerwahruDg kommen. 

§. 4. Bei im Kriege vorkommenden Eheschliessungen von Land- 
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wehr-Personen, so .wie auch bei Behaadlung der Trauungs-Matrikel- 
Spheine. und der an die Parteien nicht «urückerfolgenden Trauungs- 
oder Heiraths-Docümente ist sich nach der bezüglichen Heeresvor- 
schrift zu benehmen. . . 

§. 5. Für die Evidenz der Matrikel-Fälle ist in nachstehender 
Weise vorzusorgeh: 

a) komm.en derlei Fälle am Amtssitze eines Militär-Pfarrera vor, 
so sind dieselben bei ihm rechtzeitig anzumelden ; er nimmt 
die kirchliche Function vor, trägt den Vollzug derselben in sein 
Pfarr-Protocoll und im Falle ihm* dies nach §. 2. zukommt, 
auch in das Protocoll des betreffenden Truppen-Körpers ein und 
stellt den Matrikel-Eitract dem letzteren zum Grundbuchs-Be- 
lege,, beziehungsweise Bißhandlung nach Absatz b) zu. 
Wurden hingegen die Functionen von dazu berufenen Militär- 

Curaten oder einem zur Versehung ^es Seelsorge-Dienstes in einer' 
.Garnison bestimmten Militär- oder Landwehr- Geistlichen vorgenom- 
men , so ist sich bezüglich der Einsendung des Matrikel-Extractes 
von Seite der Truppenkörper, an den zuständigen (§. 2.) Militär- Ptarrer 
ebenfalls in der Weise zubenehmen, welche im nachfolgenden Ab- 
. satze b. bezeichnet ist. 

b) Hat sich der Fall auswärts ergeben, so ist der Matrikel-Extract 
vom betreffenden Truppenkörper dem zuständigen Militär-Pfarrer 
(§. 2.) zu übermitteln, .welcher denselben in das beihabende Pro- 
tocoll aufzunehmen hat. 

Nach bewirkter Protocolliyung macht der Militär-Pfarrer das 
Nummero und Folium der Matrikel auf dem Extracte ersichtlich 
und stellt denselben an den Truppenkörper zum weiteren Amtsge- 
bxauche zurück. 

§. 6. Von den Todtenscheinen darf Seitens der Rechnungs-. 
Kanzlei kein Gebrauch gemacht werden, so lange nicht vom betref- 
fenden Militär-Pfarrer (§. 2) unter Beisetzung des Nummero und 
Folium des Sterbebuches, mit dessen eigenhändiger. Unterschrift die 
erfolgte ProtocoUirung in dorso bestätigt ist, und haben die Land- 
wehr-Controls-Behörden ihr Augenmerk darauf zu richten, dass diese 
Bestimmung genau beobachtet werde. 

§. 7. Nach dem Vorausgesagten ergibt sich , dass die Land- 
wehr-Behörden und Truppen-Commandanten, sowie die einzelnen Per- 
sonen um die Ausfolgung von Matrikel-Scheinen über die während 
der Dauer der Mobilisirung vorgekommenen Matrikel-Fälle sich an 
den zuständigen Militär- Pfarrer (§. 2) zu wenden. haben. 

§. 8. Wenn in der Landwehr nach deren Mobilisirung Matrikel- 
Archiv für Kirchenrecht.. XXX VI. 27 
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Fälle eintreten, bei welchem Civil-Matrikel-Führer fungiren, so sind 
diese Fälle zwar ia den betreffenden Civil-Matrikeln einzutrag^en. 
von diesen Matrikel-Führern aber im Wege der Landv/ehr-Evident- 
haltDDgs-Behdrden dem betreffenden Truppenkßrper snzitseoden (§. 5. 
lit. b). 

II. A b s cb n i 1 1. 

lieber die Obliegenheiten der Landteehr- Brigade- und der Lcuides- 
scküteen-Bataülons-Kapläne, dann der evangelischen Militär-Pre- 
diger und der Armee-RtMin^ in Betreff der McArikel-FührttM^. 

§. 9. Den im Kriege activirten römisch- und griechisch-katho- 
lischen Landwehr-Brigade- nnd Bataillons-Kapläne werden keine 
eigenen Matrikeln beigegeben. 

Dieselben haben die vorgenommenen geistlichen Functionen für 
die Landwehr (Landesschützen) nnd fnr das Heer anf separaten , je 
' nach Bedarf, in Ternionen gefassten Matrikei-Bögen anizonebmen, 
dieselben mit dem ersten Tage eines jeden Monates eigenhändig zn 
fertigen, das Amts-Siegel beizudrncken nnd anf der letzten Seite das 
alphabetbische Namens- Verzeichniss beizusetzen, dann diese M&trikel- 
Bögen, oder falls keine Function sich ergeben hätte, den negativen 
Bericht dem. Feld-Superior einzusenden. Ausserdem haben dieselben 
nach jeder vorgenommenen Function die Matrikel-Eitraete in der 
erforderlichen Anzahl von Parien auszufertigen, eines derselben dem 
zuständigen Militär- Pfarrer am Schlüsse des Monats mittelst Amts- 
Bericht einzusenden und die übrigen sogleich dem Militär (Landwehr-) 
' Statioßs-Gommando oder bei Sterhefallen dem Commandanten des 
etwa in Loco befindlichen Truppen-Spitals zn übergeben. Meser, 
beziehungsweise das Stations-Commando hat selbe zu bestätigen nnd 
dann ohne Verzug der betreffenden Truppe oder Heeresanstalt (Land- 
wehr-Behörde) zur weiteren vorsebriftsmässigen Behandlung zuza- 
stellen. 

§. 10. Die Militär-Seelsorger der griechisch-orientalischen Con- 
fession und die Militär-Frediger des Heeres haben die über Land- 
wehr-Personen vollzogenen Matrikel-Acte in ihre Matrikeln einzu- 
tragen und die bezüglichen Eioffo-Matrikel-Gxtracte an den zustän- 
digen TruppenkSrper (Heeres-Änstalt oder Landwehr-Behörde) einzu- 
senden , welcher dieselben , so wie auch die Personen mosaischen 
Glaubens betretenden Matrikel-Scheine an die Armee-Intendanz 
(Militär-Abtheilung) einzusenden hat. 

Ein gleicher Vorgang ist auch bezüglich der von Civil-Seel- 
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^^ sorgern dieser Glaubens-Bekenntnisse und von Kabbinern eiulangen- 

^ den Matrikel-Extracte einzuhalten. 

^"^ Von der Armee-Intendanz werden die besagten Documente an 

^^' den im Armee-Hauptquartier befindlichen Peld-Superior, beziehungs- 
weise den evangelischen Militär-Prediger oder Rabbiner geleitet, 
welche dieselben in ihre Kirchenbücher einzutragen, und sodann in 
geeigneter Weise dem zuständigen Milit^lir-Pfarrer (§. 2.) zuzustellen 

f jj haben. 

> Von diesem ist liinsichtlich sdcher Matrikel-Extracte der am 
Schlüsse des §. 5. bezeiclineten Vorgang zu beobachten. 

Nach beendetem Feldzuge kommen die Matrikeln sammt dem 
Amts-Siegel an das apostolische Feld-Vicariat abzuführen. 

ni. Abschnitt. 

Ueber die Obliegenheit des Feld-Superiars bezüglich der Mairjkel" 

Führung im Kriege. 

§. 11. Der Feld-Superior erJaält keine Matrikeln, weil die ihm 
unterstehende Militär- (Landwehr-) Geistlichkeit die Matrikel-Terni- 
one, wie aus dem hervorgehenden Abschnitte IL erhellet an ihn ein- 
zusenden verpflichtet ist« 

Er übermittelt dieselben, nach Truppen-Körpern und Armee- 
Anstalten (für die Landwehr nach Land wehr- Gommando-Bezirken) 
geordnet, dem apostolischen Feld-Vicariate , welches sie dem nach 
§. 2. zuständigen Militär-Pfarrer zur Protocollirung und weiteren vor- 
geschrieben Behandlung übergeben wird. 

Die von dem Feld-Superior selbst vorgenommenen Functionen 
wird derselbe auf die für die Kapläne vorgeschriebene Weise (§. 9.) 
ersichtlich machen und die bezüglichen Matrikel-Ternione dem Aus- 
weise über die an das apostolische Feld-Vicariat einzusendenden 
Ternione der Militär- (Landwehr-) Geistlichkeit beischliessen. 

IV. Abschnitt. 

Ueber die Matrikel''Führtmg bei den Feld-Spitälern, 

§. 12. Bei eintretender Möbilisirung wird den zu den Feld- 
Spitälern bestimmt werdenden Curaten oder den als solche in Ver- 
wendung kommenden Landwehr- (Landesschützen-) Kaplänen, die mit 
der Nummer des Spitals versehene Matrikel, deren erster Einband 
auf Rechnung des Aerars zu bewirken ist, vom apostolischen Feld- 
Vicariate zugestellt. Später etwa nöthige Buchbinder- Arbeiten sind 
von dem Feld-Spitale aus dem Schreibspesen-Pauschale zu bestreiten- 

27* 
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Nach Auffaasang des Spitala iat- dieMatrikel, von dem Caratöi 
beziehungsweise Landwehr- (Landeacbützen-) Kaplan and vom Spi- 
tals-Commiindanten gefertigt, durch den Ersteren allaogleich an da- 
apostolische Feld-Viearjat zurückzustellen , welches dieselbe - in Auf- 
bewahrung zu nehmen bat. 

Die beim Spitale sich ergebeaden geistlichen Functionen hat 
der Feld-Spitals- Curat (Landwebr-Kaplan) gleich nach deren Vor- 
nahme einzutragen. 

Hiezn sind ihm die nöthigen Behelfs- Documente, als : der Srzt- 
lich bestätigte Köpfzettel und alleufalls die vom Verstorbenön ins 
Spital mitgebrachte Revisionsliste, der Leichenschein etc. etc. nb- 
verweilt zu übergeben. • 

Allfällige Mangel oder widerstreitende Angaben dieser Behelfe 
hat der Spitals-Commandant zu beheben, und das Kesnitat dem Spf- 
tala-Seelsorger wegen £!rgänzung und Eichtigstellung der Matrikel 
mitzntheilen. 

Die Matrikel-Eitracte sind von Spitals-Curaten (Landwehr- 
Kaplan) in der im letzten Absätze, des §. 9. ausgeführten Weise zu 
behandeln. ' 

V. Abschnitt. 

Ueber die Jtfafo^i-JFüÄn*«^, betreff der vor dem Feivde Gebliebenen 

oder in der Kriegs-Gefangenschaft Verstorbenen. 

§. 13. um während eines Feldzuges die vollständige und ur- 
kundliche Verlässigkeit der 8J«rb-Matrikel , welche einerseits behat^ 
der richtigen Standes-Fübning und anderseits zur Wahrung der 
bürgerliehen Rechte der Hinterbliebenen , .so wie zur Erleichtemng 
der Geltendmachung dieser Rechte von höchster Wichtigkeit ist — 
durch einen gleichförmigen geregelten und die erforderliehe Sicher- 
heit gewährenden Vorgang zn erzielen, sind nach jeder Schlacht und 
nach jedem Qefechte, sobald es thunlich ist, von den Compagnieu, 
E^cadrouen und sonstigen Unterabtheilungen mittelst einer von dem 
Comniandanten und zwei Augenzeugen gefertigten Eingabe die Ge- 
blieben dem vorgesetzten Truppen-Commando namhaft zu machen, 
welches die gesammelten Eingaben ohne Verzug an die Armee-In> 
tendanz behufs der Zustellung an den Feld-Superior einzusenden hat. 

Vermiaste und sonst Abgängige, deren wirklich erfolgter Tod auf 
dem Schlaebtfelde nicht ausser allen Zweifel gestellt ist, dürfen in 
diese Eingabe keinfalls eingetragen werden. 

Der Feld-Superior protocollirt die Gebliebenen in seinen Ifä- 
trikel-Ternionen nach den im Abschnitte ni. enthaltenen Beetim- 
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oungeii und sendet die Eingaben nach geschehener Ersichtlichmach- 
.ng der bewirkten ProtocoUirung an das apostolische Feld-Vicariat, 
irelches dieselben den zuständigen Pfarrern (§. 2.) zustellt. 

Der Militär-Pfarrer nimmt die Gebliebenen in seine Sterb-Pro- 
üocolle auf und übermittelt die Eingabe, nach beigesetzter Bestä- 
tigung ihrer Eintragung in das zuständige Register, an die betreffenden 
Landwehr- (Landesschützen-) Evidenthaltungs-Behörden. 

Diese Behörden haben die bei Vergleich des Grundbuches mit 
der Eingabe sich allenfalls als mangelnd oder unrichtig darstellen- 
den Daten dem Militär-Pfarrer behufs Ergänzung oder. Eich ti^stel- 
lung der Matrikel^ bekannt zu gebeti und sodann die mehrerwähnten 
Verlust-Eingaben zum Grundbuchs-Belege zurückzubehalten. 

§. 14. Bezüglich der in der Kriegs-Gefangenschaft und in den 
feindlichen Spitälern Verstorbenen ist bei der üebergabe der Todten- 
Scheine an den zuständigen Militär- Pfarrer (§. 2.) von den Truppen- 
Körpern (Landwehr-Behörden) stets das richtig gestellte Nationale 
des Juit Tod Abgegangenen ersichtlich zu machen oder der Grund- 
buchs-Extract beizulegen. 

VT. Abschnitt. 

Von den 'Amtssiegeln der Landwehr- (Landesschützen") GeisflichJceit. ' 

§. 15. Die Amtssiegel der Landwehr- (Landesschätzen-) Seel- 
sorger enthalten den kaiserlichen Reichs-Adler mit der Umschrift: 

Für die Brigade-Kapläne: 

>K. k. Landwehr- (Landesschützen-) Brigade-Seelsorge. 

Für die Feld-Kapläne der Tiroler Landesschützen-Bataillone: 
»K. k. Landesschützen-Bataillons-Seelsorge.« 

Die Amtssiegel fär die als Feldspitäls-Curaten in Verwendung 
kommenden Landwehr- (Landesschützen-) Kapläne werden diesen bei 
Enichtung der Feld-Spitäler vom apostolischen Feld-Vicariate, wel-. 
ches dieselben in Verwahrung hat, ausgehändiget werden und kom- 
men bei Auffassung der Heilanstalt mit den geistlichen ProtocoUen 
von dem Curaten (Landwehr-Kaplan) gegen Empfangs-Bestätigung 
an das apostolische Feld-Vicariat zurückzustellen. 

Die Amtssiegel für die Landwehr- (Landesschützen-) Kapläne 
werden auf Rechnung des Aerars beigestellt, im Ministerium fär 
Landesvertheidigung aufbewahrt und erst im Bedarffalle hinausge- 
geben. 

Dieselben sind , wenn sie aus der Verwendung kommen , dem 
apostolischen Feld-Vicariate zur Aufbewahrung zu übergeben. 
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UehersicM der Landwehr- (LaitdesscMteen-) TruppenMrper, welche 

im Kriegs-Falle hehufs der Matrikel-Führung nachstehenden 

Militär-Pfarrern des Heeres ettgemesen icerden. 

Der Landwehr-Gommando-Bezirk Wien , Xandwebr-Bataillone 
Nr. 1 bis inclusive 8 und die Landwehr-Dragoner-Escadronen Nr. 1 
und 2 wird dem Militärpfarrer zu Wien zugewiesen. 

Der Landwehr-Commando Bezirk Brunn , Landwehr-Bataillone ■ 
Nr. 9 bis inclusive 19 und die L^ndwehr-Dragoner-Eseadronen Nr. 3 
und 4 vfird dem Militärpfarrer zu Brunn zugewiesen. 

Der Landwehr-Commando- Bezirk Graz , Landwehr-Bataillone 
Nr. 20 bis inclusive 27, dann Nr, 72, 73. 74, und die Landwehr- 
Dragoner-Escadronen Nr. 5 und 6 wird dem Militärpfarrer zn Grcus 



Der Landwehr-GomraaDdo-Bezirk Prag, Landwehr-Bataillooe 

Nr. 28 bis inclusive 51 und die Landwehr-Dragoner-Escadronen Nr. 7 
bis inclusive 12 wird dem Militär-Pferrer zu Prag zugewiesen. 

Der Landwehr-Commando-Bezirk Lemberg, Landwehr-Bataillooe 
Nr. 52 bis inclusive 71, dann Nr. 75 bis inclusive 78, und die 
Landwehr- Uhlanen-Escadronen Nr. 1 bis iuclnsiFe 13 wird dem Mi- 
litärpfarrer zu Lemberg zugewiesen. 

Der Landwehr-Commando-Bezirk Zara, Landwehr- Batailloae 
Nr. 79 und 80 und die Abtheilung der berittenen Schützen wird 
dem Militärpfarrer zu Zara zugewiesen. 

Der Landwehr-Commando-Bezirt Innsbruck, Landeachätzen- Ba- 
taillone Nr. l bis inclusive 10 und die Landesschützen zu Pferd 
wird dem Militärpfdrrer zu Innsbruck zugewiesen. 

Anmerkung. Die nicht zum Stande der obengenannten Trup- 
penkörper gehörigen Personen und die ausserdem im Kriegs-PaÜe 
zur Aufstellung gelangenden Landweh r-Truppen-A.btheilnngeu wer- 
den dem Militär-Pfarrer jenes Landwehr-Commando-Bezirkes zuge- 
wiesen, in dessen Bereiche sie in Evidenz geführt beziehungsweise 
errichtet werden. 

3. Frlass des Ministeriums des Lnnem vom 3. Jtdi 1876, Z. 7686. 
in Betreff der Obliegenheit der Civilgeistlichkeit gegen die Landwehr 
in Gemässheit der organischen Bestimmungen für die Landwehr- 
Seelsorger und der Vorschrift für die Matrikelfiihrung in der 

Landwehr. 
{Au8 der Bfllerreichischen Zeitschrift für Verwaltung Nr. 37. v. J. 1876.) 
Das Verordnnugshlatt für die k. k. Landwehr Nr. 13. vom 24. 
Mai 1876 enthält die Oircular-Verordnung vom 4. Mai 1876, Z. 4757 
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VI. (vergl. Diöcesanblatt ex 1876 pag. 167), mit welcher das k. k. 
Ministerium für Landesvertheidigung die mit Allerhöchster Ent- 
Schliessung vom 8. April 1876 allergnädigst genehmigten »Orga- 
nischen Bestimmungen für die Landwehr- (Landesschützen-) Sellsorger« 
sammt der damit im Zusammenhange stehenden »Vorschrift für die 
Matrikelführung in der k. k, Landwehr« kundgemacht. 

Insoferne in dieser Kundmachung auch der Obliegenheit ge- 
dacht wird, welche die Civilgeistlichkeit gegen die Landwehr zu 
erfüllen hat, findet sich das Ministerium des Innern veranlasst, die 
Aufmerksamkeit der k. k. Landesstelle auf folgende Punkte zu 
lenken : 

Nach Punkt 7. der Circular- Verordnung findet rücksichtlich der 
Stola-ßebühren für die k. k. Landwehr (Landesschützen) im Frieden 
die CivU-Stola-Ordnung volle Anwendung. 

Nach Artikel L der organischen Bestimmungen ist zur Aus- 
übung der Seelsorge und zur Matrikelführung über die im Landwehr- 
(Landesschützen-) Verbände stehenden Personen im Frieden die Ci- 
vilgeistlichkeit berufen. 

Demgemäss obliegt nach .§. 1. der Vorschrift über die Land- 
wehr-Matriken die Führung der Geburts-, Trauungs- und Sterbma- 
triken über Landwehrpersonen, sowie die urkundlichen Ausfertigungen 
aus denselben im Frieden den hiezu nach den gesetzlichen Vorschrif- 
ten über die Civilmatriken bestimmten Personen und beginnt die 
diessfallige öestion der Militärseelsorger erst mit der Mobilmachung 
der Landwehr. 

Wenn aber in der Landwehr nach deren Mobilisirung Matriken- 
fälle eintreten, bei welchen Civilmatrikenführer fungiren, so sind nach 
§. 8. dieser Vorschrift diese Fälle zwar in den betreffenden Civil- 
matriken einzutragen, von diesen Matrikenführer aber entsprechende 
Matriken-Extracte im Wege der Landwehr-Evidenzhältungs-Behörden 
dem betreffenden Truppenkörper zuzusenden. 

Hiernach sind die unterstehenden Behörden und Matrikenführer 
zu belehren 

3, Die Anordnung der haiserl. Verordnung vom 18. Februar 1860, 
R.'-Q.-Bl. Nr, 45, da$s Israeliten das mit dem Kirchen- und Pfrün- 
den-Patronate verbundene Becht der Präsentation für eine Pfarre 
nicht ausüben können, ist durch Art. 14. des Staaisgrtmdgeset^es v. 
24. Deeember 1867, B.-O.-Bl. Nr. 142 nicht hinfältig geworden. 
(Ans der österreichischen Zeitschrift für Verwaltung Nr. 31 v. J. 1876.) 

Das Patronat bezüglich der Kirche und der Pfarre in D. 
steht den vier Dominien Ober-Dom , Nieder-Dom , Ober-Tosch und 
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Nieder-Toscb. Die jeweiligen Besitzer dieser vier Güter übeif das 
Präsentationsrecht für die Pfarre in D. per turnmn aus. Die Reihe, 
auf die gegenwärtig erledigte Pfarre in D. zu präsentiren, kam auf 
den Gutsbesitzer von Nieder-Dom, L. K. Da derselbe israelitischen 
Glaubensbekenntnisses ist, so wurde ihm dieses -Rqcht Seitens des 
fürstbischöflichen General- Vicariates in Teschen streitig gemacht. L. K. 
bat daher die .Bezirkshauptmannschaft in T. um Anerkennung des 
ihm in seiner Eigenschaft als Gutsbesitzer von Nieder-Dom und als 
(Mit-) Patron der Kirche und Pfründe in D. zustehenden Präsenta- 
tionsrechtes auf die Pfarre in D.^ 

In Gemässheit des §. 33.. Absatz 2. des Gesetzes vom 7. Mtai 
1874 (B.-G.-Bl. Nr. 50) wurde Bittsteller von der Bezirkshaupt- 
mannschaft unterm 17. März 1876 , Z. 3257. auf den ordentlichen 
Rechtsweg verwiesen, "3a es sich in dem vorliegenden Falle um die 
Frage, wem das Pfründenpatronat zukommt, handelt. Die Bezirks- 
hauptmannschaft ging nämlich von der Ansicht aus, dass es sich 
hier nicht um die Frage, ob .die Pfründe in D. einem Patronate 
unterliegt oder nicht, in welch letzterem Falle das freie Begetzungs- 
recht des Bischofs eintreten würde (Absatz 1. des §. 33.), sondern 
um die Frage, ob das Pfründenpatronat, beziehungsweise das !dem- 
selben anklebende Präsentationsrecht dem L. K. oder dem Fürstbi- 
schof zukommt (Absatz 2 des §. 33), handelt, dass somit die Frage, 
ob die Pfründe in D. einem Patronate unterliegt , nicht streitig ist 
und nur in Frage steht, wem das Pfründepatronat und beziehungs- 
•wwsa das damit verbundene Präsentationsrecht zusteht. 

üeber den von L. K. gegen diese Entscheidung ergriffenen 
Recurs, in welchem derselbe die Comptenz der politischen Behörden 
zur Entscheidung dieses Streites aus dem Absatz 1. des §. 33. ab- 
leitet und hervorhebt , dass es sich hier um -die Ftage handelt,-, »ob 
das israelitische Glaubensbekenntniss einen österreichischen Staats- 
bürger von der Ausübung des Präsentaiionsrechtes ausschliesst oder 
nicht,« hat die Landesregierung mit dem Erlasse vom 31. März 1876, 
Z. 2747, den, Bescheid der Bezirkshauptmannschaft, auf gehoben, »weil 
es sich in dem vorliegenden Falle keineswegs um die Frage, wem 
das Patronat bezüglich der Kirche und Pfarre in D. zukomme, 
sondern um die bestrittene Frage handelt, ob L.- K. als Israelit das 
mit dem ihm zukommenden Kirchen- und Pfründ en-Patronate ver- 
bundene Recht der Präsentation für die Pfarre in D. ausüben darf 
oder nicht.« Gleichzeitig hat die Landesregierung^ diese Frage ver- 
neint und dem Recurrenten die Berechtigung zur Ausübung des in * 
Rede stehenden Präsentationsrechtes- nicht zuerkannt, »weil derselbe 
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israelitischer Beligion ist und gemäss der nach §. 32. des Gesetzes 
vom 7. Mai 1874 noch .immer in Kraft stehenden kaiserlichen Ver- 
ordnung vom 18. Februar 1860 (ß.-G.-Bl. Nr. 45) in dem Falle, 
wo das Patronat einem Israeliten zusteht, die Ausübung der Patro- 
natsrechte auf die Dauer des Patronatsbesitzes des Israeliten sus- 
pendirt ist.« 

In der Ministerialrecurse bestreitet L. K. die Giltigkeit der 
kaiserlichen Verordnung, vom IS. Februar 1860, indem er behaup- 
tet, dass diese Verordnung mit dem Artikel 14 des Staatsgruildge- 
setzes vom 21. December 1867 (R.-G.-Bl. Nr. 142) im Widerspruche 
steht, daher nach dem Staatsgrundgesetze »lex posterior priori« diese 
Verordöung durch das letztere Gesetz aufgehoben ist. Kecurrent 
stützt sein Recht zur Ausübung des Präsentationsrechtes auf dieses' 
Staatsgrundgesetz und begründet dies damit, dass das Patronats- 
und das Präsentationsrecht in die Kategorie der durch den Ar- 
tikel 14. des bezogenen Staatsgrundgesetzes geschützten, vom 
Glaubensbekenntnisse des Besitzers unabhängigen bürgerlichen und 
politischen Rechte gehört und als ein solches vom allg. bgl. Gesetz- 
buch (§. 1471.). anerkannt und berücksichtiget ist. Recurr^nt behaup- 
tet, dass die Ausübung, des Patronats- und Präsentationsrechtes ganz 
unabhängig von der Gonfession des Berechtigten ist, und dass,^ w^nn 
die kaiserliche Verordnung vom Jahre 1860 noch zu Recht besteWn 
würde , ihm auch die Ausübung des Patronatsrechtes , verweigert 
werden müsste, was jedoch bis nun nicht erfolgte, im Gegentheile 
sein Pati-onatsrecht von den gerichtlichen, politischen und geistlichen 
Behörden wiederholt anerkannt worden ist. 

Mit dem Erlasse vom 28. Mai 1876, Zahl 6534 hat das Mi- 
nisterium far. Cultus und Unterricht dem Ministerialrecurse des L. K. 
in dem Anbetracbte keine Folge gegeben, »dass der §. 14. des Staats- 
grundgesetzes vom. 21; December 1867, auf den sich der Beschwerde- 
führer hauptsächlich stützt, auf den vorliegenden "Fall nicht anwend-. 
bar ist, indem das Patronatsrecht als ein Inbegriff von Befugnissen 
zu gewissen kirchlichen Acten und von Ansprüchen auf bestimmte 
kirchliche Ehrenrechte, obschon der staatlichen Gesetzgebung und 
Verwaltung vielfach berücksichtiget, als bürgerliches oder politisches 
Recht im Sinne dieses Etatsgrundgesetzes nicht aufgefasst werden 
kann, und sonach die kaiserliche Verordnung vom 18. Februar 1860 
(R.-G.-B1. Nr. 45) zu den Vorschriften gehört , welche nach §. 32. 
des Gesetzes vom 7. Mai 1874 (R.-G.-BL Nr. 50) bis zur gesetzlichen 
Regelung der Patronatsverhältnisse in Geltung zu bleiben haben.« 

(In demselben Sinne entschied am 20. Nov. 1876 der Verw. G. H. vgl. 
Vaterland Nr. 324.) - - 



\ 
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4, Aas dem StaxUsvertrage zwischen der österreichisch-ungarischen 

Monarchie und der Schweiz vom 7. December 1875. 

(Reichs-Gesetzblatt Nr. 70 vom Jahre 1876.) 

9 

Artikel 8. In allen Geburts-, Traunngs- und Todesfallen öster- 
reichisch-ungarischer Staatsangehöriger in der Schweiz und umge- 
kehrt schweizerischer Staatsangehöriger in Oesterreich-Üngarn wer- 
den die competenten kirchlichen und weltlichen Functionäre die 
amtlichen Auszüge aus den Eirchenb achern, respective Standesre- 
gistem (registres d'ötat civil) ohne Verzug und kostenfrei ausfertigen 
und dieselben in Oesterreich-Üngarn an die Gesandtschaft der 
schweizerischen Eidgenossenschaft in Wien und in der Schweiz an 
die k. und k. österreichisch-ungarische Gesandtschaft in Bern ge- 
lungen lassen. 

Die Art und Weise der Legalisation dieser Ausfertigungen rich- 
tet sich nach den Gesetzen des Staates, wo sie zu geschehen, haben. 

Den in Oesterreich-Üngarn in einer anderen als in der deut- 
schen oder lateinischen Sprache ausgestellten Geburts-, Trauungs- 
und Todesacheinen ist eine lateinische, von der zustandigen Behörde 
gehörig beglaubigte üebersetzung beizuschliessen , dagegen sind die 
in der Schweiz ausgestellten derlei Urkunden, wenn es sich um einen 
österreichischen Staatsangehörigen handelt, und die Urkunde in einer 
andern als in der deutschen oder lateinischen Sprache ausgefertigt 
ist, mit einer deutschen oder lateinischen , wenn sie aber einen an- 
garischen Staatsangehörigen betrifft ^ und nicht in der lateinischen 
Sprache ausgefertigt ist, mit einer lateinischen, von der zuständigen 
Behörde gehörig beglaubigten üebersetzung zu begleiten. 

Weder durch die Ausfertigung , noch durch die Annahme der 
Geburtsscheine kann die Frage der Staatsangehörigkeit der Betref- 
fenden präjudicirt werden. 

5. Zur Erläuterung der Vorschriften Ober die Legalisirung und 
Einsendung der für Ausländer auszufolgenden Matrikenscheine. 

Laut der Gurrende Nr. 11. vom Jahre 1876 des hochwürdig- 
sten bischöflichen Consistoriums der Diöcese St. Polten hat die k. k. 
nieder-österreichische Statthalterei in Betreff der Legalisirung und Ein- 
sendung der auf Grund des Staatsvertrages vom 7. December 1875 
für Schweizer Staatsangehörige auszufolgenden Geburts-, Trauungs- 
und Todtenscheine über eine Anfrage des hochwürdigsten bischöf- 
lichen Ordinariates der Diöcese St. Polten unter dem 2. August 1876 
Zahl 21271 Nachstehendes eröffnet: 
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»Nach dem zwischen Oesterreich-ÜDgarn und der Schweiz un- 
ter dem 7. December 1875 abgeschlossenen und im Beichsgesetzblatte 
sub Nr. 70 ex 1876 kundgemachten Staatsvertrage Artikel 8. rich- 
tet sich die Art und Weise der Legalisirung der über Geburts-, 
Trauungs- und Sterbefälle Österreich-ungarischer, beziehungsweise 
schweizerischer ünterthanen aus den Kirchenbüchern und Standes- 
registern auszufertigende Scheine nach den Gesetzen des Landes, in 
welchem die Ausfertigung erfolgt.« 

»Die gesetzlichen Vorschriften, nach welchen in Oesterreich die 
für das Ausland bestimmten Urkunden und insbesondere die Aus- 
züge aus den Tauf-, Trauungs- und Sterberegistern zu geschehen 
hat, wurden mit dem Hofkanzleidecrete vom 18. März 1805 Z, 
5167/381, weiches mit dem Erlasse des Ministers des Innern vom 
31. Jänner 1854 Z. 32911/2256 ausdrücklich als noch in Kraft be- 
stehend repulizirt wurde> im allgemeinen festgestellt.« 

»Ausserdem sind in einer Beihe von Staatsverträgen für die 
ünterthanen bestimmter Staaten betreffende Ausfertigungen beson- 
dere Legalisirungsvorschriften enthalten.« 

»Nach der bezogenen allgemeinen Vorschrift, mit welcher die 
besonderen Bestimmungen der einzelnen Staatsverträge, welche Le- 
gcdisirungen zum Gegenstande haben, übereinstimmen, hat die Lega- 
lisirung aller Tauf-, Trauungs- und Todtenscheine durch die Orts- 
obrigJceü zu geschehen und die Authentisirung der Ortsobrigkeit 
wieder durch die Landesstelle legalisirt zu werden.« 

»Unter der OrtsobrigJceü ist derzeit die politische BezirJcsbe- 
hörde zu verstehen.« 

»Nur hinsichtlich der Todtenscheine italienischer Ünterthanen 
hat das k. k. Ministerium des Innern mij: dem Erlasse vom 26. Sep- 
tember 1872, Z. 15548 angeordnet, dass demselben die Legalisirungs- 
clausel durch Consistorium und Landesstelle beigesetzt werde.« 

» Was nun die Art der Einsendung anbelangt, so dürfte es sich 
nach dem Vorstehenden empfehlen, die Matrikenauszüge, welche 
Italiener nicht betreffen, im Wege der politischen Bedrhsbehörde, 
die italienische Staatsangehörige betreffenden Todtenscheine aber im 
Wege des bischöflichen Ordinariais an die k. k. Statthalterei zu 
leiten.« 

6. Frage der Staatsbürgerschaftsfölge der gerichtlich geschiedenen 

Ehefrau. 
(AuB der österreichischen Zeitschrift für Verwaltang Nr. 36 v. J. 1876.) 

Die aus Anlass des Einwanderungsgesuebes des Joseph B., aus 
preussisch Schlesien von der n.-5. Statthalterei gestellte Anfrage, ob 
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sich die Ertheilung- der österreichischen Staatsbürgerschaft an den 
Genannnten auch auf dessen geschiedene Ehegattin erstrecke, warde 

• • • 

vom Ministeriuni des Innern ddo. 19. Februar 1876 , Z. 531 dabin 
beantwortet, »dass die Verleihung des Staatsbürgerrechtes an einen 
Fremden sich auf dessen gerichtlich geschiedene Ehegattin nicht 
erstreckt € 

Weiterefi kam folgender Fall vor: 

Dorothea H. ist die Ehegattin des aus Nienburg in Hannover 
gebürtigen Otto H., welcher in den Sechziger Jahren aus Dei^tsch- 
land nach Oesterreich übersiedelte, in der Gemeinde J. bei Wien die 
Realität Nr. 27 besass und eine Färberei betrieb, endlich über sein 
Einschreiten von der n.-5. Statthalterei unterm 18. Juni 1870 die 
österreichische Staatsbürgerschaft zugesichert erhielt und nach Bei- 
bringung der heimathlichen Entlassung am 20. Juli 1870 den Eid 
als österreichischer Staatsbürger abgelegt hat. 

Das Einschreiten des Otto H. um die österreichische Staats- 
bürgerschaft bezog sich nur auf seine Person und seine fünf Kinder, 
weil seine Ehe mit Dorothea H. schon früher, nämlich im J. 1869 
im Einverständnisse beider Theile gerichtlich geschieden worden ist. 

Aus Anlass der Aufnahme der Dorothea H. in das Bochusspi- 
tal zu P. im März 1874 kam deren Heimath und Staatsbürgerschaft 
in Frage. 

Die Gemeinde J. anerkannte ihre Zuständigkeit nicht, indem sie 
behauptete, dass die Aufnahme in den österreichischen Staatsver- 
band und in den Gemeindeverband von J. sich auf die schon da- 
mals von ihrem Manne geschiedene Ehegattin nicht erstreckt habe. 

Der Magistrat in Nienberg bestritt aber das Factum der wirk- 
lichen Trennung der Ehe durch Scheidung und anerkannte die Do- 
rothea H. gleichfalls nicht als Angehörige. 

Dieselbe Anschauung vertrat das kaiserlich deutsche auswärtige 
Amt, an welches sich durch Vermittelung des . Ministeriums des 
Aeussern gewendet wurde. In der Verbal-Note ddo. Berlin 25. 
Jänner 1876 wird erklärt, dass das deutsche auswärtige Amt '•die 
Frau Dorothea H. , geborene 0., als preussische Staatsangehörige 
nicht anerkennen könne, weil die Voraussetzung, dass die Genannte 
zur Zeit der Aufnahme des Otto H. in den österreichischen Staats- 
verband von demselben schon gerichtlich geschieden gewesen sei, 
nicht zutreffe, und das auswärtige Amt vielmehr aus. den Yerhand- 
lungsacten die Ansicht geschöpt habe dass Dorothea H. als eine ge- 
schiedene Ehefrau nicht zu betrachten sei. Bei diesen Verhand- 
lungen habe es sich zunächst nur um Herausgabe von Vermögens- 
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stücken und vorläufige Trennung von Tisch und Bett gehandelt, 
während es zu einer wirklichen Trennung der- Ehe quoad vinculum 
noch nicht gekommen sei. Denn in der Yergieichsurkunde ddo. 15. Jän- 
ner 1869, welche vor dem Bezirksgerichte in der Bechtssache der 
Dorothea H. contra Otto H. pcto. »Herausgabe von Effecten, ein-r 
verständlicher Scheidung von Tisch und Bett und Alimentec • aufge- 
nommen wurde, haben sich beid^ Theile im Punkte 5 vorbehalten: 
Die Klage auf Trennung der Ehe wegen unüberwindlicher Abneigung 
einzubringen. Es folge hieraus, dass das k. k. Bezirksgericht in üem 
über diese Yergieichsurkunde ergangenen Bescheide vom 15. Jänner 
1869, womit die Scheidung bewilligt wurde, nicht die Trennung 
quoad vinculum, sondern nur die einverständliche thatsächliche Schei- 
dung von Tisch und Bett gemeint habe. In der That sei die Klage 
auf Trennung der Ehe, welche später am 15. Februar 1874 einge- 
bracht wurde, nicht fortgesetzt worden, indem bei der Tagsatzung 
am 19. März 1874 kein Theil erschient Die deutsche Begierung 
war sonach der Ansicht, dass Dorothea H. im Jahre 1870 von ih- 
rlBm Manne noch nicht geschieden war, wenn sie auch getrennt von 
ihm lebte, und dass sie daher noch sein Heimathrecht theilt, weil 
nur Auflösung des Ehebandes (Trennung quoad vinculum), nicht aber 
ein blosses einverständliches Getrenntleben' der Ehegatten fiber das 
staatsrechtliche Verhältniss entscheide. 

Diese Yerbal-Note übermachte das Ministerium des Aeussern 
der n.-5. Statthalterei, welche an das k. k. Ministerium des Innern 
die Anfrage stellte, ob sich der mit dem Erlasse desselben Ministeriums^ 
vom 19. Februar 1876 , Z. 531 erfolgte Ausspruch , dass sich die 
. Yerleihung der. österreichischen Staatsbürgerschaft an einen Fremden 
auf dessen gerichtlich geschiedene Ehegattin nicht erstreckt, auch 
a.uf akatholische Ehen beziehe, id est, ob auch bei Akatholiken schon 
die Scheidung obige Wirkung nach sich ziehe oder erst die wirk- 
liche Trennung der Ehe. (§. 115 allg. bgl. Ö.-B.) 

Das Ministerium des Innern hat unterm 31. Mai 1876, Z. 6359 
der Statthalterei in Wien eröffnet, »dass der mit seinem Erlasse vom 
19. Februar 1876, Z. 531 erfolgte Ausspruch, womach die Yer- 
leihung des Staatsbürgerrechts an einen Fremden sich auf dessen 
gerichtlich geschiedene Ehegattin nicht erstreckt, ^uch auf Akatho- 
liken Anwendung zu finden hat. 

ÄnmerJmng des Einsenders: 

Zur näheren Befeuchtung der Frage wollen wir die rücksieht- 
lich derselben in juristischen Kreisen herrschenden sich gegenüber 
stehenden Ansichten hier kurz skizzirt anfuhren* 
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EKe eine Ansicht lautet, wie folgt: 

Mit Rücksicht auf die §§: 92, 103. bis 110. allg. bgl. G.-B., 
dann Hofdecret vom 23. Februar 1833, Nr. 2595 J. G. S. müsse 
angenommen werden, dass die Verleihung der österreichischen Staats- 
bürgerschaft an einen Fremden sich auch auf dessen gerichtlich ge* 
schiedene Ehefrau erstrecke, und dass daher die seit 25. Jänner 
1869 von ihrem Gatten Otto H. geschiedene Dorothea H. durch die 
im Jahre 1870 Ersterem verliehene Staatsbürgerschaft gleichfalls 
österreichische Staatsbürgerin geworden sei; denn, da die Scheidung 
von Tisch und Bett nur die eheliche Gemeinschaft aufhebt , sonst 
aber alle Wirkungen der Ehe, also auch die, dass die Frau die 
Rechte des Standes ihres Mannes geniesst, bestehen lässt, so ist Do- 
rothea H. durch Verleihung der österreichischen Staatsbürgerschaft 
an ihren Mann österreichische Staatsbürgerin geworden. Es ist hie- 
bei nach österreichischem Rechte ganz ohne Einfluss, ob die gericht- 
liche Scheidung eine einverständliche war oder nicht , und welcher 
christlichen Confession die Ehegattin angehört. Die Richtigkeit 
dieser Auffassung ergibt sich auch aus §. 110. allg. bgl. G.-B., nach 
welchem es geschiedenen Ehegatten jederzeit freisteht, sich wieder 
zu vereinigen. Ein möglicherweise vorübergehender, ohne jede 
behördliche Mitwirkung zu behebender Zustand kann für* die Staats- 
bürgerschaft wohl nicht entscheidend sein. Allerdings lasse sich 
nicht verhehlen, dass die dargelegte Natur des civilrechtlichen Ver- 
hältnisses in den Bestimmungen des Heimathgesetzes nicht zum 
consequenten Ausdrucke gelangt ist. Allein obige Auffassung steht 
auch mit dem fleimathsgesetze vom 3. ^December 1863, R.-G.-B1. 
Nr. 105 in keinem unlösbaren Widerspruche. Es scheint nämlich, 
dass nicht der §. 11. dieses Gesetzes bezüglich der Dorothea H. an- 
zuwenden ist, weil dieser davon spricht, welche Wirkungen eine 
Veränderung in den Heimathrechten des Mannes auf die der Frau 
habe, und diese Gesetzesstelle nur von inländischen Heimathsrechten 
handeln kann, indem sie doch nicht in Bestimmungen des interna- 
tionalen Rechtes einzugehen hatte. 

Dieser Ansicht entgegen wird die nachstehende, die Ministerial« 
Entscheidung vertbeidigende Meinung vertreten: 

Der §. 92. des allg. bgl. G.-B. kann auf geschiedene Frauen 
nicht volle Anwendung haben, indem er in seinem zweiten Satz auch von 
Pflichten der Ehegattin spricht, von welchen bei geschiedenen Frauen 
keine Rede sein kann. Ebenso ist auch die Beruftmg auf den §. 110. 
allg. l)gl. G.-B. nicht zutreffend, weil nach demselben die Wieder- 
vereinigung geschiedener Gatten, wenn sie von rechtlicher Wirkung 
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sein soll, gerichtlich angezeigt werden muss, daher nicht gesagt 
werden kann, dass die Scheidung ein ohne jede behördliche Mitwir- 
kung behebbarer Zustand sei, und ' es wohl ganz natürlich und leicht 
begreifleich ist, dass durch eine solche Wiedervereinigung als ein 
neu hinzukommendes Factum auch die Rechtslage der wiederverei- 
nigten Qattin sich ändert und sie dadurch des Staatsbürgerschafts- 
rechtes ihres Mannes theilhaftig wird. Das Staatsbürgerr^echt ist ein 
selbstständiges öffentliches Becht, welches die Bechte und Pflichten 
gegenüber der Gesammtheit des Staates umfasst und daher nach 
staatspolitischen Grundsätzen zu behandeln ist, nicht aber als reines 
Privatrecht nur nach dem lediglich die Privatrechte und Pflichten 
der Einwohner eines Staates unter sich bestimmenden allgemeinen 
bürgerlichen Gesetzbuche oder gar nur nach den eherechtlichen Be- 
stimmungen des 2. Hauptstückes, 1. Theil des allg. bgl. G.-6. be- 
urtheilt werden kann. Auch aus dem Hofdecrete vom 23. Februar 
1833, wornach die österreichische Staatsbürgerschaft von ^iner Aus- 
länderin durch ihre Verehelichung mit einem österreichischen Staats- 
bürger erworben wird, folgt für die Entscheidung der vorliegenden Frage 
nichts, weil die Dorothea H. nicht einen Oesterreicher, sondern ei- 
nen Hannoveraner geheirathet und weil sich die später erfolgte Ein- 
bürgerung des Letzteren nicht auf seine damals schon gerichtlich 
geschiedene Ehefrau erstreckt bat. Wenngleich zugegeben werden 
muss, dass die Bestimmungen des allg. bgl. G.-B. zur zweifellosen 
Entscheidung der Frage nicht ausreichen, so scheint doch der §.11. 
des Heimathgesetzes vom Jahre '1863, wornach bei einer Verände- 
rung in dem Heimathrechte die gerichtlich geschiedene Ehefrau dem 
Ehemanne nickt folgt, die Ansicht, dass dieselbe Ehefrau in die 
Staatsbürgerschaft nachfofge, schlagend zu widerlegen, weil sie zu 
einem unlösbaren Widerspruche mit dieser Gesetzbestimmung führt. 
Denn, wenn die gerichtlich geschiedene Ehefrau eines Ausländers 
dadurch, dass ihrem Manne das österreichische Staatsbürgerrecht ver- 
liehen wird, dieses Becht erwirbt, so muss sie des Heimathrechtes 
ihres Mannes in jener Gemeinde theilhaft werden, in welcher er zu- 
ständig wird. Ein Widerspruch ist es nun, wenn man die gericht- 
lich geschiedene Gattin eines Mannes, welcher in einer österreichischen 
Gemeinde durcl^ Aufnahme in den Heimathsverband das Heimaths- 
recht erlangt, nach §. 11. des Heimathgesetzes diesem neubegrün- 
deten Heimathrechte ihres Gatten nicht folgen lässt, falls ihm das 
Staatsbürgerrecht durch die Geburt eigen ist; wenn man sie da- 
gegen folgen lässt, falls ihm das Stuatsbürgerrecht verliehen worden. 
Die blosse Verschiedenheit der Bechtsquelle der Staatsbürgerschaft 
in dem einen und andern Falle vermag die Verschiedenheit der 
Entscheidung nicht zu motiviren. 




XXXVI. 

irzbischofs von Köln und ein solcher rhei- l 
iisfer Ober Ausfibung geistlicher Functionen 
und Aemter. 

Mr Journal« veröffentlichte folgendes Schreiben Aes 
bisehofs Dr, Paulus MeUkcrs von Köln : »Rw, Hooh- 
h auf die gefl. Anfrage vom 1. d, M.,da3B es keinem 
st , den ihm von seinem Bischof angewiearaen 
'erlassen ohne dessen- Erlaubniss , oder irgend ein 
1 und namentlich anch das eines Local- oder 
nj oder eines Directors oder Lehrers an einem 
■'Oder einer älinlichen Anstalt oder eine Militär- 
äeelsorgestelle ohne ausdrücklichen Consena des 
hmen. Es ist dieses nicht nur durch die allge- 

Vorschriften und insbesondere durch das Kölner 
om Jahre 1860 verboteo, sondern noch dnröh den 
tiv-BrIass d. d. Fulda den 11. April 1872 inBe- 
bemahme von Sehul-Inspectionsstellen namentlich 
I. Ganz vorzugsweise ist es in der gegenwärtigen 
zwischen Staat und Kirche nothwendig, dass diese 
riften mit aller Treue and Gewissenhaftigkeit 
erden, wesshalb die Herren Dechanten und Pfarrer 
itung zu wachen haben und nicht zulassen dürfen, 
he denselben zuwiderhandeln , kirchliche Eunctio- 
evor sie den Consens des Bischofs oder des apo- 
jr^alten und vorgelegt haben. Ew. Hochwürden 
nhalt des Obigen auch Ihren Herren Gontratres 
in. örnss und Segen im Herrn! 
nber 1876.« 
le 2. October 1876 meldete die Germania: Man 

den Blättern verschiedener Gegenden, dass Qeist- 
<r Erlass der Maigesetze angestellt waren, wenn 
n bei Besuchen, zur Aushilfe und dergl. eine hl. 
?redigt halten, im Beichtstuhl- einmal aushelfen, 
gezogen {.Vergl. in der Germ, die Artikel über den . 
TP'eihbischofs von Posen] nnd gar häufig verurtheilt 
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werden. Nun lese man nachstehende Zuschrift , die vielen Pfarrern 
hiesiger Gegend von anUUcher Seite, ohne vorherige Anfrage, zuge- 
stellt worden ist. Wie reimt sich die zu den his heute stattfinden- 
den Verurtheilungen ? 

»Copia. . 
Bürgermeisteramt X, 

Bezüglich der Grenze der Zulässigkeit geistlicher Amtsfunctio- 
nen ist höheren Orts ausgesprochen: 

a. Die Vornahme einzelner Amtshandlungen in einer vacanten 
Pfarrei durch einen geseUmässig angestellten Pfarrer ist nicht straf- 
bar. Es kommt nicht darauf an^ dass dies der ^ae^&ar-Pfarrer sei, 
sondern darauf, dass der aushelfende Geistliche selbst gesetamässig 
angestellt sei, und dass die Hilfsleistung nicht den Gharacter einer 
auch nur zeitweisen Vertretung annehme; 

b. Auch bei besetzten Pfarreien sind Substitutionen gesetzlich 
angestellter Geistlichen zu eiiizelnen Amtshandlungen, z. B. einer 
Predigt,, gestattet; nur darf die Thätigkeit sich nicht als die üeber- 
tragung einer Stellvertretung oder Hilfsleistung darstellen. 

c. Das Lesen einer stillen Messe ist einem nicht gesetzlich 
qualificirten Geistlichen verboten, wenn dasselbe den Gharacter einer 
geistlichen Amtshandlung hat, also z. B. in Gegenwart der GemeinT 
deangehörigen geschieht. 

X., Datum, 1876. gez. Der Bürjgermeister.« 
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XXXVII. 
Weitere Akten über die Sciiulfrage in Preussen. 




l.- Auf daa Schreiben, welches die Pfarrer der 19 Decanate 
des Bisthums Mönater mit der Bitte um Entscheidung in Betreff 
der Nothwendigkeit det miseio canonica för Lehrer und Lehrerinnen 
zur Ertheilung des Religionsunterrichtes an den heiligen Tater rich- 
teten, erfolgte eine Antwort, ans welcher der »Westphälische Mer- 
kur* unter dem 16. October 1876 folgende hauptsächlichste Punkte 
mittfaeilte: 

1. Lehrer und Lehrerinnen, welche Beligionsnnterricht erthel- 
]«i, müssen dnrch kirchliche Sendnug, die s. g. missio canonica, dazn 
ermächtigt sein. 2. Die missio canonica wird* so lange die gegen- 
wätriigen Zust&nde andauern, vom Ortspfarrer und zwar mändlich er- 
theilt. 3. Die missio canonica kann nur solchen Lehrer und Leh- 
rerinnen ertheilt werden, welche das Versprechen geben, im Sinne 
und Geiste der katholischen Kirche den Religionsunterricht zu er- 
tbeilen, und die zugleich durch ihren Lebenswandel Garantie bieten, 
dass sie solches wirklich than werden. , 4. Diejenigen Lehrer und 
Lehrerinnen, welche ohne missio canonica und wider das Verbot des 
Pfarrers Religionsunterricht ertheilen, sind nach vorgängiger War- 
nung von den hl. Sacramenten auszuschliessen. 5, Lehrern und Leh- 
rerinnen, welche früher die missio canonica erhalten haben, später 
aber durch ihr Verhalten an den Tag legen , das3 sie die erforder- 
liche Garantie nicht mehr bieten , mnss dieselbe wieder entzogen 
■werden. 6. Der vom Bischof eingeführte resp. gutgeheissene Kate- 
chismus darf ohne Zustimmung des Bischofs nicht entfernt und durch 
einen anderen ersetzt werden. 7. Kein Geistlicher darf von der Re- 
gierung die Stelle eines Schul-Inspectors oder irgend ein anderes 
Amt ohne vorgängige Erlaubuiss des Bischofs annehmen.« Im An- 
scbluBs daran sagt der »Merkur:« >Die Pfarrer des Bisthums 
Münster sind sich bewusst , nach ihrem Gewissen gehandelt, im In- 
teresse des Friedens einen modus vivendi angebahnt und die Elttem 
über die katholische Erziehung ihrer Kinder beruhigt zu haben. Hoffent- 
lich wird sich die Regierung diesen friedlichen Bestrebungen zum 
Besten der Schule nicht widersetzen. Einen anderen Weg gibt es 
für die Katholiken des Bisthums nicht.« (Vgl. »Köln. Volksztg. 
1876 Nr. 287. U. Bl.). 
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^.Die »Germania« 1876.Nr. 239 entnahm der »Schles. Volksztg.« 
zur Frage über die missio canonica Folgendes: 

»Auf Grund eines Erlasses unseres Heirn Fürst-Bischofe vom 
12. Juni 1873 hat das fürstbischöfliche Generalricariatsamt unter 
dem 20. Juni 1873 (cf. Verordnungen Nr. 202 V.), soweit die Er- 
theilung des Beli^ionsunterrichtes resp. die Mitwirkung bei demsel- 
ben durch die Lehrer und die »hierzu erforderliche kirchliche Mission 
in Frage kommt, die Pfarrer beauftragt : 1) Die Erledigung sämmt- 
licher Lebrerstellen, sei es, d'ass diese durch Tod, Besignation oder 
Enthebung bewirkt worden, demselben baldigst anzuzeigen. 2) Das- 
selbe zu thun, sobald durch Berufung eines neuen Lehrers die Wie* 
derbesetzung der Stelle erfolgt ist, und für diesen die kirchliche 
Mission nachzusuchen. 

Diese Verordnung hat das Vicariatamt unter dem 18. Juni 
1874 (cf. Verordnungen Nr. 207 IV.) dahin declarirt, dass die Pfar- 
rer auch für Schuladjuvanten, sofern dieselben beim Keligionsunter- 
richt mitwirken, die kirchliche Mission bei demselben nachzusuchen 
haben. Daraus geht unzweifelhaft hervor: 

1) Dass die Kirche, um Conflicte zu vermeiden, bemüht ge- 
wesen, auf die schonendste Weise ihre Rechte zu wahren, indem sie 
niemand anders, als die Pfarrer, beauftragte, die missio canonica für 
die Lehrer zum Beligionsunterricht nachzusuchen; 

2) dass in unserer Diöcese die bei den Seminarprufungen' tnn- 
girenden bischöflichen Commissarien nicht berechtigt sind, die missio 
canonica zu ertheilen; 

3) dass in dem preussischen Bisthumsantheile unserer Diöcese 
seit dem 12. October 1875, an welchem Tage der Herr Fürstbischot 
die sätnmtlichen bischöflichen Behörden des preussischen Bisthums- 
antheils aufgelöst hat, kein Lehrer, welcher von genanntem Tage 
ab ist angestellt worden , die missio canonica zur Ertheilung des 
Beligionsunterrichts besitze. — 

Wie hat nun die königliche Begierung der missio canonica 
gegenüber, die nach katholischem Dogma unbedingt zur Ertheilung 
des Beligionsunterrichtes nothwendig ist, sich gestellt? 

Die folgenden zwei Verordnungen der königlichen Begierung zu 
Oppeln geben Aufschluss: 

Oppeln, den 18. August 1873.. 

Der Localschulinspector der Schule zu N. N. hat uns ein 
Schreiben Euer p. p. vom 11. d. M. an den neu an die Schule be- 
rufenen Adjuvanten N. N. eingesandt, in welchem Euer p. p. mit- 
theilen, dass das farstbischöfliche Generalvicariatamt dem Adjuvanten 
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^J^- in Bücksicht auf den von ihm zu ertheilenden Beligionräntemcht 

p; die nüssio canonica ertheilt habe. Zugleich haben Sie den AdjB- 

vanteh aufgefordert, das Tridentinische Glaubensbekenntniss abzu- 
legen und demselben bemerklich gemacht , dass er ohne Ablegung 
des Bekenntnisses den Beligionsunterricht in der Schule nieht er- 
|~ theilen dürfe. 

Zar Vermeidung von Gonflicten sehen wir uns veranlasst. Euer 
p. p. darauf hinzuweisen, dass Sie, da Sie nicht mehr Localschnlin- 
spector sind, nicht befugt sind zu bestimmen, ob und in welcher 
Weise der von uns als Schulaufsiohtsbehörde berufene und mit einem 
kirchlichen Amte nicht betraute Adjuvant in der Schule Unterricht 
zu l^rtheilen hat. Wenn er gewillt ist, Ihrer Aufforderung als Seel- 
sorger zu entsprechen und das Tridentinische Glaubensbekenntniss 
vor Ihnen zu erneuem, so ist dies eine Angelegenheit, welche sich 
unserer Einwirkung entzieht. In keinem Falle aber können wir dul- 
den, dass die Ertheilung des Unterrichts in der Schule von. der 
missio cajionica der kirchlichen Behörde, oder von der Ablegung des 
Glaubensbekenntnisses abhängig gemacht wird. (§. 10. des Gesetzes 
über die kirchliche Disciplinargewalt vom 12. Mai c, Nr. 4.) Der 
Beligionsunterricht in den öffentlichen Elementarschulen gehört zu 
den ein Ganzes bildenden Lehrgegenständen der Elementarschule; 
die katholischen Lehrer werden auf den Seminarien ordnungsmässig 
für die Ertheilung des Unterrichts in einem jeden dieser Lehrgegen- 
stände vorbereitet und nach bestandener Prüfung für qualificirt zum 
Amte eines Elementarlehrers erklärt. Es bedarf hiernach in keiner 
Weise zur Ertheilung des Beligionsunterrichtes in der Schule, welcher 
selbstverständlich als solcher nach Art. 24. der Verfassung von der 
kirchlichen Behörde geleitet wird, einer besonderen kirchlichen Mis- 
sion far den vom Staate berufenen Lehrer oder der Erfüllung irgend, 
welcher sonstiger von der kir^cblicben Behörde gestellter Bedingungen. 

An Herrn Pfarrer N. N. zu N. N. ^ 

Oppeln den 2. November 1874. 

Abschrift erhalten Euer p. p. aus Veranlassung eines neuer- 
lichst zu unserer Kenntniss gelangten Versuchs , die Ertheilung des 
Beligionsunterrichts anhängig zu machen von der missiö canonica 
und der Ablegung des Tridehtinischen Glaubensbekenntnisses seitens 
der Lehrer, zur Kenntnissnahme mit dem Beifügen, wie die Seelsor- 
ger nieht für berechtigt erachtet werden können, dem Lehrer in Be- 
zug auf sein Amt Verpflichtungen aufzuerlegen, insbesondere' an 
denselben das Verlangen zu stellen, dass er sich der Ertheilung des 
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Beligionsaaterrichtes erst nnterziehe^ nachdem er zuvor das Triden- 
tillische Glaubensbekenntniss abgelegt habe. 

Eönigl. Begierung. AbtheiL für Kirchen- und Schulwesen. 
An die Herren Kreisschulinspectoren. 
. K. A. X. 1216 b. 

Also : um Gonflicte zu vermeiden, wird das Kecht der Kirche« 
die missio can(mica zum Beligionsunterricht zu ertheilen, ein Recht, 
das sich auf das katholische Dogma stütet, nicht anerkannt« Wie 
muss doch das Recht der Kirche^ den Religionsunterricht in der 
Schule nach Art. 24. der Terfassung zu leiten, aussehen, um in den 
Rahmen der obigen Verordnung zu passen? 

Ist da- überhaupt noch etwas von einem anerkannten Recht 
vorhanden? Bei solcher Sachlage muss der Klerus des Bisthums 
Breslau, gleich dem der übrigen Diöcesen, baldigst Stellung nehmen. 

Es ist wohl selbstverständlich, fögt die Germania hinzu, dass 
die »Stellungc dieselbe sein wird, wie die, welche der Klerus der 
Paderborner und Münsterschen DiOcese eingenommen hat , und dass 
ihm dann auf einem nicht mehr ungewöhnlichen Wege derselbe Be- 
scheid wie dem der beiden genannten Diöcesen (Vergl. »Germ* Nr. 
179 und Nr. 238) werden wird. Uebrigens haben, officiöse Corre- 
spcmdenzen bereits darauf schliessen lassen^ dass die CentrdlrepßrMng 
in Berlin in der beregten Frage nicht so denkt, wie die Bejrirks" 
regierung in Oppeln. 

3. tJeber denselben Gegenstand hat die königliche Begierung zu 
Breslau unter dem 25. October 1876 folgende Verfügtmg erlaissm: 

»Sowohl aus dem Schulaufsichtsgesetz vom 11. März 1872, als 
aus der allgemeinen Verfügung dea Herrn Gultusminister vom * 15. 
October 1872 geht klar hervor, dass der von der Staatsbehörde an- 
geordnete schulplanmässige Religionsunterricht der öffentlichen Volks- 
schule, und zwar gleichviel ob er durch die vom Staate berufene 
Lehrer oder durch zugelassene kirchliche Organe ertheilt wird , le- 
diglich der staaäichen Aufsichtsbehörde unterstellt ist. Die Elemen- 
tarsehuUehrer erlangen dadurch, dass sie ihre Qualification für das 
Lehramt üA^Aaup^ nachweisen, auch die Befugniss zur Ertheilung 
des Religionsunterrichtes in der öffentlichen Volksschule. Trotzdem 
haben, wie zu unserer Kenntniss gelangt ist, neuerlich katholische 
Geistliche von den unsererseits zum Lehramt überhaupt und damit 
auch zum schulplanmässigen Religionsunterricht berufenen und da- 
für qualificirten Lehrern gefordert, dass sie vor Ausübung dieser Be- 
fugniss vor dem Geistlichen des tridentinische Glaubeusbekenntniss 
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emenem und den Nachweis einer sogenannten missio canonica fuUren. 
Ein solcher Versuch, das Tridentinum — dessen "kirchliche Bedeu- 
tung staatUcherseits durchaus unberührt bleibt, [?] — oder andere 
kirchliche Gelöbnisse mit dem staatlichen Lehramte der öffentlichen 
VolksschuUehrer in ein vorbedingendes Verhältniss setzen zu wollen, ist 
ein unstatthafter Uebergriff. — Insoweit die Diener der katholischen 
Kirche hierbei nur in ihrer Eigenschaft als Seelsorger der Lehrer in 
Betracht kommen, gibt uns das beschriebene Verfahren zu der Er- 
klärung Veranlassung, dass das von der Kirchenbehörde aufgestellte 
Verlangen völlig einflusslos [I] ist auf die Berechtigung zur Aus- 
übung der mit dem Lehramt verbundenen, vom Staate dem Lehrer 
übertragenen Pflichten, und dass wir diejenigen Lehrer, welche sich 
dem Ansinnen der Kirchenbehörde nicht fügen , gegen die illegalen 
Prätensionen derselben zu schützen wissen werden. Wir werden 
falls Kirchendiener über die öffentlichen Lehrer desshalb kirchliche 
Strafen verhängen sollten, weil dieselben, ohne das tridentinische 
Glaubensbekenntniss zu erneuern, oder andere kirchliche Gelöbnisse 
abzulegen und ohne den Nachweis einer sogenannten missio canonica 
zu führen, Religionsunterricht ertbeilen, pfliehtmässig dafür Sorge 
tragen, dass die schuldigen Kirchendiener gemäss §§. 2. und 5. des 
Gesetzes vom 13. Mai 1873 — resp. §. 10 des Gesetzes vom 12. 
Mai 1873 , sofern es sich um Lehrer handelt , die zugleich Küster 
sind, — wegen ihres gesetzwidrigen Verhaltens bestraft werden. [So !] 

Ganz ungehörig und auch disciplinarisch zu ahnden ist jedoch 
das vorgedachte Verlangen , wenn es von einem Organe der Schuh 
aufsichisbehörde ausgeht, wenn ein katholischer Localr oder Kreis- 
schulinspector vor der Vereidigung des Lehrers die Erfüllung der 
mehrerwähnten, ungesetzlichen Bedingungen fordert. Die Vereidig- 
ung des. Lehrers geschieht, behufs Einfuhrung in das Lehramt und 
soll, um diesen Gesichtspunkt auch äusserlich zur Anerkennung zu 
bringen, gemäss unserer Circularverfögung vom 18. September d. J. 
im Schulzimmer stattfinden. Der Local- oder Kreis schulinspector 
fungirt bei dem Akte der Vertheidigung nur als Beauftragter der 
Sehulaufsicht^ehörde , und es bedarf keiner weiteren Ausführung, 
dass er die ihm aus^ diesem Auftragsverhältniss erwachsende Pflich- 
ten aufs Gröblichste verletzt, wenn er die Erfüllung illegaler, von 
der Auftraggeberin ausdrücklich gemissbilligten Bedingungen von 
dem Lehrer fordert. 

In jedem Berichte über die Einführung resp. Vertheidigung 
katholischer Elementarschullehrer durch katholische Local- oder Kreis- 
schulinspectoren ist künftig pflicbtmässig zu versichern , dass die 
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Einführung resp. Vereidigung im Sinne dieses Erlasses erfolgt sei» 
Desgleichen erwarten wir Anzeige, falls es zur Cognition der Herren 
Landräthe und Kreisschulinspectoren gelangen sollte, dass über einan 
Lehrer wegen der Weigerung, eine sogenannte nsissio canonica, Er-^- 
neuerung des tridehtinischen Glaubensbekenntnisses , oder^ sonstige 
kirchliche Gelöbnisse als Vorbedingungen für die Ertheilung desEe- 
ligionsunterrichtes «anzuerkennen, kirchliche Strafen verfaHngtworden.« 

Einer derartigen Verfügung gegenüber meinte die Germania, war 
es an der Zeit, dass die katholische GeisÜiehheit Schlesien» in. der^ 
selben Weise vorging, wie die der Diöcesen Münster und Paderborn* 
Ein katholischer Geist^cher ist nach diesem Erlass für die Zukunft 
als Local- oder Kreis-Schulinspector unmöglich geworden, wenn er 
nicht mit seinem Gewissen in Widerspruch gerathen will. Wie üb- 
rigens die Behauptung, »die kirchliche Bedeutung des Tridentinum 
bleibe staatlich erseits durchaus unberührt,« mit der obigen Verfägung 
vereinigt werden kann, ist uns unerfindlid). Was die angedrohte 
Bestrafung wegen »gesetzwidrigen Verhaltens ,« d. h. wegen Ver* 
hängung der kirchlichen Oensuren über jene Lehrer, die ohne misstio 
jcanonica Religionsunterricht ertheilen sollten, betrifft, so verweisen 
wir in dieser Beziehung auf die bereits ergangenen Erkenntnisse ge- 
gen den Herrn Fürstbischof Dr. Förster, Weihbischof Janiszewski, 
Propst Ghmielinski in Same u. s. w. : sämmtliche endeten mit Ftei^ 
sprechung. Nach diesen Antecedentien ist die kühne Androhung 
der sicheren Strafe mindestens noch sehr zweifdhäft Das Verhal- 
ten der Eltern und ihrer Kinder gegenüber den Lehrern obnemissio 
canonica wird jedenfalls ein solches sein, wie gegenüber den »Staats- 
pfarrernc deren Kirchen leer stehen. Wir erinnern hier i>och an das 
Verhalten der Katholiken zu Erpel ; sie haben durch ihr 'geschloa^ 
senes Vorgehen erreicht, dass der von Messenich in jene Gemeinde 
versetzte »altkatholische« Lehrer Philippsen laut einer Verfögung 
der Regierung zu Koblenz den römisch-katholischen Kindern Erp^ 
fceiwen Religionsunterricht mehr ertheilen darf. 

4. Die Pfarrer der beiden Diöcesen Münster «nd Paderborn 
richteten nach dem »Wph. Merkurc folgende Eingabe, betreffend den 
katholischen JßeZi^on^un^m^. 

An den königlichen Staatsminister und Minister der geistlichen^ 
Unterrichts- und Medicinal-Angelegenheiten Herrn Dr. Falk, Ei»e* 
lenz zu Berlin. 

Im Einverständnisse mit Ew. Exeellenz haben die königlichen 
Begierungen zu Münster, Minden, Arnsberg und Düsseldorf deriMehi}^ 
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zahl der katbolisdieß' Ffairer in den Dijtoesen Mflnst» oad PaAei- 
boni mit der mgenaniiteti iKtcal-flcholiospection anch. die Leitiug 
des sobnlplanmftssig«!! B«ligioDsnntemi^ts is dm Schulen der be- 
treffenden ' PfsnreieD ontertagt. Die von Ew. Excellenz anderwMt 
ergasgenen amtlichen Kundgebungen berechtigen aoBsadem in der 
Annahme, d&ss die königliche St^tsrf^erung sich giuiz allgediein 
die Befhgniss beil^ rfickBichüioh der Ertheilting nod Leitung des 
BeUgionranterricbiea , aach ohne To^ngige Zustinnansg der recht- 
mässigen Vertreter der kirchlichen Autorität, endgültige Anordnnogra 
zn tivfl^. Das von Ew. Excellenz in Anspruch genomm^e und 
von den gedachten Bezirksregienitigen zar Aosfährung gebrachte 
Becht, beatimmtra Geistlichen die Leitung des BeUgionaDot^- 
lichtes zn untersagen und anderen zu fibertr&gen, kann nur als räi 
AnsSaes jener beanspruchten allgemeinen Befiigniss betrachtet werden. 

Die unterzeichneten Pfarrer der Diflcesen Müister und Pader- 
born halten sich im Qevisaen verpflichtet, Ew. Excellenz itiit der 
söhnldigen Ehrerbietung, aber auch mit voller Entechiedenheit zu 
erklären, d&ss sie die königliche Staatsreg^rnng nicht f& bereebtiigt 
halten können, inseitig Über Ertheilnng und Leitung des katholiscbeti 
Beligionsnntenichtee VerfQguageD zu erlassen ; dass sie insbeson- 
dere der Staatsregiemng die Befugniss nicht zuerkennen dürfen, v&n 
der Leitung des Bdigionsnnterrlchtes Pfarrer zu entfemen, wel- 
chen die Kirche durch den zuständigen Bischot diese Leitung äber- 
tara^n bat. 

Die katholische Kirche muss als Grundbedingung fix ihre, 
in Preossen zudem staatlich ansdräcklicli anerkannte Kxistenz das 
Beeht in Anspruch nehmen, in ihren Glaubens- und Sittenlehren ge- 
mäss der von ihr behaupteten gAttlichen Sendang Jeden zu unter- 
richten, welcher selbst oder durch seine Eltern diesen üoterricht be- 
g^rt , In welcher Antdehnoiig und aster welchen äussern um- 
ständen die Kirche dieses Becht ansäht, entzieht sich ebenso jeder 
staatlichen Einwirkung , wie dem Staate eine Beeinflussung des 
sachlichen Inhalts der Beligionslehre schlechtweg versagt bleiben msss. 

Ew. Excellraz haben geglaubt , den zuletzt ausgesprochenen 
.€^ndiat3 dahin bes^ränken zu dürfen: »Dass die rawähnte Ein- 
wirknng der staatlichen Scbnlan&ichtsbehQrde nur in so fern nicht 
'EaBtebef a^ die Beligionslehre nichts enüialten dürfe, w^. den bör- 
gerlioh«) nad staatbürgerlichen Pflichten mwiderlänft.« Ew. Excel- 
lenz werden aber nicht verkwnen kennen, dass diese Besi^ränkung 
die Freiheit des Beligionsonterricbtes im Pnnäp aufhebt. Bs liegt der 
Mikbar sobär&te Wideiapmcb in der von der Kirche anfgestelUen 
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Qrundiehre und denj von Bw. Excelleüz beanspruchten Beaufsiöh* 
tigungssrechte. Die Kirche behauptet , dass der ganze Inhalt ihrer 
Beli^onslehre göttliche Offenbarung im strengsten ffiime 4^8 Wortes 
sei; dass feilier diese Ofienbarung, um sie rein und unTerf&lscht zu 
erhallen, derart unter den directen . allerhöchsten Schutz .Ootfces g&f 
stellt sei, dass die Möglichkeit einer Yerirrung der kirchlichen Oigane 
in der Verkündigung der Lehre aui^eschlossen bleibt. - J ■ 

Ew. ExceUenz wollen dagegen staatlichen Organen die B^g^ 
niss beilegen, zu ermessen, ob der Inhalt der katholiscbenBeligions- 
lehre den bürgerlichen und staatbürgerlichen Föichtm zuwiderUuft. 
Damit übertragen Ew. Excellenz die Berechtigung, festzustellen, was 
Von der Religion gelehrt werden soll, was nidit, von den kirchlichen 
auf staatliche Organe, welchen obendrein in den meisten Pällen die 
katholische BeligioBslehre völlig fremd ist. Die Darchführuhg sokfaer 
Ansprüche würde für die römisch-katholische Eirdie demnach die 
Freiheit des Religionsunterrichtes aufhebend 

Ew. Excellenz müssen überdies aus dem ümirtande , d;lss die 
römisch-katholische Kirche mit ihrer Lehre in Deutschland und in 
Preussen seit Jahrhunderten anerkannt ist, schliessen , daisd die Be- 
ligionslehre dieser Kirche nichts , enthält, was den bürgerlichen und 
staatsbürgerlichen Pflichten zuwiderläuft. Sofern aber Ew. Excelleite 
gegentheiliger Meinung sein sollten, würde Ihnen obliegen, unter EN 
bringung des Beweises für die StaatsgeCährlichkeit der katiiolischen 
Kirche die Ausweisung derselben bei den gesetzgebenden Facioren in 
verfassungsmässiger Weise zu beantragen. Eine fortgesetzte präven- 
tiv-polizeiliche Beaufsichtigung und Beeinflussung des römisch-^katbo^ 
llschen Religionsunterrichtes dagegen, wie Ew. Excellenz üe jetzt 
beanspruchen, steht schon mit dem Anerkenntniss' der Kirche in 
Preussen im Widerspruch, und verbietet sich dessbalb nach jeder 
Richtung von selbst, öegen einen immerhin möglieben MissbraBc)i 
des Amtes von Seiten des angestellten Refigionslehrers muäs der 
Staat sich durch das Strafgesetz schützen. Ew. ExceUenz haben 
^esen Standpunkt mit möglichster Präcision gegeiiüber der Brthei- 
lung des Religionsunterrichtes für den Empfang^der Sacramehte der 
Busse und des Altars eingenommen und dies«i Unterricht als ti^em 
kirchliche Amtshandlung bezeichnet. . .r . < 

Dem schtdplanmässigen Religionsunterrichte gegeiiüber sidi- 
men Ew« ExceUenz for den Staat weitere Rechte 'in; A^rao][i. 
Eochdiesalben behaupten: idie Ertheilung des BeUgionsimtevriehitis 
als eines obligatorischeii Lehrgegsenstandas der Schale fälle ; dem 
Lehrer zu, weil keine gesetzliche Bestimmung Voriuandenseiv <^ JUui 
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der Geistliche selbständig Eeligionsunterricht in der Volksschule er- 
theilen solle oder dürfe.« 

Ew. Excellenz mögen uns nicht verargen, wenn wir die hier 
versuchte Begründung als schlechthin verfehlt bezeichnen. Der von 
Ew. Excellenz betonte Mangel an gesetzlichen Bestimmungen erklärt 
sich aus dem sehr einfachen Grunde, dass es solcher Bestimmung-en 
überall nicht bedurfte, weil das Recht der Geistlichen, den Religions- 
unterricht zu ertheilen , als eine selbstverständliche, mit der staat- 
lich zugelassenen Existenz auch staatlich garantirte Befugniss in 
voller üebung war und von Niemanden bestritten wurde. 

Rücksichtlich der Leitung des Religionsunterrichts halten Ew. 
Excellenz die Regierung »nicht minder für befugt, wie berufen, jedem 
mit dieser Leitung befassten Geistlichen den Zutritt zu dem Unter- 
richte zu versagen, .wenn sein Verhalten diejenigen Zwecke zu ge- 
fährden geeignet sei, welche der Staat mit der Erziehung der Jugend 
durch die Volksschule verfolgt.« 

Dagegen erlauben wir uns gehorsamst zu bemerken , dass der 
Pfarrer Jcraft seines Amtes verpflichtet ist, darüber zu wachen, dass 
diejenigen , welche innerhalb seiner Gemeinde Religionsunterricht 
ertheilen, die rechte Lehre verkünden. Den Pfarrer in der Erfüllung 
dieser seiner Ämtspflicht hindern, heisst denselben theilweise seines 
Amtes thatsächlich entsefcsen. Ausserdem steht unseres Erachtens 
die von Ew. Excellenz vertretene Auffassung in geradem Widerspruche 
mit dem Artikel 24. der Verfassungs-Urkunde. Zwar haben Ew. 
Excellenz diesen Einwand mit der Behauptung entkräften zu können 
geglaubt: dass' die Verfassungs-Urkunde der Kirche weitergehende 
Befugnisse nicht eingeräumt habe ; dass aber ausserdem die auf das 
ünterrichtswesen bezüglichen Bestimmungen der Verfassungs- Urkunde 
für sich allein formelles .Recht nicht gewähren. 

Ew. Excellenz werden der Ueberzeugung sich nicht verschlies- 
sen können, dass es lediglich den gesetzgebenden Factoren zusteht, mit 
Gesetzkraft auszusprechen, welche Erklärung der bezüglichen Artikel 
dem Wort und Geist der Verfassungs-Urkunde entspricht. Sofern 
Ew. Excellenz geneigt sein möchten, einer ministeriellen Erklärung 
in dem vorliegenden Falle gleiche Geltung beizulegen, würden wir 
Ihrer Auslegung den Ausspruch des Herrn Ministers von Ladenberg, 
gegenüberstellen , welcher erklärte : »dass die »Leitung^ des Reli- 
gionsunterrichtes alles in sich schliesse, was in dieser Beziehung 
von den Religions-Gesellschaften gewünscht werden könne, sofern die- 
selben dadurch für befugt erachtet würden, unter Umständen die 
Leitung auch auf eigenes Besorgen auszudehnen.« 
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Nach unserer Ueberzeugung entspricht diese, dem Artikel 24, 
der Verfassnngs-Urtunde gegebene Erklärung nicht bloss dem Wort- 
laute, sondern auch dem aus der Entstehungsgeschichte des gedach- 
ten Artikels sich ergebenden Sinne desselben. Sie entspricht ferner 
der Natur der Sache und djBr bisherigen Uebung, welche einseitig 
im Wege der Verwaltung abzuändern nach Lage der Gesetzgebung 
unzulässig erscheint. 

Hiervon aber auch abgesehen, müssen die unterzeichneten Pfar- 
rer sich erlauben, Ew. Excellenz daran zu erinnern, dass der Religions- 
unterricht zu einem obligatorischen Lehrgegenstand nur unter Zu- 
stimmung der Kirche werden konnte. Wenn ein Staat den Versuch 
machen wollte , den Religionsunterricht ohne die Mitwirkung der 
Kirche oder gegen den Willen derselben als obligatorischen Lehrge- 
genstand festzuhalten, so würde die Kirche sofort in Erwägung ziehen 
müssen, ob sie nicht den katholischen Lehrern die Ertheilung, den 
Gläubigen aber die Benutzung eines solchen rein staatlichen Reli- 
gionsunterrichtes als sündhaft zu verbieten hätt«. Einem derartigen 
kirchlichen Verbote würde keine Staatsregierung ohne Glaubens- 
zwang, würde insbesondere die königlich preussiche Staatsregierung 
nicht ohne Verletzung des Artikels 12. der Verfassungs-Ürkunde 
entgegentreten können. 

In der Ueberzeugung, nur das zu verlangen, was uns nach 
göttlichem und menschlichem Rechte zusteht, nehmen wir hiernach, 
also für uns die Befugniss in Anspruch : »in unseren Pfarreien den 
Unterricht in der katholischen Glaubens- und Sittenlehre nach un- 
serer freien, durch die örtlichen Verhältnisse bedingten Entschliessung 
selbst zu ertheüen. 

So lange ferner der römisch-katholische Religionsunterricht 
obligatorischer Lehrgegenstand der Volksschule bleibt, müssen wir 
das Recht beanspruchen: »die vom Staate zum Unterrichte an die 
Volksschulen unserer Pfarreien berufenen Lehrer und Lehrerinnen, 
als unsere Gehülfen mit der Ertheilung des Religionsunterrichtes 
zu beauftragen, nachdem wir uns vergewissert haben, dass sie föhig 
und bereit sind, die römisch-katholische Lehre rein und unverfälscht 
den ihnen anvertrauten Kindern zu überliefern. 

Nicht minder müssen wir als unveräusserliches Recht fordern: 
»dass uns die Beaufsichtigung und Leitung des Religionsunterrich- 
tes in den Volksschulen unserer Pfaireien so lange ohne jede Ein- 
schränkung verbleibt^ als unsere geistlichen Oberen uns dieselbe be^ 
lassen.« 

Ew. Excellenz aber bitten wir, geleitet von dem Wunsche, 
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dem Gebiete äes Schulwesens einen Conflict der bedenklichsten Art 
ferDzahalten: 

Hochdieselben wollen geneigtest alle diesen nnaeren Rechten 

entgegenfltehenden regiminellen Verfügungen und Bestiminnngen 

aufbeben. 

Wir sprechen diese Bitte um so zureisichtlicher ans, als wir 
annehmen za mOssen glauben, dass wir bei Ew. Eicellenz demselben 
Wunsche begegnen, welcher uns die Bitte dictirt hat. 

Wir Terharren mit der schuldigen Ehrerbietung 

Ew. Excellenz gehorsamste: 
Eömisch-katholische Pfarrer der Diöcesen Munster und Paderborn. 

Münster, W. Oetober 1376. 

(Polgen die tFnterscbriflen der Pfarrer sämmtlicber Decanate 
bis auf zwei, aus welchen die Unterschriften nicht frabzeitig genug 
eing^angen waren.) 

Paderborn, 16. Oetober 1876. 

(Folgen die Unterschriften der Pfarrer sämmtlicher Decanate.) 

5. Eine an den Gnltusminister gerichtete Beschwerde gegen Bei- 
behaltung der protestantischen LesebScher hat folgenden Wortlaut: 

Nach einer Mittheilnng des »Staats- An leigere vom 25. Mai er. 
haben Ew. EicellenB angeordnet, dass solche Schul- Lesebücher, welche 
einen einseitig confessionellen Character tragen, aus dem Unterrichts- 
gebrauche baldmöglichst, jeden&lls aber bis zum 1. April 1878 est- 
femt werden müssen. 

An Stelle der beseitigten Lesebücher werden für die evan- 
gelischen Schulen von Ew. Escellenz besonders empfohlen: die Le- 
^bücher von Book, von Büttner, von Wetzel, Menges, Richter, von 
. fteuss und Vettar, von Haupt und Scharlach, von Keck und Johan- 
sen, vom hannover'schett Lehrerverein, vom hessiachen Lehrerverein, 
von Schneider, von Jütting und Weber. 

Die Torstehend aufgeführten Lesebücher enthalten aber eftmmt- 
lich religions-geschichtliche AuMtze, welche geeignet sind, die Ka- 
tholiken auf das tiefste zu verletzen. 

In mehr oder minder scharfer Ausführung behaupten die ge- 
dachten Lesebücher : 

1. dass das Fapstthnm das Resultat stolzen Strebens von Seiten 
des rSmischen Bischefes seiv 

2. dass die Herrschaft der Püpste über die abeudlftadiscbe 
OhristeDbeit eine lange, schmachvolle Zeit für unser deutsches Vater- 
land herbeigemfen habe; 
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3. dass die ganze verderbliche Macht de? Papstthums lange 
Jahre auf unserem theaern deutschen Yaterlande geruht und schw^ 
res Unheil über Deutschlands Fürsten und Deutschlands Völker ge- 
br£icht habe; .. ^ 

4. dass der Papst als Statthalter Christi auf Erden behauptet 
habe: als solcher habe er Macht, den Leuten ihre Sünden zu ver- 
geben, wenn sie Geld zahlten; 

5. dass in der Kirche allgeniei|i die falsche Meinung entstai)- 
den sei, dass man sich Befreiung von Sündenstrafen dareh Qeld er- 
kaufen können ; 

6« dass die Kirche lehre : im heiligen Abendmahle dürften 
nur die Geistlichen Beides, Leib und Blut des Herrn empfangen; 
,7. dass die Messe ein schriftwidriger Gottesdienst sei ; 

8. dass die Kirche lehre : die heilige Schrift sei den Gläubigen 
vorzuenthalten;. 

9. dass Lutber's Beformationswerk Heil und Segen über Deutsch- ' 
land gebracht habe. 

Ew. Excellenz werden anerkennen müssen, dass die deutschen 
Katholiken nicht tiefer verletzt werden können, als wenn das Papst- 
thum , welches nach der Kirchenlehre eine göttliche Institution ist, 
eine für Deutschland verderbliche Macht genannt wird. 

Ew. Excellenz können ferner durch Bevision der katholisohen 
Volksschulen in Preussen ohne Mühe . feststellen lassen, dass die ka- 
tholische Kirche niemals gelehrt hat, auch nicht lehren kann: man 
könne um Geld oder Geldeswerth Sündenvergebung erkaufen. 

Eben so leicht wird die wahre katholische Lehre voa der hei- 
ligen Messe und Communion festgestellt werden können. 

Auch werden Ew. Excellenz sich die Ueberzeugung zu ver- 
schaffen im Stande sein , dass die Katholiken — gleichviel, welcher 
Gesellschaf tsclassen und welchem Alter sie angehören — in deu: er- 
wähnten Behauptungen der evangelischen Schul-Lesebüeber grobe 
Entstellungen der Kirchenlehre erblicken, welche lediglich in der 
absoluten ünkenntniss katholischen Lebens zwar nicht eine Entschul- 
digung, wohl aber eine Erklärung finden.. 

Ausserdem enthalten die gedachten Lesebücher über den ge- 
schichtlichen Verlauf der Beformation und der an diese sich an- 
lehnenden politischen Ereignisse vielfach Aufsätze, welche von ka- 
tholischen Schriftstellern unter Vorlage eines bedeutenden Beweis- 
niaterials geradezu als verleumderische Angriffe auf die Kirche be- 
zeiclmet werden. ' 

Die Katholiken in Preussen haben diesen Angriffen auf die 
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Lehre uad daa Leben der Kirche bislang besondere Aufmerksamlceit 
nicht Zugewendet, dessbalb anch entsprechende Anträge auf hem- 
mendes Einschreiten der Staatsregierung nicht gestellt : die Berech- 
tigung derartige Anträge anzubringen, wird aber keinem Eatbolikes, und 
noch weniger einem katholischen Priester bestritten werden können. 

Die am 4. c. in Unna versammelt gewesenen Pfarrer aus den 
Diöcesen Münster und Paderborn hielten dafür, dasa es gerade jetzt 
angezeigt sei, Ew. Escellenz Aufmerksamkeit auf den beklagten TJe- 
belstand zu richten. Ew. Eicellenz haben verordnet, dass aua den 
Scbul-Lesebüchern hinturo >alles fern bleibe, was etwa die Angeböri- 
gen anderer Confessionen verletzen könne.« Die erwähnten Piarrer 
glaubten , dass bei der Evidenz der Tbatsache eine nähere Beweis- 
führung, wie sehr die Katholiken durch die protestantischen Lese- 
bücher sich verletzt fübleu müssen, nicht, erforderlich sei. Unter 
dieser Voraussetzung konnten die Pfarrer einen hinreichenden Glrund 
für die Beibehaltung der Lesebücher bis zum 1. April 1878 nicht auf- 
finden. Die mögliche Einwendung, dass sofort andere, bessere Lese- 
bucher nicht geboten werden könnten, müsste um deswillen binfällig- 
erscheinen , weil derselbe Umstand die in den katholischen Volks- 
schulen Westfalens eingeführten Lesebücher vor sofortiger Katfer- 
nuiig nicht zu schützen vermochte. 

Die mehr erwähnten Pfarrer haben demnach unter nachträg- 
licher Zustimmung des grössten Theiles der Pfarrer beider westfä- 
lischen Diöcesen die Unterzeichneten beauftragt, bei Ew. Eicellenz 
den zur Sache ertorderlicben Antrag zu stellen. Demnach erlauben 
sich die gehorsamst Unterzeichneten, Ew. Eicellenz zu bitten: 

Hochdieseiben wollen geneigtest anordnen, dass diejenigen Schul- 
Lesebücher welche für Katholiken sebwerverletzende Lesestücke ent- 
halten, nicht bis zum 1. April 1878 in den evangelischen Schuten 
beibehalten,, vielmehr unverzüglich bei dem Uuterrichts-Gebrauche 
entzogen werden. 

Um den Einwand abzuschneiden, als seien wir zur Anbringung 
eines solchen Antrages Namens einer Anzahl ungenannter Pfarrer 
nicht legitimirt, erlauben wir uns, Ew. Eicellenz gehorsamst zu er- 
klären : 

dass wir den obigen' Antrag auch im eigenen Namen als Ka- 
tholiken als Priester und als Pfarrer gestellt haben und 
stellen.. 

Münster, den 18. Oetober 1876. 
Kappen, Stadtdechant Klein, Domcapitular Schulie, Pfarrer 
in Münster. in Paderborn. in Erwitte. 
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»Wir fugen,« sagt der »Westf. Merkur,« »dem Abdrucke der 
vorstehenden Aktenstücke heute nur die Versicherung bei , dass das 
katholische Volk mit tiefem Danke von diesem neuen Beweise echt 
priesterlicher Freimüthigkeit und wahrer Hirtentreue Kenntniss neh- 
men wird. Per hochwürdige Klerus mag sich überzeugt halten, 
dass die Schaaren des katholischen Volkes stets dahin folgen werden, 
wohin der Erlöser der Welt sie durch den Mund seiner Diener und 
Stellvertreter ruft. 

Der »Liboriusbote« theilte ^us Paderborn 6. November mit, dass 
der hochw. Bischof Martin seine vollste Befriedigung über die neuesten 
Schritte, welche der Klerus der Diöcesen Münster und Paderborn 
zur Wahrung des Rechtes auf Ertheilung des Eeligionsunterrichtes 
gethan, ausgesprochen habe. Die an den Minister Herrn Falk ge- 
richteten Eingaben haben den »ungetheilten Beifall« des Herrn Bi- 
schofes gefunden. Es habe demselben zu hohem Tröste gereicht, 
zu erfahren, wie treu und fest der Paderborner, in Gemeinschaft 
mit dem Münster'schen Klerus, die Eechte der Kirche Gottes ver- 
theidigt. 

[Die Antworten des Cultus-Ministers Dr. Falk vom 8. und 9. 
November 1876 auf die vorstehenden Eingaben nebst jeinem Schrei- ' 
ben des Erzbischofs Paulus von Köln vom 26. Juni 1876 über die 
Katechismusfrage bringt das Archiv im folgenden Hefte.] 

• 

6. Die Düsseldorfer Regierung erliess unter dem 1. August 
1876 eine »Instruction über die Ertheilung und Leitung des katho- 
lischen Religionsunterrichtes in den Volksschulen, sowie über die 
Theilnahme der Schuljugend und des Lehrerpersonals am katholi- 
schen Gottesdienste, an kirchlichen Andachten und Feierlichkeiten.« 
Die 4 Folioseiten derselben handeln 1. von der Ertheilung, 2. von 
der Leitung des schulplanmässigen katholischen Religionsunterrichtes, 
3. von dem kirchlichen Beicht- und Communionunterricht , 4. von 
der Betheiligung der Jugend an kirchlichen Festen und Aufzügen. 

Ad 1. heisst es unter Anderem: »Der schulplanmässige k. 
Religionsunterricht wird von den vom Staate ds^zu berufenen oder 
zugelassenen Organen. ertheilt. Derselbe untersteht, wie jeder an- 
dere Zweig des Schulunterrichtes der Aufsicht, welche der Staat in 
öemässheit des Gesetzes vom 11. März 1872 über den gesammten 
Unterricht einer jeden Schule zu üben hat. Die Organe der staat- 
lichen Schulaufsicht haben wie das Recht, so die Pflicht, dem Re- 
hgionsunterricht in der Volksschule beizuwohnen und darüber zu 
wachen, dass derselbe stundenplanmässig und nach den von der 
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Schnlaaf^chtsbehOrde erlassenen Bestimnmogen ertheilt wird. Eine 
Muwirkang anf den sachlichen Inhalt der Beligionelehre steht dessen 
Organen in soweit zn , als die Religionslehre nicht enthalten darf. 
toaa den biä-gerlichen und siaatsbürgerliehen fliehten zuwiderl&nü 
'in erster Linie liegt die Erthailnng den Lehrern nnd Lebrerlnnen 
oh, welche in der Torgeschriebenen Prüfung die Befähigung dazu 
nachgewiesen hahen. Wo der Pfarrer oder dessen Stellvertreter den 
schnlplanmässigen Katechismusnaterricht bisher übernommen hat, 
kann dies auch ferner geschehen, wenn 
' a) der hetrefFende Geistliche eine solche Stellung zum Staate 

nimmt, daas seiner Zulassung znm Beligionsanterrichte ein 

Bedenken nicht entgegensteht ; 

b) dass er den SchalordnnngeD im Allgemeinen und speciell den 
Betrefls der Lehrbflcher, der Aufstellungen der Pensa etc. etc. 
ei^angenen Anordnungen pöichtmässig entspricht; 

c) daas er bei Erkrankung oder BehinderungslSlIen dem Schal- 
dirigenten Anzeige macht, damit die erforderliche SteHvertre- 
tnng rechtzeitig angeordnet werden kann. 

Die abgehandelten Lehrstoffe sind von den betreffenden Geist- 
üchen in dem Fortachrtttstagebuch regelmässig einffutrage». Die- 
jenigen (Geistlichen, denen das Amt als Localschulinspector hat ent- 
zogen resp: der Zutritt zu den Schulen hat ontersagt werden müssen, 
Icönnen znr Betfaeiligung an dem schulplanmässigen Religionsonter- 
richt nicht zugelassen werden, 

üeber Differenzen zwischen dem Geistlichen und Lehrer in Be- 
treff des Religionsunterrichtes erUacheidei di€ Schulai^sichtsbehörde.* 

Im Weiteren heisst es : II. Leitung des sehtdplanmässigen ka- 
thotistAm Seli^cmsunterHehtes, 

1. In der Regel und so lange die kirchlichen Obern ein an- 
deres Organ dazu nicht bestimmen, ist der gesetzlich bestellte Orts- 
pfarrer als das zur Leitung des Religionsunterrichtes berufene Organ 
zu betrachten. 

Sowohl der Ortspfarrer als anch der sonst von dem kircb- 
licben Obern zur Leitung des Religionsunterrichtes bestimmte Geist- 
liche darf aber dieselbe nur ansähen , so lapge er von der staat- 
lichen Aufsichtsbehörde zu derselben zugelassen werden kann. Diese 
Zulassung muss versagt werden, sobald der betreffende Geistliche 
durch sein Verhalten diejenigen Zwecke gefährdet, welche der Btaat 
init der Erziehung der Jugend durch die Volkeschnle verbindet. 

2. Wird an Stelle eines von der Leitung des B^gionsunter- 
ricbtes ausgeschlossenen Geistlichen von der kirchlicben OberbehOrde 
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ein anderer Delegirter bezeichnet ,. so. kann dieser zur Leitung des ' 
Beligionsunterricbtes* iü der VolksscHule zügeiassen werden ^ sobald 
unserseits die Weisung gegeben ist \ - . 

3. Der als Organ der betreffenden Keligions^ijtesellsehaft änerr 
kaunte Pfiirrer oder sonstige Geistliche ist, so lange ihni die Lei- 
tung des Religionsunterrichtes in der Schule liicht untersagt worden, 
berechtigt, dem schulplanmäissigen Religionsunterrichte in den dafür 
angesetzten Stundiein beizuwohnen, durch. Fragen und, iso weit erfor*- 
derlich, stellen weises Eingreifen in den Unterricht sich davon zu 
überzeugen , ob dieser von dem Lehrer vollständig lind sachgemäss . 
ertheilt wird und welche Fortschritte die Schüler darin gemacht . 
haben]; ferner den Lehrer (jedoch nicht in Gegenwart der Kinder) 
sachlich zu berichtigen, Wunsche oder Beschwerden in Bezug auf 
den Beligionsuntemcht? der staatUjehen Aufsichtsbehörde vorzutragen 
und endlich bei der Entlassungs- Prüfung nach yorherigem Bxameii 
die Censur in der Religion mit festzustellen. ; ^ 

4. Durch diese Befugnisse wird in dem Rechte der Aufsicht,, 
welches der Staat. in Gemässheit des Schulaufsi(Ats-Qe8etze^^ dei*- 
oben, unter I. 1. Alinea 2 bezeichneten Richtung durch seine Organe 
ausübt, nichts geändert. 

III. Kirchlicher Beicht* tmd CommunionufUerricht 

Der katäiiOlische Religi<)Dsuuterricht zur Vorbereitung auf Beicht' 
und Communion steht mit dem Unterricht in den Vplksscl^ulen in 
keiner Verbindung, ist vielmehr rdn kirchlicher Natuär, nnd die Er- 
theilung desselben ist eine dem gesetzmässig berufenen Geistlichep 
zustehende geistliche, Amtshandlung, welöbe der staatttöhen Schui- 
aufsicht nicht unterworlen ist. \y' .' 

Nur in so fern dieser Unterricht Kindern erttieilt. wird, welche 
im schulpflichtigen Alt^r-stehen, und- nach den geltenden Bestinji- ; 
mungen zum Besuch der Volksschulen verpflichtet sind, liegt es der 
Schulaufsichtsbehörde ob, Vorsarge zu treffen, dass diena Unterricht . 
in den Volksschulen durch den kirchliehen Beicht^ jmdConamunion^ 
Unterricht kein Eintrag geschehe. 

Es ist in dieser Beziehung Folgendes zu ^eachteu: . 

1. Der plaumässige Unterricht in deu Volksschulen darf durch 
' den erwähnten kirchlichen Unterricht nicht - beeinträchtigt oder ge^ 
kürzt werden, so weit nicht die durch unsere fCireülar«* Verfügung«^ 
vomÖ. März 1875 (L V. B. 856) und vqmlO. März er. (I. V^ B. 
1399) auf Anordnungen des. Hrn. Ministers nachgegebene Vergün-^ 
stigung Platz greift. . . : . 

Die letztere geht, vorbehaltlich solcher Abänderungen, welche '. 
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durch besondere Localverliältnisse geboten erscheinen , dahin , dass 
Kinder, welche das zwölfte Lebensjahr zurückgelegt haben, an vier 
Wochentagen, Mittwoch und Samstag einschliesslich, die Zeit von 
11 — 12 Uhr Vormittags zum Besuch des Gommnnioounterrichtes 
freigegeben werden kann, und dass ausserdem denjenigen Schul- 
kindern des bezeichneten Alters , welche noch einen längeren. W^ 
zurückzulegen haben, um zum Pfarrort zu gelangen, die hierza er- 
forderliche Zeit von der auf 10 — 11 Uhr der betreffenden Tage fal- 
lenden Schulstunde freigegeben werden soll. 

2, Durch den gedachten kirchlichen Unterricht darf die Schal- 
ordnung auch in anderer Weise nicht gestört, und weder die Schnl- 
Disciplin noch das sani tätliche InteressQ der betheiligten Schuljagend 
beeinträchtigt werden. 

Daher darf dieser Unterricht nicht auf Tagesstunden verlegt 
werden, deren Wahl entweder eine Ueberbürdung mit ohne längere 
Unterbrechung aufeinander folgenden Unterrichtsstunden, oder die 
Entziehung der Hauptmahlzeit zur gewohnten Zeit für die betheOig- 
ten Kinder zur Folge haben würde. 

Als solche unzulässige Stunden müssen wir, nach Einsicht der 
auf unsere Circular-Verfagung vom 19. März er. erstatteten Berichte 
der Herrn Kreis- Schulinspectoren , die nachstehend genannten be- 
zeichnen: , a. Die Stunde von sieben bis acht Uhr Morgens an Schul- 
tagen, b. die Stunde von zwölf bis ein Uhr Nachmittags. 

Wo nach den erwähnten Berichten bisher zu dieser Zeit kirch- 
licher Beligionsunterricht ertheilt worden ist, haben die .Herren 
Kreis-Schulinspectoren und Landräthe durch Benehmen mit , den he- 
treffenden Herren Ortspfarrern auf eine geeignete Verlegung der kirch- 
lichen Beligionsstunden hinzuwirken ün^ erforderlichen Falls durch 
Specialbericht unser Einschreiten nachzusuchen. 

3. Die Benutzung der Schullocalien zur Ertheilung des kirch- 
lichen Beicht- und Communionunterrichtes ist von der Schulaufsichts- 
behörde dann zu versagen, wenn entweder der Schulunterricht durch 
eine solche Benutzung eine Beeinträchtigung erleiden würde, oder 
wenn ein von der Leitung oder Ertheilung des schulplanmässigen 
Beligionsunterrichtes ausgeschlossener Geistlicher gegründeten Ver- 
dacht erweckt, dass er den kirchlichen Unterricht an die Stelle des 
schulplanmässigen Unterrichts zu setzen die Absicht habe. 

Ad 4. werden die Bestimmungen einer früheren Yerfagong 
fast wörtlich wiederholt. 
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XXXVIII. 

Zur Verwaltung des katholischen Kirchenvermögens in 

Preussen '). 

1. Der »Köln. Volksztg.« 1876, Nr. 269. I. Bl. schreibt man 
aus Berlin 28. September: Wie wir vernehmen, hat der gesammte 
Episcopat der katholischen Kirche in Preussen beim königlichep 
Ministerium in Berlin zu Gunsten der durch das Gesetz vom 7. Juni 
1876 über die Aufsichtsrechte des Staates bei der Vermögens- Ver- 
waltung in den katholischen Diöcesen schwer beeinträchtigtßn Rechte 
der Kirche rechtliche Verwahrung eingelegt, mit dem Bemerken, 
dass die durch das Gesetz Betroffenen in ähnlicher Weise, wie sol- 
ches dem Gesetze vom 20. Juni 1875 betreffend die Vermögensver- 
waltung in den katholiscben Pfarrgemeinden gegenüber im vorigen 
Jahre geschehen ist, sich genöthigt sehen würden, zur Ausführung 
des Gesetzes vom 7. Juni c. in so fern mitzuwirken, als dieses zur 
Abwendung der durch das Gesetz för den Fall der Benitenz ange- 
drohten schweren Nachtheile nothwendig erscheint. Beiläufig . mag 
bemerkt werden, dass das Gesetz vom 7, Juni c, welches am, 1. Oc- 
tober d. J. in Kraft treten wird, sich nicht nur aut das für katho- 
lische Bischöfe, Bisthümer und Oapitel bestimmte, sondern auch auf 
alles Vermögen der zu kirchlichen, wohlthätigen , Schulzwecken be- 
stimmten, und unter Aufsicht katholisch-kirchlicher Organe gestellten 
Anstalten, Stiftungen und Fonds bezieht, welche nicht von dem Ge-, 
setze vom 20. Juni 1875 betroffen werden. Damit ist also die gfe- 
sammte Vermögens- Verwaltung der katholischen Kirche in Pret^ssen 
in allen Beziehungen der Aufsicht der Staatsbehörden unterstellt, 



1) Es erschienen inzwischen bereits zwei Werke , welche die gegenwär- 
tige preussische staatskirchliche Kirchenvermögens- Verwaltung an der Hand der 
"betreffenden Gesetze und Verordnungen darstellen: 1. ein »Handbuch der ge- 
sammten Vermögens- Verwaltung in den katholischen Kirchengemeinden von 
H. Vanedeach* (Düsseldorf, Deiters 1876, Preis 3 Mark.)» 2. ein vom StaM« 
punkte der preusaisehen Bischöfe ausgehendes gut juristisch erl&uterndes prakti- 
sches Werk »Die Verwaltung des Kirchenvermögens nach Brlasa dea. GesetaQs 
vom 20. Juni 1875 mit besonderer Berücksichtigung der Verhältnisse in der 
prenssischen Bheinprovinz und namentlich der Erzdiöcese Köln von Dr. Ludolf 
Heinrich* (Köln, Bachern 1876, mit Sachregister VHI u. 172 S. 8. ; Preis 2 Mark.) 

29* 
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nnd die Freikeift .nnd Unabhängigkeit $ weiche die yerfa93Ung- vom 
Jahre 1850 der katholischen Kirche in Betreff der Vermögens-Ver- 
waltung gänzlich beseitigt. [Im nächsten Hefte, des Archivs folgt 
der Wortlaut der bischöflichen Proteste.] 

2. Auch der Cardinal-Erzbischof von Posen-Gnesen Graf Le- 
dochowsJci hat ein Tom Krakauer »Czasc unter dem 6. October 1876 
in polnischer Sprache mitgetheiltes aus Albano vom 23. September 
datirtes Schriftstück an das preussische Staatsministerium gerichtet, 
worin er sich der rechtlichen Verwahrung anschliesst, welcke die 
übrigen preussischen Bischöfe wegen des Ges. Tom 7. Juni 1876 
über die Aufsichtsrechte des Staates bei der Vermögens-Verwaltung 
in den katholischen Diöcesen an das Ministerium gerichtet haben. 
Auch der Pariser »Monde« veröffentlichte bald darauf den Protest 
des Cardinal-Erzbischofs. Se. Eminenz spricht sich in demselben 
dahin aus, dass durch das genannte Gesetz die Befugnisse des Staates 
zu sehr ausgedehnt « werden , während von den Hechten der Kirche 
das Gegentheil behauptet werden könne. Der Staat habe sich dem 
Kirchenvermögen gegenüber ebenso zu verhalten, wie beÄÜglich 
des Privateigenthums, und nicht in der Weise, wie er sich dem 
Vermögen von Minderjährigen gegenüber stellt. Wie die Herren 
Bischöfe gegen das Vermögens- Verwaltungsgesetz vom 20. Juni 1875 
protestirt hätten, so erachte Se. Eminenz es ebenfalls för seine Pflicht 
gegen das in Kede stehende Gesetz Verwahrung einzulegen. Zum 
Schlüsse sägt der Cardinal : »Obgleich ich wenig Hoffnung habe, 
dass das Staatsministerium der Vorstellung der Bischöfe ein geeig- 
netes Ohr leihen und ihre berechtigten Wünsche erfüllen wirdt so 
bin ich doch gezwungen , diesen Protest und meine Verwahrung an 
das hohe Staatsministerium zu richten, weil dies die Pflicht meines 
bischöflichen Amtes erfordert, sowie auch desshalb, weil ich weiss, 
dass es eine Gewalt gibt, die höber ist, als die menschliche Gewalt^ 
welche jederzeit den Protesten der Kirche die Weihe einer unüber- 
windlichen Kraft ertheilt.« (Vgl. Germania 1876 Nr. 231 u. Beil. 
3tu Nr. 237.) 

5. Der preussische Reichsanzeiger vom 1 . October brachte folgende 
Verordnung über die Ausübung der Aufsichtsrechte des Staates 
bei der Vermögens- Verwaltung in den katholischen Diöcesen. 

Wir Wilhelm j von Gottes Gnaden König von Preussen etc. 
verordnen in Gemässheit des §. 10. des Gesetzes über die Aufsichts- 
rechte des Staates bei der Vermögens- Verwaltung in den katholischen 
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Diöcesen vom 7. Jtfni 1876, auf den Antrag Unseres StaatsministeriiifiDs, 
für den ümpfang der Monarchie, wie folgt:; / 

Artikel 1. Die in den §§; 2. bis 5., 7. und 8. des Gesetzes 
vom 7. Juni 1876 angegebenen Aufsichtsrechte des Staates werden 
ausgeübt: •. 

1.) von dem Minister der geistlichen Angelegenheiten, und zwar, 
soweit das Ressort des Ministers des Innern betheiligt ist^ unter. 
Zuziehung des letzteren * 

bei dem Erwerb, der. Veräusserung oder der dinglichen Bela- 
stung von Grundeigenthum (§.2. Nr. 1.), wenn der Werth 
des zu erwerbenden oder, zu vefäussernden Gegenstandes oder 
wenn der Betrag der Belastung di^ Summe von zehntausend 
Mark übersteigt, 
. bei der Veräusserung von Gegenständen, welche einen geschicht- 
, liehen wissenschaftlichen oder Kunstwerth haben (§. 2. Nr. 3.), 
bei ausserordentlicher Benutzung des .Vermögens, welche die 

Substanz selbst angreift (§.2. Nr. 3.), 
bei der Errichtung neuer, für den Gottesdienst bestimmter Ge- 
bäude (§. 2. Nr. 5.), 
bei. der Anlegung von Begräbnissplätzen (§. 2. Nr. 6.); 

2) von dem Finanzminister und dem Minister der geistlichen 
Angelegenheiten in den Fällen des §.4. Absatz 2; 

3) voü der Ob^reehnungskammer in den Fällen des §. 7. Ab-f 
satz 2.; 

4) von dem Oberpräsidenten in den übrigen Fällen der §§. 2., 
4. und 7., sowie in den Fällen der §§. 3, 5; und 8. ^ 

In den Fällen des §: 5. entscheidet bei erhobenem Widersprueh 
der Minister der geistlichen Angelegenheiten und «war ; Soweit das 
Ressort des Hinisters des Innern betheiligt ist, unter Zuziehung des 
letzteren. ^. . 

Artikel 2. Die im §, 9. des Gesetzes vom 7. Juni 1876 an- 
gegebenen Befugnisse werden ausgeübt, und zwar 

die im Absatz 1 und 2 angegebenen von denjenigen staatlichen 
Aufsichtsbehörden welche im Artikell. für die Fälle der §§. 4. 
5., 7. und 8. bestimmt sind, 
die im Absatz 3 und 4 angegebenen von dem Minister der 
geistlichen Angelegenheiten, in den Fällen des §. 4. Absatz 
2 und des §. 7. Absatz 2 von iein Finanzminister und dem 
Minister der geistlichen Angelegenheiten. 
Artikel 3. Den verwaltenden Organen steht gegen Verfügungen 
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des Oberptäsidenten — Artikel 1. Nr. 4. und Artikel 2. — die Be- 
rafang zu und zwar ^ 

in denjenigen Fällen, in welchen das Ressort des Ministers des 
Innern betheiligt ist, an diesen und den Minister der geist^ 
lieben Angelegenheiten, 
in allen übrigen Fällen an den Minister der geistlichen Ange- 
legenheiten. 
Urkundlich unter Unserer Höchsteigenhändigen Unterschrift und 
Ijeigedrucktem königlichen Insiegel. 

Gegeben Baden-Baden, den 29. September 1876. 

(L. S.) WüMm. 

Fürst V. Bismarck. Camphausen. Graf zu Eulenburg. Leonhardt. 
Falk. Kameke. Achenbach. Friedenthal. v. Bölow. Hofinann. 

4. Die sämmtlichen Kirchenvorstände der Decanate Bonn nnd 
Hersei haben gleichmässig gegen das Vorgehen der Regierung, 
wodurch die' seit meht als 70 Jahren im ruhigen und ungestörten 
Genusff der betreffenden Pfarrer, verbliebenen Pfarr-Dotalgüter mit 
Beschlag belegt wurden, Protest erhoben und diesen unter Zugrunde- 
legung eines Rechtsgutachtens des Eronsyndicus und geheimen Ju-. 
stizraths Prof. Dr. Bauerband zu Bonn an die Bürgermeister gelangen 
lassen. Der Protest hat folgenden Wortlaut : 

»Die in jüngster in vielen katholischen Pfarreien von den be- 
treffenden Ortsbürgermeistern den betreffenden Pfarrern und Kir- 
cfaenvorständen amtlich angezeigte, oder in der Form prptocollischer 
Verhandlungen bekundete sogenannte Beschlagnahme der Pfarrdo- 
tationsgüter hat zur Einholung des Gutachtens eines nach unserer 
Meinung dazu befähigten, auch regierungssätig als solcher aner- 
kannten Bechtsverständigen über den rechtlichen Grund oder Ua* 
grund, sowie über gesetzliche Zulässigkeit einer solchen Massregel 
Veranlassung gegeben. 

Den darin anliegend ausgeführten Gründen unsrerseits beipflich- 
tend, protestiren wir zugleich gegen die supponirte Anwendbarkeit 
des Gesetzes vom 22. April 1875 auf die den Gegenstand des fran- 
zösisch kaiserliehen Decretes vom 7. März 1806 (cf. Präfecturacten 
des Roer-Departements, Jahrg. 1806, S. 470) bildenden Vermögens- 
objecte, indem wir die Eigenschaft derselben als Staatsgut und die 
uns daran nach dem gedachten Decrete zustehenden dinglichen Rechte 
als Leistungen aus Staatsmitteln förmlich und feierlich bestreiten, 
vielmehr die fortdauernde Qualität derselben als einfes jeder Einwii- 
kung des StaatsAscus gänzlich entzogenen Eirchengutes behaupten, 
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und vor allem weiteren Einschreiten der Staatsverwaltungsbehörde 
die Entscheidung des unabhängigen, keiner anderen Autorität, als 
jener des Gesetzes unterworfenen Richteramts verlangen und bis 
dahin die versuchte Beschlagnahme als rechtlich wirkungslos be- 
trachten. 

Der Kirchenvorstand: N.« 
Das oben angezogene Eechtsgutachten hat folgenden Wortlaut : 
»Das Gtesetz vom 22. April lß75 (Gesetzsammlung S. 194, aus- 
gegeben Berlin den 26. ejus.) betreffend die Einstellung der Lei- 
stungen aus Staatsmitteln far die römisch-katholischen Bistbümer 
und Geistlichen bestimmt in §. 1. wörtlich: 

»In den Erzdiöcesen Köln etc. werden vom Tage der Ver- 
kündigung dieses^ Gesetzes ab sämmtliche für die Bisthumer, die zu 
denselben gehörigen Institute und die Geistlichen bestimmten Lei- 
stungen aus iStaatsmitteln eingestellt.« 

Der mit der Ausföhrung dieses Gesetzes beauftragte Minister 
der geistlichen Angelegenheiten behauptet, dass dasselbe auch auf 
die Nutzung derjenigen Güter Anwendung finde, welche vor der fran* 
zösischen Herrschaft, als zur Dotation des katholischen Pfarramtes 
gehörig, in den vier Departementen des linken Bheinufers durch . 
Consularbeschluss vom 20. Prairial X = 9. Juni 1802 — unter die 
Hand der Nation gestellt, in deren Fortgenuss aber die betreffenden > 
Pfarrer und Deservienten durch kaiserliches Decret vom 7. März 
1806 gehandhabt worden. Gestützt auf diese Behauptung sind in 
jüngster Zeit auf Anordnung des muthmasslich im Auftrage d^s 
Herrn Ministers der geistlichen Angelegenheiten handelnden Ober- 
präsidenten der Bheinprovinz in mehreren Pfarreien der Diöcese die 
sogenannten Pfarrdotationsgüter durch die betreffenden Ortsburger- 
meister in sogenannten Beschlag genommen^ d. h. Befehle erlassen 
worden, durch deren Vollziehung die betreffenden Pfarrer resp. Kir- 
chenvorstände in dem ferneren Portgenusse der in Bede stehenden 
Pfarrdotationsgüter gehindert werden sollen. 

Diese, mit der Androhung eventueller Gewaltanwendung ver- 
bundene Massregel erscheint indess meines Dafürhaltens rechtlich 
durchaus unbegründet. Sie beruht unverkennbar auf der Voraus- 
setzung, dass die fraglichen Güter zu den Staatsdomänen gehörig, 
somit Staatseigenthum und die den betreffenden Pfarrern bisher zu- 
gestandenen Nutzungen derselben, Leistungen aus Staatsmitteln seien, 
und auf der ferneren Annahme, dass der mit der Vollziehung dea 
die Einstellung derartiger Leistungen befehlenden Gesetzes beauftragte 
Minister der geistlichen Angelegenheiten befugt sei, den Wieder^ 
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^)räcli«n der betrefffluden Pfi^dner nnd EirchenTorstände iiin^c.i»rli 
tet,. die Vorfrage: «b die in R«de stehenden Güter St^ateeigeofchmu, 
tind das den PfarrerQ bis dabin zugestandene Recht der NutznieaBUDg 
derselbeo nne Leistang ans Staatsmitteln sei, endgültig- and jiwar 
im Sinne seiner einseitigen, andererseits bestritteneD BechtBansicht 
zn entscheiden. 

Jene Vorantsetmng ist aber anhaltbar und die letztgedacbte 
Anhabme mit dem Wesen eines ReohtistaateB, wozu auch Freossea 
zt} gehören gö-ühmt wird, unvereinbar. 

. Anlangend nämlich inTörderst die durch das Gesetz vom 22. 
April 1875 befohlene Einstellung der Leistungen ans Staatsmitteln, 
so. ist dieselbe jedenfalls stricte zu interpretiren , mithin nur dann 
T, wann den betreffenden Bistbümern, Inatituten oder'Geist- 
1 dahin irgend eine- materielle Beihilfe ans Staatemittetn, 
d. h. ans eiaem dem Staate zugebdrenden, oder doch zu dessen freier 
beiiden Vermögen, zn gewähren var. Dorcb die Worte 
\m Staaismüteln* sollte — wie die Uotive des von -der 
lg Torgeschlageiien Gesetzes besagten —^ jeder Zweifel 
chnittMi werden, dass der Einstellung nicht nur baare 
md Znschflsse, sondern auch alle sonstige materielle 
irliegen, welche der Staat zu den angegeben«! Zwecken 
-^ (aus seinen eigenen Mitteln) b^her gewährt hat. IMe gedachten 
Motiye fBgen nun zwar noch hinzu: »Insbesondere ^len darunter 
also auch alle Natnralprästationeu in Getreide uud Holz , ferner die 
Gebraachs- nnd Nutzungsrechte an Gebäuden und sonstigen Reali- 
täten,« und höchst wahrscheinlich ist es gerade dieser letzbezogene 
Passus der Erläuterung, wodurch die Ausdehnung des Gesetzes auf 
den einzustellenden Fortgennss. der in Bede stehenden Pfarr-Dotal- 
güter begründet werden soll. Dem steht aber der klare, keiner mehr- 
^faen Auslegung^ viel weniger einer Ausdehnung empfängliche Wort- 
. laut des Gesetzes »Leistungen ans Staatsmitteint entgegen, sofffl-n 
nicht bewiesen werden kann oder zugestanden wird, dass die (fuaest. 
Güter zn den Staaisdomäaten gehören, und eben- desshalb die bisherige 
. EiniäumaBg . ihrer Nutzungen an die betreffenden Pfarrer als eine 
Leistung aus Staatsmitteln zu betrachten sei. Darin, besteht also 
beim Widerspruche . der betreffenden Pfarrer und EirdieQTorat&Dde 
und dem bisherigen TOjährigen Besitzstaade die eigentUcbe Coiitro- 
rerse, welche als eine präjudicielle Eigerähumsfrage nur durch die 
gesetzgebende oder durch keine andere Autorität, als jener des Ge- 
setzes unterworfenen richterlichen Gewalt entschieden werden kann. 
Die fr^licben Güter waren vor der ö-emdherrlichen Gesetzge- 
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fotiDg niizweifelhaft Elrchengüter im weiteren, oder Pfründevermögen 
im engeren Sinne, und fielen demnacli unter di^ Bestimmungen des 
Consularbeschlusses vom 20; Prairial X = 9. Juni 1802, wodureh 
bekanntlich in den vier Departementen des linken Kheinnfers alle 
den Pfarrern zugehörige (d. h. zur Dotation des Pfarramtes gehörige) 
Gütern unter die Hand der französischen Nation gestellt wurden 
»sont mis souö la main de la nation.« Ueber die eigentliche Be- 
deutung dieser Worte kann man vielleicht verschiedener Meinung 
sein, so viel aber ist gewiss und unbestritten, dass dadurch dem 
Staatsfiscus. die Befugniss eingeräuint werden sollte, über die frag- 
lichen Oäter ganz nach Qutdünken der 8taatsregierung zu disponiren. 
Allerdings war es dabei hauptsächlicli auf Verbesserung des Staats- 
einkommens durch Conflscatiön abgesehen und es wurde daher auch 
schon frühzeitig zur Yeräusserung der confiscirten Güter geschritten, je- 
doch blieben einzelne der unter die Hand der Nation gestellten Bealit&ten, 
sei es, weil sie dem Staate verheimlicht wurden, oder aus anderen Ofün- 
den, Jahre lang unveräussert, und dahin gehörten auch insbesondere^hin 
und wider einzelne sog. Pfarrdotationsguten Die den Pfarrern und De- 
servienten bewilligten Staatsgehälter waren so kärglich bemessen, 
dass das Verlangen nach Vermehrung ihres Einkommens vielfach 
laut geworden , und eben dadurch fand sich der Kaiser veranlasst, 
durch Decret vom 7. März 1806 zu verfügen. 

»Les cürfe et desservans du diocese d'Aix-la-Chapelle sont 
maintenus dans la jonissance des biens non ali^nes qui ser- 
vaient ci-devant k la dotation des curös et succursales de ce 
diocese de la m§me maniere qu'ils en ont jöui pröcedement.« 

Der Wortlaut dieser Verfügung des damals fast unbeschränk- 
ten Gebieters gestattet nun aber nicht den mindesten Zweifel , dass 
die Staatsregierung bis dahin von der ihr als Organ oder Verineterin 
der Nation durch den Consulärbeschluss vom 20. Prairial X ertheil- 
ten Befugniss in Betreff der in Bede stehenden Güter noch keinen Ge- 
brauch gemacht, vielniehr alles in dem fHlheren Zustande belassen hatte, 
indem nämlich in entgegengesetztem Falle von einer Handhabung in 
der jouissänce eben dieser Güter und zwar in der früh^en Art und 
Weise nicht hatte die Bede sein können. Einer ausdrücklichen Er- 
klärung darüber, wer dann als Eigenthümer eben dieser Güter zu 
betrachten sei, bedurfte es nicht, wenn die Benutzung oder der Nutz- 
vertrag derselben in der nämlichen Art und Weise, wie früher^ d; h. 
den jedesmaligen Pfründnerd zugesichert ward, was nach ausdrück- 
licher Bestimmung des Artikri 610 desB. G. B. nicht durch Con- 
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stitoirang eines von der Proprietät im engeren Sinne bleibend ge* i 
trennten usus fructns geschehen konnte. Wenn daher die Staats- I 
regierung ohne ausdrückliche Yerzichtleistung auf das Eigeutiiums* 1 
recht, welches sie sich nach dem Oonsularbeschlusse vom 20. Prsirial 1 
X. hätte zuwenden kdnnen, sich der jouissance der qu. Guter zu 1 
Quasten der betreffenden Pfründner für alle Zeiten begab, so verzielktete 1 
sie eben damit stillschweigend auf das nach Artikel 544 des Gr. B. | 
zum Wesen des Eigenthums gehörige Recht, über diese Güter stuf ' 
die unbeschränkteste Weise zu schalten, und es blieb ihr demnaroh 
nur noch das Becht übrig, die bleibende Verwendung desselben zu 
detm Yorbez^chneten Zwecke und die Conservation ihrer Substanz z a 
überwachen, auch im Falle des Missbrauchs oder der Unmöglichkreit 
fernerer Zweckerfallung die Privaten in favorum fisci zu erwirken- 
Das solchergestalt determinirte Becht kann aber unter den Begriff 
eines Staatsgutes, aus welchem die Mittel zur Bestreitung kirchlicher 
Bedürfnisse zu gewähren, sicherlich nicht subsumirt' wird. 

In diesem Sinne ist denn auch das vorgedachte kaiserliche 
Decret vom 7. März 1806 bisher immer und überall verstanden wor- 
den, indem nämlich die darin bezeichneten Güter »qui servaient ci- 
devant ä la dotation des cur^s et succursales« und in deren jouis- 
sance die jedesmaligen Pfarrer und Desementen, und zwar'^de la ma- 
niere qu'ils ont joui pr6c6dement manutirt worden, nicht nur in den be- 
treffenden Katastern, sondern auch in den sogenannten Lagerbüchem 
überall mit Vorwissen und Genehmigung der Begierung als Kirchen- 
guter eingetragen sind , während in den Begistern der Staatsdomä- 
nenverwaltung davon gar keine Erwähnung enthalten ist. 

Hiernach entbehrt die Voraussetzung, dass das Gesetz vom 22. 
April 1875 betreffend die Einstellung der Leistungen aus Staatsmitteln 
auch auf die in Bede stehenden sogenannten Pfarrdotationsgüter an- 
wendbar sei, jedes rechtlichen Grundes: jedenfalls haben die be- 
treffenden Herren Pfarrer und Kirchenvorstände das Becht und die 
Pflicht^ eine solche Ausdehnung des gedachten Gesetzes mit aller 
Energie zu bestr^ten. Geschieht dies, so liegt eine präptdideüe 
Eigenihumsfrage vor, worüber weder der mit der Ausführung des 
Ganzen beauftragte Herr Minister, noch irgend eine ihm untergeord- 
nete Verwaltungsbehörde, sondern in einem Bechtsstaate, wozu auch 
Preussen zu gehören sich rühmt, nur die keiner anderen Autorität 
als jener des Gesetzes unterworfenen unabhängigen Gerichte «adgül- 
tig zu entsehäden haben. Selbst eine sogenannte Beschlagnahme 
insofern darunter eine mit Androhung von Strafe oder der Anwen- 
dung von Zwangsmitteln verbundene Verhinderung des ferheren Ge- 
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nnssreGhtes verstanden wird , erscheint meines Dafürhaltens in dem 
gegebenen Falle durchaus unzulässig und aller rechtlichen Wirkung 
entbehrend. Handelt es sich von einer wirklichen Leistung aus 
Staatsmitteln im grammatischen Sinne des Wortes i^Lmimug^ (Er- 
füllung eines persönlichen Forderungsrechtes) so würde allerdings der 
Staatsfiscus , aus dessen Mitteln dieselbe zu ' effectuiren wäre , sich 
rein passiv und abwehrend verbalten , und seinen Organen jede 
fernere Leistung zu verbieten wohl befugt und verpflichtet sein und 
es würden alsdann die betreffenden Geistlichen, wenn sie glaubten, 
dass' ihnen unrecht geschehe , in der Lage sein , ihr Recht klagend 
ru verfolgen ; da aber der Staatsfiscus von ihnen gar nicht in An- 
spruch genommen , vielmehr nur die Handhabung dös de facto seit 
mehr als 70 Jahren fortbestehenden Zustandes als ein Recht präten- 
dirt wird, so kann auch der Staatsfiscus, als angreifender Theil, ohne 
Verletzung unzweifelhafter Grundsätze, sich nicht eigenmächtig ver- 
meintliches Recht. zu verschaffen, befugt sein. Sollte etwa im Ver- 
laufe des über die Vorfrage erhobenen zur gerichtlichen Cognition 
gehörigen Streites eine conservatorische Massregel nöthig oder doch 
zur Wahrung der fiscalischen Rechte zweckmässig erscheinen, so 
würde dennoch die Anordnung derselben nicht einseitig von der da- 
bei betheiligten Verwaltungsbehörde, sondern von der in der eigent- 
lichen Streifrage ausschliesslich zur Entscheidung befugten Gerichts- 
behörde zu treffen sein. 

Sonn, 4. Getober 1876. 

• '•• M. S. 

Dr. BurmThand. 



5. Wie die »liberale« Elberf. Ztg. aus Düsseldorf, 31. October 
hörte, stiess die von der k. Regierung auf Grund des Gesetzes vom 
22. April 1875 eingeleitete Einziehung der Pfarrdotalgüter am vielen 
Stellen auf Schwierigkeiten. Es sollen- nur diejenigen Pfarrdotalgüter 
zur Einziehung gelangen , welche anfänglich von der französischen 
Regierung eingezogen worden, später aber in Gemässheit des Decrerts 
vom 7: März 1806 den Nutzniessern constitdrt worden sind. Für 
manche Pfarrgemeinden ist es nun sehr schwierig, zu ^mitteln, 
welche von den Pfarrdotalgütern in diese Kategorie gehören.' Die 
Akten des k. Staatsarchivs geben meist nur ungenügenden Aufschlüsse 
die Kataster lassen ebenfalls vielfach im Stich, so dass wohl noch 
Wochen vergehen werden , ehe die angeordnete Einaehjong allent- 
halben zur Durchführung gebracht werden kann. (Vgl. Germania 
1876i Nr. 251.) 
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6. You Seiten vercjchiedener Le.n(}r&Ui& am Niedeirheia ergiagen 
m Wöge der Bürgermeistereien an dfe Pächter zur Ffanräotation ge* 
hCriger Qrondstieke , Verbote den Pacläizlsia an • die ffaarrer selbst 
auszuzahlen; die Pachtzinse sollten nun vielmidhr an die poIiÜBeliem 
Steuercasssen entrichtet werden. Sehr richtig bemerkten dagegen -die 
Köln. Blätter 1876, Nr. 251 II. Blatt: / » 

Durch das Gesetz. vom 2Ö. Juni 1875. bettr- die YermögeaMd- 
Verwaltung der katholiselien Eürehei^meinden wurde die' Besorgung 
def kirchlichen Vermögens* Angelegenheiten neu geregelt und sa die** 
sem Zwecke zwei Organe, der Kirchen- Vorstand und die (}emeinde- 
vertretuAg, mit verschiedenen Befugnissen eingesetzt. Die Thätigf- 
ieit des Kirchen- Vorstandes junfasst gemäss §. 8. AI, 1 des cit, 
Gesetzes die Verwaltung des kirchlichen 'Vermögens und gehören 
nach §. 3., n. I zu diesem Vermögen auch die f^nrdotationsgfuler- 
Auf Grund der bezogenen Gesetzesstellen glauben nun Manche an- 
nehmen zu müssen, dass die Verpachtung jener Güter Sache des 
Mrehen- Vorstandes und ilicht mehr wie früher deö jeweiligen Pf arr- 
Inhabers sei. Dem ist aber nicht so. 

Die AufgabOj welche man sich bei Ausarbeitung jeneö Gesetzes 
gestellt, kt keineswegs die gewesen, materielles Recht zu iSchaffleb, 
wie dies auch bei der ersten Berathung desselben im AbgeordüÄtieh- 
hause seitens des \Regierungs*Camtni8sars hervorgehoben wufde. Das 
Gesetz sollte lediglich organisatorisch j^ein ; es sollten Organe gpe- 
schaffen werden, welche die Vermögens- Verwaltung in den tätholi- 
sohen 'Kirchengemeinden zu besorgen hätten. Schaffte dieses 'besetz 
aber kein materiell^ Becht, so konnte durch dasselbe auch ein zu 
Gunsten eineä Dritten an dem kirchlichen Vermögen beöte'hendes 
materielleö fiedit in keiner Weiise älterirt, und *"die Vörwältuiig 
desselben dem Kirchen- Vorstande daher nur insowelit übertragen 
werde«» als dadurch die an jenem Vermögen dinglich 'Berechtigteil 
nicht beeinträchtigt wurden. 

Öürch Artikel 6. des Decretes vom 6. November 1813 ist riim 
d«a jeweiligen Pfarr-Inhabßrn an den sänamtlichen zu ihrer Dota- 
tion böstiiömten Vermögensstücken das Niessbrauchsrecht eingetäunit. 
J>er Pfarr^Inhaber hat demnach nach a. 578 c. c, unter der Velr- 
pfiiclitnng, die Substanz zu erhalten, das vollständige Gebrauchs- 
und Nutzangsrecbt an jenen Grundstöcken tind ist somit üttem he- 
rech tigt, dieselben zu benutzen oA^r zn verpacfiten (arg. a. 595 c.c. 
und a. 8 ff. des Decrets vom 6. Nov.vl813.) 

Dieses dingliche Eecht des Pfarr-Inhabers konnte, dahej: durch 
das Gesetz vom 20. Juni 1875 in k^ner Weise beeinti^ctatigi oder 
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geschmälerfc werden, wess^alb stach die Verwaltuhgsbefugniss des 
IQrcheDVObrstandeö ati den %ur Besfoldung der Geistlichen bestimm-f 
ten Vermögensstüoke durch §. 8. AI. 3 des cit. Gesetzes, in richtiger 
Wflrdigang dieser Verbältnisse , insoweit beschränkt wird , als da- 
durch die Rechte der jeweiligen Inhaber berührt werden. 

Die Verwattungsbefugniss des Kirchen-Vorstandes bezuglich 
di€iS6r Termögensstücke tritt eilst dann in vollem ümpfange ein, 
wenn ein Niessbrauchbereehtigter , ein P&rr^Inhaber, nicht vorhan^ 
den ist. , . 

7, Die gebannte Köln. Volksztg. hat im Jahre 1&76 in Nr. 
184, I. Bl. und nochmals in Nr. 305 I. Bl. nachgewiesen, dass ein 
preussischer Staatscommissar für die bischöfliche Vermögensverwal- 
tung nicht die Befagniss hat, Ordnungsstrafen anzudrohen oder fest- 
zusetzen und zum Beweise unter Anderem auf ein Rescript des 
preüssiscBen Cültusministers vom 29. Januar 1876 hingewiesen. 

8. Die Beilage zu Nr. 252 der Germaaia 1876 entnahm dem 
>Schlesischen Kirchenblatt« folgende Notiz: 

»Wie uns mitgetheilt wird , ist vor kurzer Zeit ©ine Auffor-. 
denmg. seitens des LandesJmuptrmnns von Schlesien an die Herreu 
Erzpriester ergangen, über die in. ihren Archipresbyteriaten vorhan- 
denen hircJdichen Stiftungen zu Schul- und Armenzwecken zu berich- 
ten. D^ Aüsuchen wird damit motivirt, dass eine frühere, durch 
die königliche Behörde veranlasste Aufstellung sehr mangelhafL sei. 
Wie wir hören^ sind die Herren iJrzpriesfter aus u^iheliegenden Grün- 
den ni^hi gesonnen diesem Ansuchen Folge zu gehen.« 

Wahrscheinlich von ofKciöser Seite ist die »Schles. Ztg.« in 
den Stand gesetzt, Folgendes zu obiger Notiz zu bemerken: . 

>Der Herr J^andeshauptmanu von Schlesieoi hat di^ Absicht, 
ein Verzeichniss sämmtUcher in der Provinz existirenden jpldeu 
Stiftungen, corporativen Vereine und Anstalten für wohlthätige und 
andere Zwecke zusammenzustellen und. ^u veröffentlichen. E$ sind 
desshalb die Magistrate, Guts- und Gremeindevorstände in der gan^ 
zen Provinz veranlasst worden, eUie Nach Weisung der in ihren Ort- 
schaften vorhandenen, den bezeichneten Zwecken dieneiiden Stiftungen, 
Vereine und Anstalten nach einem besonderen Schema ^) aufzu^tdlen 

X) Das Sohema mnfa«^ jblgeiide Fmikte : SHk uäd KameBderStiftoBg; 
Name des Stifters; Datom der Stiftsorkande, des Stiftuogstatiits OHd der ; lan- 
desherrlichen Genehmigung; Zweck der Stiftung; ursprUngliehes Vermögen 
(Kapital bezw. Grundbesitz nach Grösse und Ertrag;) jetziges Vermögen (Ka- 
pital bezw. Grundbesitz) ; Verwendung der Zinsen resp. Ertrage letzter Verwal- 
tongsberidit; YerWaltung reap. Yertretung and Auflnchtsbeholtle. ^ 
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folgender an da» königliche ßegierungSTPräsidium zu Bire3la:ii 
riehtete Erlass des Herrn Gultosministeors Falk vom 18. Sept€| 
1876 durch das Ober-Bürgermeistereiamt im Auftrage des JR 
rnngs-Präsidenten zur Eenntnissnahme und Ifaclmchtunff mitgei 
worden, 

i^Berlin, den 18. September 1876. 

»Nach der Stellang des §. 34. in dem ^Abschnitt III. des 
setzes vom 20. Jmii v. J. kann es, wie ich. dem kilHiiglicben Reg^ierui 
Präsidium auf den geföUigen Bericht vom 1. d. M. erWiedere, di 
zweifelhaft sein, dass auch in dem Falle der Wahl eines Ersatzman 
durch die Geipeindevertretung das Wahlverfahren sich gemäss §. ; 
»ach der einen Theil des Gesetzes bildenden Waihlordnaog* bestimi] 

»Selbstverständlich hat sAer in diesem Falle nicht der Kircbei 
Vorstand (Artikel 1.) die Wahl anzuordnen, indem dieselbe vie 
mehr in einer Sitzung der Gemeidevertretung zu erfolgen bat, z 
welcher die Einladung (Artikel 3») nach Vorschrift des §.24.. zu er 
lassen. ist 

»Dagegen liegt kein Grund vor, in einem solchen Falle voi 
der Aufstellung der Wahlliste etc. (Artikel 1. und 2.) abzusehen, 
da, wenn auch der Kreis der Wahlberechtigten feststeht, die Eiste 
doch zugleich für die Beurtheilung der Wählbarkeit nach. §, 27. 
von Bedeutung ist. 

»Der Wahl vorstand (Artikel 4.) wird aus dem Vorsitwnden der 
Gemeindevertretung und aus vier Böisitzern gebildet, welche derselbe 
aus der Mitte der Versammlung zu berufen hat. ' ' " 

»Im . tTebrigen regelt sich das Verfahren nach Artikel 5. bis 
13«^ woraus auch folgt, dass die Wahl eines Ersatzmannes durch 
Aeclamation gesetzlich nicht zulässig ist. 

»Detn königlichen Regierungs-E^äsidium überlasse ich es, hier- 
nach den vorliegenden Specialfall zu ordnen,' und demgemäss auch 
in. künftigen Fällen der Art zu verfahrtn. 

. . ^ • (gez*) Filk, 

»An das königliche Begierungs- Präsidium zu Bceslau. " 

Die Kirchentorstände werden vor allem zu pMfen habeö, als 
was dieser Ministerial-Erlass aufzufassen ist; ob er eine von der 
gesetzlich dazu berufenen Behörde ausgegangene, sie bindende allge- 
meine Verfügung, oder eine von der comgetenten Behörde getroffeae 
Entscheidung eines Specialfalles, oder endlich eine blosse M^uügs- 
äuöserung des Herrn Cultusministers darstellt* ScÄon- Weimer Form 
nach erscheint der Erlass nickt als eine allgemeine Verfügung, und 
der Eingang, sowie der Schluss desselben lassen unzweideuti|g erken- 
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^ '- nen, dass es sich lediglich um eine Antwort auf einen bezüglich eines 
" '• Specialfälles erstatteten Bericht handelt. Der Cultusminister er« 
m^ scheint aber auch nach den gesetzliehen Bestimmungen zum Erlasse 
einer derartigen allgemeinen Verfugung' in keiner Weise befugt. 
Der §. 60. des Gesetzes vom 20. Juni 1875 bestimmt zwar: >der 
Minister der geistlichen Angelegenheiten ist mit der Ausführung 
dieses Gesetzes beauftragt;« allein es ist ohna weiteres klar, dass 
der fragliche ^ Erlass nicht in den Bahmen der dem Cultusminister 
\^i^ durch diese Bestimmung gegebenen Befugnisse passt. Der §. 60. 
le^t ihm lediglich die Pflicht auf,, diejenigen administrativen Anord- 
nungen zu treffen, welche erforderlich sind, um das Gesetz in Wirk- 
samkeit treten zu lassen, um es auszuführen. An dem Gesetze selbst 
r -- und der einen integrirenden Theil desselben bildenden Wahlordnung 
i^k kann das Cultusministerium auch nicht das mindeste ändern, und 
ij^;£r eben so wenig steht ihm zu /etwa über den Sinn des Gesetzes auf 
tauchende Zweifel im Wege allgemein verbindlicher Verfügungen zu 
beseitigen. Das Recht der authentischen Interpretation steht nur 
dem Gesfltzgeber zu. 
,ix Der in Rede stehende Ministerial-Erlass kann also weder sei- 

ner Form noch seinem Inhalte nach als eine allgemein verbindliche 
f,^. Verfugung aufgefasst , werden, und es ist daher weiter, zu prüfen, ob 
^l er eine von der competenten Behörde getroffene Entscheidung eines 
■' Specialfalles enthält. ' 

^' Die Fälle, in welchen dem Cultusminister eine Entscheidung 

1 : über Angelegenheiten der Vermögens- Verwaltung in den katholischen 
Eirchengemeinden zusteht, sind folgende : 

Gemäss der Verordnung vom 27. September ^1 87 5 ist dem Cul- 
tusminister die Ausübung des im §. 50. Nr. 1., 2«, 4. und 5. des 
Gesetzes vom 20. Juni 1875 angegebenen staatlichen Aufsichtsrech- 
tes übertragen. Deragemäss bedürfen die Beschlüsse des Kirchen- 
Vorstandes und der Gemeindevertretung der Genehmigung des Cul- 
tusministers 1. bei dem Erwerb, der Veräusserung oder der ding- 
lichen Belastung von Grundeigenthum, sofern der Werth des äu er- 
werbenden oder zu veräussernden Gegenstandes oder der dinglichen 
Belastung .von 10,000 Mark übersteigt ; 2. bei der Veräusserung von 
Gegenständen, welche einen geschichtlichen, wissenschaftlichen oder 
Kunstwerth haben ; 3. Bei dem Bau neuer für den Gottesdienst be- 
stimmter Gebäude; 4. bei der Anlegung von Begräbnissplätzen. 

üebrigens liegt offenbar keiner dieser Fälle vor. Nach Ar- 
tikel 2. derselben Verordnuiag steht dem Cultusminister und dem 
Minister des Innern die Entscheidung über die von dem Kirchen- 
Vorstande gegen die Verfügung des Oberpräsidenten betreffs Aus- 
schreibung, Veranstaltung und Abhaltung von Sammlungen etc. für 
kirchliche, woblthätige oder Schulzwecke ausserhalb der Kirchen- 
gebäude jetwa erhobene Berufong zu. Auch dieser Fall liegt nicht vor. 
Gemäss §. 43. des Gesetzes vom 20. Juni 1875 steht dem Cultus^ 
minister die Entscheidung zu über Meinungsverschiedenheiten zwischen 
der bischöflichen Behörde und dem Oberpräsidenten bezüglich der 
von ihnen nach dem Gesetze in gegenseitigem Einvernehmen zu tref- 
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fendeii Anordnungen und Entscheidungen. Als Anordnungen, m 
von der bischöflichen Behörde und dem Oberpräsidenten in g' 
seitigem Einvernehmen getroffen werden können, sind im Gi 
aufgeführt: in §.35. der Fortfall der Gemeindevtertretungf ; in j 
die Auflösung des Kirchen Vorstandes und der Gemein devertr<; 
wegen Pflichtvernachlässigung, und §. 42. Anweisungen ubei 
Geschäftsführung des Kirchenvorstandes und der Gemeindevertrei 
Keiner dieser Fälle liegt vor, und da das Gesetz andere Beä 
mungen, durchweiche dem Cultusministef ein Entscheidnnorsr 
übertragen wird, nicht enthält, so ist der hier fragliche Ministej 
Erlass nicht als eine von der competenten Behörde ausgeg*aii| 
Entscheidung eines Specialfalles anzuerkennen. Er kann ^ dahei- 
als eine Meinungsäusserung des Herrn Cultusministers-aufgefasst \} 
den, nach welcher die Kirchenvorstände sich nur insoweit zu rieh 
haben, als sie begründet erscheint. 

Dass die dem Gesetze vom 20. Juni 1875 beiliegende Wal 
Ordnung einen integrirenden Theil des Gesetzes bildet, kann nid 
bezweifelt werden , und da weder im Gesetze noch in der, Wahlor 
nung etwas Gegentheiliges bestimmt ist, so erscheint die Wablorj 
nung auch für das Verfahren bei der Wahl der Ersatzmänner dur( 
die Gemeindevertretung als massgebend, obgleich die Wahlordnun 
offenbar nur die ordentlichen, durch die wahlberechtigten Mitgliede 
der Gemeinde vorzunehmenden Wahlen im Auge hat. Aus letzterri 
Umstände folgt nur, dass bei den Ersatzwahlen durch die Gemeinde- 
vertretung diejenigen Bestimmungen der Wahlordnungen ausser Be- 
tracht zu lassen sind, deren Anwen<Jung der Natur der Sache und 
der ratio legis widersprechen würde. Als eine solche Bestimmung^ 
kann aber der Artikel 1. der Wahlordnung wonach der Kirchenvor- 
stand die Wähl anzuordnen hat, nicht betrachtet werden. 

Dieser Punkt ist jedoch von untergeordnetem Interesse; wich- 
tiger ist die Frage, ob bei den durch die Gemeindevertretung vor- 
zunehmenden Ersatzwahlen die Aufstellung und Offenlegung der 
Wählerliste erforderlich ist. In volkreichen Städten ist die Aufstel- 
lung solcher Wahllisten mit sehr grossen Schwierigkeiten und er- 
heblichen Kosten verbunden,* weil unter den wahlberechtigten 6e- 
meindfe^Mitgliedern in Folge Ab- und Zugangs ein fortwährender 
Wechsel stattfindet, üeberdies wird in grösseren Städten die Noth- 
wendigkeit von Ersatzwahlen ziemlich oft wiederkehren. So wurden 
z. B. in einer hiesigen Pfarrgemeinde binnen weniger als einem Jahre 
drei Ersatzwahlen zu verschiedenen Zeiten nöthwendig. Die jedes- 
malige Aufstellung und Offenlegung einer Wählerliste würde einen 
verhältnissmässig grossen Theil der Kevenuen der Kirche absorbirt, 
und überdies die Vollziehung der Wahlen bedeutend und für die Ge- 
schäftsführung stbrehd gezögert haben. 

Nach den gesetzlichen Bestimmungen ist aber die Ailfstelltrng 
der Wahlliste bei den Ersatzwahlen nicht als erforderlich m erachten. 
Der in dem Mihisterial-Erlass für die Nothwendigkeit der Aufstel- 
lung der Wahlliste angeführte Grund, die Liste sei für die Beurthei- 
lung der Wählbarkeit nach §. 27. von Bedeutung, ist dwchaus bin- 
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,-;e::i. ^^l^?- Der citirte §. 27. bestimmt: »Wählbarsind die wahlberechtigten 
rjii - Mitglieder der Gemeinde, welche das dreissigste Lebensjahr vollendet 
^.Z" haben, sofern sie nicht nach §. 26. von der Ausübung des Wahl- 
rechtes ausgeschlossen sind.« 

Um wählbar zu sein, muss man also 1. wahlberechtigt, 2. dreis- 
sig Jahre alt und 3. durch einen der in §. 26. angeführten Gründe 
von der Ausübung des Wahlrechtes nicht ausgeschlossen sein. Nun 
knüpft aber der §. 25., welcher die Bedingungen der Wahlberechtigung 
aufzählt, das Wahlrecht keineswegs an die Aufnahme in die Wahl- 
liste, und ebensowenig enthält der §. 26. die Bestimmung, dass der- 
jenige von der Ausübung des Wahlrechtes ausgeschlossen sei, dessen 
Namen nicht in der Wahlliste stehe. Daraus folgt mit Nothwen- 
digkeit dass zur Wählbarkeit die Aufnahme in die Wahlliste nicht 
erforderlich ist. Freilich kann derjenige Wahlberechtigte, dessen 
Namen nicht in die Wahlliste eingetragen ist , nach der Natur der 
Sache — ausdrücklich ist es nirgendwo bestimmt — an der einzel- 
,' ^ neu Wahl, tür welche die Wahlliste aufgestellt ist, nicht activ theil- 
'-' ' nehmen, weil es ihm an der dazu erforderlichen Legitimation fehlt, 
als welche allein die Aufnahme in die Liste zu betrachten ist. Allein 
seine Wahlberechtigung im Allgemeinen tangirt dies nicht, uiid er 
kann ohne Zweifel bei der Wahl gewählt werden. Wenn der Ge- 
setzgeber dies nicht gewollt hätte, so durfte im §. 27. nicht gesagt 
werden: »Wählbar sind etc. etc., sofern sie nicht nach §. 26. von 
der Ausübung des Wahlrechtes ausg-eschlossen sind,« sondern: »so- 
fern sie nicht von der Ausübung des Wahlrechtes ausgeschlossen sind.« 
Für die Beurtheilung der Wählbarkeit ist demnach die Wahl- 
'5";; liste ohne alle Bedeutung; sie hat lediglich und allein bei den all- 
Jr^' gemeinen, durch sämmtliche wahlberechtigte Gemeindemitglieder vor- 
zunehmenden Wahlen als Legitimation der Wähler zu dienen. Bei 
'^'[ den von der Gemeindevertretung vorzunehmenden Ersatzwahlen be- 
"? darf es selbstverständlich einer solcher Legitimation der Wähler 
3- nicht, da eben nur die Mitglieder der Gemeindevertretung zu wäh- 
^' len haben. 

11. Die »Germania« vom 31. October 1876, Nr. 250 berichtete: 
Der §. 35. des Gesetzes vom 20. Juni 1875 über die Verwal- 
tung des katholischen Kirchenvermögens legt den Aufsichtsbehörden 
die Befugniss bei, von der Bildung einer Gemeindevertretung Abstand 
zu nehmen, sofern in einer hierzu anzuberaumenden Versammlung der 
wahlberechtigten Gemeindemitglieder die Mehrheit derselben nicht wi- 
derspricht. Die Art der Zusammenberufung und das Erforderniss der 
Mehrheit war von den Aufsichtsbehörden vei*schieden interpretirt. 
Wälirend die Einen die Zusammenberufung durch Ankündigung von 
der Kanzel und die Mehrheit der erschienenen Wahlberechtigten für 
genügend erklärte, verlangte die andere , dass der Wahltermin durch 
Aushang bekannt gemacht werde und dass die Mehrheit der Wahl- 
berechtigten im Wahltermin wirklich erscheine und dem Fortfalle 
der Gemeifld« Vertretung nicht widerspreche. Der Herr Oultusmini- 
ster hat nun gegenwärtig dem Streite ein Ende gemacht, und ent- 
schieden, dass es genüge, wenn der Wahltermin von der Kanzel be- 
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kannt gemacht wär<le, obgleich auch eine Zasammenberaiimg durch 
Aushang nicht ausgeschlossen sei, und wenn die Mehrzahl der er^ 
schienenen Wahlberechtigten dem Fortfalle der G«meiiideireTtretang 
wicht widerspreche. 

• # 

12. Der Erfurter Regierungspräsident forderte auf Gbnud des 
§. 11. des Kirchenvermögensges^tzes von den Kirehm^Vorständeti 
der katiiolischen Gemeinde im dortigen Begierungsbezirk die län* 
Sendung des Inventars zur Einsicht. Zu den Bechnungen verlängte 
er auch die von dem preussischen Begierungs^Cömmissär zu Pader- 
l>ovn erlassenen Verfügungen statt dieselben vom Herrn Himly i^lbst 
zu requiriren oder sich auf dessen :^ Verordnungsblatt« zu abonniren. 

13. Aus Nassau 22. August 1876 schrieb man der »Deutschen 
Kefchsztg.« : Im vollen Gegensatz zu dem Erlass der Egl. Begierang 
in Trier hat unser Herr Regierungspräsident in Ausführung des 
Gesetzes über die katholische Vermögens- Verwaltung verordnet , dass 
bis zum 1. Oetober d. J. ausser den Budgets für 1876 auch die 
Rechnungen der kirchlichen Fonds vom Jahre 1875 einzureichen sind 
bei den Kgl. Verwaltnngsämtern, die sie nach bestimmten Gesichts- 
punkten prüfen, dann dieselben dem betreffenden Landrathsamte^ und 
dieses der Regierung zur Einsichtnahme unterbreiten. Zur Orienti- 
Tung werden sogar die abgeschlossenen Rechnungen für 1874 in Ab- 
schrift verlangt, indess die Kgl. Regierung in Trier mit die Bud- 
gets für 1876 und die Rechnungen vom 1. Oetober 1875 an verlangt, 
wenn um diese Zeit der neugewählte Kirchen-Vorstand' schon in Piinc- 
tion getreten war und eine'besondere Bechnungsablage vom 1. Oetober 
1875 an fertig gestellt hat. Diese Anordnung unseres Herrn Begie- 
rungspräsidenten läd^t den Kirchengemeinden neue Ausgaben auf, in- 
dem auch die Regierung eine Abschrift zu den Acten zurCickbehaltea 
Will, indess nach bisherigem Usus die bischöfliche Beohnungsrevision 
das Original in der dortigen Repositur zurückbehielt, die Abschrift 
der Local-Kirchenrepositur zuging, und die dritte neu zu fertigende 
Abschrift der Regierungsrepositur jetzt verbleiben muss. Welches die 
Gesichtspunkte sind, nach welchen der Verwaltungsbeamte, der das be- 
treffende Gesetz gar nicht kennt, die Rechnungen vörprüfen soll, ist 
nicht gesagt. Jedmfalls sind es nicht reine Zahlenrechnungspimkte. 
Nach Eingang unserer früheren so vortrefflichen Rechnungsfcainmer 
müssen die Gemeinderechnnngen , zu deren Erledigung zahlreiche, 
besonders gut honorirte Revisoren engagirt worden sind, schon lange 
anf Erledigung warten.« 

14. In Köln erliess der >Commissar der erzbischöflichen Ver- 
mögensverwaltung der katholischen Pfarreien,« Herr Begierungs- 
rath Schuppe (vgl. Köln. Volksztg. Nr. 253. I. BL), ähnlich, wie 
Gedicke zu Münster und Himly zu Paderborn (vgl. Archiv Bd. 36. 
Sl 268 ff.) unter dem 8. September 1876 an mehrere Kirchea?- Vor- 
stände eine Verfügung, welche auf der Anschauung beruht, die erz- 
biö'chöflichen Aufsichtsrechte über die Verwaltung des Vwmögens der 
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kattioliseben Pfarrkirchen seien auf ihn ^übergegangen. In einoip 
Sescheidd des GuUtismimsters Falk vom 29. Januar 1876, ^nt 
die: Eingaben verschiedener Kirchen*Vorstände der Diöcese Pader* 
born, welche gegen das Auftreten des dortigen -StaatscömmiBsäJcs 
Himly Beschwerde geffihrt, findet jenes Vorgehen die folgende Mo- 
tivirung : • ' 

»Bereits in den Motiven zum §.44. und §, 45. des .Entwurfes 
^nes Gesetzes über die Yermögens-Verwaltung in d^n kattmlisch^n 
Eircfaengemeinden war ausdrücklich darauf hing^wieson, . : .. 

' »dass wo das Gesetz aber die Yerwaltung erledigter kiatlu^lisoh^r 
Bfefeümer vom 20. Mai, 1874 {ö*-S- S. 135.) zur AnWQndung'koiKiBajes, 
die auf -die Vermögens^.Yerwaltung in den Gemeinden bessuglichjan 
Verwaltungs-Befugnisse des Bischofes von dem dort näher bezeich- 
neten S*aats-€ommis8ar wahraunehtnen seiefi.« 

»Nach der Auffassung der Motive der Begiernngsvorliige. wtrdf 
eö daher dw Bestimmung im §.58., Absatz 3. des Ge^etees voip 
20; Juni V. J. (G.-S. S. 241.) überhaupt nicht bedu^rft haben, um 
e» für gerechtfertigt zu halten, dass bei der Ausübung der m dem 
Gesetae der biscböfiichen Behörde eingeräumten Befugnisse an die 
Stelle dieser Behörde der auf Grund des Gesetzes vom 22, ; Mai 1 874 
ernannte Oommissar zu treten habe. . ' : 

:i^Das!sr dies aber die Absicht auch des Gesetzes ist, hat bei den 
Landtags« Verhandlungen über dasselbe unzweideutigen Ausdruck gie- 
ftmden. Ausweislich der stenographischen Berichte über die Vier- 
hanjdla^igeii des Hauses der Abgeordneten, Seite 1520, bat d?r Be- 
gierungs-^Commissar bei d^r Berathung des §.. 58. zur Beseitigung 
jedes Zweifels darüber, ob unter dem Ausdruck {^Staatsbehörden: im 
Absatz 3. der Commissar für die bischöfliche Vermögens-Verwaltung 
mitverstanden Werden könne, die Erklärung abgegeben: . : 

idass auch der Verwaltnngs-Commissar nach dien ihm isn § 9. 
des Gesetzes vom 20. Mai 1874 beigelegten Befugnissen ui^ter dem 
Ausdruck »Staatsbeibdrdec zu verstehen sei.« 

j^Diese Erklärung hat unmittelbar darauf durch die Bemerkuag 
dies Berichterstatters,« ;' 

»dass in der Hauptsache keine Differenz vorhanden sd,« 

»dessen Zustimmung erfahren, ohne dass von irgend ^iner 
Seite Widerspruch dag^en erhoben worden wäre. . Wenn der Be- 
ricbters^tter bei dieser Gelegenheit zugleich anheimgesteilt ]bat, 
ob vieUeicht eine etwas . präcisere Passung des eineu: oder. des .ande^rn 
Worte» in §>. 58. f&r nöthig zu erachten sein miöchte,. so hat diesßr 
Vorbehalt dadurch seine Erledigung gefunden, dass durch : Annahnje 
eines Amendements im Absatz 1. des §. 58. hinter dem Worte »be- 
setzte der Zu^fz »oder verwaltet« eingeschaltet wnrdefn ist , wie 
die* auch, der !v?on dem Regierungs-Commissaj: gegebene lAterpi:^- 
tation dieser Bestimmung ßjrtspraeh. (Stenogn Ber. a. af,Q.,ä. t520, 
^^!; 1638f 1636.) Dagegen ist imüebrigen eine Aenderung ii?; der Wort- 
^'^ fagsüng des §. 58. nicht löp erforderlicb erachtet. Wenn daJ?er im 
^^^' Absatz 3. des §.58.= bestimmt ist: : , ; -,,■ . ,, . 

^] >dass die den bisehöfliehea Behörden zustehende Befugnisse . in 
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den dort bezeichneten Fällen, d. Yi. so lange das betreffende Amt 
nicht in gesetzmäfisiger Weise besetzt oder verwaltet ist, auf die 
betreffende Staatsbehörde übergehen sollen,« 

»so kann es nach diesen Vorgängen nicht zweifelhaft sein, dass 
zu den hier gemeinten Staatsbehörden auch der Commissarius fnr 
die bischöfliche Vermögens- Verwaltung, welche im §. 9. des Gesetzes 
vom 20. Mai 1874 die dem Bischof zustehende obere Verwaltung 
und Aufsicht über das kirchliche Vermögen in dem bischöflichen 
Sprengel, einschliesslich des Pfarr-, Vicarie-, Kaplanei- und Stiftungs- 
Vermögens, sowie über das zu kirchlichen Zwecken bestimmte Ver- 
mögen aller Art ausdrücklich übertragen ist.« 

»Hiedurch widerlegt sich zugleich die Annahme, als ob die 
vorstehenden Bestimmungen im §. 9. des Gesetzes vom 20. Mai 1874 
durch das Gesetz vom 20. Juni v. J. in Wegfall gekommen seien. 
Die Vorschriften beider Gesetze bestehen vielmehr neben einander, 
und es ist daher auch die Meinung unbegründet, dass die in Rede 
stehende bischöflichen Befugnisse nicht von dem Commissar für die 
bischöfliche Vermögens- Verwaltung, sondern von der im §. 55. des 
Gesetzes vom 20. Juni v. J. gedachten und durch die Verordnung V091 
27. September v. J. (G.-S. S. 571.) Im Einzelnen näher bezeichne- 
ten staatlichen Aufsichts-Behörde auszuüben seien. Dass letzteres 
nicht der Fall ist, hat ebenfalls bereits bei den Landtags- Verband- 
lungen durch die ohne ViTiderspruch gebliebene Erklärung des Re- 
gierungs-Commissars seinen klaren Ausdruck erfahren. (Stenogr. 
Ber. a. a. 0. S. 1520.) Die in dem Gesetze und der allegirten Ver- 
ordnung für jeden einzelnen Fall bestimmte Staatsbehörde und der 
Commissar für die bischöfliche Vermögens-Verwaltung werden viel- 
mehr jeder für sich, oder, soweit das Gesetz es vorschreibt, im Ein- 
vernehmen mit einander die ihnen zugewiesenen Befugnisse wahrzu- 
nehmen haben, ohne dass bei sachgemässer Behandlung der Geschäfte 
die Besorgniss begründet wäre, es möchte die Ausführung des Ge- 
setzes erschwert werden, wenn bei derselben zwei staatliche Organe 
mitzuwirken haben.« 

Die Unrichtigkeit dieser Falk, Gedicke, Himly*schen und nun- 
mehr auch Schuppe'schen Anschauung ist in der oben S. 551 in der 
Note erwähnten Schrift ^ron Dr. L. Heinrich (vgl. den Auszug in 
der Köln. Volksztg. Nr. 259, I. Bl.) gründlich widerlegt worden. 
Wir brauchen nur zu constatiren , dass der Herr Minister auf eine 
Erklärung der doch allein entscheidenden Ausdrücke des Gesetzes 
vom 20. Juni 1875 (§. 58. Absatz 1. und 3.), welche der ministeriel- 
len Auffassung durchaus entgegenstehen gar nicht eingeht und sich 
einzig stützt auf eine Stelle der Motive des Begierungs-Commissars 
und eine was ihre Tragweite betrijSl wenig bestimmte Bemerkung 
des Berichterstatters über den Entwurf des Gesetzes. Auch der 
Köln. KrCgierungs-Präsident von Bernuth erkannte an (vgl. Archiv 
Bd. 36. S. 267.), dass durch §. 58. des cit. Gesetzes vom 20. Juni 
1875 die Bestimmungen des §. 9. des Gesetzes vom 20.. Mai 1874, 
soweit es sich um die Vermögens- Verwaltung in den Kirchengemein- 
den handelt, aufgehoben sind und dass nach der staatlichen Absetzung 
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eines Bischofs die Befugnisse, welqhe die bischöfliche Behördte nach 
dem Gesetze vom 20. Juni 1875 im Einvernehmen mit dem Regie- 
rungs-Präsidenten zu üben hat, ruhen, resp. von dem Regierungs- 
präsidenten allein die betreffenden Rechte auszuüben und desshalb 
die bezüglichen Anträge der Kirchenvorstände ausschliesslich an 
diesen zu richten sind. 

15. Aus Westfalen 21. August 1876 wurde der Köln. Volksztg*. 
berichtet: •* .. 

»§. 1. des Gesetzes vom 22. April 1875, wonach »sämmtliche 
für die Bisthümer, die zu denselben gehörigen Institute und die 
Geistlichen bestimmten Leistungen aus Staatsmitteln eingestellt« wer- 
den, wurde bisher von der Regierung dahin ausgelegt, dass auch die 
vom Staate an die Kirche zu leistenden Beiträge zur Abhaltung von 
gestifteten Messen u. s. w. einzubehalten seien. Derartige Fundatio- 
nen bestehen an der Pfarrkirche zu F. in grosser Zahl, da der Staat 
durch (lie Säcularisation des dortigen Stiftes die Verpflichtung zur 
Auszahlung der Geldbeträge für die vom Stifte fundirten sogenannten 
Memorien, Sacraments- und Roratemessen übernommen hatte. Durch 
Einbehaltung jener Gelder wurde der Zweck jener Stiftungen un- 
möglich gemacht; es wurden ferner nicht allein die'Geistlichen, son- 
dern auch die Pfarrkirche, sowie die niederen Kirchenbeamten in 
ihrem Einkommen geschädigt. Die Letzteren richteten daher , ge- 
stützt auf den Wortlaut des Gesetzes, welcher nur von »Bisthümern,« 
den »zu denselben gehörigen Instituten« und »Geistlichen« redet, 
durch den Kirchen- Vorstand die Forderung an^die Regierung, dass 
ihnen die auf sie entfallenden Beträge ausgezahlt werden sollten. 
Es wurde daraufhin die Regierungshauptcasse zu Münster angewie- 
sen, nicht allein jene den niederen Kirchendienern gebührenden Zah- 
lungen zu leisten, sondern fortan die ganze Summe, die zur Abhal- 
tung der fundirten Aemter n. s. w. jährlich bestimmt ist, wieder 
weiter zu zahlen und die bishei: evnhehultenen Gelder zu überweisen. 
Damit ist also die Regierung von der bisherigen eingangs erwähnten 
Gesetzesanwendung. abgegangen und hat so anerkannt, dass die zur * 
Abhaltung von gestifteten Messen und Aemtern jährlich zu zahlen- 
den Staatsleistungen nicht von den Bestimmungen des Sperrgeset2{es 
vom 22. April 1875 betroffen werden.« 

16. Von Merheira im Landkreis Köln 26. October wurde aber 
der Bonner »Deutschen Reichsztg.« Folgendes berichtet: 

»Der hiesige Kirchenvorstand hat beantragt, es möge gestattet 
^te^den, dass die Stiftungsmessen von einem gesetzmässig angestellten 
Geistlichen in der hiesigen Pfarrkirche gelesen werden dürften, da 
den Verwandten der Stifter viele Zeit verloren gehen würde, um nach 
einem anderen Orte zu gehen, wenn die Stiftungsmessen anderswo 
gehalten würden , und der Küster seines Antheilfif an den Erträgen 
der Stiftung in diesem Falle beraubt werden würde. (Ich bemerke, 
dass die Pfarre durch den Tod des Pfarrers seit IV4 Jahr verwaist 
ist und auch keinen Kaplan oder Vicar hat.) Von Seiten der könig- 
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lieben Be^erung ist geantwortet worden, dass sie sich nicht far er- 
mächtigt halte, die nachgesuchte Genehmigung zu erthieilen und es 
Sache der betreffenden Geistlichen sei, sich so zu verhalten, dass sie 
dem Strafrichter keinen Anlass geben, gegen sie einzuschreiten, dass 
es aber von Seiten der Verwaltung als- zulässig erachtet werde, toenn 
von einem gesetzlich angesteUten .Nacbbarpfarrer einzelne Amtshand- 
lungen vorgenommen würclen^ so lange ^ese Handlungen sich nur 
nicht als eine Stellvertretung öder Hilfeleistung in einem geistlichen 
Amf^ charafiterisirten. 

17. Per Köln. Volksztg. Nr. 202. I. Bl. vom 24. Juli 1876 
entnehmen wir: 

Nach Absatz 2. des §. I. des Gesetzes über das Kostenwesen 
in Auseinandersetzungssachen vom 24. Juni 1875 haben die bctliei- 
llgteu Kirclien, Pfarren^ Küstereien und Schulen die auf sie fallen- 
den Kostenbeiträge nur in so weit zu entrichten, als diese ans dem 
verfügungsfreien Vermögen und Einkommen des betheiligten Insti- 
tuts nach Abzug der zur ordnungsmässigen Unterhaltung des letz- 
teren ertorderlichen Ausgaben entnommen werden können und inso- 
iern dieses Verinögeri öder Einkommen nicht dem amtlichen Niess- 
brauch der kirchlichen oder Schulbeamten unterworfen ist. Hiemach 
sind die vorgenannten Institute in dem angegebenen Umfange von 
der Köstenpflieht gesetzlich be&eit. Folgeweise ist, nach einem Cir- 
cular-Erlass des Ministers far die landwirthschaftlichen Angelegen- 
heiten, wenn seitens der in Bede stehenden Institute mi Grund des 
allegirten Gesetzes Kosten bezahlt worden sind, zur Rückzahlung der 
letzteren in Folgs eines nachträglich beigebrachten Armuihzeugnisses 
die Genehmigung des Ministers nicht mehr erforderlich. 
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üeber die Irüheren Theile dieses hervon-agenden Werkes vgl. 
in Archiv Bd. 35. S. 384 f. Die vorliegende 2. Abth. des 2. Bandes 
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Lehren der allgemeinen Concilieu, die Verfassung und die Glaubens- 
decrete derselben ein. Die Abtheilung bricht mitten in der. Lehre 
vop den Particularconcilien und der rönaischen Congregationen ab. 
Der Schluss des 2. Bandes soll in Kurzem erscheinen. 

3. Neun Gapitel über freie Kirche und Gewissensfreiheit. Van Dr. 
Friedrich Maassen , o. ö. Professor des röm. umd can* Rechts 
an der Wiener Universität etc. Grats 1876^ Leuschmr und Lur 
benshy^ IV. und 471 8. 8. 

» ■ ■ 

Professor Maassen hat in der Vorrede dieser seiner '»Bekennt- 
nissschrift« dieselbe bereits selbst recensirt, indem er sich von einem 
Freunde sagen Hess, er werde es Keinem recht machen. Die bedeu- 
tenderen Blätter katholischer Richtung haben alsbald umfassende Aus- 
züge aus der scjiön geschriebenen und sehr schön ausgestatteten 
Schrift mitgetheilt und ihre üebereinstimmung mit den meisten Ca- 
piteln zugleich kundgegeben , allerdings auch die Nichtübereinstiin- 
mung mit dem Inhalte einiger Capitel Die Nichtübereinstimmung 
wurde katholischerseits namentlich hervorgehoben bezüglich der Ab- 
schnitte über Gewissensfreiheit und über Kirche und Staat im Mit- 
telalter, bei welchem letzteren Maassen immer an das Schreckbild 
der »Zwangskirche« denkt, sowie in Betreff der Bedenken Maassens 
gegen das unfehlbare Lehramt des Papstes. Dagegen durchweg er- 
klärten die Tagesblätter katholischer Eichtung ihre j^nerkennung 
dem Inhalte der Capitel über die Freiheit der Kirche, über den 
heidnischen Staatsabsolutismus, grösstentheils zu dem über die so- 
genannte Reformation (S. 234 ff.), über die Fürstenallmacht und die 
katholische Kirche (eine Characteristik der Bestrebungen Kaiser Jo- 
seph's II.) über die Aufhebung des österreichischen Concor4ates und zu 
dem streng verdammenden ürtheil über den sogenannten Gulturkampf. 
Blätter anderer Richtung haben den ihuen grösstentheils sehr un- 
bequemen Inhalt der interessanten Schrift, aus welcher ersichtlich 
die volle üeberzeugung des Verfassers spricht, ignorirt. 
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Sorgförltig ignorirt werden auch die dera »Culturkaiüpfe* ab- 
holden Schriften in den oberflächlichen und ungenauen, kurzen Bin- 
leitungen zu der dürftigen Sammlung von 

3. Zorn (a. o. Professor zu Bern,) Die nichtigsten Mrchensfaats- 
rechtlichen Gesetze Deutschlands^ Oesterreichs , der Schweiz und 
Italiens. Nordlingen, C. H. Beck 1876. V und 190 S. 8. 

4, . Viier Jahre GuUurlcampf. Von Dr. Ferdinand Schröder, Frank- 
furt a. M, Zimmer 1876. 

Es mehren sich unter den Prolestanten bedeutende Stinamen, 
wdche sich gegen den ^Culturkampf« aussprechen. Im Frühjahre 
vorigen Jahres erfolgte eine scharfe Verurtheilung desselben in de?iii 
Werke des Professor Gö^cÄen in Strassburg im Elsass: »Staat und 
Kirche, in ihrem Verhältnisse geschichtlich entwickelt«' (Berlin 1875). 
Das in der üeberschrift genannte Schriftchen von Schröder bildet 
das 5. Heft in einem Broschüren-Cyclus protestantischer Gelehr- 
ter über brennende Zeit* und religiöse Fragen,, welche unter der 
Direction des badischen Oberkirchenraths Dr. Mühlhäusser und Pro- 
fessor Dr. Geffeken erscheinen. Die Schrift Schröders liegt uns 

^ selbst noch nicht vor, aber die »Köln. Volksztg,^ brachte bereits 
in Nr. 258, I. Bl. vom 18. September 1876 eine längere Inhalts- 
angabe und die »Germania« 1876 , Nr. 254 , reproducirte eine 
kurze Inhaltsangabe aus der »A. Ev.-Luth. K.-Z.« mit dem Be- 
merken, dass dem Verfasser in vielen Dingen eine richtige Auffassung 
des Katholicismus abgehe, dass aber dessen ürtheil über den »Cultur- 
kampf« eben desshalb, weil es von einem Gegner der katholischen 
Kirche ausgehe, um so grossere Beweiskraft habe. Der »Cultur- 
karapf« werde, heisst es in der genannten Broschüre, auf eine solebe 
Weise geführt, dass die »positiv gesinnten evangelischen Kreise« trotz 
ihrer »Antipathie gegen den Ultramontanismus« mit den »Cultur- 
kämpfern« nicht gemeinsame Sache machen könnten. Von den so 
oft genannten angebliehen Gründen für JEntsiehung des »CuUur- 
kämpfest ist nach dem Verfasser Jcein einisfiger im Stande ihn zu er- 
Jdären^ weder die vaticauischen Coucilien, noch die. Bildung der 
Centrumsfraction ;. auch würde man dem. Fürsten Bisjwarck Unrecht 
thun, wenn man annehmen wollte, die »Herstellung der Gefolge- 
sohaft der Liberalen« sei für ihn Grand gewesen, den »Culturkampf« 
in Scene zu setzen. Eine tmmittelbar nöihigende Ursache zu dem so 
offenen Beginn der Feindseligkeit sei bis jetzt nicht zu entdecken 
gewesen: Man hätte zum offenen Bruch, wie es scheinen wolle, ei- 
nen günstigeren Anlass abwarten können , ohne der Ehre etwas zu 

• vergeben. Billig unvorbereitet auf die möglichen Eventualitäiten habe 
sidr das Ministeriutti Falk in den Kampf gestürzt, indem es sich 
von den Gelehrten, die sich ihm zu seinen Zwecken darboten oder 
die' er sich angesucht habe , alles Dasjenige habe zusammenstellen 
lassen, was irgendwo einmal verordnet worden, um die Kirche in 
der Freiheit und Selbständigkeit ihrer Action zu beschränken und 
zu lähmen. Solche Zusammenstellungen schienen die Rüstkammer 
Falkos zu sein; die Motive zu den Maigesetzen brächten Einiges 
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der Art ziemlich unvermittelt bei. In den grössten inneren Wider- 
sprächen habe sich darum der Minister bewegt vom Schulaufsich ts- 
gesetz an bis zur Simultanschule. Das System, auf wdchem die Ge- 
setze seit 1878 beruhten, sei das dem Christenthum ganz fremde 
der Staatsomnipotenz, Zu welchen Consequenzen dieser Grundsatz 
der Staatsomnipotenz führe , sei aus der Aeusserung ersichtlich , zu 
welcher sich ein Vertreter der Staatsregierung habe hinreissen lassen : 
dass Gründe der Mordlität hinter dem zurückstehen müssten^ ivas 
die heutigen Verhältnisse als zweckmässig und nothwcndig bezeich- 
neten. Die Wirkungen des »Culturkampfes« findet der Verfasser als 
gleich traurig und besorglich. Gestärkt seien vor Allem die kirchenfeind- 
lichen Mächte, gestärkt sei die katholische Kirche, indem sich Priester, 
Bischöfe und Gemeinden enger zusammengeschlossen hätten. Schwächer 
dagegen geworden sei die evangelische Kirche, abhängig sei dier 
selbe dermalen von der Gimeralsyuode, in welcher die grossstädtischen 
Intelligenzen vorwögen , von denen ein heilsamer Einfluss nicht zu 
erwarten sei ; zudem müsse die Generalsynode darauf sehen , was* 
dem Staate beliebe; der Oberkirchenrath sei ganz beeinflusst von 
der Eegierung; das Staatsoberhaupt, welches zugleich Kirchenober- 
baupt, sei getrennt von der Kirche durch das Zwischenglied, den 
Staatsminister ; dieser sei dem Landtage verantwortlich und letzte^ 
rer sei von dem religiösen Bekenntnisse unabhängig. Endlich fragt 
der Verfasser, ob denn der Staat stärker geworden sei in Folge des 
»Culturkampfes« ? Er vorneint es; ein Staat könne nicht stark ge- 
nannt sein, der mit einem Drittel seiner ünterthanen im Krieg lebe. 
(Man verbinde damit auch die vortreffliche Rede des Chef-Redacteurs 
der »Germania« und Reichstagsabgeordneten Majunke auf der im. 
September 1876 zu München abgehaltenen katholischen Generalver- 
sammlung, welche in der Beilage zu Nr. 240 der »Germania« ab- 
gedruckt ist). 

Ein nicht uninteressantes in seinem Inhalte ziemlich mannigfal- 
tiges und darum weniger übersichtliches kirchen-politisches Schrift- 
chen erschien von einem 9ehr ehrenwerthen Altbayern u. d. T.: 

5. T>Da$ Ganze-Sammeln,<ii Signalruf an die bayerischen Patrioten 
von einem Reservisten. Würzburg bei Leo Wörl 1876. 48 S. 8. 

Die Schrift fordert ein rückhaltloses Eintreten für das höchste 
Gut des Volkes, für das Christenthum , und kritisirt scharf an der 
Hand von Thatsachen das Verhalten der sogenannten patriotischen 
bayerischen Kammermajorität, gibt eine Aufzählung des Eingriffe des 
Ministers Lutz und seiner Vorgänger in das kirchliche Gebiet. Voll' 
ständig stimmen wir dem Verfasser bei, |Wenn er die Nichtigerklä- 
rung des bayerischen Concordats durch den heiligen Stuhl fordert 
wegen »physischer oder moralischer Unmöglichkeit der Erfüllung, 
welche nach Naturrecht und Moral ein anerkannter Aufhebungsgrund 
jedes Vertrages sei.« Das Sohriftchen zeigt im Einzelneu, wie das 
bayerische Concordat von der bayerischen Regierung allmählig fast 
ganz beseitigt ist, und wie die. förmliche Abolirung des Concordats 
daher kaum etwas vorfände, was der Kirche noch ^u rauben wäre. -^ 
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6. Die Bedeutung des Beweises durch Indicien in dem kirchlichen 

Gerichtsverfahren^ i^nsbesondere in dem Strafverfahren. Zugleich 
ein Beitrag zur Lehre von den Vermuthungen. Inaugural-Dis- 
sertation vm Dr. jur. Fßfix ßro^oA. Breslau, Aderhölz 1876, 
IX und 155. S. 8 -' ■ - ' ^ 

Diese gründliche und amfaäseade Doctor-Dissertation gibt im 
1. Theile me ausfübrliche Gnttwikelung des Begriffes der Ipdiclen. 
der PräsamtioiieQ und Fictionen. In dem 2^ speoiellereni Thmle Wird 
das kirchliche Verfahren und der Indicietibetnreis im AUgemeinenaiid 
im Besonderen eingehend geschildert und historisch bi« zum speau- 
him des Durantis eingehend geschildert;.. In dem Anhang sind hoc^ 
die Meinungen einiger bedeutenden Ganoiiisten der «späteren Zeit ü)^er 
die Beweiskraft der Indicien wiedergegeben. Die Darstellimg difiöer 
Erstlingsschrift ist im Ganzen gewandt Und hat $ich det Verfksder 
auch tüchtig ia der titeratur umgesehen. , 

7. Acta et Deereta sacrortm conciliorum receniiarum. Colleetio 

Lacensis.^^ Anctorihuß Pteshyteris S. J. K Domo B. 'Fl' M. 
sine iabe conceptqs ad lacum. Tomus secundus. Jicta et De- 
cret^ s. conciliorum, quae ab episci^is ritumt orientalium ab 
tti 168 J2 Wque ad a. 1789 indeque ad a. 1869, swnt eeiebräta. 
Aficedunt Deereta Bomaka de ritihus orientalibus. FViburgi \ 
Brisg^iae, sunUibus Herder 1876 , VI u. 684. pp Dim0, in 4. \ ^ 

Von der werth vollen Sammlung der neueren Concilien, welche die 
Jesuiten im Zloster Maria-Laach begannen und nun im Etil in Holland 
fortsetzen, liegen jetzt 4 Bände vor, so dass jetzt nur noch die Bände 
5. und 6. teiüen. Die zu^st erschieneneo Bände 1. 4 S, wurden 
im Archiv bereits des Näheren gewürdigt. Der vorliegende kurzlich 
erschienene Band 2, ist vom Pater Gerhard Schne^ann bevorwor- 
tet, welcher hauptsächlich die Herausgabe desselben besergte. . D^n 
'Bauptitnfaalt dieses Baades bilden die kkten . und Deerete der rutUe- 
nischen Prdvinciälsynode zu Zaöioäd v. J; 1720 und: ^^ armenischen 
Synode auf deni Berge Libanon v.J. 1736. Daran reihen sich eine 
Menge Erlasse des rapstes und der Curialbehörden über das Kii"- 
chenrecht der :iinirten Orientalen, sowie auch noch ei&ige kürzere Con- 
cilien Uätrilich ein atmenisches in Bzorntaär v. J. 1868, eine mar<Mii- 
tische Synode V, J. 1818 und ein Patriarchalcojicil der.Qr§xjö-Melchiten 
V. J. 1812 'und ein solches v. J. 1835., In ^i^sen Synoden,, uament- 
lich in beiden ersteren sind fast alle Fragen des EircheorechtSv der 
unirten OrierttäleU abgehandelt. Zählreiche Literaturnachweise: da-" 
runter naanoh^ weniger bekaimten sind zur Erlänterung beigegeben 
un4:ana Schjußse ist eine sehr objectiv gehaltene Erörterung der yer- 
wi(Ä:€^ten Frage über^ 4en üefoertritt der Buthenen zum lateinischen 
Ritus beigefflgt. Manche wunden Punkte^ nanientlich' in Betreff dör 
schismätischen Tjön^lenzen , die gegenwäj^tig bei. öjehreren orietfta^ 
lisclien . Riten .<lieOherhand zu gewinnen drohen, gin4 katina*erk(Bnii- 
bar nur durch vorsichtige^ Hinweise ai^edeutet. Au^ührüche Quel- 
len-, Sach-'und Personen-Regieter erleichtern den öebrau^^h'des reich- 
haltigen mit äusserster Sorgfalt gesammfeiten und geordneten WeAes. 

Vering. 
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Newmann, Ist die kath. Kirche 
staatsgefährlich? 4. Gladatone^ 
Vaticanismus ; 5. Die Kirche be- 
trachtet mit , Rücksicht auf die 
gegenwärtigen Streitfragen und 
die Bedürfnisse unserer Zeit; 
6. Toitdinit Anglikanismus , 
Altkatholicismus und die Ver- 
einigung der Christi. Episcopal- 
kirchen; 7. Vogt,^ Sammlung 
kirchl. u. staatl. Verordnung, für 
d. Bisth. Rottenb.; 8. Griessh 
Sach- u. Nachschlagregister zu 
den kirchl. Verordn. - Blättern 
für die Seckauer Diöcese; 9. 
Palloftini, Sacerdotium et im- 
periuni seu jus publicum civile 
ecclesiasticum; 10. Hergenrö- ^ 
ther, Handbuch der allgemein. 
Kirchengeschichte; 11. Vering, 
LehfbuciL des kath. u. protest. 
Kirchenrechta .....*. 814 

XXVII. Grashof ^ Die Gesetze der 
römischen Kaiser über die Immu- 
nitäten der Kirche hinsichtlich 
ihres Vermögeng. .... .321 

XXVIII. Akten über die Errich- 
tung des Bisthums Luxemburg 
(1870-1873) .S36 

XXIX. ?j. Oüerkampt Domoapi-' 
tular, Wann bewirken die lite- 
rae dimissoriae , ad quemcun- 
.queEpiscppum die Excorporatipn 
aus einem Sprengel? .... 389 

XXX. ßalläy P, Vater* De tran- 
situ regularium 396 

XXXI. Die freiwillige Trennung 
von Eheleuten 406 

XXXU^ Silberna gl , Profesa^Dr., 
Das Patronatsrecht des Patrons 
der Mutterkirche an dem von 
letzteren disraembrirten Gottes- 
hause. Eine Antikritik . . . 410 

XKXUL 'Fürstlich Schwarzburg^ 
Rudolstädter Verordnung v. Jw 
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1872, betr. die Verhätfcnisse der 
katholischen Kirche . . . .411 

XXXIV. Circulat des italienischen 
Justiz ministers v. 22. Septem- 
ber 1876 über das sog. Placet in 
Betreff der Bischöfe .... 412 

XXXV. Oesterr. staatskirchl. Er- 
lasse und Entscheidungen 1. Cir- 
cularverf ügung des k. k. Landes- 
vertheidigungs-Ministeriums v. 
4. Mai 1876, Organische Bestim- 
mungen für die Landwehr-Seel- 
sorger betreffend; 2. Erlass d^ 
Ministeriums des Innern v. 3. 
Juli 1876 in Betreff der Obliegea- 
heit der Civilgeistliohkeit gegen 
die Landwehr; 8. Kirchen-Paxro- 
uatsunfähigkeit der Israeliten; 

4. Aus dem Staatsvertrage zwi* 
sehen der österr.-ungar. Monar- 
chie und der Schweiz v. 7. Sep- 
tember 1875; 5. Zur Erläuterung 
der Vorschriften über die Lega- 
lisirung und Einsendung der für 
Ausländer auszufolg^ndenMatd- 
kenscheine; 6. Frage der Staats- 
burgerfolge der gerichtlich ge-' 
scbiedenen Ehefrau . ... . 41S 

XXXVI. Ein Erlass des Erzbischofs 
von Köln vom 8. September 1876 
und ein solcher rheinischer Bür- 
germeisterämter vom September 
1876 über die Ausübung geist- 
licher Functionen und Aemter 432 

XXVII. Weitere Akten übör die 
Schulfrage in Preusserf (1. Aus 
der Antwort des hL Vaters an 
die Pfarrer der Diöcese M<^nster 
in Betreff der kirchHchen Sen- ' 
düng für den Religionsunterricht. 

2. Erlasse des Fürstbischof s von 
Breslau v. 10. Juni 1873 und der 
k. Regierung zu Oppeln v. 18. 
August 1873 und 2. November ' 
1874 über denselben Gegenstand ; 

3. Pesgleiohen Erlass der Regie- 
rung zu Breslau v. 25. Oktober ' 
1876. 4. Eingabe der Pfarrer der 
Diöcesen Münster und Paderborn 
V. 1 6. October 1876 aii den ' 
Cultusminister, betr. den ka- 
tholischen Religionsunterricht. • 

5. Beschwerde derselben v. 18. 
October 1876 gegen die protes- 
tantischen Lesebücher in deh^ 
Volksschulen. 6. Instruction der 
Düsseldorfer Regierung in Be- 
treff des Religionsunterrichtes < 434 

XXXVin. Zur Verwaltung des ka- 
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Preussen 1875— 1876. {1. Protest 
des preussischen Episcopates ge- 
gen das Gesetz v. 7. Juni 1876; 
2. Desffleicben des Cardinal-E]:z- 
bischofi Ledochowski. 3. Ver- 
ordnung V. 29. September 1876 
über die Aufsichtsrechte des Staa- 
tes bei der Vermögens- Verwal- 
tung in den katholischen Di5- 
oesen; 4. Protest der Kirchen- 
Vorstände der Decanate Bonn 
und Hersei gegen die Beschlag- 
nahme der Pfarrdotationsgüter 
und Gutachten Professor Dr. 
Bauer bancTii über diese Frage ; 
5. Schwierigkeiten jener Ein- 
ziehung im Begierungsbezirk 
Düsseliorf ; 6. Landräthliche Ver- 
bote den Pachtzins an die ka- 
tholischen Pfarrer zu bezahlen; 
7. ilat ein Staatscommissar für 
die bischöfliche Vermögens- Ver- 
waltung die Befugniss Ordnungs- 
strafen anzudrohen oder festzu- 
setzen? 8. Aufforderung des 
Landeshauptmanns zu Schlesien 
an die HÜ. Erzpriester zu Be-' 
richten über die Schul- und Ar- 
menstiftungen. 9. €ir«ular-£rlass 
des Cultus-Ministers v. 16. Oc- 
tober 1876 in Betreff der Ent- 
scheidung über die Wählbarkeit 
der Kirchen- Vorsteher;, 10. Er- 
lass des Üultus-Ministers v. 18. 
September, bezüglich der Ersatz 
wanlenfür die katholischen Kir- 
chenvorstände und Gemeindercr- 
tretungen; 11. Entscheidungen 
des Cultus-Ministers y. October 
1876 zur Durchführung des §. 35. 
des Gesetzes 20. Juni 1875 Ober 
die Abstandnahme von der Bil- 
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. düng einer Gemeindevertretung 
bei der Verwaltung des katho- 
lischen Kirchen-Vermögens; 12. 
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fordert Inventar undBechnungen 
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setzten Bischofs übergegangen ? 
Kritikbetreffender Erlasse beson- 
ders de|ienigen des Cultus-Mini- 
sters Falk V. 29. Januar 1876; 

15. Das Sperrgesetz und die ge- 
stifteten Messen : Erlass der 
Münster. Begierung ; 16. Erlass 
der Kölnischen Begierung über 
denselben Gegenstand; 17. Cir- 
cular-Erlass des Ministers der 
landwirthschaftli«'.hen Angele- 
genheiten in Betreff des Kosten- 
wesens und Auseinandersetzungs- 
sachen für Kirchen, Pfarrer und 
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